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Zeitung des Deutschen Kulturrates

Kultur und Kirche
Was tun die Kirchen für die Kultur,
welche Bedeutung hat das Christen-
tum für die zeitgenössische Kunst
und auf Grund welchen Menschen-
bildes fördern die Kirchen Kultur?
Diesen Fragen wird im Schwer-
punkt nachgegangen.

Seiten 3 bis 18

Föderalismusreform
Was bedeutet die Föderalismusre-
form für die Landtage? Führen sie
Diskussionen zu kulturpolitischen
Fragen von gesamtstaatlicher Be-
deutung oder endet ihr Interesse an
der Landesgrenze? Sieben Landtags-
präsidenten geben hierzu Auskunft.

Seiten 21 bis 25

Medienpolitik
Was tut sich medienpolitisch auf der
europäischen Ebene? Wie werden
die Weichen für eine europäische
Medienpolitik gestellt? Was bedeutet
Medienpolitik im digitalen Zeitalter,
in dem die Übertragungswege im-
mer weiter ausdifferenzieren?

 Seiten 26 bis 27

Gemeinnützigkeitsrecht
Was will die Bundesregierung im Ge-
meinnützigkeitsrecht? Soll das Bür-
gerschaftliche Engagement geför-
dert werden oder geht es darum, Ver-
eine und Stiftungen unter vornehm-
lich ökonomischen Aspekten zu be-
trachten.

Seiten 28 bis 29

Kultur Kompetenz Bildung
Wie verändern die Medien die kul-
turelle Bildung und wie verändert
kulturelle Bildung die Mediennut-
zung,; damit setzt sich diese Ausga-
be auseinander. Gute Beispiele von
kreativer Nutzung neuer Medien
werden aufgezeigt.

Beilage Seiten 1 bis 6

Kultur-Mensch
Bazon Brock

Bazon Brock/www.lustmarsch.de

Editorial
Kurzgeschichte

Schwerpunkt

Kultur und Kirche

Weiter auf Seite 2

Unter dem Motto �Vom Sorgenkind zum Wundergreis� zieht
Bazon Brock zu seinem siebzigsten Geburtstag Bilanz und sam-
melt �Grabbeigaben für seine Generation� � so die Überschrift
des derzeit stattfindenden Lustmarsches von Bazon Brock. An
elf Orten Karlsruhe (ZKM), Frankfurt (SCHIRN), Köln (Museum
Ludwig), Hannover (kestnergesellschaft), Wuppertal (Von der
Heydt Museum), Graz (Neue Galerie am Landesmuseum), Mün-
chen (Haus der Kunst), Berlin (Contempary Fine Arts Gallery),
Leipzig (Museum der bildenden Künste), Pfäffikon (SZ, Perfo-
rum), Hamburg (Sammlung Falckenberg) setzt sich Bazon Brock
in der ihm eigenen Weise mit den verschiedenen Themen
auseinander, die sein Denken und Arbeiten in den vergangenen
50 Jahren geprägt haben. In einem 60minütigen Gewaltmarsch
oder einem 240minütigen Lustmarsch wird das Publikum von
Bazon Brock durch die Themenfelder geführt.
Bazon Brock, Künstler ohne Werk, regt an, verstört, lädt zum
lustvollen Genießen und Nachdenken ein. Sein seit 1959 prak-
tiziertes Action Teaching findet im Lustmarsch sicherlich einen
Höhepunkt.

A m 14. September 1981, also vor
25 Jahren, trafen sich kulturpo-

litische Bundesverbände und Orga-
nisationen in der Parlamentarischen
Gesellschaft in Bonn zur Gründung
eines Kulturrates nach dem Vorbild
von Kulturräten in den Niederlanden
und in Schweden. Mit 25 Jahren hat
der Deutsche Kulturrat eine ausge-
sprochene „Kurzgeschichte“ vorzu-
weisen. Der Deutsche Kulturrat ist,
gerade was seine späte Gründung
angeht, auch ein Teil einer weitge-
hend noch unaufgearbeiteten Ge-
schichte der Kulturpolitik des 20.
Jahrhunderts.

Die dunklen Schatten, die sich
über nicht wenige Künstler, Ausstel-
lungsmacher, Kritiker, Kulturpoliti-
ker und Verbandsvertreter im Drit-
ten Reich gelegt haben, sind vielfach
noch nicht aufgearbeitet. Es waren
nicht nur das Reichsministerium für
Volksaufklärung und Propaganda
und die Reichskulturkammer, die
damals ihr Unwesen trieben, son-
dern auch Künstler, die Künstler de-
nunzierten, Kunsthochschulen und
Akademien, die sich unliebsamer,
meist jüdischer und linker Studen-
ten und Professoren entledigten,
Kunstkritiker, die die Ausstellung
„Entartete Kunst“ bejubelten und
Kulturverbände, denen es nicht
schnell genug gehen konnte, sich
dem nationalsozialistischen Staat
anzubiedern und willfährig zu sein.

Die Angst vor einer zweiten
Reichskulturkammer saß in der jun-
gen Bundesrepublik verständlicher-
weise tief. Und so ist es zu verstehen,
warum erst 36 Jahre nach Kriegsen-
de der Deutsche Kulturrat, als Dach-

verband der Bundeskulturverbände,
gegründet wurde. In der Satzung des
Deutschen Kulturrates sind das Ein-
treten für die demokratische Gestal-
tung und die Transparenz kulturpo-
litischer Entscheidungsvorgänge so-
wie die Stärkung des Prinzips der
Selbstverwaltung im kulturellen Be-
reich und das Eintreten für Kunst-,
Publikations- und Informationsfrei-
heit eindeutig und unmissverständ-
lich festgeschrieben. Der Deutsche
Kulturrat hat nicht nur wegen seiner
kurzen Geschichte keine, auch nur
entfernte Ähnlichkeit mit der
Reichskulturkammer, aber er ist
trotzdem Teil der deutschen Kultur-
politikgeschichte.

Gerade in den letzten Monaten
wird das grundsätzliche Eintreten
des Deutschen Kulturrates für die
Kunst-, Publikations- und Informa-
tionsfreiheit auf eine harte Probe
gestellt. Soll die Arno-Breker-Werk-
schau in Schwerin wirklich verbo-
ten werden oder muss nicht endlich
das Werk von Hitlers Lieblings-
künstler öffentlich entmystifiziert
werden?

Das zu späte Eingeständnis von
Günter Grass Mitglied der Waffen-SS
gewesen zu sein, zeigt wie schwer es
sich gerade der Kulturbereich mit
der Aufarbeitung dieser Epoche tut.
Es wird Zeit, endlich mehr Licht ins
Dunkle zu bringen. Das wird nur
möglich sein, wenn die Debatte über
die deutsche Kulturpolitikgeschich-
te des 20. Jahrhunderts offen und
ungeschminkt geführt wird.

Olaf Zimmermann, Geschäftsführer
des Deutschen Kulturrates 

Über Bürgerrechte und Bürgerpflichten
Die Leitkulturdebatte ist wieder entfacht � Von Bassam Tibi

Die Erinnerung an das äußerlich
fröhliche Deutschland während der
Fußball-WM gibt Anlass für eine mo-
ralische Aufrüstung und für einen
Neubeginn. Zu diesem gehört, sich
auf eine Grundlage für das friedli-
che Zusammenleben von Deutschen
und Fremden � zu denen dieser Au-
tor gehört � zu einigen. 20 Prozent
der Bewohner Deutschlands sind
Menschen mit Migrationshinter-
grund. Die Wohnbevölkerung
Deutschlands benötigt eine gemein-
same Grundlage, also einen Konsens
über Leitkultur.

Um es einleitend offen zu sagen:
Als Schöpfer des Begriffes Leit-

kultur und als Urheber seines origi-
nären Inhaltes, der nicht mit einer
„Operation Sauerbraten“ (so „Der
Spiegel“ 2000), sondern mit einer
kulturübergreifenden Begründung
von Demokratie und Zivilgesell-
schaft zu tun hat, habe ich nach der
deutschen Leitkulturdebatte im Jahr
2000 resigniert und aufgegeben.
Große Hoffnungen auf die neue De-
batte von 2006 habe ich deshalb
nicht. Die alte Debatte dauerte von
Oktober bis Dezember 2000. Zum
Abschluss schrieb ich einen langen
Artikel in der „Welt am Sonntag“ -
vielleicht mit der abschätzigen
Überschrift „Die neurotische Nati-
on“ meine Resignation zum Aus-
druck bringend und mit folgendem
Vorwurf verbunden: Jede Nation hat
ihre Leitkultur: Die Deutschen sind
Europäer, wollen aber dennoch kei-
ne europäische Leitkultur. Können
wir nach nunmehr sechs Jahren und
unter besseren Bedingungen neu be-

ginnen und eben über Werte, also
weder über „Sauerbraten“ (das ist
die primitive Sprache des „Spie-
gel“für Leitkultur) noch über „Leit-
hammel“ (so der Altbundeskanzler
Gerhard Schröder) oder über „Schick-
salsgemeinschaft“ (so der CDU-Poli-
tiker Kauder) debattieren? Leitkultur
ist nichts von dem; sie ist ein zivilge-
sellschaftlicher Konsens über Bür-
gerrechte und -pflichten.

Auch eine andere Bemerkung
möchte ich dem neuen Versuch vor-
anstellen: Der CDU-Politiker Fried-
rich Merz, der die Debatte 2000 aus-
löste, hat in seinem Buch „Nur wer
sich ändert, wird bestehen“ seine
Anleihe bei mir eingestanden. Die
CDU will die Debatte heute ohne ihn
wieder aufnehmen. Im Vordergrund
agiert heute die zur Bundeskanzle-
rin aufgestiegene Angela Merkel, die
aber schweigt. Seinerzeit äußerte sie
sich laut „Spiegel“-Interview, Heft
44/2000 zur Leitkultur folgender-
maßen: „Dazu gehört der Hinweis
auf den Ursprungs des Begriffes der
Leitkultur. Bassam Tibi hat ihn in
Bezug zu den Werten der europäi-
schen Aufklärung und Demokratie
und im Gegensatz zur Idee der mul-
tikulturellen Gesellschaft gesetzt.
Das ist ein wichtiger Gedanke.“ Die-
sen Gedanken übernahm sie dann
auch. Und was ist heute? Damals
trug sie die obige Position auch in-
nerhalb ihrer Partei vor; sie riet
davon ab, von deutscher Leitkultur
– so laut Spiegel vom 30. Oktober
2000, S. 32) – zu sprechen und emp-
fahl, so „wie der syrische Politikwis-
senschaftler Bassam Tibi aus Göttin-
gen … von einer europäischen Leit-
kultur zu sprechen“. Ihr Parteifreund
Kauder spricht nun aber wieder von
„deutscher Leitkultur“ (F.A.Z. vom
16.7.2006)und die CDU grenzt mich
aus, obwohl ich Mitglied ihrer Wer-
tekommission bin. Ich merke zusätz-
lich zum zitierten Text von Frau Mer-
kel an: Göttingen liegt nicht in Syri-
en, warum dann „syrischer Politik-
wissenschaftler aus Göttingen“? Bin
ich kein Deutscher? Meine Exklusi-
on wurde durch Nichteinladung zum
von der Bundeskanzlerin in Berlin
veranstalteten Migrationsgipfel voll-
zogen. Das ist nicht nur persönlich
kränkend, sondern steht im Wider-
spruch zur Leitkultur als Politik der
Integration. Schon einmal bei der
Neubelebung der Diskussion 2005
engagierte die CDU den Amerikaner
Fukuyama statt „den deutschen Bür-
ger Tibi“ als Berater über Leitkultur.
Dieser gab der CDU laut Internatio-
nal Herald Tribune den Rat, zu den
europäischen Werten zu stehen und
sich nicht von den Muslimen ein-
schüchtern zu lassen. Fukuyama hat
sich würdiger als die CDU benom-
men, als er mir seinen Vortrag zur

kritischen Lektüre vor der Veröffent-
lichung im Journal of Democracy
(April 2006) in Anerkennung der Tat-
sache schickte, dass meine Arbeit die
Quelle ist.

Nach diesem unumgänglichen
Vorspann und den darin enthaltenen
erforderlichen Informationen (Um-
gangsformen mit Fremden gehören
zur Leitkultur) äußere ich mich zum
erneuten Leitkultur-Versuch und
betone, wie wichtig es ist, sachlich
und frei über Kulturaustausch, Mul-
tikulturalismus und Kulturpluralis-
mus zu debattieren. Gleich einlei-
tend setze ich das Begriffspaar Mul-
tikulturalismus und Kulturpluralis-
mus in Kontrast und vertrete die Auf-
fassung, dass Europas Öffnung ge-
genüber Anderen mit der Bewahrung
der zivilisatorischen Werte der offe-
nen Gesellschaft, so wie sie in Euro-
pa entstanden ist,  in Einklang stehen
muss. Keine Kultur und keine Zivili-
sation kann im Dialog mit anderen
stehen, wenn sie nicht Klarheit über
die eigene Identität hat. Die Werte,
die zur Debatte stehen, sind die der
offenen Gesellschaft, die europäisch
ist. Daher geht es nicht um eine deut-
sche Leitkultur und erst recht nicht
um eine „Schicksalsgemeinschaft“.
Die Integration erfolgt in „Etwas“,
nämlich die offene Gesellschaft; die-
se ist kein Schicksalswesen.

So wie ich mich von der CDU ab-
grenze, so auch vom Multikulturalis-
mus und vom organisierten Islam. In
Verletzung der Regeln der undemo-
kratischen „Political-Correctness-
Zensur“ muss ich offen sagen: Es
geht um eine Auseinandersetzung
mit islamischen universalistischen
Ansprüchen in Europa. Wer darüber
schweigt, soll es auch lassen, von In-
tegration zu sprechen. Das ist der
Ursprung der Leitkultur-Debatte. Es
ist ein gesellschaftlicher Fakt, dass
die islamische Präsenz in Europa –
bis auf eine Minderheit als europäi-
sche Bürger integrierte Muslime –
eine Form angenommen hat, die der
amerikanische Religionswissen-
schaftler John Kelsay wie folgt be-
schrieben hat: „Islamische Gemein-
schaften bilden Enklaven, die sich in
Europa befinden, jedoch nicht zu sei-
ner westlichen Zivilisation gehören.“
Für diese Enklaven habe ich den Be-
griff „Parallelgesellschaften“ geprägt.
Andere sprechen offener von „Gegen-
gesellschaft“ (H. Birg) oder gar Botho
Strauss von „Vorbereitungsgesell-
schaft“ („Der Spiegel“). Vorbereitung
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Leitkulturdiskussion

ist offen ausgesprochen die Islamisie-
rung Europas. Diese Beobachtung
darf nicht mit der Keule „Feindbild
Islam“ belegt werden. Die nach einer
islamischen Deutung der Vorschrift
der Schari’a „Tötet die Ungläubigen“
von dem Islamisten Mohammed
Bouyeri an dem Filmemacher Theo
van Gogh verübte Lynchjustiz bringt

eine islamische religiös begründete
Geisteshaltung zum Ausdruck, die
vom Multikulturalismus, nicht aber
von einer europäischen Leitkultur
geduldet wird. Nach dem van-Gogh-
Mord änderte sich auch in Deutsch-
land vieles. So schrieb der innenpoli-
tische Ressortchef der Süddeutschen
Zeitung, Heribert Prantl, der bisher zu
den schärfsten Kritikern meines Kon-
zeptes von der „europäischen Leit-
kultur“ gehörte, nach der Schari’a-
Lynch-Justiz den erhellenden Leitar-
tikel „Leitkultur für alle“. Darin for-

dert er nichts anderes als das, was in
meinem Buch „Europa ohne Identi-
tät?“ steht. Die Tötung Andersden-
kender oder Judenhass sind nicht zu-
zulassen und damit setzt man bereits
die Regeln einer Leitkultur fest. Isla-
mistischer Judenhass ist nicht eine
bloße Aufregung über israelische Un-
gerechtigkeiten, sondern ein Antise-
mitismus, den eine demokratische
Leitkultur nicht zulässt.

Vor der erneuten öffentlichen
Entfachung der Leitkultur-Debatte
in Deutschland durch den Bundes-

tagspräsidenten Lammert hat die
„International Herald Tribune“ die-
ser Thematik zwei Leitartikel gewid-
met. Im ersten von John Vinocur
wird Francis Fukuyama nach seinem
nicht-öffentlichen Auftritt bei der
Konrad-Adenauer-Stiftung in den
Mittelpunkt gestellt. Unter Berufung
auf die Quelle des Begriffs, nämlich
meine soeben angeführte Arbeit,
empfahl Fukuyama eindeutig eine
Leitkultur für Europa, gegen die uni-
versalistischen Ansprüche mancher
islamischer Migranten („Islamisie-
rung Europas“). Im zweiten Leitarti-
kel von Richard Bernstein liest man
folgende klare Formulierung: „Der
Krieg der Zivilisationen ... hat den
deutschen Boden erreicht ... in einer
Moschee in Frankfurt wird zum Dji-
had gegen den Westen aufgerufen ...
Der Multikulturalismus erwies sich
als miserabel erfolglos.“ Die Grünen,
die zu den Unterdrückern meines
1995 unter dem Titel „Krieg der Zivi-
lisationen“ erschienenen Buches
gehören, haben in Deutschland
durchgesetzt, solche Urteile als
„rechtsradikal und fremdenfeind-
lich“ einzustufen. Dies sind nun we-
der die „International Herald Tribu-
ne“ noch meine Person, selbst Frem-
der und Migrant, der in Deutschland
unter der „Fremdenfeindlichkeit des
Alltags“, z.B. an der Universität Göt-
tingen, sehr leidet.

Als Schöpfer der Leitkultur kön-
nen mir Grüne und SPD-Linke vie-
les vorwerfen, aber mit absoluter Si-
cherheit nicht, für eine monokultu-
relle Gesellschaft oder für eine kon-
servative deutsche Leitkultur einer
„Schicksalsgemeinschaft“ zu stehen.
Ich spreche von europäischer Leit-
kultur und Frau Merkel hat mich vor
sechs Jahren im „Spiegel“ während
der Leitkultur-Debatte von 2000 als
Leitbild zitiert. Offensichtlich hat sie
die Werte der „europäischen Leitkul-
tur“ bei der Auswahl ihrer Gäste
beim Migrationsgipfel von 2006 über
Bord geworfen.

Um es eindeutig auszusprechen:
Ich bin gegen die konservativen Mo-
nokulturalisten der deutschen Leit-
kultur und bin ebenso Widersacher
der Multikulturalisten. Ich trete für
kulturelle Vielfalt ein, aber anders als
die Multikulturalisten knüpfe ich dies
an die Akzeptanz des Kanons der Bür-
gerrechte. Niemand darf sich auf sei-
ne Kultur berufen, um Bürgerrechte
zu verletzen, so wie Mohammed
Bouyeri es beim Mord an van Gogh
unter Berufung auf die Schari’a getan
hat. Kulturelle Differenz ist kein
Grundrecht. Nach den bisherigen
Ausführungen ist meine eingangs for-
mulierte Position eines kulturellen
Pluralismus deutlich; sie steht nicht
nur im Widerspruch zur Monokultur,
sondern auch zur Wertebeliebigkeit
des Multikulturalismus.

Ich kann meinen Beitrag zur De-
batte nicht abschließen, ohne intel-
lektuell redlich die verwendeten Be-
griffe zu klären. Diese Voraussetzung
einer demokratisch-politischen Kul-
tur wurde von den Multikulturalisten
nicht erfüllt; sie haben ihre Kritiker
stets verfemt, indem sie die Kritik an
der Multikulti-Ideologie mit dem
Geist gegen Fremde generell sowie
Einwanderer zu sein gleichgesetzt
haben: Das ist grob falsch. Der Mul-
tikulturalismus ist ein Kulturrelati-
vismus, der kulturelle Vielfalt zulässt
und unter dem Toleranzgebot die
Akzeptanz von Differenz ohne Ein-
schränkungen versteht. Genau das
ist Wertebeliebigkeit und daraus
folgt die Rechtfertigung des Prinzips
„Anything Goes“. Im Gegensatz dazu
steht eine andere Spielart der Viel-
falt, nämlich der Kulturpluralismus.
Dieser argumentiert, dass kulturelle
Vielfalt nur im Rahmen eines Kon-
sens über Werte/Spielregeln zuzulas-
sen ist. Demnach darf ein Muslim im
Rahmen von Kulturpluralismus sich
im Westen nicht auf die Schari’a be-
rufen; dies kann er sehr wohl unter
Rückgriff auf die Multikulti-Ideolo-
gie (anything goes/Wertebeliebig-

keit) tun. In diesem Sinne ist die mul-
tikulturelle Gesellschaft (diese hat es
außerhalb des Ideals nie gegeben)
und die Multi-Kulti-Ideologie, die sie
rechtfertigt, nach dem Mord an van
Gogh und nach dem Mohammed-
Karikaturenkonflikt in die Krise gera-
ten. Kulturelle Rechte sind keine
Grundrechte und sie gelten nur im
Rahmen des Kulturpluralismus.

Die Messlatte für die Geltung des
Multikulturalismus sind islamische
Forderungen wie die Geltung der
Schari’a für Europa, die das Lynchen
von Ungläubigen (Amsterdam, 2.
November 2004) zulässt, und der Ruf
nach Einschränkung der Pressefrei-
heit in der offenen Gesellschaft als
Grundrechte im Namen der kulturel-
len Differenz. Dies steht im Wider-
spruch zum Kulturpluralismus, der
Werte-Beliebigkeit und Indifferenz
des Multikulturalismus zurückweist.

Noch tummeln sich die Islamis-
ten in Deutschland nicht sichtbar
wie etwa in London und Stockholm,
wo „Radio Islam“ seine antisemiti-
sche Hetze unter skandinavischer
Duldung ausstrahlt. Als vor Jahren
der große syrische Dichter Nizar al-
Qabbani starb, wurde das Totenge-
bet an seinem Sarg in einer Londo-
ner Moschee von Islamisten gewalt-
sam mit der Begründung verhindert,
dass Qabbani ein Kafir/Ungläubiger
sei. Der britische Staat intervenierte
damals – vor dem 11. September –
nicht. In jenem Fall galt die Religi-
onsfreiheit nicht für Qabbani, son-
dern für die Gegner der offenen Ge-
sellschaft, die ihren neuen Totalita-
rismus durchsetzen; sie dürfen be-
stimmen, wer „gläubig“ ist und wer
nicht. Das ist Multikulturalismus,
nicht Kulturpluralismus. Der Unter-
schied zwischen beiden betrifft das
Schicksal Europas und ist kein blo-
ßes akademisches Gerede. Glau-
bensfreiheit gehört zu den unantast-
baren Bürgerrechten der europäi-
schen Leitkultur und darf nicht auf
dem Altar des Multikulturalismus
geopfert werden. Großbritannien
hat aus dem 11. September gelernt
und durch eine Leitkultur die Gren-
zen für die Islamisten klar gemacht.
Die Schweden hingegen haben
nichts dazu gelernt und beherbergen
weiterhin „Radio Islam“, einen Sen-
der, der nach der Information des
Berliner Antisemitismusforschers
Wolfgang Benz zu den militanten
Quellen antisemitischer Propaganda
in Europa gehört. Kürzlich hat eine
prominente schwedische Stiftung
Tareq Ramadan, den Enkelsohn des
Begründers des islamischen Dji-
hadismus, Hasan al-Banna, als Refe-
renten eingeladen. Laut Programm
sprach er über „The Muslim Missi-
on in Europe“. Selig seien die Missi-
onierten! Mit solchen Europäern
kann man nicht für eine europäische
Leitkultur eintreten. Multikulturalis-
mus basiert auf der Trinität: kulturel-
le Differenz – Anerkennung - kultu-
relle Basisrechte. Dagegen besteht
der Kulturpluralismus auf einer An-
bindung der Differenz an zivilgesell-
schaftliche Basiswerte. Die Ächtung
des Antisemitismus gehört dazu. Im
vergangenen Monat fand an der He-
brew University Jerusalem ein Welt-
kongress über Antisemitismus-Mul-
tikulturalismus statt, den der Direk-
tor des Vidal Sassoon Center for the
Study of Antisemitism mit der bitte-
ren Bemerkung einleitete, dass Mul-
tikulturalismus früher Vielfalt, heu-
te aber die Verbreitung des Antise-
mitismus bedeutet. Besonders in
Deutschland benötigen wir die gesi-
cherte Erkenntnis, dass keine Werte
über denen der Zivilgesellschaft und
Demokratie stehen: Das ist die eu-
ropäische Leitkultur.

Der Verfasser ist A.D. White Profes-
sor-at-Large an der Cornell Univer-
sity und lehrt parallel in Göttingen.
Er ist Autor der Quelle des Leitkul-
tur-Begriffes: „Europa ohne Identi-
tät? Leitkultur oder Wertebeliebig-

keit“ (Siedler Taschenbuch). 
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Evangelische Kirche in Oberneisen, Taunus. Foto: Evangelische Kirchenge-
meinde Oberneisen

Die Kirchen, die unbekannte kulturpolitische Macht
Warum ein Schwerpunkt „Kultur und Kirche“ in politik und kultur? • Von Olaf Zimmermann

Die Kirchen sind eine weitgehend
unbekannte kulturpolitische Macht
in Deutschland. Dieser Schwerpunkt
in politik und kultur soll diese
„Macht“ vorstellen. Ziel des Schwer-
punktes ist es, dass in der Zukunft
die Kirchen bei kulturpolitischen
Fragen öfter mitgedacht werden.

K irche als einen der bedeutends-
ten Orte der Kultur zu zeigen, ist

ein gewagtes Unterfangen in einer
Zeit der religiösen Auseinanderset-
zungen, der Debatten um Leitkultur,
des oftmals religiös motivierten
„Kampfes der Kulturen“. Sechs
Gründe haben mich bewogen, das
Experiment trotzdem zu wagen:

1. Gesellschaft und Kirche
Die Wirkungen der beiden großen
christlichen Kirchen auf das kulturel-
le Leben in Deutschland sind allerorts
zu spüren. Sie beschränken sich nicht
auf die Mitglieder der Kirchen, son-
dern haben ein universelles gesell-
schaftliches Gepräge. In der kulturpo-
litischen Debatte spielt dieser Um-
stand eine erstaunlich geringe Rolle.

2. Kulturförderung und Kirche
Die Kirchen gehören, laut eines Gut-
achtens von Matthias Theodor Vogt
und anderen für die Enquete-Kom-
mission „Kultur in Deutschland“ des
Deutschen Bundestages (siehe Tä-
tigkeitsbericht der Enquete AU 15/
145) ausweislich ihrer finanziellen
Aufwendungen zu den zentralen kul-
turpolitischen Akteuren Deutsch-
lands. Die Gutachter schätzen die
Kulturfördermittel der Kirchen auf
ca. 4,4 Milliarden Euro im Jahr ein.
Die Kirchen setzen, so schreiben die
Gutachter weiter, vermutlich etwa
20% ihrer Kirchensteuern und Ver-

mögenserlöse für ihre kulturellen Ak-
tivitäten ein. Die Kirchen liegen mit
diesen Aufwendungen für Kultur im
Vergleich der öffentlichen Ebenen auf
einem der vorderen Plätze, mindes-
tens aber gleichauf mit den Gemein-
den (3,5 Milliarden Euro) und Län-
dern (3,4 Milliarden Euro). Bei
insgesamt knapp 8 Milliarden Euro
staatlicher Kulturförderung des Bun-
des, der Länder und Gemeinden
2004 spielen die Kirchen eindeutig
die herausragende Rolle bei der Kul-
turfinanzierung außerhalb des Staa-
tes.

3. Künstler und Kirche
Doch diese nackten Zahlen zeigen
nicht die wahre Bedeutung des Ver-
hältnisses von Kultur und Kirche. Die
Kirchen haben die Künste über vie-
le Jahrhunderte geprägt, befördert
und behindert. Sie waren und sind,
heute in erheblich kleinerem Um-
fang als früher, Auftraggeber für Ma-
ler, Bildhauer und Komponisten.
Viele dieser Auftragswerke sind heu-
te der Kanon unserer Kunst. Markus
Lüpertz sagt es in dieser Ausgabe
von politik und kultur deutlich: „Die
Kirche steht für ein unvergleichli-
ches Zeugnis bildender Kunst.“

4. Kunst und Kirche
Kunst und Kirche ist ein Verhältnis
voll Spannungen, Nähe und Wider-
sprüchen. Kunst in der Kirche hat
einen Auftrag: Verkündigung. Zeitge-
nössische Kunst will oft „auftragslos“
sein Auftragslos bedeutet aber nicht
ziellos. Ingo Metzmacher sagt in die-
ser Ausgabe von politik und kultur:
„Alle große Musik ist aus existenzi-
ellem Bedürfnis heraus entstanden
und wendet sich genau damit an die
Menschen. Das ist ja nicht zur Un-

terhaltung geschehen, sondern aus
einer inneren Not. Kirche und Mu-
sik, das wird doch da deutlich, ha-
ben vieles gemeinsam.“

5. Sichtbarkeit der Kirche
Alleine die 45.000 Kirchengebäude
der evangelischen und der katholi-
schen Kirche prägen für jeden sicht-
bar das Gesicht des Landes deutlich
mit und ca. 100.000 Glocken rufen
unüberhörbar, manchmal zum Ärger
einiger Anwohner, besonders Sonn-
tagmorgens zum Gottesdienst. Ein
Dorf ohne Kirche ist kein richtiges
Dorf. Selbst in der weitgehend athe-
istischen Uckermark kämpfen die
Menschen um „ihre“ Dorfkirchen.
Kirchengebäude sind weit mehr als
ein Vereinsheim für Kirchenmitglie-
der.

6. Persönliches
In meiner Kindheit gab es nur einen
kulturellen Ort, die Kirche in der
Nachbargemeinde. Diese Kirche,
1816-1819 erbaut, ist eine der weni-
gen Rundkirchen nördlich der Alpen
und die Einzige, die ich kenne, bei
der sich der Altar in der Mitte des
Raumes befindet. Im Inneren der
Kirche bestimmen zehn dicke, ge-
kehlte Säulen das Bild, die in ihrer
Einfachheit, ohne jede Verzierung
für mich noch heute das Sinnbild für
Protestantismus sind. Diese Kirche
bestimmte das Leben von drei Ge-
meinden. Optisch, stolz sichtbar in
die hügelige Landschaft des nördli-
chen Taunus gelegen, als Kristallisa-
tionspunkt in der sonst eher unüber-
sichtlichen Gegend. Und inhaltlich
als der Ort der Musik, der Orgel, des
Gesanges und der Besinnlichkeit
und des Denkens. Andere kulturelle
Orte gab es nicht.

Dieser Schwerpunkt in politik und
kultur beleuchtet einen Ausschnitt
der Kultur in Deutschland. Zur Be-
deutung der nicht-christlichen Reli-
gionsgemeinschaften ist damit
nichts gesagt. Besonders das Juden-
tum hat weit reichende Wirkungen
auf unsere Kultur und zunehmend
erhalten die muslimischen Religi-
onsgemeinschaften Bedeutung.

Ohne die gute Zusammenarbeit
mit der Kulturbeauftragten der Evan-
gelischen Kirche Deutschlands Pet-
ra Bahr, Uta Losem vom Katholi-
schen Büro in Berlin und Jakob Jo-
hannes Koch, Kulturreferent im Se-
kretariat der Deutschen Bischofs-

konferenz wäre dieser Schwerpunkt
nicht zu realisieren gewesen. Ihnen
möchte ich für ihr Engagement bei
der Planung und Umsetzung dieses
Schwerpunktes herzlich danken.
Danken möchte ich auch meinem
Kollegen in der Enquetekommission
des Deutschen Bundestags „Kultur in
Deutschland“ Prof. Dr. Thomas Stern-
berg, MdL, der bei fast jedem disku-
tierten Thema die Mitglieder der En-
quete auffordert, die Kirchen nicht zu
vergessen. Recht hat er.

Der Verfasser ist Geschäftsführer des
Deutschen Kulturrates und Herausge-

ber der Zeitung politik und kultur 
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Ohne zweckfreies Tun verkümmert der Mensch
Der Beitrag der katholischen Kirche zum kulturellen Leben in Deutschland � Von Heinrich Mussinghoff

Der Kultursektor wird niemals den
Break-Even-Point erreichen. Return
on investment � Fehlanzeige. Oder
doch nicht? Musik-Sozialprogram-
me wie das �East Harlem Violin Pro-
gram� (�Music of the heart� 1999),
Feldforschungen wie die �Bastian-
Studie� (�Musikerziehung und ihre
Wirkung� 2000) oder das große
Sacre-du-Printemps-Projekt der
Berliner Philharmoniker (�Rhythm is
it� 2004) haben auf Aufsehen erre-
gende Weise bewiesen, dass an sich
zweckfreie musische Aktivitäten Fä-
higkeiten wie Teamgeist, Konfliktbe-
wältigung und vernetztes Denken
fördern. Der Erkenntnisgewinn be-
steht darin, dass die �Investitionen�
solcher Projekte auch einen bedeu-
tenden �Kapitalgewinn� für das Ge-
meinwesen erbringen, der monetär
durch nichts aufzuwiegen ist. Also
doch: Return on investment. Der
unterschwellige Appell zum Gewahr-
werden der Nützlichkeit des �Über-
nützlichen� (Thomas Mann) hat ge-
wiss sein Gutes. Wir leben in der
Tat in einer Zeit, in der sich alles,
was Geld kostet, legitimieren muss.
Aber ist das Zweckfreie nicht allei-
ne schon dadurch legitimiert, dass
der Mensch es für sein Wohlerge-
hen braucht wie die Luft zum At-
men?

D er Streß des Leistungsdrucks
mit dem Ziel der ständigen

Steigerung des materiellen Lebens-
standards gefährdet den Menschen.
Das Verhältnis zwischen der Arbeit
als einer Leistung, die transitiv-ob-
jektiv ein Werk verwirklicht, und
dem zweckfreien Handeln, das im
Erlebnis des Tuns selber seine Erfül-
lung findet, ist bei vielen Menschen
in Unordnung geraten. Ohne zweck-
freies Tun verkümmert der Mensch.
Der Mensch ist immer ein Fragender
gewesen. Er suchte sich selber zu
deuten, wenn er malte, Figuren
schnitzte, musizierte, dichtete. Es ist
die Sendung von Kunst und Kultur,
das Eigentliche, das Wesentliche, das
Urbildliche zum Aufleuchten zu
bringen und sinnenhaft transparent
zu machen …“. So hat es der große
katholische Sozialethiker Joseph
Kardinal Höffner, der frühere Vorsit-
zende der Deutschen Bischofskonfe-
renz, bei einem Treffen mit Künst-
lern geäußert. Das war bereits 1978,
und doch sind seine Worte aktueller
denn je. Denn das Wegrationalisie-
ren alles Zweckfreien ist zu Beginn
des 21. Jahrhunderts en vogue wie
nie zuvor. Insofern war Höffner
gleichsam ein Visionär. Er war sich
bewusst, dass die Ermöglichung ei-
ner breiten, milieu-übergreifenden
kulturellen Aktivität für das Gedei-
hen eines Gemeinwesen mindestens
so wichtig ist wie eine funktionieren-
de Volkswirtschaft. Bleibender Wohl-
stand ohne Wohlergehen – so die fes-
te Überzeugung Höffners – ist lang-
fristig unmöglich. Wohlergehen aber
nährt sich aus Kultur, wenn wir die-
se als das einer Gesellschaft gemein-
same Substrat immaterieller Grund-
überzeugungen verstehen. Für das
individuelle Wohlergehen spielt das
kulturelle Erlebnismoment eine ab-
solut unverzichtbare Rolle, man den-
ke an das Erlebnis der Mitwirkung in
einem Chor bei der Aufführung von
Händels „Messias“ oder an das Ge-
meinschaftserlebnis in der Schlacht-
rufe skandierenden Südkurve beim
Fußball. Günstigenfalls kann aus
dem Erlebnismoment ein Glücks-
moment werden. Dieses ist unter
Umständen so stark, dass es dem
Betroffenen genügend Energie ver-
schafft, um ihn für eine bestimmte
Zeit für die Aufgabenlast des Alltags
zu wappnen.

Wenn die katholische Kirche sich
kulturell und musisch-ästhetisch
engagiert, dann deshalb, weil sie die

Freiräume des Übernützlichen
schützen und weiten will. Die katho-
lische Kirche ist beidem verpflichtet:
Dem Dienst an den Menschen und
dem Dienst vor Gott. Gott lässt sich
nicht verfügen wie irgendein „Ding
in der Welt“. Wer glaubt, wird daher
sensibel für alles, was seine kogniti-
ven Alltagsvollzüge entgrenzt. Er
überschreitet – lateinisch „trans-
zendiert“ – seine Egozentrik. Das
verbindet den Glauben mit der
Kunst: Glaube und Kunst gehen aus
einer gesteigerten Aufmerksamkeit
in der Wahrnehmung der Wirklich-
keit hervor. So öffnen sie auch den
Blick für jene Bereiche, die sonst
leicht übersehen oder missachtet
werden. Dazu gehören alle kulturel-
len Ausdrucksweisen, die Unbe-
dingtheit, Authentizität und geisti-
ges Ringen um letzte Fragen verkör-
pern. Als deren Anwältin versteht
sich die katholische Kirche. Der
nicht-kommerzielle Charakter und
der Transzendenz-Bezug ihres Kul-
tur-Engagements sind ein ideeller
Mehrwert, den das Kulturangebot
des weltanschaulich neutralen Staa-
tes und der säkularen privaten Trä-
ger so nicht bieten kann.

Die Menschen in unserer Zeit
und unserem Land scheinen diese
Dimension kirchlichen Kultur-Enga-
gements neu schätzen zu lernen:
Wenn über die „Leitkultur“ unseres
Landes diskutiert wird, erklingt aus
nichtkirchlichem Mund immer öfter
das Epitheton „christlich“. Diese
Entwicklung ist umso überraschen-
der, als bislang etwa im Jahrbuch des
Statistischen Bundesamtes das kul-
turelle Engagement der Kirchen
nahezu ungenannt blieb. Plötzlich
ist nunmehr das öffentliche Interes-
se am kulturellen Wirken der Kirchen
erwacht. Die Enquetekommission

des Deutschen Bundestages „Kultur
in Deutschland“ hat bei dem Kultur-
wissenschaftler Matthias T. Vogt ein
eigenes Gutachten zum „Beitrag der
Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten zum kulturellen Leben in
Deutschland“ in Auftrag gegeben.
Dessen Ergebnis kann man im Tätig-
keitsbericht der Kultur-Enquete
nachlesen: Die Kirchen sind größter
Kulturträger neben dem Staat und
den Kommunen. Ihre virtuelle Wert-
schöpfung kommt nicht nur Kir-
chenmitgliedern, sondern der gan-
zen Bevölkerung zugute. Sie pflegt
nicht nur ein 2000-jähriges Kulturer-
be, sondern ist nach wie vor Mäze-
natin der zeitgenössischen Künste.

Dennoch sind auch auf dem Ge-
biet kirchlicher Kultur schmerzhaf-
te Maßnahmen nicht immer zu ver-
meiden; man denke etwa an die Pro-
fanierung nicht mehr benötigter Kir-
chen (ca. 1,9 % aller katholischen
Gotteshäuser). Da ist es eigentlich
ein gutes Zeichen, wenn sich aktuell
deutsche Landtage oder Leitartikler
renommierter Feuilletons mit Kon-
zepten zum Erhalt des kirchlichen
Kulturerbes auseinandersetzen. Den
Menschen dämmert offenbar die Er-
kenntnis: Was die Kirchen in
Deutschland kulturell leisten, tun sie
nicht nur für ihre praktizierenden
Mitglieder, sondern für uns alle.

Der weltanschaulich neutrale
Verfassungsstaat beruht auf Voraus-
setzungen, die er selbst nicht schaf-
fen kann, wie der Verfassungsrecht-
ler Ernst-Wolfgang Böckenförde zu-
treffend festgestellt hat. Der öffent-
lich relevante kirchliche Kultur-Bei-
trag beschränkt sich dabei keines-
falls auf museales Konservieren alt-
ehrwürdiger Kulturbestände. Son-
dern mindestens ebenso aktiv ist die
katholische Kirche auf dem erstaun-

lich jungen, hoch agilen Terrain des
kulturellen Ehrenamtes: Das Ge-
meinwesen profitiert in ungeahnt
hohem Maße von dem tagtäglichen
ehrenamtlichen Einsatz der Millio-
nen von Christinnen und Christen.
Das ermöglicht es, kirchliche Kultur-
Angebote sehr wohlfeil anzubieten.
Vor allem im ländlichen Raum stellt
die Kulturarbeit der Kirchengemein-
den eine der ganz wenigen Möglich-
keiten dar, aktiv am kulturellen Le-
ben teilzunehmen. So erheben etwa
die katholischen Büchereien keine
Benutzungsgebühren, die Teilneh-
merbeiträge der Katholischen Er-
wachsenenbildungs-Einrichtungen
für Veranstaltungen kultureller Bil-
dung oder die Eintrittspreise für Kir-
chenkonzerte sind erheblich günsti-
ger als im säkularen Bereich – oft ist
der Eintritt sogar kostenlos. Der da-
rin manifestierte diakonische Aspekt
– die katholische Kirche nennt das
programmatisch „Kulturdiakonie –
ist neben der liturgischen und seel-
sorglichen Orientierung einer der
Hauptcharaktere katholischer Kul-
turarbeit und zugleich ein praktizier-
tes Votum für milieu-umfassende
kulturelle Beteiligungsgerechtigkeit.

Der katholischen Kirche ist die
ausgewogene Balance zwischen Brei-
ten- und Hochkultur ein besonderes
Anliegen. Versteht sich doch die
christliche Offenbarung als Botschaft,
die sich an alle wendet und mithin
keine sozialen Grenzen kennt. So we-
nig sich die katholische Kirche aus-
schließlich auf elitäre Exzellenz-Kul-
tur kapriziert, so wenig biedert sie
sich in trivialer Massenkultur an. Sie
ist vielmehr Garant einer qualitätvol-
len „Breiten-Kultur“ nach dem Mot-
to: „Nur was in der Vertikalen Größe
besitzt, kann auch in die Breite ge-
hen.“ Die Qualität der ehrenamtli-

chen katholischen Kulturarbeit wird
flächendeckend durch hauptamtlich
geleitete Aus- und Weiterbildungs-
maßnahmen flankiert. Das Rückgrat
des Ehrenamtes ist und bleibt das
Hauptamt, und die katholischen Bi-
schöfe setzen ihre ganze Kraft daran,
diese bewährte Komplementarität
auch bei dünner werdender Perso-
naldecke fortzuführen.

Kulturelles Engagement wird
heute wie morgen nur dann möglich
sein, wenn die staatliche Finanz- und
Gesetzgebungspolitik hierfür günsti-
ge Rahmenbedingungen anbietet.
Denn der weltanschaulich neutrale
Verfassungsstaat muss die Vorausset-
zungen, die er selbst nicht schaffen
kann, die er aber für sein zivilisiertes
Weiterleben braucht, hegen und pfle-
gen. Das wäre ein motivierendes Sig-
nal für die katholische Kirche, ihr rei-
ches kulturelles Engagement der Ge-
samtgesellschaft weiterhin im bishe-
rigen Maße zur Verfügung zu stellen.
Sie tut das gerne, denn das ganzheit-
lich „gute Leben“ in gelingender
menschlicher Gemeinschaft ist die
Zielvorgabe ihres Wirkens. Einen Ein-
blick in wichtige Teilbereiche dieses
Wirkens bietet die vorliegende Aus-
gabe von politik und kultur, die
vielleicht bei der einen Leserin oder
dem anderen Leser Entdeckerfreude
auf bislang eher Unbekanntes her-
vorruft. Und die Lust, Neues zu ent-
decken, ist Triebfeder von Kultur
schlechthin – der kirchlichen wie der
weltlichen. Das ist für beide eine gute
gemeinsame Arbeitsgrundlage.

Der Verfasser ist Bischof von Aa-
chen, Stellvertretender Vorsitzender

der Deutschen Bischofskonferenz
und Vorsitzender der Kommission

für Wissenschaft und Kultur der
Deutschen Bischofskonferenz 

Kultur ist der Spielraum der Freiheit
Zum Verhältnis von Kultur und Christentum aus evangelischer Perspektive � Von Johannes Friedrich

�Kirche der Freiheit� � das ist der
Titel des Perspektivpapiers des Ra-
tes der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) für die evange-
lische Kirche im 21. Jahrhundert.
Freiheit dient in diesem mutigen Im-
pulspapier als Leitmotiv, von dem
her alle Überlegungen zu den Pers-
pektiven der evangelischen Kirche
verstanden werden sollen. Nur wer
die Freiheit im Blick behält, kann
den gegenwärtigen Chancen und
Herausforderungen so begegnen,
dass evangelisches Profil sichtbar
bleibt.

D abei ist Freiheit zu unterschei-
den von Beliebigkeit. Die Frei-

heit, von der wir als evangelische Kir-
che leben, ist eine von Gott ge-
schenkte und auf Gott hin gelebte
Freiheit. Eine solche Freiheit ver-
pflichtet – zur Übernahme von Ver-
antwortung und zum Dienst am
Nächsten. Schon Martin Luther hatte
diese beiden Seiten derselben Medail-
le im Blick. Für ihn gilt für die „Frei-
heit eines Christenmenschen“ sowohl
der eine Satz:„Ein Christenmensch ist
ein freier Herr über alle Dinge und nie-
mand untertan“ als auch der andere
Satz: „Ein Christenmensch ist ein
dienstbarer Knecht aller Dinge und
jedermann untertan.“ Der Mensch
wird durch die Gnade Gottes
einerseits selig und frei von Zwängen
und Verpflichtungen, aber anderer-
seits gerade dadurch auch frei, Gott
und dem Nächsten zu dienen.

Weil evangelische Kirche in recht
verstandener Freiheit das bestim-
mende Motiv ihres Denkens und
Handelns sieht, engagiert sie sich
auch für Kultur. Die EKD hat dies seit
1999 in besonderer Weise durch den

Konsultationsprozess „Protestantis-
mus und Kultur“ getan. In der ge-
meinsam mit der Vereinigung Evan-
gelischer Freikirchen (VEF) verant-
worteten Schrift „Gestaltung und
Kritik. Zum Verhältnis von Protes-
tantismus und Kultur im neuen Jahr-
hundert“ heißt es programmatisch:
„Die Kirchen behalten eine wichtige
kulturelle Rolle; im kulturellen Wan-
del wachsen ihnen auch neue Auf-
gaben zu. Es kommt darauf an, dass
sie sich nicht in die Nische verkrie-
chen, sondern in Auseinanderset-

zung mit der Kultur der Gegenwart
eine spezifische kulturelle Gestalt
annehmen. Sie haben zugleich die
Entwicklung der Kultur kritisch zu
begleiten und wie in den vergange-
nen 2000 Jahren christlicher Ge-
schichte kulturprägend zu wirken.“
Damit war die Richtung vorgegeben,
die sich im nun folgenden spannen-
den Konsultationsprozess mehr und
mehr abzeichnen sollte: Kirche und
Kultur sind keineswegs deckungs-
gleich, haben sogar oft ein span-
nungsvolles Verhältnis zueinander,

bei dem auch die Unterschiede deut-
lich werden. Kirche und Kultur gehö-
ren aber auch ganz untrennbar zu-
sammen, wollen doch beide neue
Perspektiven eröffnen, den Blick über
Vordergründiges hinaus lenken, das
Leben deuten. Wo sie das gemeinsam
tun, sind sie besonders stark. Weder
einer unüberbrückbaren Differenz
noch einer unterschiedslosen Diffe-
renzierung soll also das Wort geredet

Wieland Schmiedel „Gekreuzigter“, Polyester (1. Fassung), 1984 und „Gott ist tot“, 1997, Polyester unter Glas auf Stahlsockel.
 Foto: Stiftung St. Matthäus
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werden. Gerade weil die Kunst auto-
nom ist und bleiben muss, kann sie
der Kirche Impulse geben. Das gilt für
die explizite künstlerische Beschäfti-
gung mit religiösen Themen ebenso
wie für eine scheinbar säkulare Kunst,
die der Kirche doch durch ihre Beob-
achtung und Verarbeitung menschli-
cher wie gesellschaftlicher Phänome-
ne eine Inspiration im Sinne einer
„Fremdprophetie“ sein kann. Kultur
als „Spielraum der Freiheit“ (Dietrich
Bonhoeffer) gibt der Kirche die Mög-
lichkeit, sich einen Raum zu eröffnen,
in dem ihr eine Begegnung mit der
Freiheit ermöglicht wird, die sie in
anderen Räumen nicht hat.
Ein Ergebnis des Konsultationspro-
zesses „Protestantismus und Kultur“
war im Jahr 2002 die gemeinsame
Denkschrift von EKD und VEF mit
dem Titel „Räume der Begegnung.
Religion und Kultur in evangelischer
Perspektive“, in deren Vorwort es
heißt: „Kirchen sind Räume der Be-

Fortsetzung von Seite 4
gegnung, auch der Begegnung zwi-
schen Religion und Kultur. Sie bieten
die Möglichkeit, unterschiedliche
Perspektiven miteinander ins Ge-
spräch zu bringen. Wir brauchen sol-
che Begegnungen, um uns in der
Welt immer wieder neu zu orientie-
ren. Wir brauchen sie schon, um zu
verstehen, wer wir sind.“ Dass dazu
auch überraschende Einsichten hilf-
reich sind, macht die Denkschrift an
verschiedenen Beispielen aus dem
Bereich von Kunst und Kultur deut-
lich, wobei sie fordert, „die Beheima-
tung im Eigenen mit dem Respekt
vor dem Fremden zu verbinden, eine
Kultur der Differenzen zu entwi-
ckeln, sich von der Wirkmächtigkeit
des Trivialen zum Ernstnehmen des
Rituellen veranlasst zu sehen [und]
die Begegnung mit den Künsteln zu
riskieren.“ Kirche ohne Kultur ist
also kaum denkbar, Kultur ohne Kir-
che wäre verarmt.

Kirche zielt auf Öffentlichkeit. Sie
kann ihre Wirkung in den öffentli-
chen Raum hinein verlängern, wenn
sie das Zusammenspiel mit der Kul-

tur nutzt. Durch gelungene Koope-
ration können Schwellenängste ab-
gebaut und neue Aufmerksamkeit
gewonnen werden. Dabei ist es ein
immer wieder neu zu führender Dis-
kurs, wie weit sich Kirche in diesen
Zwischenraum begibt, der durch den
Kirchenraum einerseits und säkula-
risierter Öffentlichkeit andererseits
entsteht. Als Kriterien für diesen Dis-
kurs sind Qualität, Kenntlichkeit und
Stimmigkeit zu nennen. Qualität
kann hier auch heißen, dass Ge-
meinden neugierig gemacht werden
auf zeitgenössische Kunst;  Kennt-
lichkeit bedeutet, dass Kirche er-
kennbar sein muss in der Auseinan-
dersetzung mit dem Kunstwerk;
Stimmigkeit bezieht sich auf den in-
neren Zusammenhang des Ortes
oder der theologischen Idee.

Daraus lassen sich konkrete For-
derungen ableiten: bessere Netzwer-
ke zwischen den Gemeinden und
den Kunstschaffenden beispiels-
weise oder eine Investition in gute
religiöse und ästhetische Bildung
vom Kindesalter an. Überhaupt ist

Selbstsäkularisation und Benedikt-Effekt
Über einen stetigen Klimawechsel in unserer Gesellschaft � Von Armin Conrad

1992: Mehr als eine halbe Million.
1999:  Gut 300 000. 2005: Ge-
schätzte 160 000. Die Zahl der Kir-
chenaustritte in Deutschland geht
deutlich zurück. Gleichzeitig steigt
die Zahl der Wiedereintritte und Er-
wachsenentaufen � immer noch
niedriger als die Austritte, aber mit
starkem Trend nach oben.

S chaun mer mal“ , mutmaßte
jüngst ein Münchener Standes-

beamter schmunzelnd zur Deut-
schen Presseagentur, „ob das der
neue Papst ausmacht“. Kirche, Re-
ligion, religiös sein ist angesagt, es ist
fast schon „cool“. Eine bemerkens-
werte Meldung vom Büchermarkt
lässt uns staunen. Bücher des Auto-
ren Josef Ratzinger  hatten im vergan-
genen Jahr einen großen Markterfolg.
Sie bevölkerten die Bestsellerlisten,
die Verlage druckten Neuauflagen.
Das darf man fast schon einen Trend
nennen. Kirche und Konfession ha-
ben nichts Enges, Bedrückendes, Le-
benslastiges mehr. Nachdem sich die
deutsche Gesellschaft jahrzehntelang
in einem Prozess kontinuierlicher
Selbstsäkularisation befand, entdeckt
„man“ plötzlich „eine Weite , die die
Katholizität bei Benedikt XVI. atmet.“

Der Benedikt-Effekt verstärkt
lediglich etwas. Der Trend war vor-
her da. Das Interesse an Kirche, an
Glauben ,an Religion wuchs schon in
den neunziger Jahren. Und das ist
auch keine Replik auf jene Form von
muslimischer Religiösität, die mehr
oder weniger für den monströsen 11.
September 2001 in Haftung genom-
men wird. Wir nennen es Funda-
mentalismus, eigentlich ist das für
uns wie ein Ufo und doch machen
wir uns Gedanken um in unserem
Sinne verwerfliches, aber doch gott-
geleitetes Handeln. Und wir finden
es nicht pervers, angesichts dessen
unsere eigene Religiösität zu befra-
gen. Andererseits möchten wir als
moderne, vernunftgeleitete Men-
schen eines nicht: Dass sich eine von
uns gelegentlich empfundene tran-
szendentale Leere von  Al-Qaida auf
die Rechnung schreiben lässt.

„Viele Konfessionslose beten zu
Gott.“ So lautete der erste Satz einer
Meldung der katholischen Nachrich-
tenagentur vom 22. Februar 2006. Die
EKD hatte eine Umfrage in Auftrag
gegeben und dabei herausgefunden,
dass ein Viertel der Menschen, die
keiner Kirche angehören, „hin und
wieder das Gespräch mit Gott su-
chen“.

Jahrzehntelang , ach fast ein Jahr-
hundert ist es schon, haben wir den
Nietzsche-Satz, dass Gott tot sei, mit
einem Achselzucken begleitet. Eine

Erkenntnis mit finalem Charakter, ein
Totschlagargument mit faktischem
Anspruch. Wir als aufgeklärte, an Ver-
nunft und moderner Wissenschaft
orientierte Menschen wollten und
konnten nicht widersprechen. Gerne
reihten wir Nietzsche in den von uns
selbst als nicht mehr hintergehbar
eingestuften Kontext der Moderne
ein. Die Steigerung von „Gott ist tot“
heißt: „Gott existiert gar nicht und hat
nie existiert“, das war der Preis ,den
die aufgeklärte Menschheit zahlen
musste und dachte, sie hätte damit
ihre Mündigkeit erworben.

Es ist ja nicht so, dass wir als rati-
onal denkende homini politici aus all
diesen Erkenntnissen  nichts ge-
macht hätten. Ein demokratisch or-
ganisiertes, emanzipiertes Zusam-
menleben von Menschen auch unter-
schiedlicher Herkunft und unter-
schiedlichem Temperaments, unter-
schiedlichen Reichtums und unter-
schiedlichen Lebensentwürfen, all
das von Prinzipien der Humanität ge-
tragen. Eine offene, wandlungsfähige,
demokratisch organisierte Gesell-
schaft. Darauf darf man stolz sein.

Spät merkten wir, dass all dies,
dass diese eigentlich sakrosankten Er-
rungenschaften und Avantgardes seit
Immanuel Kant, mit Risiken und Ne-
benwirkungen verbunden sind: Wir
bezeichnen es höflich als die politisch-
ökonomischen Voraussetzungen für
die Moderne. Zynisch gesehen darf
man auch „geistigen Überbau für den
sich rational organisierenden Kapita-
lismus“ (SZ 5. August 2006) dazu sa-
gen. Letztendlich im Ergebnis der als
brutal und inhuman empfundenen
Globalisierung dienlich.

Hier hakt es. Die durch die his-
torischen Prozesse der Aufklärung
seit Kant so zentralen Begriffe wie
Menschenwürde, Menschenrechte,
menschliche Solidarität geraten oder
gerinnen zu appellativen Hülsen,
wenn fehlt, was man auf deutsch
„Rückbindung“ und auf lateinisch „re-
ligio“ nennt. Dies zu ignorieren, war
schon einer der Irrtümer des Marxis-
mus-Leninismus, einer im 19. Jahr-
hundert entstandenen Ideologie, für
die Religion „Opium für’s Volk“ war.

Das Menschsein war und ist eben
keine Frage von Produktionsverhält-
nissen. Schon gar nicht, wenn Gott
tot ist. Die Philosophen der Neuzeit
haben versucht, ethische Normen
und Sinnstiftungen zu entwickeln,
sie haben es mal mit der Psycholo-
gie gehabt, mal mit der Soziologie.
Sie sind gescheitert. Letztlich hat al-
les, was in den letzten Jahrzehnten
an areligiösen Sinnbildungsversuche
und Wertedebatten  aufschien, zu
einem Resultat geführt: Den weitge-

hend wertfreien Neoliberalismus.
Das stimmt den einen fröhlich und
sorgt beim anderen für Gewissens-
bisse. Und machen wir uns nix vor:
Die in diesem Diskurs erfundenen
und oft beifällig-ehrfürchtig beglei-
teten Ethik-Kommissionen sind
nichts anderes als parareligiöse Pla-
cebos. Der in ihnen versammelte
Sachverstand von Wissenschaftlern
und Spezialisten kann er uns geben,
was wir für ein bewusstes Leben
bräuchten: Eine innere Überzeu-
gung und Einstellung zu Umwelt und
Mitmenschen. Nicht wirklich .

An dieser Stelle kommen wir auf
ein weiteres, ein Kommunikations-
problem der Moderne, das uns ge-
rade in der Auseinandersetzung mit
dem islamischem Fundamentalis-
mus noch lange quälen wird. Wir
können es kaum formulieren, was
wir uns wünschen. Sagen wir: Der
innere Antrieb für unser Tun. Wir
führen im Geiste den Dialog mit ei-
nem Selbstmordattentäter. Gefähr-
lich! Wir fragen, warum er das tut.
Noch gefährlicher! Er antwortet: Für
Allah! Wie soll ein weitgehend areli-
giös gestrickter Mensch dieses Ge-
spräch weiterführen?

Die Frage ist, ob das, worauf wir
stolz sein dürfen, als religiöse Wäh-
rung taugt. Wir leben in einer von
menschlichen Tugenden getragenen
Gesellschaft. Die Pfeiler unserer ak-
tuellen Wertedebatte, die Begrifflich-
keiten rund um Toleranz, Respekt,
Gerechtigkeit, Frieden, Menschen-
würde, Meinungsfreiheit sind auch
Ableitungen aus religiösem Tun. Sie
sind Deutungen, Appelle, Gewiss-

heiten, die sich einerseits durch re-
ligiöse Festigkeit begründen, die
aber eben auch aus dem Gebrauch
der menschlichen Vernunft ihre Be-
deutung beziehen. Aber können sie
bereits eine Art moderner Zivilreli-
gion sein? Sie können es wohl nicht,
weil sie für sich genommen zu einer
Art marktgerechtem Moralkompott,
zu einer transzendentalen Wunder-
tüte werden. Gutgemeinte kategori-
sche Imperative, die, weil sie nur all-
gemeines fordern und nichts erzäh-
len, niemals Ergriffenheit oder Trost
erzeugen können.

Der Mensch im 21. Jahrhundert
fühlt sich gefangen in den Gesetzmä-
ßigkeiten einer sich technologisch
ständig neu häutenden Welt. Die Kräf-
te des Kapitalismus sind inzwischen
durchaus in der Lage, auch unsere
Triebe und seelischen Regungen zu
steuern. Nur: eine Religion kann auch
dieser Kapitalismus nicht mal darstel-
len, auch wenn manche erregte Ironie
ihm das andichten möchte.

Am Ende manches Wegs im Leben
bleibt uns das, was der Philosoph (und
Marxist) Ernst Bloch als  „unabgegol-
tenen Rest“ formuliert hat. Jene Bilder
und Rituale, die selbst dann noch hoff-
nungsgeladene, heilende oder trös-
tende Energie entfalten, wenn sie uns
hoffnungslos verstaubt und anachro-
nistisch erscheinen. Manifestationen
der Gläubigkeit eben.

Auch ein erklärter Atheist kann
sich diesem Kraftfeld wohl nicht ent-
ziehen. Er möchte es vielleicht auch
gar nicht. Das ist wohl der Grund,
warum die Umfrage der EKD das
oben genannte Ergebnis hatte. Die

Wahrnehmung einer ortlos erschei-
nenden, von Wertschöpfungstrieben
gesteuerten Welt voller fassungslos
machenden Erfahrungen mit Heu-
schrecken-Kapital, archaischen Men-
schen-Archen und Flüchtlingsströ-
men vor Touristenparadiesen und
Stacheldrähten der Wohlstandsin-
seln, diese Wahrnehmung lässt die
Sinnfragezeichen sich neu aufstellen.

Nietzsche ist tot, nicht Gott. Ob
es jetzt an Benedikt liegt oder an wie
auch immer geführten Debatten
über Leitkultur und Werte, auch an
deutschen Schulen ist ein Klima-
wechsel festzustellen. Von überall
her haben Schulen und Pädagogen
der Deutschen Bischofskonferenz
vermeldet, dass das, was bis vor ei-
nigen Jahren als verstaubt und wenn
es ging, vermeidbar galt, zu einer
Botschaft geworden ist, „die frei
macht, die etwas tolles ist, von der
man anderen erzählen will“. Ge-
meint ist der Religionsunterricht.

So wird dieser Trend auch in der
Kultur sichtbar. Neue kulturelle Im-
pulse aus dem Internet, virtuell-me-
diale Kunstgriffe oder Kunststücke
sind nur schwer religiös aufladbar.
Das spüren viele, die sich alltäglich
über Laptops und Handys an die Welt
andocken. Ergriffenheit, Trost , Kon-
templation, das schaffen ein Gospel-
Song  oder ein Präludium von Bach.
Oder eben die Stille eines religiös de-
finierten Raums. Xavier Naidoo weiß
das vermutlich schon länger.

Der Verfasser ist Redaktionsleiter
von KulturZeit dem täglichen

Kulturmagazin von 3sat 

Theateraufführung des Jesuitengymnasiums Aloisiuskolleg Bonn. Foto: Engelbert Reineke

die Bereitstellung von finanziellen
Mitteln für die Kultur als Investition
zu begreifen – und nicht etwa als
Subvention! Die evangelische Kirche
investiert bereits jetzt in die Kultur
und sie wird es auch weiterhin tun.
Nach seriösen Schätzungen setzen
die evangelischen Landeskirchen
ebenso wie die EKD etwa 20% ihrer
Kirchensteuern und Vermögenserlö-
se für kulturelle Aktivitäten ein. Mit
ihrem zu Jahresbeginn 2006 eröffne-
ten Kulturbüro in Berlin und der
erstmaligen Berufung einer Kultur-
beauftragten hat die EKD gerade in
finanziell herausfordernden Zeiten
Zeichen gesetzt. Diese Zeichen ver-
dienen es, wahrgenommen zu wer-
den. Kirche ist ein aus unserer Ge-
sellschaft nicht wegzudenkender
kultureller Faktor.

Das zu Beginn genannte EKD-
Perspektivpapier „Kirche der Frei-
heit“ schlägt einen weiten Bogen von
der Wahrnehmung der Gegenwart
bis hin zu den Perspektiven für das
Jahr 2030. Es benennt zum Schluss
vier Schritte, die auf dem Weg zu ei-

ner Kirche der Freiheit in der nächs-
ten Zeit anstehen: Erstens einen Dis-
kussionsprozess, in dessen Zentrum
ein Zukunftskongress der EKD vom
25. bis 27. Januar 2007 in Wittenberg
steht. Zweitens eine Reform-Charta,
die dem angestrebten Mentalitäts-
wandel dienen soll. Drittens eine The-
menagenda mit Jahresthemen der
Reformdekade 2007 bis 2017, zum
Beispiel das Paul-Gerhardt-Jahr 2007.

Und schließlich viertens die Si-
cherung und Steigerung der Qualität
von Kernangeboten. Für die Evange-
lische Kirche in Deutschland gehört
der Umgang mit der Kultur zu diesen
Kernangeboten, deren Sicherung und
Qualitätssteigerung erst eine „Kirche
der Freiheit“ ermöglicht.

Der Verfasser ist Landesbischof der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in

Bayern, Mitglied des Rates der
Evangelischen Kirche in Deutsch-

land (EKD)  und Leitender Bischof
der  Vereinigten Evangelischen-

Lutherischen  Kirche Deutschlands
(VELKD) 
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Orientierungsgewinne durch Lebenswissen
Über die religiöse Grammatik kultureller Bildung � Von Petra Bahr

�Bildung ist das, was bleibt, wenn
einer alles vergessen hat�. Mit die-
sem Aphorismus teilt der Philosoph
Hans Blumenberg jeder Vorstellung
eine Absage, die mit Bildung einen
Kanon des Wissenswerten verbin-
det, eine Technik der Weltbewälti-
gung oder gar eine arbeitsmarktfä-
hige Ausbildung. Der Satz, so könn-
te man auf den ersten Blick mei-
nen, steht in eine Tradition, die als
typisch deutsche längst höchst
zweideutig geworden ist: jene
schicksalshafte Geistversessen-
heit des 19. Jahrhunderts, die je-
der Orientierung an Ökonomie,
Technik, Politik und pragmatischem
Alltagswissen zugunsten höherer
Kulturbildung eine Absage erteilt.
Rembrandt sollte der Erzieher der
Deutschen sein, um einmal ein pro-
minentes Buch aus dem Kaiser-
reich zu zitieren. Bildung, das war
lange ein Synonym für kulturelle
und für religiöse Bildung: für die
Einsicht in die antiken Mythen und
in die Literatur der Klassik, für Ge-
schichte und für die Bildtraditionen
der christlichen Legenden in der
Bearbeitung zeitgenössischer Ma-
lerei.

V or dem Hintergrund der in der
Form oft antieuropäischer, si-

cher antidemokratischer und oft
bornierter Bildungstraditionen ver-
steht sich vielleicht die Kehrtwende,
die die gegenwärtige Bildungsdebat-
te eine Jahrhundertwende später
macht. Das 19. Jahrhundert haben
wir gründlich abgestreift. Kultur
muß sich nun vor allem rechnen und
„Bildung“ zielt in Großem und Gan-
zen auf die geschickte Nutzung von
kreativen Kompetenzen zur Vermeh-
rung der Gewinne auf globalisierten
Arbeitsmärkten. Selbst kulturelle
und religiöse Bildung, beides promi-
nente Leitworte öffentlicher Sonn-
tagsreden, sollen vor allem zur Be-
wältigung gesellschaftlicher Heraus-
forderungen dienen: die kulturelle
Bildung soll die Kreativität fördern
und zukünftige Eliten mit der nöti-
gen Lust zur Innovation ausstatten –
kein Wunder, dass zeitgenössische
Kunst nun von den Banken gesam-
melt und ausgestellt wird. Auch reli-
giöse Bildung wird augenblicklich
vor allem als Mittel gegen die Religi-
onskonflikte einer multireligiösen
Gesellschaft angepriesen. Islamkun-
de und Werteunterricht scheint vor
diesem Hintergrund wichtiger als
die gründliche Einführung in die
christliche Religion.
Gegenüber dieser Art der fahrlässi-
gen Verkürzung des Bildungsver-
ständnisses scheint es an der Zeit,
einmal wieder auf ältere Bildungsde-
batten zurückzukommen: nicht, um
ins Überkommene zu fliehen, son-
dern um das Unabgegoltene des al-
ten Bildungsbegriffs hervorzuheben.
„Bildung ist das, was bleibt, wenn
einer alles vergessen hat“ – das
scheint auf den zweiten Blick auch
den Forderungen nach festen Kano-
nizes zu widersprechen. Als könne
man Bildung loslösen von Kompe-
tenzen und Kenntnissen, die man
zusammengenommen als „Lesefä-
higkeit“ beschreiben kann. Wenn das
so wäre, liefe Blumenberg Aphoris-
mus ins Leere. Er wäre schlicht un-
zeitgemäß. Der grassierende Anal-
phabetismus ist oft genug beklagt,
kleine bürgerschaftliche Initiativen
und große institutionelle Program-
me dagegen werden in letzter Zeit
wenigstens gewagt: von der Leseför-
derung bis zur Museumspädagogik,
von Simon Rattles Initiative „Rhythm
is it“ bis zu Malworkshops für Kin-
der, die nicht nur Lust auf den Um-
gang mit Farbe machen sondern
auch einen Sinn für die Bildgehalte
vermitteln, die die abendländische
Künst geprägt haben. So kommt es,

dass im Foyer des Museums bibli-
sche Geschichten erzählt werden.

Ja, wir brauchen die Diskussion
um Kanonizes, sowohl in der Kultur
als auch in der Religion, wir brau-
chen Minimalstandards dessen, was
man kennen und wissen sollte, um
in unserer Gesellschaft mehr als nur
zurecht zu kommen. Da hilft es,
wenn man die theoretische Unend-
lichkeit des Streits um den Kanon
manchmal einfach pragmatisch sis-
tiert und es mit vorläufigen Kanoni-
zes zufrieden gibt.

Doch Blumenberg zielt auf eine
andere Pointe. Und hier kommen
Kultur und Religion aus systemati-
schen Gründen eng zusammen: Bil-
dung, das ist vor allem „Lebenswis-
sen“, ein Wissen, das zum Leben
hilft, weil es Orientierung bietet, weil
es einen Horizont der Wertigkeiten
aufscheinen lässt, an dem das eige-
ne Leben sich ausrichten kann. Des-
halb konnte man im 19. Jahrhundert
Religion und Kultur fast synonym
gebrauchen. Selbstverständlich
muss man immer wieder daran er-
innern, dass Religion sich in kultu-
rellen Ausdrucksformen nicht er-
schöpft – und das kulturelle Aus-
drucksformen sich von religiösen
Ansprüchen emanzipiert haben. In-
sofern gilt eine klare Absage an die
zivilreligiöse Leitkultur des 19. Jahr-
hunderts, die sich vor allem über

Abgrenzung definiert hat. Wenn man
sich allerdings das vor Augen führt,
was im weitesten Sinne mit „Kultur“
gemeint ist, dann wird deutlich, dass
unsere Kultur die Spur der Religion
gar nicht los werden kann, entsteht
sie doch zu einem erheblichen Maße
aus dem Ringen mit den Gelingens-
bildern, Ansprüchen, Geschichten
und Grundvorstellungen des Chris-
tentums. Das Christentums ist ja
selbst noch in den Künsten des 20.
Jahrhunderts präsent, oft wie ein
Schatten, den man nicht loswerden
will, immer wieder aber auch als
Herausforderung, als Stoff der Aus-
einandersetzung. Ja selbst noch in
den polemischen Gegenentwürfen,
die mit christentumskritischer Ver-
ve antreten, ist die Religion auf ei-
gentümliche Weise präsent. Das gilt
nicht nur für die Archive, Museen,
Bibliotheken und Kirchen, wo Hun-
derte von Variationen auf die Ge-
schichten vom Verloren Sohn, von
der Passion des Gottessohnes oder
von Maria-Magdalena-Deutungen
die Räume bevölkern. Wer den Sinn
für diese Geschichten indes verliert,
verliert den Schlüssel zu riesigen
Räumen engagierter künstlerischer
Lebensdeutung und schneidet sich
von einer wichtigen Ressource unse-
rer Kultur ab. Das gilt auch für die
Gegenwartskultur. Das mag man auf
Gerhard Richter verweisen oder auf

wenn man von ihnen verlangt, sich in
den Horizont unserer kulturellen Gü-
ter und Werte einzufügen. Kulturelle
Bildung ist ein Schlüssel zur Integra-
tion in eine Kultur, die den konse-
quent säkularen Ansprüche von Poli-
tik und Recht mit religiöser Prägung
der Kultur verbindet.

Wichtiger noch als die Lesefähig-
keit, die das Christliche als Gramma-
tik der kulturellen Sprachen bis in
die Gegenwart zu identifizieren in
der Lage ist, ist die Dimension, um
die es Hans Blumenberg in seinem
Aphorismus um die Bildung im Kern
geht. Kulturelle Bildung, die bleibt,
wenn einer alles vergessen hat, reicht
an eine Dimension des Menschen,
die mit Wissen, Sozialisation und
Kompetenzerwerb nur wenig zu tun
hat. Dieser Aspekt der Bildung  be-
rührt eine Dimension des Mensch-
seins, die der Romanist Ottmar Ette
mit dem starken Wort des „Überle-
benswissens“ ausgestattet hat. Der
kritische Kommentar gegenüber den
übertriebenen Ansprüchen der soge-
nannten Lebenswissenschaften ist
durchaus intendiert: Kulturelle Codes
prägen unser Bild vom Menschen.
Kulturelle Ausdrucksformen prägen
unser Verhältnis zu uns selbst, sie
sind nicht nur ästhetische Gesten
und Spielformen mit der Wirklichkeit,
sondern mittelbar auch ethische und
– unter Umständen – religiöse Weg-
weiser. Damit soll der Anspruch der
Kultur keineswegs ins Maßlose ge-
steigert werden, als übernähme etwa
die Vernissage am Sonntagvormittag
auch die Funktion des Gottesdiens-
tes. Es ist etwas andere gemeint. Tief
in die kulturellen Ausdruckskräfte
sind Fragen nach dem guten und
richtigen Leben eingelassen, Fragen
nach Sinn und Unsinn, nach Leid
und Glück und nach einer Dimensi-
on, die höher ist als alle Vernunft. Die
Offenheit der Deutungen, die mit
der Kultur der Moderne in Verbin-
dung gebracht wird und die gegen
jede Vereindeutigung und Normie-
rung künstlerischer Positionen ange-
führt wird, unterstützt die Nachhal-
tigkeit des Fragens eher ,als dass sie
sie dementiert. Diese Tiefendimen-
sion führt ja auch dazu, dass die ge-
genwärtigen Selbstverständigungs-
debatten, die unter dem Hilfswort
der Leitkultur firmieren, so engagiert
und kontrovers geführt werden. Hier
geht es um was. Es geht hier nicht
um das Konzept eines imaginären
Museums all dessen, was uns wich-
tig ist, von den Texten über die Bil-
der bis zu den Ritualen, auf die wir
uns neuerdings wieder besinnen.
Mit der Frage nach Kultur geht um
nicht weniger als um zukunftstaug-
liches „Überlebenswissen“, die un-
ser Zusammenleben und unser Ver-
hältnis zu uns Selbst prägen. Des-
halb trifft der Vorwurf des Konser-
vativen nur insofern, als der enge
Zusammenhang von Religion und
Kultur für Bildungskonzepte bedeu-
tet, die kulturellen Formen der
Vergangenheit zu achten. Er trifft
aber nicht, wenn mit ihm Zukunfts-
verweigerung verbunden wird. Das
Gegenteil ist der Fall: weil der enge
Zusammenhang von Religion und
Kultur – und auch produktive Span-
nungszustände sind eine Form des
Verhältnisses – in der Vergangenheit
äußerst fruchtbar war, lohnt es sich,
auch in Zukunft kulturelle Bildung
nicht ohne ihre religiöse Tiefendi-
mension zum Thema zu machen.
Kulturpolitisch gibt das Raum für
neue kreative Bündnispartnerschaf-
ten, die für diese Verbindung definier-
te zivilgesellschaftliche Orte und
Konzepte schaffen, um Bildungsfor-
men fördern, die noch Folgen zeiti-
gen, „wenn einer alles vergessen hat.“

Die Verfasserin ist Kultur-
beauftragte der EKD 

den neusten Erlösungsentwurf aus
Hollywood.
Der Zusammenhang von religiöser
und kultureller Bildung liegt deshalb
auf zwei Ebenen: zum einen ist da das
Reich der Inhalte, der Semantik und
der Bilder. Hier braucht kulturelle Le-
sefähigkeit schlicht ein inniges Ver-
hältnis zu den christlichen Traditio-
nen, zu den biblischen Geschichten,
den Legendenbüchern und den ei-
gensinnigen Forschreibungen und
Auslegungen, die oft gerade dann auf-
regend sind, wenn sie nicht nur kirch-
liche Konsense wiederholen, sondern
eigenwillige Entwürfe bieten und so
auch die Kirche zu neuem Nachden-
ken veranlassen. Künstler haben sich
stets einen eigenen Reim auf das
Christentum – etwa auf biblische Ge-
schichten – gemacht. Die ständige
Kontroverse der Deutungen ist für die
kulturelle Entwicklung sehr produk-
tiv gewesen, auch wenn die Kirchen
sich immer wieder schwer getan ha-
ben, künstlerische Positionen als the-
ologische Herausforderung zu neh-
men. Diese Deutungen ernst zu neh-
men, heißt übrigens auch zur Kennt-
nis zu nehmen, dass sich manche die-
ser Kontroversen im Rückblick als
Schauergeschichten lesen, die es zu
kritisieren gilt. In jedem Falle aber ist
es diese Dimension unserer Kultur,
die man den Kindern der Eingewan-
derten nicht vorenthalten sollte,

„Museum am Dom“ des Bistums Würzburg. Foto: Ulrich Kneise
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Die katholische Kirche als Akteurin auswärtiger Kulturpolitik
Katholisches Cross-Cultural bridging ist für das Außenbild der Kulturnation Deutschland unverzichtbar � Von Jakob Johannes Koch

Kirche als vierte Säule der Außen-
politik? In der postsäkularen Epo-
che nach �Nine Eleven� ist es an der
Zeit, sich auch im außerkirchlichen
Bereich der Bedeutung der Kirche
für die Auswärtige Kulturpolitik be-
wusst zu werden. Die katholische
Kirche ist seit jeher Weltkirche.
Cross-Cultural bridging als gelebte
interkulturelle und interreligiöse
Kompetenz ist ihre lange bewährte
�Unternehmensphilosophie�. Für
1,25 Milliarden Katholikinnen und
Katholiken in 192 Staaten und mehr
als 1.500 Ethnien ist es selbstver-
ständlich, die klar geprägte Identi-
tät ihrer Konfession, deren oberster
Garant der Papst als gemeinsames
Oberhaupt ist, in ihrer jeweiligen
Landeskultur mit deren je eigener
�Farb-Nuance� zu entfalten: �Einheit
in Vielfalt� als katholisches Best-
practice-Modell interkulturellen Aus-
tauschs. Ein kleiner Ausschnitt
daraus soll nachstehend aus der
Perspektive der katholischen Kirche
in Deutschland beleuchtet werden.

K irchliche Protagonistin des in
ternationalen Kulturdialogs ist

fraglos die katholische Auslandsseel-
sorge, d.h. die von Deutschland aus
unterstützte Seelsorge für deutsch-
sprachige Katholiken im Ausland.
Ihre zentrale Organisation obliegt
der Deutschen Bischofskonferenz,
die zu diesem Zweck das katholische
Auslandssekretariat (KAS) unterhält.
Derzeit gibt es in 68 Ländern ins-
gesamt 170 deutsche katholische
Auslandsgemeinden und Seelsorge-
einrichtungen. Diese bieten neben
ihren seelsorglichen Kernaufgaben
anspruchsvolle Kulturprogramme
wie Lesungen, Konzerte, Diskussi-
onsforen, Sprachkurse und Medien-
informationen an, die auch den Ein-
heimischen kostenlos zur Verfügung
stehen. Die meisten deutschen ka-
tholischen Auslandsgemeinden ver-
fügen über eigene Bibliotheken, die
neben Literatur zu Theologie, Philo-
sophie und Weltanschauungsfragen
auch gehobene deutsche Belletristik
anbieten. Literarische Zirkel, Buch-
vorstellungen und die obligatori-
schen „Kulturcafés“ nach dem Sonn-
tagsgottesdienst sind bewusst auf
die Begegnung mit dem jeweiligen
Gastland hin konzipiert und werden
rege nachgefragt. Weiterer Schwer-
punkt der Auslandsgemeinden ist
die öffentliche Pflege deutschen re-
ligiösen Brauchtums wie z. B. Mar-
tinsumzüge, Nikolausfeiern und
Sternsinger-Aktionen, was zu höchst
spannenden Kultur-Collagen in den
jeweiligen Stadtquartieren führt (sie-
he nebenstehendes Foto).

Wichtige Botschafter deutscher
Kultur im Ausland sind auch die
2.816 katholischen Missionarinnen
und Missionare. Das früher mitunter
kolportierte kolonialistische Kli-
scheebild des Missionars wurde
unterdessen längst überholt von der
heutigen Faktizität eines professio-
nellen, interdisziplinär fundierten
„Manager“-Berufs als Synthese aus
spirituell-seelsorglicher Begleitung,
humanitärem Einsatz und interkul-
turellem Engagement vor allem in
wirtschaftlich strukturschwachen
Ländern. Neben diesen dauerhaften
Missionstätigkeiten kristallisieren
sich neue Formen zeitlich begrenz-
ten Einsatzes von Ehepaaren, Fami-
lien und jungen Menschen heraus,
die als so genannte „Missionare auf
Zeit“ (MaZ) tätig werden. Die mate-
rielle Unterstützung dieses kirchli-
chen Einsatzes fußt großenteils auf
den Eigenleistungen der katholi-
schen Orden und auf den Spenden,
die im Lauf des Kirchenjahres zu-
sammenkommen, wenn die großen
katholischen Hilfswerke Adveniat,
Misereor, Renovabis und Missio ihre
Kampagnen veranstalten. Insgesamt

erbringen diese Spendenkampag-
nen allein in Deutschland jährlich
etwa 300 Millionen Euro.

Das interkulturelle Engagement
der katholischen Kirche könnte kaum
funktionieren, würde es nicht durch
großes ehrenamtliches Engagement
mitgetragen. Zahlreiche der 12.700
katholischen Pfarrgemeinden und
Seelsorgestellen in Deutschland
überschreiten mit ihren weltkirchli-
chen Projekten sprichwörtlich den
Kirchturmhorizont. Dazu gehören
Partnerschaften mit Schwesterge-
meinden in ausländischen Ortskir-
chen sowie Patenschaften für be-
stimmte Projekte des Kulturaus-
tauschs und der Entwicklungszusam-
menarbeit. Davon profitieren übri-
gens nicht nur die direkt Geförderten
im Ausland, sondern auch die pro-
jektinitiierenden Gemeinden selbst
blühen geistig, geistlich und zwi-
schenmenschlich auf. Zunehmend
gibt es Gemeinden, die vor allem jün-
gere Gemeindemitglieder als Kund-
schafter und Botschafter in eine aus-
ländische Partnergemeinde entsen-
den, um deren kirchlichen und kul-
turellen Kontext kennen zu lernen
und die gewonnen Einsichten zu
Hause als Impulse weiter zu vermit-
teln.

Viele Bistümer unterhalten Part-
nerschaften mit einer oder mehreren
Ortskirchen; dabei fließen nicht nur
finanzielle Mittel, sondern der Aus-
tausch erstreckt sich auch auf wech-
selseitige Besuche der Beteiligten.
Die zuständigen Referate der Diöze-
sen betreiben Bewusstseinsbildung,
pflegen Verbindungen mit den Mis-
sionskräften und den kirchlichen
Hilfswerken. Viele Diözesen senden
trotz eigenen Mangels Priester in
Schwesterkirchen („Fidei donum“)
und gewähren Stipendien für die Aus-
bildung von Priestern aus den Orts-
kirchen anderer Kontinente – auch
dies eine wirkungsvolle Weise prakti-
zierter auswärtiger Kulturarbeit.

Eine weitere wichtige Kompo-
nente auswärtiger katholischer Kul-
turpolitik besteht auf dem Gebiet ka-
tholischer Wissenschaftsorganisatio-
nen und Studieneinrichtungen. Zu-
vörderst ist die katholische Görres-
Gesellschaft zur Pflege der Wissen-
schaft zu nennen, die 3.290 Mitglieder
in 20 Sektionen hat. Zu ihren Zielen
gehört die Förderung jüngerer Wissen-
schaftler und die Pflege wissenschaft-
lichen Lebens im breiten interdiszip-
linären Spektrum auf dem Fundament
des christlichen Menschenbildes. Ei-
nen bedeutenden Beitrag zum inter-
nationalen Kulturdialog leistet die
Görres-Gesellschaft durch mehrere
eigene Institute im Ausland etwa in
Rom, Madrid, Lissabon und Jerusa-
lem. Ursprünglich nur der Philosophie
und den Rechts-, Staats-, Geschichts-
und Sozialwissenschaften gewidmet,
weitete die Görres-Gesellschaft nach
dem Zweiten Weltkrieg das Spektrum
ihrer Disziplinen auch in den Bereich
der Kulturwissenschaften aus. Mitt-
lerweile ist gerade in diesen Sektionen
der internationale Austausch beson-
ders intensiv.

Als weiteres Beispiel ist der katho-
lische Akademische Ausländer-Dienst
(KAAD) zu nennen, der sich ebenfalls
durch einen qualifizierten internatio-
nalen Kulturdialog profiliert. Der
KAAD ist das Stipendienwerk der ka-
tholischen Kirche in Deutschland für
Studierende und Wissenschaftler aus
Entwicklungsländern und Osteuropa
und fungiert zugleich als Clearingstel-
le der Deutschen Bischofskonferenz
für ausländische Studierende. Der
KAAD kooperiert intensiv mit auslän-
dischen Partnerinstitutionen, seine
Bildungs- und Nachbetreuungspro-
gramme stehen unter dezidiert inter-
kultureller Perspektive.

Einer der ganz wichtigen, aber
kulturpolitisch zu Unrecht noch

Nikolaus-Ritt der Deutschen Gemeide in New Delhi/Indien. Foto: Pfarrer Dr. Dr. Michael Gmelch

nicht gewürdigten Faktoren interna-
tionalen Kulturdialogs ist das seit
mehr als 1500 Jahren bestehende
christliche Wallfahrtswesen. Es han-
delt sich hierbei traditionell um
Wanderungen und Fahrten zu
besonders wichtigen religiösen Zen-
tren, um durch das dort verehrte
Heiligtum Hilfe und Heilung zu er-
fahren. Das katholische Wallfahrts-
und Pilgerwesen boomt wie nie
zuvor: Nach vorsichtigen Schätzun-
gen werden die katholischen Wall-
fahrsorte weltweit pro Jahr von
mindestens 220-250 Millionen Pil-
gern aufgesucht, wobei sich die Rei-
sebewegungen zunehmend interna-
tionalisieren. Auf der Suche nach re-
ligiöser Selbst- und Gemeinschafts-
erfahrung oder aber einfach als me-
ditative Form des „sanften“ Touris-
mus beteiligen sich mittlerweile da-
ran auch jene, die keine (praktizie-
renden) Katholiken sind. Frühere
Motive der Wallfahrt wie Buße und
Gelübde gehen zurück zugunsten
neuer Leitbilder wie Wegmotiv („Der
Weg ist das Ziel“), Frieden und Öku-
mene. Die interkulturelle Kompo-
nente der Wallfahrt hat eine starke
Aufwertung erfahren: Es geht heute
zentral um Begegnung mit anderen
Kulturen und Religionen. Das alte
Leitbild der Gastfreundschaft erlebt
eine neue Renaissance; im unmittel-
baren Kontakt zwischen Pilgern und
Gastgebern findet nachhaltig Kultur-
dialog statt.

Die wallfahrenden Botschafter
zwischen den Kulturen werden

immer jünger: Prominentes Beispiel
ist die Pilgerfahrt zum alle zwei bis
drei Jahre stattfindenden Weltju-
gendtag, der zuletzt am Wallfahrts-
ort Köln – seit 850 Jahren Vereh-
rungsstätte der Drei-Königs-Reli-
quien – stattfand. 410.000 jugendli-
che Pilgerinnen und Pilger aus 188
Nationen wurden u.a. in 30.000 deut-
schen Gastfamilien beherbergt, 4.000
Künstler aller Kultursparten flankier-
ten die Wallfahrt in mehr als 500 Ein-
zelveranstaltungen. Im Jahr 2008 wer-
den mehrere zehntausend deutsche
Jugendliche nach Sydney/Australien
pilgern, um dort beim nächsten Welt-
jugendtag die interkulturellen Kon-
takte weiterzuknüpfen. Soeben sind
35.000 deutsche katholische Jungen
und Mädchen von der diesjährigen,
ebenfalls mit Kulturprogrammen
umrahmten Ministranten-Wallfahrt
aus Rom zurückgekehrt, wo sie tau-
sende von Jugendlichen aus 17 Na-
tionen getroffen haben. Vorgenann-
tes ist nur ein kleiner Ausschnitt aus
dem enormen Spektrum aktueller
katholischer Wallfahrt-Aktivitäten
der nachwachsenden Generationen.
Hierin konstituiert sich ein auf Zu-
kunft hin angelegter Kulturaus-
tausch.

Auf dem Hintergrund des hier
Dargestellten dürfte außer Frage ste-
hen, dass die katholische Kirche als
globale Begegnungsplattform kultu-
rell wacher, mitmenschlich enga-
gierter Menschen einen unschätzba-
ren Beitrag für die interkulturelle
Völkerverständigung leistet. Sie tut

das nicht zum eigenen Selbstzweck,
sondern weil das friedliche
Miteinander aller Menschen unauf-
gebbar zu ihrer Vision gehört – eine
ideelle Ausrichtung, die Grundlage
jeder staatlichen Außenpolitik sein
sollte. Mithin wäre es bedauerlich,
wenn das Auswärtige Amt der deut-
schen Bundesregierung seine bishe-
rige bewährte Unterstützung der in-
ternationalen Kulturarbeit der Kir-
chen überproportional reduzieren
würde. Die vom Deutschen Bundes-
tag eingesetzte Enquetekommission
hat 2005 ein Gutachten zum „Beitrag
der Kirchen und Religionsgemein-
schaften zum kulturellen Leben in
Deutschland“ in Auftrag gegeben. In
dessen nunmehr auf der Website des
Bundestages veröffentlichten „Zu-
sammenfassung der Ergebnisse“
heißt es: „Nach übereinstimmender
Auffassung nicht hinreichend genutzt
für die Außendarstellung Deutsch-
lands in der Welt ist das Potential sei-
ner Kultur. Die Kirchen und ihre Kul-
turarbeit könnten einen wichtigen
Beitrag zum Außenbild der Kulturna-
tion Deutschlands leisten“ (Tätig-
keitsbericht EK-Kultur S. 375). Die
katholische Kirche tut das bereits
intensiv, wie oben gezeigt. Aber eine
deutlichere Unterstützung seitens
des Gemeinwesens wäre in der Tat
eine gute Motivation, auf diesem
Weg mit Energie fortzuschreiten.

Der Verfasser ist Kulturreferent im
Sekretariat der Deutschen Bischofs-

konferenz 
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„...den Engeln sehr nahe“
Markus Lüpertz über Kunst, Kirche und kulturelle Bildung

Markus Lüpertz gilt als einer der
ganz wichtigen deutschen Gegen-
wartskünstler. Der Maler und Bild-
hauer erläutert im Interview sein
Diktum �Der Künstler hat dem lie-
ben Gott geholfen, die Welt zu
schaffen.� Der 65-Jährige Rektor
der Kunstakademie Düsseldorf be-
richtet über die Verantwortung der
Kirche für kulturelle Vermittlung und
beklagt massive Verblödung im Bil-
dungsbereich.

politik & kultur: Herr Lüpertz, als
sehr junger Künstler sind Sie Ende
der 50er Jahre für eine Zeit im Bene-
diktinerkloster Maria Laach gewe-
sen. Warum?
Lüpertz: Einer der Glasmaler unse-
rer Krefelder Werkkunstschule
machte dort immer Exerzitien. Das
hat mir sehr gut gefallen, so bin ich
dann eine Weile da geblieben.
puk:...und haben religiöse Motive
gemalt?
Lüpertz: Nicht direkt. Erst mal habe
ich mich einfach damit auseinander-
gesetzt und einige Bilder konzipiert.
Aber meine große Serie „Kreuzi-
gungsbilder“ habe ich danach ge-
malt. Auch wenn meine Arbeiten im
Kloster umstritten waren, so habe
ich dort nur hervorragende Leute
kennengelernt und gute Freunde
gewonnen.
puk:  Seit diesen frühen Kreu-
zigungsbildern taucht Religion als
Motiv immer wieder in Ihrem Werk
auf. Mal eine Kreuzigung, mal die
Wundmale Jesu, mal ein „Ecce
homo“, mal ein Kirchenfenster für
St. Andreas in Köln. Warum?
Lüpertz: Ich bin Katholik. Und mei-
ne Liebe zur katholischen Kirche
beruht auf ihren großen künstleri-
schen Leistungen – im Bilden, im
Bildhauen, im Bauen. Die Kirche

steht für ein unvergleichliches Zeug-
nis bildender Kunst. Die christliche
Religion steht für die großen
menschlichen Themen, die dann
zeitig und heutig interpretiert wer-
den. Schon in der Bibel findet man
letztlich jede Auseinandersetzung,
jeden Krieg, jede Liebe, jeden Ehe-
bruch, auch jede Erlösung. Die ur-
menschlichen Dramen und Bezie-
hungen, aber auch das Glück sind
dann stets gleich. So ist die Bibel ein
roter Faden durch das Menschliche.
puk: Kann man jedes Kunstwerk re-
ligiös lesen, existenziell entschlüs-
seln?
Lüpertz: Das ist eine Frage, wo man
steht. Der religiöse Mensch wird das
immer tun. Der nichtreligiöse
Mensch hat seinen eigenen Zugang.
Der wird ein Werk über das Geheim-
nis, über das Mysterium, über das
Grauen, über die Begeisterung be-
greifen. Und das ist auch schon
wieder ein Schritt zu Gott. Wichtig
ist, dass man Religion richtig lebt.
puk: Inwiefern?
Lüpertz: Es geht beim Thema Religi-
on um die Fähigkeit der Empfin-
dung. Nicht um Wahrheit oder um
Rechthaben. Es geht um die Fähig-
keit, empfinden und glauben zu kön-
nen, dass Sie also ein Wort für bare
Münze nehmen. Darum geht es. Re-
ligion ist die Befähigung zu glauben.
Die Fähigkeit zu glauben macht ei-
nen zu einem besseren, sensibleren,
einem angenehmeren Zeitgenossen.
puk: Was passiert, wenn der Gesell-
schaft Religion verloren geht?
Lüpertz: Da geht’s nicht einfach dar-
um, dass die Leute Gott verlieren.
Dahinter steht etwas viel Weiterge-
hendes: Die Fähigkeit, zu glauben,
ist existenziell wichtig, um mitein-
ander auszukommen. Daran hängt
die Fähigkeit, zu denken, zu empfin-

den, zu lieben, zu vertrauen. Neh-
men Sie das fürchterliche Wort von
Lenin „Vertrauen ist gut, Kontrolle ist
besser“. Das war das Ende. Das ist
einer der fürchterlichsten Sätze, die
je gesagt wurden. Damit wird gesagt:
Es wird nicht mehr geglaubt. Religi-
osität hat dagegen mit Glaube, Lie-
be, Hoffnung zu tun. Religion ist
Hoffnung.
puk:  Welche Rolle hat dann der
Künstler? Ist er Prophet? Prediger?
Lüpertz:Selbstverständlich ist man
Prophet, Prediger, aber auch ein
Krieger seiner Angelegenheiten. Der
Künstler hat schließlich einen gro-
ßen Auftrag. Sie müssen sich Folgen-
des vor Augen führen: Die Welt wird
gesehen, sie wird erinnert über die
Kunst. Alles, was wir von der Vergan-
genheit wissen, wissen wir über die
Künstler.
puk: Der Künstler als Schöpfer?
Lüpertz: Ich habe einmal formuliert:
Der Künstler hat dem lieben Gott
geholfen, die Welt zu schaffen. Das
ist die eine Aufgabe des Künstlers.
Seine andere Aufgabe ist es, die
Schönheit der Welt, das Aufregende
der Welt dem Menschen zu erklären.
Wir würden heute keinen Sonnen-
untergang betrachten, wenn er nicht
tausend Mal gemalt worden wäre.
Dieses Begreifen bis hin zum Abs-
trakten erleben wir über den Künst-
ler. Er erzählt alles dem Menschen.
Deswegen ist der Künstler in einer
ganz bestimmten Rolle. Er ist Gesell-
schaft, aber er ist für die Gesellschaft
verantwortlich, dafür, was sie sieht,
was sie empfindet, was sie tut. Eine
große Aufgabe.
puk: Dann ist der Künstler ein Gehil-
fe Gottes?
Lüpertz: Selbstverständlich. Wir sind
den Engeln sehr nahe.
puk: Religion wird über Instanzen
vermittelt, bei uns in Mitteleuropa
über die Kirchen. Wie wichtig sind
diese für den Kulturbereich?
Lüpertz:Die Kirche hat kulturell einen
großen Auftrag. Sie muss Qualitäten
schulen und selber qualitätvoll sein.
Wenn sich die Kirche als Auftraggeber
darstellt, muss sie höchste Qualität
beanspruchen. Das ist dann tatsäch-
lich Glaub-Würdigkeit. Es geht um den
eigenen Anspruch. Ich möchte Ihnen
ein Beispiel nennen: Pater Friedhelm
Mennekes in Köln vollbringt in seiner
Kunststation St. Peter eine großartige
Leistung. Weil er wirklich das Moder-
ne, das Ungewöhnliche in die Kir-
chenräume bringt und davor Messen
hält. Da gelingt Vermittlung von Wis-
sen und vielleicht auch von Gottnähe.
puk: Sind Sie zufrieden damit, wie
Kirche sich darum bemüht?
Lüpertz: Es gibt auch Kirchen in ei-
nem kulturell verheerenden Zu-
stand, mit Kunststoffvasen, dürftig
arrangierter Blumendeko und ir-
gendeinem schlecht gemalten Drit-
te-Welt-Plakat. Das ist dann erschre-
ckend. Die Verantwortlichen stehen
in Räumen von allergrößter Schön-
heit und stellen dort Sachen rein
oder hängen Fotos an die Wände, die
jegliche Ästhetik zerstören. Die Kir-
chenräume brauchen Sorgfalt. Und
man muss auch Geld in die Schön-
heit einer Kirche stecken. Gerade die
katholische Kirche lebt von ihrer
Himmelsnähe. Und diese Nähe müs-
sen wir schaffen über die Kunstwer-
ke, über die Qualität der Kunstwer-
ke. Es geht schließlich um die Sicht-
barmachung des Frommen oder die
Sichtbarmachung Gottes.
puk: Sollte Kirche die Gotteshäuser
stärker öffnen für zeitgenössische
Kunst?
Lüpertz: Das ist kein Prinzip, das ist
Voraussetzung. Zeitgenössisch heißt
nicht, dass man auf Trends springt.
Sondern, dass man die ganz eigenen
Qualitäten und Vorstellungen ent-
deckt und realisieren lässt. Ein Bei-
spiel: Wenn alle Künstler plötzlich

Markus Lüpertz. Foto: Christoph Strack

mit Autoreifen arbeiteten, ist es doch
müßig und dummes Zeug, die Kir-
che mit Autoreifen auszugestalten.
Es geht doch darum, dass die Kirche
einen Anspruch stellt. Und dieser
Anspruch muss kulturell vom
Höchsten, vom Edelsten sein. Daran
müssen die Kirchen arbeiten.
puk: Wie kann das aussehen?
Lüpertz: Es geht jedenfalls nicht da-
rum, einfach nur irgend einen
Künstler zu nehmen, der irgendeine
Arbeit in der Kirche macht. Es geht
um den eigenen Anspruch. Und die-
se Zielvorstellung darf nicht im Klei-
nen, im Kleingeistigen, im Kleinbür-
gerlichen bleiben. Sie muss wirklich
im Intellektuellen, im Gebildeten, im
Wissen zu Hause sein. Das ist das
Entscheidende. Ich habe einer klei-
nen Kirche in Rheydt einen Toten-
tanz-Fries geschenkt. 40 Meter mal
zwei Meter, das ist der reine Toten-
tanz. Und das ist eine ganz einfache
Pfarrgemeinde, eine Arbeiterge-
meinde. Die sind begeistert. Dort in
der Gemeinde ist ein Pfarrer, der ei-
nen Anspruch formuliert und diesen
dann glaubwürdig seiner Gemeinde
vermittelt hat.
puk: Herr Lüpertz, ich möchte noch
einmal auf Ihren Aufenthalt in Ma-
ria Laach zurückkommen. Wer heu-
te vergleichsweise so alt ist, wächst
in einem ganz anderen Kontext auf.
Welche Folgen hat das, wenn kultu-
relle und religiöse Bildung dabei ver-
dunsten?
Lüpertz: Wir haben eine ganz massi-
ve Verblödung. Das ist klar festzu-
stellen. Ich merke das an den Schü-
lern, die die Kunstakademie betre-
ten. Die Schüler wissen nichts. Sie
wissen vielleicht, wie man den Com-
puter bedient oder wie man Auto
fährt. Aber sie wissen kein Gedicht,
sie wissen kein Buch, kein Geheim-
nis, keine Mysterien, keine Meta-

morphosen. Sie schreiben mit 15, 16,
17 Jahren keine Theaterstücke, kei-
ne Liebesgedichte. Sie sind erstaun-
lich arm. Darin sehe ich das größte
Problem. Meiner Meinung nach sind
alle im Nachhinein konstruierten
Kulturprogramme völlig überflüssig.
Man sollte alles Geld von vornherein
in die Ausbildung stecken.
puk: Die meisten der Schüler haben
doch Kunstunterricht genossen...
Lüpertz: Ja, aber bei der Ausbildung
der Kunsterzieher hat leider das Di-
daktische gewonnen. Das Sinnliche
kommt zu kurz. So wird schlimms-
ter Schindluder getrieben. Es geht
nur noch um Bewusstseinsbewälti-
gung. Mit der reinen Freude am Ma-
len, am Zeichnen hat das nichts
mehr zu tun. Intellektuell ist das al-
les in einem Zustand, der dem Anal-
phabetismus nicht unähnlich ist. Da
zeigt sich eine verheerende Gleich-
gültigkeit der Kunst gegenüber.
Kunst wird an den Schulen nur noch,
weil es Pflicht ist, nebenbei betrie-
ben. Denn sie ist nicht effektiv, wie
man dann so schön sagt. Diese sinn-
losen, heiteren, fröhlichen, für mich
aber sehr wichtigen Dinge kommen
zu kurz. Wann hat denn der Mensch,
wenn er später im Berufsleben ist,
noch Zeit für so hinreißenden Un-
sinn wie Kunst, Literatur, Musik?
puk: Was bedeutet das für die Ver-
mittlung?
Lüpertz: Man fängt heute mit dem
Schüler eben nicht mehr bei einem
Mittelwissen an, sondern fängt bei
Null an. Das verlangt eine größere
Konzentration, es verlangt größeren
Fleiß, größeren Preis des Professors.
Aber wenn sich das dann bei begab-
ten Leuten vollendet, ist es doch
immer wieder ein Genuss. Die Sache
ist nicht hoffnungslos, sie ist nur
mühseliger geworden.
Interview: Christoph Strack
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Zählen und beten, das kann ich nur in deutsch
Religion als Heimat des Menschen � Von Martin Schindehütte

�Man kann sich an alles gewöhnen.
Aber zählen und beten, das kann ich
nur in deutsch!� Dieser Satz einer
Frau aus Tübingen, die seit Jahren
in Buenos Aires lebt und arbeitet,
trifft die Situation vieler Deutscher,
die für kürzere oder längere Zeit im
Ausland leben. �Ein Stück zu Hause
finden� � so heißt das Programm,
mit dem die Evangelische Kirche
Menschen schon vor ihrer Ausreise
einlädt, Kontakt zu einer der 140
deutschen Gemeinden aufzuneh-
men, mit denen die EKD weltweit
vertreten ist. Es geht nicht darum,
sich unter Deutschen und mit Deut-
schen gegenüber der neuen Umge-
bung abzuschotten. Wer in der frem-
den Umgebung ein Stück Heimat
findet, hat es leichter, sich dem
Neuen und Fremden zu öffnen. Es
ist die Erfahrung vieler, die über län-
gere Zeit im Ausland leben, dass
das besondere Verhältnis zur Mut-
tersprache und zu den eigenen kul-
turellen und religiösen Traditionen
erst dann richtig bewusst wird,
wenn man durch massive Fremder-
fahrungen auf die Frage nach dem
Eigenen stößt.

Heimatgefühle entstehen oft aus
dem Mangel an Vertrautheit.

„Heimweh“ empfindet man ja in der
Fremde. Eine Heimat zu haben, hat
sehr viel mit Kultur zu tun. Kultur
speist sich aus dem Vertrauten, dem
Selbstverständlichen, dem noch
nicht Hinterfragten: mit Sprache, mit
Gerüchen, mit Bildern, mit Ritualen,
mit Musik, mit Orten und mit Zeit-
rhythmen. Da mag man über Jahre
seine privaten Alternativen zum Hei-
ligen Abend gesucht haben – nach
zwei Jahren in Asien kommt die
Sehnsucht nach der Christmette und
den Gänsebraten. Da mag man den
Sonntagvormittag in Hamburg oder
Berlin vorzugsweise zum Ausschla-
fen genutzt haben – im islamischen
Umfeld fehlt einem plötzlich das
Kirchgeläut, das einen daheim
vielleicht sogar ärgerlich geweckt
hat. Viele Deutsche suchen deshalb
im Ausland diese Nähe zu einer
deutschen Gemeinde, auch wenn sie
zuhause vielleicht gar nicht auf die
Idee gekommen wären, sich in einer
Kirchengemeinde zu engagieren.
Das ist dann eine spannende Mi-
schung: Deutsche, die in binationa-
len Ehen leben, finden sich ebenso
ein wie die „Expatriates“, also die im
Ausland lebenden und arbeitenden
Gastwissenschaftlerinnen und Inge-
nieure, Ärztinnen und Mitarbeiter
internationaler Firmen, Studenten
und Praktikanten, und schließlich
Menschen, die ihren Lebensabend
in einem anderen Land verbringen.

Nicht wenige suchen ganz kon-
krete Hilfe und seelsorgerliche Be-
treuung in mancherlei Krisensitua-
tionen, die in fremder Umgebung
sich oft um so schärfer ausprägen.
Das geht von der Lösung von Reise-
problemen über die Bewältigung fa-
miliärer Krisen bis zur Betreuung
traumatisierter Opfer von Unfällen,
Krieg und Terroranschlägen.

Zentrum ist das gottesdienstliche
Leben der Gemeinde. Die Orientie-
rung am christlichen Glauben und
das Hören auf das Evangelium sind
ja die Konstitutiva jeder Gemeinde.
Zugleich ist die Versammlung der
Gemeinde aber auch ein kulturelles
Ereignis. Geht es doch auch im die
Vergewisserung der Gegenwart und
Zukunft aus der Geschichte, aus ge-
lebten Traditionen, die notwendig
immer auch eine Ausdrucksform
von Kultur ist.

Und natürlich spielt das kulturel-
le Leben nicht nur dort sondern weit
darüber hinaus in den deutschen
Gemeinden eine große Rolle. Hier
verbindet sich in dem Austausch der
Erfahrungen des Lebens und Arbei-

tens in einem fremden Land und
dem vertrauten Kontext der deut-
schen Gemeinde die eigene, mit ge-
brachte Kultur notwendig mit der
Kultur des Landes – Kulturaustausch
als ständiger Prozess, als Alltagsrea-
lität. Die deutsche Kultur leben und
die fremde Kultur wahrnehmen, aus
dieser Spannung speist sich die Dy-
namik der Kulturarbeit der Aus-
landsgemeinden.

Entsprechend den unterschiedli-
chen kulturellen Kontexten und den
verschiedenen „Fremdheitsgrade“
ist auch das Kulturengagement in
den 140 Auslandgemeinden sehr
unterschiedlich ausgeprägt. Auch
die Kooperation mit einheimischen
und deutschen Institutionen, von
den großen politischen Stiftungen
über die Goetheinstitute bis zu klei-
nen, unabhängigen Organisationen,
ist von Ort zu Ort unterschiedlich.
Von Lesungen mit deutschen Auto-
ren über Sprachkurse über Konzerte
über Ausstellungen zu historischen,
politischen oder künstlerischen und
religiösen Themen findet sich die
ganze Bandbreite kultureller Aus-
drucksformen. Dabei ergeben sich
die Schwerpunkte aus dem jeweili-
gen kulturellen Kontext. Während
etwa im Nahen und Mittleren Osten
Fragen des Dialogs mit dem Islam
eine wichtige Rolle spielen, ist das
Thema „Religion und Politik“ für die
deutschen Gemeinden in den USA
besonders wichtig.

Nicht anders als in Deutschland
leben die Auslandsgemeinden dabei
von der hohen Motivation und Ex-
pertise der ehrenamtlich Engagier-
ten. Häufig ist der kulturelle Aus-
tausch etwas ganz Selbstverständli-
ches und Alltägliches, wie etwa in
den vielen Musikgruppen und Chö-

ren, in denen Einheimische und
Deutsche zusammen eine Sprache
finden. Es gibt darunter aber auch
ganz außergewöhnliche Projekte, die
weit über das Einzugsgebiet der
deutschen Gemeinde bekannt wur-
den. So gibt zum Beispiel der
deutsch-ukrainische Chor der
deutschsprachigen Gemeinde in
Kiew seit 15 Jahren sowohl in der
Ukraine als auch in Deutschland
Konzerte. Musik spielt auch in der
Deutschen Gemeinde in Paris eine
große Rolle. Hier gibt es regelmäßi-
ge musikalische Martineen und eine
enge Kooperation mit dem Conser-
vatoire National de Paris. 2005 hat
die Deutsche Gemeinde am interna-
tionalen Bachfestival in Paris teilge-
nommen – Ausdruck der künstleri-
schen Qualität, aber auch Form ei-
nes religiösen Kulturaustausches,
wenn die protestantische Kirchen-
musik auf die großen katholischen
Kompositionen trifft. Wo tiefere mu-
sikalische „Kulturdifferenzen“ zu er-
warten sind, weil die musikalischen
Traditionen sich deutlich von den
europäischen unterscheiden, ist die
Begegnung mit der Orgelmusik des
Protestantismus eine besondere He-
rausforderung. In Singapur läuft seit
einigen Jahren sehr erfolgreich das
Programm „Pipeworks“, das sich mit
anspruchvollen wie experimentellen
Konzertreihen an das einheimische
Publikum wendet. Parallel zur jähr-
lichen Konzertreihe gibt es Diskus-
sionsforen und kirchliche Feste, so
dass über die Musik auch eine Brü-
cke zur fremden Religion des Chris-
tentums geschlagen wird. Für viele
Deutsche eine willkommene Gele-
genheit, Singapurer Freunden und
Kollegen einen Einblick in ihre eige-
ne kulturelle und religiöse Tradition

zu bieten. Die Rituale des Kirchen-
jahres spielen in vielen Gemeinden
eine große Rolle: Weihnachten, Os-
tern und Pfingsten, aber auch Mar-
tinstage oder Reformationstage. Sie
sind wichtige Haftpunkte zur Begeg-
nung zwischen Religionen und Kul-
turen.

Die St. Petrikirche im Herzen Ko-
penhagens ist ein Zentrum des dä-
nisch-deutschen Kulturaustausches
geworden. Hier trägt die deutsche
Gemeinde mit ihren historischen
Gebäuden, auch mit Führungen und
dem Erhalt denkmalgeschützter Sa-
kralbauten, zum kulturellen Leben
der Stadt bei. Um der Musealisierung
vorzubeugen, gibt es immer ein Kul-
turprogramm, das sich um gegenwär-
tige Ausdrucksformen und gegenwär-
tige Fragestellungen kümmert.

An mehreren Orten, vor allem in
den USA und in Canada, hat es in
diesem Jahr, teilweise in Kooperati-
on mit der Deutschen Botschaft ein
Programm unter dem Thema „Kir-
che und Kultur – Church und Cultu-
re“ gegeben. Im Mittelpunkt standen
Vorträgen, Filme und Lesungen zum
60. Todestag von Dietrich Bonhoef-
fer. Der deutsche Theologe, der
selbst einige Jahre in Barcelona und
London gearbeitet und in New York
gelehrt hat, gehört nicht nur in
Deutschland zu den bekanntesten
Theologen des 20. Jahrhunderts. Der
enge Zusammenhang von Leben
und Lehre, von theologisch reflek-
tiertem und persönlich geleistetem
Widerstand gegen den Nationalsozi-
alismus, der zu seiner Ermordung im
Konzentrationslager geführt hat,
sind ein bleibendes kulturelles Zeug-
nis unseres Landes von ökumeni-
scher Dimension. Auch an seiner
Person macht sich die Aufgabe fest,

die Geschichte von zwei Diktaturen
in unserem Land nicht nur politisch,
sondern auch kulturell aufzuneh-
men und aus dieser Erinnerung neue
Perspektiven zu entwickeln.

Die enge Verbindung zwischen
Kulturaustausch und der Bearbei-
tung des eigenen nationalen Erbes
zeigt sich auch im südlichen Afrika.
Neben der baulichen Unterhaltung
der alten Kirchen, etwa der Christus-
kirche in Windhuek, oder der Kirche
in der Strand Street in Kapstadt von
1780, die längst zum „national monu-
ment“ geworden sind, gilt es auch,
die Schattenseiten des kolonialen Er-
bes zu thematisieren. Deshalb gibt
die deutsche Gemeinde in Namibia
einen „Afrikanischen Heimatkalen-
der“ heraus, der vor allem Beiträge
zur wissenschaftlichen Aufarbeitung
des Deutsch-Herero-Krieges anbie-
tet.

Die wenigen Beispiele aus dem
reichen religiösen, sozialen und kul-
turellen Leben der deutschen Ge-
meinden im Ausland mögen Hin-
weis sein auf ihre Bedeutung für den
Dialog und das friedliche Zusam-
menleben unterschiedlicher, ja nicht
selten konfligierender gesellschaftli-
cher und persönlicher Entwürfe in
einer globalisierten Welt. Die Kultur-
arbeit dieser Gemeinden ist in tiefs-
ten Grunde jedoch nicht in erster
Linie einer Bearbeitung und Über-
windung von Fremdheit geschuldet.
Sie lebt vielmehr aus einer positiv
formulierten biblischen Hoffnung:

Und es werden kommen von Os-
ten und von Westen, von Norden und
von Süden, die zu Tisch sitzen wer-
den im Reich Gottes. (Lk 13,29)

Der Verfasser ist Leiter des
Außenamtes der EKD 

Investition in die Zukunft
Museen und Schatzkammern in katholischer Trägerschaft � Von Katharina Winnekes

Kunstmuseen, oft aus bürgerschaft-
lichem Engagement und der Sam-
meltätigkeit Einzelner entstanden
und als Institutionen zur Bildung der
Öffentlichkeit vorgehalten, existie-
ren in großer Zahl. Museumsbesu-
cher hingegen gehören gemessen an
der Gesamtbevölkerung einer eher
raren Spezies an, auf die man zu-
nehmend mit publikumsträchtigen
Trends und Events Jagd macht, um
so anhand verkaufter Eintrittskarten
messbare �Erfolge� nachzuweisen.

A ngesichts dieser Situation und
der knappen Finanzen in den

Bistümern stellt sich die Frage nach
Profil und Leistung der 43 aus-
schließlich von der katholischen Kir-
che finanzierten Häuser in Deutsch-
land, zu denen noch mehr als 100
konzeptionell und finanziell unter-
stützte Stadt-, Heimat-, Missions-
und Ordensmuseen kommen. So
manche dieser Einrichtungen wurde
Mitte des 19. Jahrhunderts von einem
christlichen Kunstverein ins Leben
gerufen, um die Erhaltung und Erfor-
schung christlicher Kunstwerke zu
gewährleisten, die insbesondere als
Folge der Säkularisierung ihre Funk-
tion in Kirchen und Klöstern verloren
hatten. Außerdem sollten im Zuge der
kulturellen Rückbesinnung gerade
die mittelalterlichen Werke als nach-
ahmenswerte Beispiele ausgestellt
und den zeitgenössischen Künstlern
als Anregung für ihr eigenes Schaffen
vor Augen geführt werden.

Altarbilder, Heiligenfiguren, li-
turgische Schriften, Reliquiare,
Messgewänder, Antependien, litur-
gisches Gerät und Gegenstände pri-
vater Andacht fanden durch Ankauf
und durch Schenkungen ihren Weg
in öffentliche und in kirchliche Mu-

seen. Während die einen von Anfang
an profane und sakrale Kunst sam-
meln, halten die anderen bis heute
nahezu ausschließlich am ursprüng-
lichen Konzept fest und konzentrie-
ren sich auch bei der modernen und

Weiter auf Seite 10

zeitgenössischen Kunst auf Werke aus
dem kirchlichen Kontext. Der dezi-
diert christliche Gehalt und die Wei-
terführung bekannter Bildtraditionen
stehen im Zentrum des Interesses.
Zum Überdenken dieser Position ha-

ben wohl auch die international be-
achteten Ausstellungen zeitgenössi-
scher Kunst in der Kölner Kunststa-
tion St. Peter beigetragen, einer spät-
gotischen Pfarrkirche, in welcher der
Jesuit Friedhelm Mennekes der
Kunst und der Kirche schon manche
anregende und konfliktträchtige Be-
gegnung zugemutet hat.

In einem zusammenwachsenden
Europa und angesichts der allent-
halben stattfindenden Globalisie-
rung besteht eine wichtige Aufgabe
der kirchlichen Museen darin, den
Blick auf die kulturellen Wurzeln Eu-
ropas und sein christliches Erbe zu
ermöglichen. Gleichermaßen soll
aber auch das von Papst Johannes
Paul II. in seiner Münchener Anspra-
che an Künstler und Publizisten 1980
geforderte „Aggiornamento“, die Zu-
wendung zum Heute, gewährleistet
sein. Es gilt also einerseits, das Über-
kommene zu pflegen und in perma-
nenten Sammlungen oder in thema-
tischen Ausstellungen zu zeigen,
andererseits steht der Anspruch im
Raum, die Sammlungen auch der
zeitgenössischen Kunst zu öffnen, die
weder kirchlich ist noch eine dezi-
diert christliche Ikonographie weiter-
trägt, eventuell auch besonders gut
gestaltete Gegenstände des alltägli-
chen Gebrauchs unserer Zeit mit den
eher zufällig entstandenen Kollekti-
onen alter Kunst planvoll zu vernet-
zen. Aufführungen mit alter und neu-
er Musik, Literaturlesungen und auch
die darstellende Kunst können berei-
chernd in diesen Kosmos aufgenom-
men werden. Dabei geht es nicht um
Image-Politur, auch nicht um Anbie-
derung oder um Vereinnahmung ak-

Wally Schulz, Casula, Ausstellung in der Kunststation St. Peter Köln 2006. Foto:
Jörg Frohn
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tueller künstlerischer Arbeiten, son-
dern um Begegnungen, welche die in
der Kunst früherer Jahrhunderte ver-
dichteten Bilder von Welt oder Fragen
nach dem, was die Welt in ihren
Grundfesten zusammenhält, als heu-
tige erfahrbar machen.

Die Auseinandersetzung mit der
Kunst und ihren Inhalten ist grund-
sätzlich überall möglich. Sie kann zu
Hause, im Atelier, in Galerien, Kir-
chen, Ausstellungshallen und Muse-
en stattfinden. Aber mit Sicherheit
beeinflussen Ort und Art der Präsen-
tation die unmittelbaren Rezepti-
onsweisen und -möglichkeiten der
Betrachter ganz wesentlich. Viele der
kirchlichen Museen und Schatzkam-
mern befinden sich in historischen
Gebäuden, in Annexräumen bedeu-
tender denkmalgeschützter Dome
oder auch in den Kirchenräumen
selbst. Diese spezifischen Orte bie-
ten Möglichkeiten, die ihrer ur-
sprünglichen Funktionszusammen-
hänge beraubten Altarbilder, Heili-
genfiguren, Messgewänder, Monst-
ranzen, Reliquiare, Kelche usw.
zumindest in einem atmosphärisch
adäquaten Ambiente zu sehen oder
sogar den Charakter eines mittelalter-

lichen Armariums oder einer Heil-
tumskammer zu erleben. Selbst
dann, wenn nur die räumliche Nach-
barschaft von Ausstellungsort und Kir-
chenraum gegeben ist, vermag die
Kunstausstellung die ästhetische
Wertschätzung der Kirchenausstat-
tung zu steigern, und umgekehrt er-
weitert die in ihren ursprünglichen
räumlichen und liturgischen Zusam-
menhängen erfahrbare Kirchenaus-
stattung das Verständnis der als ästhe-
tische Gegenstände präsentierten
Zeugnisse kirchlicher Vergangenheit.

Museumsneubauten verfügen
naturgemäß nicht über diese Aura.
Sie sind darauf angewiesen, in ihren
„neutralen“ Räumen Zusammenhän-
ge für die präsentierten Kunstwerke
zu erfinden, die dem Betrachter be-
reichernde Erlebnisse und Erkennt-
nisse bieten. Die Bandbreite der Mög-
lichkeiten ist groß: Ausstellungen zu
bestimmten Themen erschließen
historische, künstlerische, religiöse
oder anthropologische Inhalte. Die
sinngemäße Rekonstruktion ur-
sprünglich denkbarer Funktionszu-
sammenhänge der ausgestellten
Kunstwerke mag deren Verlust kom-
pensieren. Zusammenstellungen
motiv- und stilgeschichtlich ver-
gleichbarer Werke, etwa von Christus-
bildern oder Madonnen, die sich in
Haltung, Ausdruck und Attributen
voneinander unterscheiden, fragen

nach möglichen Zugangsweisen. En-
sembles der Schatzkunst mit ihren
kostbaren Materialien wie Gold, El-
fenbein, Email und Edelsteinen bie-
ten Ansatzpunkte, Begriffe wie „wert-
voll“ und „schön“ aus ihrer histori-
schen Sicht zu betrachten und mit
heutigen Wertvorstellungen zu kon-
frontieren. Christkindfiguren, Krip-
pen, Eingericht, frommer Nippes,
Wettersegen, Wallfahrtsbildchen und
andere, hundertfach reproduzierte
anrührende Andachtsbildchen für
den privaten Gebrauch vertiefen
frömmigkeitsgeschichtliche Aspekte,
die mittlerweile kaum noch bekannt
sind. Im Diskurs mit zeitgenössischen
Kunstwerken gewinnen die histori-
schen Zeugnisse Aktualität, und im
Gegenzug erfahren jene bereichern-
de Erweiterung durch das Bewusst-
werden des geschichtlich Gewachse-
nen. Im Miteinander von Alt und Neu,
von Bekanntem und Unbekanntem,
im Verzicht auf erdachte Ordnungen
kunsthistorischer, ikonographischer
oder didaktischer Kategorien zuguns-
ten teils kognitiver, teils intuitiver Be-
zugssysteme können sich immer
wieder neue Räume des Anschauens
und Nachdenkens eröffnen. So er-
weitern sich die positivistischen Ka-
tegorien historischer Wissenschaften
und schaffen Freiraum für philoso-
phische und anthropologische – da-
mit auch für religiöse – Fragestellun-

gen. Es ist ein Glücksfall, wenn sich
wie in dem fast vollendeten, für das
Erzbistum Köln vom Schweizer Ar-
chitekten Peter Zumthor geplanten
Neubau Kolumba alle angeführten
Komponenten vereinigen lassen.
Hier wird der unter Denkmalschutz
stehende historische Bestand mit er-
grabenen Zeugnissen römischer und
mittelalterlicher Bauten, der als
Kriegsruine erhaltenen ehemaligen
Pfarrkirche St. Kolumba und der 1950
von Gottfried Böhm im Turmbereich
eingebauten Kapelle „Madonna in
den Trümmern“ als Keimzelle in die
neue Architektur integriert und die
spätgotische Ruine organisch und
ablesbar in den Neubau überführt. So
entsteht ein unverwechselbarer, ar-
chitektonisch gestalteter Ort, der zur
Entdeckung seiner komplexen Ge-
schichte und zum Erleben seiner be-
sonderen Atmosphäre einlädt. Ab
2007 werden hier auf lange erprobte
Weise alte und neue, „religiöse“ und
„profane“ Kunstwerke in wechseln-
den Dialogen präsentiert. Kolumba
schafft als „Museum der Nachdenk-
lichkeit“ Anlässe zum Verweilen und
zur eingehenden Auseinanderset-
zung mit den Dingen, ihren Bezie-
hungen zueinander und zum Ort.

Die Besonderheit kirchlicher Mu-
seen liegt darin, Gegenpole zur
allseits angestrebten Beschleunigung
und Effizienzsteigerung auszuprä-

gen, Bewusstsein für Muße zu entwi-
ckeln und zeitliche Freiräume für be-
wusstes Wahrnehmen, Erinnern,
Staunen, zweckfreies Denken und
Gestalten zurückzugewinnen. Sie ge-
ben Fragen nach historischen, zeitge-
nössischen und ganz individuellen
Bildern von Welt weiten Raum und
greifen sie im öffentlichen Gespräch
mit den Besuchern auf. Mit ihren
kunstwissenschaftlichen, philosophi-
schen, anthropologischen und religi-
ösen Fragestellungen können sie äu-
ßerst vitale Orte sein. Ihr Fundus be-
steht in der Kunst und deren imma-
nenten Verdichtungen von Welterfah-
rung. Ihre Gesprächspartner sind die
Menschen, die sich darauf einlassen,
Zeit zu investieren, um mit allen Sin-
nen wahrzunehmen und Freiräume
zum Denken, Glauben und Handeln
zu entdecken. Wenn die katholische
Kirche weiterhin eine so bedeutende
Zahl an Museen und Schatzkammern
für die Öffentlichkeit bereithält und
trotz weitgreifender Sparmaßnah-
men den Neubau Kolumba ermög-
licht, investiert sie so in die über sich
selbst hinausgreifenden Menschen
und damit nicht nur in ihre eigene
Zukunft, sondern in die Zukunft der
Gesamtgesellschaft.

Die Verfasserin ist wissenschaftliche
Mitarbeiterin an Kolumba, Kunst-

museum des Erzbistums Köln 

Kulturkirchen – Schwellenräume zwischen Religion und Kunst
Kultur gehörte schon immer zum Auftrag der Kirche � Von Christhard-Georg Neubert

Arnulf Rainer „Kreuz“, 1980–1985, Öl auf Holz und montiertem Karton. Foto:
Stiftung St. Matthäus

Als Martin Luther im Oktober 1537
das Haus seines Malerfreundes
Lucas Cranach in der Wittenberger
Schloßstrasse 1 aufsuchte, fielen
dem 54-jährigen Reformator die
Schritte schwer. Luther hatte sei-
nem neun Jahre älteren Freunde
geraten, Hans, den hochbegabten,
ältesten Sohn auf die gefährliche
Reise nach Italien gehen zu lassen,
um die Bilder der dortigen Renais-
sancemaler zu studieren. In Bolo-
gna war der Hoffnungsträger Hans
Cranach mit 24 Jahren überra-
schend gestorben. Nun musste sich
Luther fragen lassen, ob sein Rat
richtig gewesen war. Wir wissen
nicht viel vom Verlauf des Gesprä-
ches, aber wir dürfen annehmen,
dass die Freunde ihr Gespräch in
Cranachs Werkstatt führten, in der
sie so oft inmitten der Bilder Lu-
thers theologische Einsichten dis-
kutiert hatten. Die Malerwerkstatt
war in jener Zeit voll gestellt mit
einer Vielzahl noch halbfertiger neu-
er Altarbilder.

D ie protestantischen Stände
Sachsens suchten für die Stadt-

kirchen und Schlosskapellen Bild-
werke, die beides miteinander ver-
einten: höchste künstlerische Qua-
lität und Interpretation der reforma-
torischen Lehre. Cranach wurde zum
Meister der bildgewordenen Recht-
fertigungslehre Martin Luthers. Ob
in Zwickau, Schneeberg, Wittenberg,
Weimar oder Torgau, überall findet
die von Cranach dem Älteren entwi-
ckelte Darstellung von Gesetz und
Evangelium Aufnahme in einem Al-
tarprogramm. Als Mittel der Bildar-
gumentation dient die antithetische
Aufteilung der Bildhälften nicht pri-
mär der polemischen Abweisung der
für falsch gehaltenen römischen
Lehre, sondern der Verdeutlichung
des dialektischen Erlösungsgesche-
hens zwischen Altem und Neuem
Bund, zwischen Gesetz und Evange-
lium. Dass Cranach die reformatori-
schen Grundgedanken so einzigartig
in bis heute gut lesbare Bildpro-
gramme umzusetzen verstand, ist
sicher Zeichen seines tiefen Ver-
ständnisses der protestantischen
Lehre. Man wird jedoch nicht fehl-
gehen in der Annahme, dass Cra-
nach die theologischen Grundlagen
seiner künstlerischen Arbeit in un-

zähligen Gesprächen mit Martin Lu-
ther gewann, mit dem ihn eine un-
gewöhnlich enge Freundschaft ver-
band, die zu engsten Beziehungen
und gegenseitigen Patenschaften für
die Kinder der Familien Cranach und
Luther führte.

In jener Zeit erwuchsen die
künstlerischen Maßstäbe für die Bil-
der und Bildprogramme protestan-
tischer Kirchenräume. Selbst wenn
die aus mancherlei Kirchenbesu-
chen gewonnene Erfahrung andere
Einsichten nahe legt, so haben die-
se Maßstäbe ihre Gültigkeit bis heu-
te nicht eingebüßt. Das Ineinander
künstlerischer Zeichensetzung und
Widmung des Kirchenraumes für die
Feier des Gottesdienstes wird im
günstigen Fall zum unverfügbaren
Gesamtkunstwerk aus Klang, Raum,
Wort und Bild. Würden wir die Litur-
gie einmal probehalber in die mo-
derne Disziplin der Performance
einstellen, so könnte man das
Ineinander von Kunst und Kirche als
audiovisuelle Gesamtkomposition
beschreiben, die geeignet ist, den
Geist protestantischen Weltbezugs
zu offenbaren.

Ohne Zweifel sind diese Maßstä-
be wieder neu zu entdecken. Denn
die Kirchen haben sich die kulturel-
le Vorreiterrolle innerhalb kurzer
Zeit aus der Hand nehmen lassen. Es
geht darum, die wichtigen künstle-
rischen Positionen und die besten
Architekten für die Kirche zu gewin-
nen. Gerade im Kirchenbau der
Nachkriegszeit ist bis tief in die
90iger Jahre hinein zu oft ‚die Ver-
zagtheit der Mehrzweckhalle’ (Gesi-
ne Weinmiller) formuliert worden.

Wenn die Begriffsbestimmung
„Kulturkirche“ vorübergehend einen
Sinn macht, dann mag er vielleicht
darin zu finden sein, dass sich unter
diesem Rubrum alle jene Kirchen
finden lassen, die zugespitzt formu-
liert, bei Lucas Cranach anknüpfen
wollen, jedenfalls, was die seinerzeit
gesetzten Qualitätsstandards be-
trifft. Der Begriff „Kulturkirche“ taugt
jedoch nicht zum anmaßenden
Kampfbegriff gegen herkömmliche
Gemeindekirchen. Auch muss dem
Missverständnis entgegengetreten
werden, als würde da, wo einstmals
Kirche stattfand, heute ein Kulturbe-
trieb tätig sein, etwa vergleichbar der
im Berliner Bezirk Prenzlauer Berg

gelegenen „Kulturbrauerei“, in der
kein Tropfen Bier mehr gebraut
dafür aber umso mehr Kultur-Veran-
staltungen durchgeführt werden.
Evangelische „Kulturkirchen“ sind
ihrer eigenen Widmung gegenüber
keineswegs unsicher geworden, wes-
halb sie jetzt „in Kultur“ machen,
sondern sie verstärken lediglich, was
im Kern immer schon zum Auftrag
der Kirche gehört hat und durch be-
stimmte vereinseitigende Entwick-
lungen ins Hintertreffen geraten ist.

In den evangelischen Landeskir-
chen Deutschlands ist seit mehr als
30 Jahren erneut ein Prozess zu beo-
bachten, der im oben beschriebenen
Sinne die Anschlussfähigkeit von
Religion und Kunst  in Kirchenräu-
men wieder zur Darstellung bringt.
Denkt man darüber nach, wo dies
stattfindet, fallen einem zuerst die
Lübecker St. Petri-Kirche ein, aber
auch die Hospitalkirche in Stuttgart,
St. Reinoldi in Dortmund und seit
jüngster Zeit St. Matthäus im Berli-
ner Kulturforum. Freilich ließen sich
noch viel mehr Orte benennen, an
denen Schwellenräume zwischen
Religion und Kunst neu entstanden
sind. Gleichwohl unterscheiden sich
die vorgenannten Kulturkirchen
durch ihre erkennbar überregionale
Ausstrahlung von den vielen unver-
zichtbaren örtlichen Initiativen. Die
Berliner St. Matthäus Kirche nimmt
vielleicht insofern eine Sonderstel-
lung ein, als sich mit ihr der erklärte
Wille der Evangelischen Landeskir-
che verbindet, an diesem Ort den
Dialog der Kirche mit den Künsten
exemplarisch zu führen und zu för-
dern. Um diese Aufgabe jenseits der
je unterschiedlichen Erfordernisse,
denen auch kirchliche Haushalts-
ausschüsse unterliegen, nachhaltig
abzusichern, hat sie 1999 ihre eige-
ne „Kulturstiftung St. Matthäus“ be-
gründet. Exemplarisch sei darum im
Folgenden von Stiftung und St. Matt-
häus-Kirche die Rede.

Mit der Kulturstiftung St. Matthä-
us hat sich die Evangelische Kirche
ein Instrument geschaffen, das weit-
gehend unabhängig sein soll, um
den Dialog der Kirche mit den Küns-
ten exemplarisch, dauerhaft und auf
hohem Niveau zu führen. Dass eine
solche Entscheidung in Zeiten
strengster Sparzwänge möglich wur-
de, verdient Beachtung. Diese Ent-

scheidung macht deutlich, dass die
Evangelische Kirche konsequent der
Einsicht folgt, dass es unerlässlich
ist, die kulturellen Zeichen der Zeit
zu lesen, zu deuten, zu dechiffrieren,
denn „ohne den Dialog mit der Kul-
tur der eigenen Gegenwart kann sich

auch die Kultur des Glaubens nicht
entfalten“ (Bischof Wolfgang Huber)

Kraftzentrum und Veranstal-
tungsort der Stiftung ist die nach Plä-

Weiter auf Seite 11
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nen des Architekten Friedrich Au-
gust Stüler 1846 erbaute St. Matthä-
us Kirche. Anmutig steht die Kirche
auf der Mitte des lichten Kulturfo-
rums in der Nähe des Potsdamer
Platzes, umgeben von den Edelstei-
nen öffentlicher Kulturinstitutionen:
Neue Nationalgalerie, Gemäldegale-
rie, Kupferstichkabinett, Kunstbibli-
othek, Staatsbibliothek und Philhar-
monie; die Tempel der bürgerlichen
Kunstreligion sind dezent aber ste-
tig herausgefordert durch die Gegen-
wart des protestantischen Kirchen-
raums. Hier werden – so will es das
Bild des Kulturforums – die Künste
nicht vereinnahmt,  hier wurde die
Kirche aber auch nicht beerbt und
musealen Zwecken gewidmet.

Diese glückliche topographische
Konstellation liest sich wie ein
Gleichnis auf das Programm einer
Initiative, der das Kirchlein ihren Na-
men gab. Das Programm der Stiftung
St. Matthäus versteht sich als Versuch,
das, was sich auf dem Berliner Kul-
turforum als herausfordernde Kon-
stellation findet, zu einer gehaltvol-
len Auseinandersetzung von Theolo-
gie und Ästhetik umzuwandeln, die
den Sinn des Unterscheidens zwi-
schen den Sphären ebenso schärft wie
sie neue, aufregende Bezüge entdeckt.
So steht das Programm zwangsläufig
unter einer Spannung, die nicht er-
mäßigt werden kann, ohne dass auch
die produktiven Energien verschwin-
den: nämlich Kirche und Kunst als
wechselseitige Herausforderung zu
begreifen.

St. Matthäus ist keine Museums-
kirche, auch wenn sie für die Besu-
cher der Kultureinrichtungen am
Kulturforum tagsüber ebenso geöff-
net ist wie für die, die Einkehr und
Ruhe suchen. Als bewährter Kon-
zert- und als Ausstellungsraum
bleibt die helle und klare Kirche mit
den zur Welt transparenten Fenstern
immer ein Ort der religiösen An-
dacht und der theologischen Besin-
nung. Ob es gelingt, das ästhetische
und religiöse Andacht sich gegensei-
tig bereichern oder gar neue, kühne-
re Perspektiven auf Gott, Selbst und
Welt provozieren, ohne dass die
Kunstwerke des Sonntags als ästheti-
sche Staffage erscheinen und der
Gottessucher wochentags als Fremd-
körper unter den Kunstbeflissenen?
Gelingen kann das nur je und je, im
religiös wie künstlerisch angeleite-
ten Vollzug. Auch die sonntäglichen
Gottesdienste suchen die Spannung
zwischen Experiment und Tradition
zu halten: zwischen bewährtem Tag
und neuer Uhrzeit – die  hORA be-
ginnt um 18 Uhr – zwischen neuster
und alter Kirchenmusik, zwischen
feierlicher Liturgie und herausfor-
dernder Gastpredigt, zwischen ver-
trauter Gemeinde und fremden Be-
suchern.

In eine ähnliche Spannung be-
gibt sich das am liturgischen Kalen-
der orientierte Projekt „Das Andere
Altarbild“ das dem Selbstverständnis
der Stiftung entsprechend als Ver-
dichtung des kulturtheologischen
Programme gelten kann. Darf man
bildenden Künstlern den Auftrag zur
Gestaltung eines Altarbildes erteilen,
ohne theologische Interpretationen
vorzuschreiben und Kunst religiös zu
instrumentalisieren, fragt sich so
mancher, der die Trennung von Re-
ligion und Kunst als emanzipative
Errungenschaft feiert. Kann Kunst
umgekehrt diese Probe aufs sakrale
Exempel machen, ohne sich selbst
zu klerikalisieren? Wie viel Provoka-
tion verträgt das Evangelium, fragt
sich so mancher Christenmensch.
Genau genommen muss die Frage
mit jedem Altarbild neu beantwor-
tet werden,  ebenso wie die Frage, ob
– und vielleicht sogar warum – ein
solch künstlerischer Einspruch ge-
lingt. Arnulf Rainer, Madeleine Dietz,
Volker Stelzmann, Wieland Schmie-
del, Robert Weber, Harald Gnade,

Ulrich Beer, Günter Scharein und
viele andere haben diesen ästhe-
tisch-religiösen Schwellenraum
schon betreten und auf ihre Weise je
und je verwandelt. Offenbar fürch-
ten manche Künstler und Künstler-
innen weniger das Klischee einer
bevormundenden Kirche mit Gefäl-
ligkeitsträumen und Kitschbedürf-
nissen, als dass sie sich durch den
geprägten Raum dieser Kirche und
den exponierten Ort über dem Altar
herausgefordert sehen, weil die
künstlerischen Mittel als eigenstän-
diger Kommentar zu den Themen
und Formen des Christentums ge-
würdigt sind.

Wenn wir Schwellenräume zwi-
schen Kunst und Religion betreten,
dann betreten wir letztlich Bildräu-
me, in denen die elementare Kunst
der inneren Bildproduktion angeregt

wird. Es handelt sich dabei wohl um
jene imagines agentes unseres indi-
viduellen Lebens, die sich auf der
inneren Projektionswand von Herz
und Hirn, von Emotion und Intellekt
entwerfen und nicht ohne weiteres
konvertierbar sind in Worte oder an-
dere Zeichen. In den Schwellenräu-
men von Kunst und Religion entste-
hen Bilder, die genauso antimime-
tisch sind wie die Kunst selbst, weil
das worauf sie verweisen, letztlich
keinen Anhalt an einer äußeren Re-
alität hat. Was in der Bildproduktion
individuell bleiben muss, wird in der
liturgischen Performanz in ein allge-
meines transformiert, das teilbar,
mitteilbar und sozial relevant wird.

Was in der „Kulturkirche St. Matt-
häus“ im Berliner Kulturforum ge-
schieht, ist oft genug Experiment,
bewirkt aber auf eigene Weise Ver-

trauen und Kooperationen. Weniger
sichtbar, aber umso wichtiger ist
unter kirchenkulturpolitischer Pers-
pektive das Engagement der Kultur-
stiftung in der Kulturszene des Lan-
des und der Stadt. Beglaubigt durch
die Arbeit an der Kulturkirche betei-
ligt sich die Stiftung St. Matthäus mit
an kleinen wie an größeren Kunst-
projekten, an der Reflexion kulturel-
ler Entwicklungen in Stadt und Land.
Die Stiftung, die seit ihrer Gründung
vor sechs Jahren Gemeinden und
kirchliche Einrichtungen bei der Pla-
nung, Durchführung und Koordina-
tion von Kunstprojekten berät und
auch mit anderen Landeskirchen
kooperiert, wird immer häufiger
auch von der säkularen Kulturöffent-
lichkeit um Beratung, Gespräch oder
Teilnahme an Veranstaltungen gebe-
ten. Diese Vernetzung in die städti-

sche und ländliche Kulturszene der
Region, die ganz allmählich aus dem
Befremden über einen als kulturell
abstinent wahrgenommenen Protes-
tantismus ein Zutrauen in die kultu-
relle Kompetenz der Kirche wachsen
lässt, gehört vielleicht mit zu den
wichtigen Voraussetzung für eine Kir-
che, die selbst unter verschärften re-
ligionspolitischen Rahmenbedingun-
gen ihre kulturellen Pflichten wieder
mehr wahrzunehmen bereit ist. Jen-
seits aller Pflichten aber zählen am
Ende wohl mehr noch die Freund-
schaften, aus denen immer wieder
neu jene audiovisuellen Gesamtkom-
positionen höchster Komplexität er-
wachsen, die zu Schwellenräumen
von Kunst und Religion werden.

Der Verfasser ist Direktor der
Stiftung St. Matthäus 

Der Bibliothekar als Lesewegbegleiter
Kulturelle Wertschöpfung durch kirchliche öffentliche Büchereien � Von Rolf Pitsch

Kirchliche öffentliche Büchereien
leisten in Deutschland einen unver-
zichtbaren Beitrag zur kulturellen
Wertschöpfung. An rund 5.000 Or-
ten werden durch die Arbeitsleis-
tung von etwa 40.000 ehrenamtlich
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
in öffentlichen Büchereien in kirch-
licher Trägerschaft (Lese-) Medien
angeboten (siehe beigefügte Statis-
tik). Dieses nur im deutschen
Sprachraum anzutreffende hohe Ni-
veau nichtstaatlicher Bibliotheks-
träger hat seine eigene Geschich-
te, die durch die politischen Ent-
wicklungen zwischen Staat und Kir-
che besonders seit dem 19. Jahr-
hundert, ihrem Mit- und Gegenein-
ander bedingt ist. Gerade in einer
Zeit von internationalen Vergleich-
studien wie IGLU, PISA u.a. doku-
mentiert ein Blick auf die kontinu-
ierlich erbrachten Leistungen einer-
seits den Beitrag der Kirchen zum
kulturellen Wirken in der Gesell-
schaft und anderseits die Zukunfts-
fragen, die sich für die Nutzer und
für die nicht oder nur schwer er-
reichbaren Personen stellen.

K irchliche öffentliche Büchereien
sind in aller Regel kleinere Ein-

richtungen, die im Nahraum ihrer
Kunden in hohem Maße genutzt
werden. Neben Öffnungszeiten an
Werktagen spielen die Zeiten am
Wochenende gerade für junge Fami-
lien z.B. für den entspannten Besuch
von Mutter oder Vater mit Kindern
in der Bibliothek eine besondere
Rolle. Nähe zum Wohnort und güns-
tige Öffnungszeiten spielen auch
dann eine große Rolle, wenn Kinder
sich allein auf den Weg machen und
sich von der Begleitung und Medi-
enauswahl der Erwachsenen eman-
zipieren. Der Erfolg dieser Lesewe-
ge zeigt sich immer wieder in Ge-
sprächen in der Lobbyarbeit, wenn
sich Menschen an die Bibliothekarin
im Heimatdorf oder Stadtteil erin-
nern. Die persönliche Bindung an
eine konkrete Person in einem buch-
affinen Kontext ist eine der wichtigs-
ten Determinanten für Lesebiogra-
fien. Was heute durch Ausbildungs-
projekte z.B. zum „Lesepaten“ von
der Stiftung Lesen für unterschied-
lichste Erziehungsorte angeboten
wird, haben öffentliche Bibliotheken
als konstanten Standard schon lan-
ge im Repertoire. Und für den kirch-
lichen Kontext zählt besonders: Die
Mitarbeiter in den Büchereien stam-
men aus dem selben Lebensraum
wie ihre Kunden, können neben den
literarischen Kenntnisse in hohem
Maße auch ihre Sozialkompetenz
mit in die Medienempfehlung und
Beratung einfließen lassen. Kirchli-
che öffentliche Büchereien sind also
in vielfacher Hinsicht geeignet, den
Lese- und Medieninteressierten ei-
nen Blick durch den Angebots-
dschungel zu bieten.

Kirchlicher Büchereiservice als
kulturelle Aufgabe hat in den ver-
schiedenen Phasen eines Lesele-
bensalters unterschiedliche Ausprä-
gungen: Für junge Eltern schlägt die
Unterstützung in ihrem Engagement

nen. Dazu tragen zahlreiche Lese-
förderungsaktivitäten der kirchli-
chen Bibliotheksverbände beson-
ders bei. Der Service der drei Biblio-
theksverbände (Deutscher Verband
Evangelischer Büchereien, St. Mi-
chaelsbund, Borromäusverein) und
den mit ihnen zusammenwirkenden
Büchereifachstellen in den Landes-
kirchen und Diözesen stellt ergän-
zend zum Engagement und zur
Kompetenz der meist ehrenamtli-
chen Büchermitarbeiter das haupt-
amtliche Rückgrat der kirchlichen
Büchereiarbeit dar. Hier findet der
Austausch mit dem gesamten Bibli-
othekswesen statt, hier können po-
litische Akzente gesetzt, Chancen
und Defizite der Rahmenbedingun-
gen formuliert und vertreten wer-
den.

Diese sind neben den bibliothe-
karischen Fachfragen primär im Be-
reich der Verbesserungen für ehren-
amtliche Arbeit zu suchen, was u.a.
im Bundesnetzwerk Bürgerschaftli-
chen Engagements (BBE) geschieht.
Vernetzung steht zunehmend im
Bereich der Leseförderung mit der
Stiftung Lesen und anderen Akteu-
ren auf Landesebenen an. Leseför-
derung ist in der Geschichte der
kirchlichen Büchereiarbeit histo-
risch als Beitrag zur Partizipation des
Einzelnen an der Gemeinschaft
grundgelegt. Wenn es vor 160 Jahren
um die Lesefähigkeit und um den
Zugang zum privat meist uner-
schwinglichen Buch ging, dann geht
es heute und noch mehr in der Zu-
kunft um die Frage, ob öffentliche
Bibliotheken in kirchlicher Träger-
schaft weiter einen Beitrag zu einer
Beteiligungsgerechtigkeit leisten
können und wollen. Von der Seite
der Wohnortnähe, des ehrenamtli-
chen Personals und ihrer personalen
Kompetenz aus betrachtet, sieht die
Zukunftsperspektive gut aus.
Schwieriger wird es, wenn gesell-
schaftliche Teilhabe in Zukunft noch
stärker an technische Medien, an das
Internet geknüpft sein wird und da-
mit für die einzelne Bücherei ord-
nungspolitische Themen Barrieren
entstehen können. Im Grundsatz
stellen sich mit neuen Technologien
erst einmal nur die alten Fragen neu:
Wer schafft möglichst allen Bevölke-
rungsgruppen einen niedrigschwel-
ligen Zugang zu kulturellen Inhal-

ten? Wer hält die Informationen über
gesellschaftspolitische Essentials
bereit? Wer kann bei der Suche nach
Inhalten beraten? Wer kann auf Rat-
geber hinweisen? Welche Ratgeber
sind für Menschen aus unterschied-
lichen Alters- und Milieugruppen
vertrauenswürdig?

Die beiden christlichen Volkskir-
chen haben in ihrer Erklärung
„Chancen und Risiken der Medien-
gesellschaft“ (1997) u.a. klar zugäng-
liche Recherchestationen in öffent-
lichen Einrichtungen gefordert, die
kostenlos oder gegen ein geringes
Entgelt Online-Angebote bereitstel-
len. Diese könnten auch in den Bü-
chereien platziert sein. Die Politik

Statistik 2005

Verbände Büchereien Medienbestand Entleihungen Benutzer Erwerbungsmittel Mitarbeiter Veranstaltungen

Borromäusverein 2.720 10.301.269 17.316.334 824.579 6.428.265 23.540 30.124
St. Michaelsbund 1.154 7.616.356 14.061.447 558.681 4.531.485 11.540 11.670
Summe kath 3.874 17.917.625 31.377.781 1.383.260 10.959.750 35.080 41.794
Dtsch. Verb. 938 3.051.706 3.794.425 208.123 1.148.361 5.632 8.641
Ev. Büchereien

Summe kirchl. 4.812 20.969.331 35.172.206 1.591.383 12.108.111 40.712 50.435

Quelle: Arbeitsgemeinschaft der kirchlichen Büchereiverbände Deutschlands, Bonn/2006

muss sich jedoch fragen lassen, ob
sie mit verschlechterten Rahmenbe-
dingungen wie im Rundfunkgebüh-
renstaatsvertrag (durch eine Gebühr
für PCs ab 1.1.2007) oder im Ge-
meinützigkeitsrecht (durch die
Rücknahme der Spendenabzugsfä-
higkeit für Fördervereinsmitglieder
mit Benutzerausweisen) nicht diese
Beteiligungsmöglichkeiten für Klein
und Groß, Arm und Reich torpediert.
Beide Maßnahmen widersprechen
allen politisch groß geschrieben Be-
mühungen um Bürokratieabbau,
Bürgergesellschaft und Eigenverant-
wortung. Neben den Anstrengungen
vieler ehrenamtlich Tätiger und dem
Engagement der Kirchen als freier
Träger sind kreative Maßnahmen der
Politik gefordert.

Nähere Informationen zur kirchli-
chen Büchereiarbeit sind zu finden

unter www.borro.de, www.dveb.info,
www.st-michaelsbund.de

Der Verfasser ist Geschäftsführender
Direktor des Borromäusverein,

Vorstandsvorsitzender der Stiftung
Lesen, Vorstandsmitgleid des

Katholischen Medienverbands und
Mitglied des Deutschen Bibliotheks-

verbands-Beirates 

beim Vorlesen zu Buche: Positive wie
negative Erfahrungen zur Sprache
bringen, Erfahrungen austauschen,
Ermutigungen geben. Hinzu kommt
die Sachliteratur in Erziehungsfra-
gen und sicher auch der Roman oder
die Zeitschrift für die eigene Lektü-
re. Für Kindergärten oder Grund-
schulen im Umfeld dieser Bücherei-
en bestehen zahlreichen Möglich-
keiten, mit der Bücherei als örtli-
chem Medienkompetenzzentrum
kontinuierliche Besuchsprogramme
zu vereinbaren und gemeinsam Ver-
anstaltungsarbeit zu betreiben. Für
andere lokale Organisationen und
Einrichtungen (Jugendgruppen, Fa-
miliengruppen, Junge Alte, Sportver-
eine) gibt es mit Filmabenden, Le-
senächten oder Ausstellungen aus-
reichend Gelegenheiten, auf einfa-
chen organisatorischen Wegen be-
sondere Events für die jeweilige Ziel-
gruppe anzubieten.

Für die Kirchengemeinde als Trä-
ger dieser Einrichtungen ist die Bü-
cherei als öffentlich zugänglicher
Kommunikations- und Kulturort
wichtig. Hierher kommen Men-
schen, die Interesse an wertegebun-
dener Lektüre und Gesprächen ha-
ben. Literarischen Gesprächkreise,
die über die Lektüre des einzelnen
hinaus nach gemeinsamen Leseer-
fahrungen fragen und über zum ei-
genen Textverständnis ergänzende
Horizonte öffnen können, kommen
– nicht nur weil es in der Apostelge-
schichte (Apg. 8, 26 – 40) so eindring-
lich beschrieben ist – ein besonde-
ren Stellenwert zu.

Für die Kinder ist die in aller Re-
geln kostenlose Ausleihmöglichkeit
wichtig, damit sie – unabhängig von
den Bedingungen des Elternhauses
– eine eigene Chance zum Erwerb
einer Lesequalifikation haben kön-
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Häuser Gottes und Häuser für die Menschen
Kirchenräume als besonders ausgewiesene Plätze der Begegnung � Von Walter Zahner

Besondere Orte

Kirchengebäude sind die sichtbars-
ten und auffälligsten Zeichen der
Präsenz des Religiösen in unserer
Gesellschaft. Mächtige Dome wie
Dorfkirchen, Klosteranlagen wie
Nachkriegskirchenbauten prägen
zahlreiche Ortsbilder, sind oft so et-
was wie Keimzellen von Stadtteilen.
Allein ihre Größe, vielfach auch ihre
Platzierung weisen ihnen städtebau-
lich einen zentralen Ort in unserer
(post-)modernen Gesellschaft zu.

Dabei sind Kirchen schon immer
Stätten der Versammlung der Gläu-
bigen. Hier kommen die Gemeinde-
mitglieder zu ihren regelmäßigen
Gottesdiensten zusammen. Einzelne
finden einen Ort zum persönlichen
Gebet. Sodann sind sie aber ebenso
Orte für die Zusammenkunft all der-
jenigen, die Hilfe brauchen, die auf
der Suche nach Unterstützung sind.
Kirchen sind offen für jedermann.
Sie bieten Wege zu dem, was man
den Ganz Anderen nennen könnte,
eröffnen Möglichkeiten zu Etwas,
das innerweltlich nicht fassbar ist.

Kirchengebäude laden alle ein, sie
zu aufzusuchen. Sie sind Orte des
Heiligen wie der religiösen Tradition,
sie sind städtische oder dörfliche Oa-
sen für andere Wirklichkeitserfahrun-
gen wie auch Orte von Kunst und Ge-
schichte. Kirchenräume sind besond-
ers ausgewiesene Plätze der Begeg-
nung; hier begegnen sich Gott und
Mensch. Kirchen sind und werden
immer wieder neu aus lebendigen
Steinen auferbaut. Hier treffen sich
aber auch zahlreiche Menschen, die
durch das Besondere des Ortes zu ei-
nem lebendigen Austausch aufgefor-
dert, zum gemeinsamen Beten einge-
laden werden.

Bestand

Der Baubestand der Katholischen Kir-
che in Deutschland umfasst etwa
60.000 Gebäude. Davon sind 24.500
Kirchen und frei stehende Kapellen;
etwa ein Drittel davon stammt aus
dem 20. oder 21. Jahrhundert. Sie wer-
den zum größeren Teil von den zu-
ständigen diözesanen Bauabteilungen
betreut. Manche Kirchen unterliegen
so genannter Staatsbaulast, das heißt
die anfallenden Kosten bei Renovie-
rungen der äußeren wie inneren
Bauschale werden von staatlicher Sei-
te übernommen. Hierzu zählen zum
Beispiel der Bamberger oder der Re-
gensburger Dom, die ehemalige Zis-
terzienserabteikirche von Ebrach (seit
1803 Pfarrkirche) und manche ande-
re bedeutende historische Kirche. Die
Kosten für die liturgische Ausstattung
übernimmt hingegen das Bistum be-
ziehungsweise die Pfarrei. Allein
23.000 dieser Kirchen und Kapellen
stehen unter Denkmalschutz. Sie wer-
den mit erheblichen kirchlichen Mit-
teln geschützt. Die Katholische Kirche
erhält damit Kristallisationspunkte
abendländischer Baukultur. Die 27
Bistümer investieren pro Jahr mehr als
400 Millionen € zum dauerhaften Er-
halt dieser Kulturgüter; zugleich sinkt
der staatliche Zuschuss. In den meis-
ten Bundesländern liegt er inzwischen
bei weniger als 5 Prozent der tatsäch-
lichen Kosten pro Maßnahme.

Die katholischen Kirchen unseres
Landes stammen aus nahezu einein-
halb Jahrtausenden. Allein zwanzig
von ihnen sind als Einzelbauten (wie
der Hildesheimer oder der Kölner
Dom) oder im städtischen Ensemble
(wie seit 2006 der Regensburger Dom
als Teil der als schützenswert einge-
stuften historischen Altstadt) UNES-
CO-Weltkulturerbestätten.

Kirchliche Bauaufgaben

Die aktuellen Aufgaben der kirchli-
chen Bauämter umfassen neben der

denkmalpflegerischen Betreuung
die Begleitung selten gewordener
Neubauten, eine Vielzahl von Um-
bauten und die Auseinandersetzung
mit Fragen der künftigen Nutzung
beziehungsweise sogar der Umnut-
zung von Kirchengebäuden.

Kirchenneubau
Auch wenn in den letzten Jahren nur
mehr wenige Kirchen neu gebaut wer-
den, in den vergangenen zehn Jahren
waren es bundesweit immerhin noch
etwa 50 an der Zahl, so ist festzuhal-
ten, dass die meisten von ihnen zu den
herausragenden innerstädtischen
Neubauvorhaben zählen.
Mit der Herz-Jesu-Kirche in München,
deren Vorgängerbau abbrannte, der
Kirche Zum-Guten-Hirten in Frank-
furt Nieder-Erlenbach, einem kleinen
Pfarrzentrum, auf das die Gemeinde
lange Jahre gewartet hatte, dem öku-
menischen Zentrum Maria Magdale-
na in Freiburg-Rieselfeld oder auch
der St. Franziskus-Kirche in Regens-
burg-Burgweinting, beides Kirchbau-
ten in großen Neubaugebieten, ent-
standen ganz hervorragende Beispie-
le zeitgenössischer Sakralarchitektur.
Kennzeichen ist die jeweilig sehr hohe
Raumqualität. Daneben stellt eine ge-
wisse Materialvielfalt, der spezifische
Umgang mit dem natürlichen (aber
auch dem künstlichen) Licht und der
Einbezug zeitgenössischer Künstler in
die Innenraumgestaltung das Beson-
dere dieser Neubauten dar.
Kirchenumbau
Die Notwendigkeit von Umbauten
ergibt sich in einzelnen Bistümern
mit großer Regelmäßigkeit; in größe-
ren sind es häufig jährlich mehr als
ein Dutzend. Das Spezifische schält
sich aus dem Zusammenwirken von
Architekt/in, Künstler/in und Pfarr-
gemeinde – manchmal unterstützt
von theologischen Beratern – jeweils
neu heraus. Dabei tragen die Pla-
nungen oftmals der Tatsache Rech-
nung, dass die Kirchenbesucherzah-
len zurückgehen. Dies kann durch
einzelne Einbauten oder in der Form
der Reduzierung der Sitzplätze im
Rahmen einer Umorganisation des

St. Franziskus in Regensburg Burgweinting, eingeweiht 2004. Foto: Walter Zahner

liturgischen Raumes geschehen. Ein
besonderes zu benennendes Bei-
spiel stellt die Kirche St. Albert in
Andernach dar; 1951-54 von Rudolf
Schwarz erbaut, hat seine Witwe
Maria Schwarz den Umbau der letz-
ten Jahre intensiv begleitet und ge-
meinsam mit dem Bonner Theolo-
gen Albert Gerhards und der Pfarrei
die Lösung einer orientierten Ver-
sammlung gewählt, der Ausrichtung
des Raumes und der Gemeinschaft
auf Den, dessentwegen die Gläubi-
gen zusammenkommen.

Kirchenumnutzung
Die Frage der Umnutzung von Kir-
chen stellt, genau betrachtet, kein
neues Problem dar. Schon im Gefol-
ge der Säkularisation (und die fol-
genden Jahrzehnte immer wieder)
sind ab 1803 einzelne Kirchengebäu-
de profaniert, d.h. aufgegeben bzw.
für anderweitige nicht-liturgische
Nutzungen freigegeben worden.
Eine aktuelle Umfrage der Deut-
schen Bischofskonferenz hat erge-
ben, dass vom derzeitigen Gebäude-

bestand von 24.500 Kirchen seit 1990
etwa 1,7 Prozent ohne liturgische
Nutzung verbleiben und bis 2015
insgesamt mit 3 Prozenz, die von kei-
ner Kirchengemeinde mehr genutzt
werden, zu rechnen ist. Diese Situa-
tion ist dem Rückgang an Kirchen-
besuchern, dem Einbruch der Kir-
chensteuern, aber auch der Ände-
rung der Bevölkerungsstruktur in
manchen Gebieten geschuldet.

Besonders schwierig ist die Situ-
ation im Ruhrbistum Essen. Im Janu-
ar diesen Jahres gab der Diözesan-
bischof bekannt, dass 96 der etwa
350 Kirchen des Bistums als „weite-
re Kirchen“ bezeichnet werden.

Was heißt das konkret? Dies be-
deutet zuerst einmal, dass für deren
Erhalt und Unterhalt die Gemeinden
als Besitzer dieser Kirchengebäude
keinen Zuschuss mehr von Seiten
des Bistums erhalten. Im Rahmen der
Umstrukturierung der Kirchenge-
meinden im Bistum Essen werden
diese Kirchen künftig von den Pfar-
reien nicht mehr liturgisch genutzt.
Sie werden weder sofort abgerissen

noch einfach verkauft. Es wird viel-
mehr seit Jahresbeginn für jedes ein-
zelne Gebäude eine neue Nutzung
gesucht. Für einige wenige zeichnet
sich bereits heute etwas Konkretes für
die Zukunft ab; einzelne sind bereits
profaniert, eine wird etwa künftig als
Caritas-Zentrum genutzt, andere fin-
den demnächst eine andere, nicht-
gemeindliche liturgische Nutzung.

Offene Kirchen

Kirchenräume sind neben aller archi-
tektur- oder kunsthistorischen Bedeu-
tung, zuallererst Angebote für Suchen-
de, seien sie aktive Mitglieder von
christlichen Gemeinden, seien sie sel-
tene Festtagsbesucher, seien sie ein-
fach nur Menschen, die einen Ort su-
chen, an dem sie in sich hineinhor-
chen oder von der Hektik des Alltags
sich zurückziehen wollen. Kirchen la-
den jede/n ein, sie sind offen für alle.

Der Verfasser ist Leiter der Katholi-
schen Erwachsenenbildung im

Bistum Regensburg 
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Kultur der Ruinen?
Herausforderungen im Umgang mit überzähligen Kirchengebäuden � Von Helge Adolphsen

Die Spatzen pfeifen es von den
Kirchendächern und die Medien dru-
cken dicke Schlagzeilen: �Deutsch-
land schleift seine Gotteshäuser�,
�Großes Kirchensterben�, �Kneipen
statt Kirchen�. Der Kirche geht das
Geld aus. Prognose: In den nächs-
ten 30 Jahren verliert die ev. Kirche
ein Drittel ihrer Mitglieder und die
Hälfte ihrer jetzigen Einnahmen. Der
Gebäudebestand der Evangelischen
Kirche in Deutschland: 21.000 Kir-
chen, 3.148 Gemeindezentren mit
Gottesdiensträumen. Der Renovie-
rungsbedarf wird auf 6 Milliarden
EURO geschätzt. In Brandenburg und
Berlin sind von 2.130 Kirchen und
Kapellen fünf bis sechshundert
kaum zu halten. In Hamburg stehen
laut Aussagen des Oberbaudirektors
von 127 denkmalswürdigen Kirchen
35 auf der schwarzen Liste. Im ka-
tholischen Bistum Essen sollen über
100 Kirchen geschlossen werden.
Betroffen sind vor allem Großkirchen
aus dem 19. Jahrhundert und die
ungeliebten Nachkriegsneubauten.

D as Problem mit „überzähligen“
Kirchen ist in Großstädten

besonders akut. Die Gründe: über-
proportional viele Kirchen, sinken-
de Gemeindegliederzahlen, Zuzug
von Menschen anderer Kulturen und
Religionen, ständig rückläufige Kir-
chensteuern. Konkretes Beispiel: Der
Gebäudebestand von St. Martini in

Bielefeld, inzwischen zum Restaurant
„Glück und Seligkeit“ mutiert, wurde
einst für 10.000 Gemeindeglieder
konzipiert. Heute sind es 3.000.

Ähnlich und doch anders im Os-
ten. Die evangelische Kirche in der
Kirchenprovinz Sachsen verfügt
über 2.300 Kirchen und Kapellen.
Gemessen an der Mitgliederzahl der
22 anderen Landeskirchen hat sie
die meisten Kirchengebäude. Aber
gerade dort ist der Wille, keine Kir-
che aufzugeben, am stärksten ausge-
prägt. Das gilt auch und gerade für
die zahlreichen Dorfkirchen. Die Er-
innerung an die DDR-Zeiten, als fin-
dige Pfarrer und Bauamtsleiter Par-
tei- und Stasi-Leute eingespannt ha-
ben, um die baufälligen Identifikati-
onsorte zu erhalten, wirkt nach. Der
öffentliche Charakter, der kulturelle
Aspekt und die starke Symbolkraft
von diesen „Anderorten“ ist das Ka-
pital der Kirche, so der Bauamtslei-
ter Michael Sußmann. Er meidet das
Wort „Umnutzung“ und spricht
stattdessen von „Nutzungsverbesse-
rung“. Er plädiert für eine Öffnung
nach außen, für eine Nutzungser-
weiterung, von Kommunikationsor-
ten für Dorfjubiläen und -feste, von
Beratungshäusern und Kindergär-
ten. Grundsatz: Nutzung ist die bes-
te Form der Erhaltung.

Diesem Grundsatz ist auch der
Evangelische Kirchbautag auf sei-
nem Kongress in Stuttgart im Jahre

2004 gefolgt. Im „Maulbronner Man-
dat“ heißt es: „Es gilt, Kirchengebäu-
de als Chance für eine erweiterte
und intensivierte Nutzung anzuse-
hen, sie für andere, insbesondere für
kulturelle Veranstaltungen zu öffnen
und für ihren Erhalt weitere (Mit-)
Träger zu gewinnen (Kommunen,
Vereine, Stiftungen, Verbände etc.)“
Mit der Öffnung für Ausstellungen,
Lesungen, Konzerte, Ballette, Meis-
terfeiern, Seminare und Kongresse
tun sich noch viele Gemeinden
schwer. Aber Kultus und Kultur, Got-
tesdiensträume und Kulturorte sind
nach evangelischem Verständnis kein
Gegensatz. Die kulturelle Dimension
der Kirche ist urevangelisch. Sie be-
zieht sich auf Bildung, Erziehung,
Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und
die schönen Künste. Anders als die
katholische Kirche, die die Kirchen-
räume auf den rein liturgischen Voll-
zug beschränkt, trennt die evangeli-
sche Kirche nicht zwischen heilig und
profan, Kult und Kultur. Allerdings
stellen beide Kirchen den öffentli-
chen Charakter ihrer Kirchen stark
heraus, sprechen von dem großen
„symbolischen Kapital“ und behaup-
ten zu Recht, dass es Sache aller Bür-
ger und der Gesellschaft ist, sich an
den Kosten der Gebäudeunterhal-
tung zu beteiligen. Das Magdeburger
Manifest des Ev. Kirchbautages
sprach schon 1996 von einer „Kultur-
erbenmitverantwortung“.

Die Neuorientierung hat schon be-
gonnen. Gemeinden im Osten und
im Westen schärfen ihr Profil, bilden
Schwerpunkte, arbeiten regional
oder übergemeindlich, machen Kir-
chen zu Jugend-, Diakonie- oder Kul-
turkirchen. Sie gründen Stiftungen,
Fördervereine, GmbHs, erbitten ein
freiwilliges Kirchgeld für konkrete
Projekte. Die „Deutsche Stiftung
Denkmalschutz“ und die evangeli-
sche Stiftung „KiBA“ fördern die Re-
novierung und Sanierung von Kir-
chengebäuden und haben viele wert-
volle Kirchen – besonders im Osten -
vor dem Verfall gerettet.

Wirtschaftliches Denken und
Handeln hat Einzug in kirchliche
Gremien gehalten. Not macht auch
kreativ. Hier und da wird ein Gebäu-
demanagement professionell betrie-
ben. Gemeinde- und Pfarrhäuser
werden verkauft. Mit dem Erlös wer-
den Kirchenräume zu Kommunika-
tionsorten umgestaltet, so dass alles
gemeindliche Leben unter dem
Dach der Kirche und im Blick auf
Kreuz und Altar geschieht: Konfir-
mandenunterricht und Kirchencafé,
Konzerte und Gemeindeversamm-
lungen, Meditation und Mittagstisch
für Wohnungslose. Ein hervorragen-
des Beispiel dafür ist die St. Nikolai-
kirche am Alten Markt in Kiel. So
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„Aus Trümmern etwas Neues“
Der Dirigent Ingo Metzmacher wirbt für Musik der Moderne

Ingo Metzmacher, Chefdirigent an
der Nederlandse Opera in Amster-
dam, hat als Dirigent Neuer Musik
einen weltweiten Ruf. Im Interview
erzählt der 48-jährige Vater von vier
Kindern vom Musikunterricht, wirbt
für die Werke der Moderne und ent-
deckt Parallelen zwischen klassi-
schen Musikern und den Kirchen. Bis
2005 war Metzmacher Generalmu-
sikdirektor der Hamburgischen
Staatsoper, ab der Saison 2007/
2008 wird er Chefdirigent beim Deut-
schen Symphonie-Orchester Berlin.

politik & kultur: Herr Metzmacher,
wie erinnern Sie Ihren eigenen Mu-
sikunterricht?
Metzmacher: Da hab ich keine beson-
dere Erinnerung. Weil ich das meiste
schon wusste, wurde es für mich
schnell langweilig. Aber wir hatten ei-
nen sehr engagierten Musiklehrer.
puk:  Und heute? Wie ist der Musik-
unterricht bei Ihren Kindern?
Metzmacher: Der findet nur am Ran-
de statt. Ich glaube nicht, dass die-
ser Unterricht den jungen Menschen
Lust auf Musik macht. Jedenfalls
nicht darauf, die Musik zu hören, die
da unterrichtet wird.
puk:  Immerhin haben ihre Kinder
noch Musikunterricht. Oft fällt er ja
einfach aus. Auch bei PISA sind so
genannte harte Fächer wichtiger.
Metzmacher: Wie Musik und Kunst
da vernachlässigt werden, das ist
traurig. Es geht nur um Messbarkeit
und Leistungsfähigkeit, damit Men-
schen im System funktionieren. Weil
es nicht messbar ist, was das Kennen-
lernen von Musik, Kunst, Literatur,
Malerei und Religion für den Men-
schen bedeutet, wird es kaum be-
rücksichtigt. Aber das ist ein schwe-
rer Fehler. Denn letztlich sind wir alle
ein Nichts ohne die Kultur. Und ohne
Religion schon gar nicht, mit der die
Kultur in so vielfältiger Hinsicht zu
tun hat. Ich habe das ungute Gefühl,
dass das Verständnis für die Bedeu-
tung dieser kulturellen Identität und
Prägung schwindet. Fast habe ich
Angst davor, dass das ganz zügig ge-
hen wird, wenn meine Generation
erst einmal an die Macht kommt.
puk:  Ihr Schwerpunkt liegt auf der
Musik des 20. Jahrhunderts und zeit-
genössischer Werke. Was reizt Sie da-
ran so?
Metzmacher: Wie alle anderen Küns-
te des 20. Jahrhunderts hat die Mu-
sik auf ein verändertes Weltbild und
vielfältige Erschütterungen reagiert.
Zunächst gab es eine Welt, die per-
fekt zu passen schien - das war
sozusagen das tonale System mit
Dur und Moll. Es schien in sich so
logisch und hat fantastische Musik
hervorgebracht. Aber man sah nicht,
dass die Wirklichkeit dessen, was die
Natur uns im Zusammenhang mit
Musik gibt, vielfältiger ist. Allmäh-
lich haben mutige Komponisten die-
ses vorgegebene System dann hin-
terfragt. Somit besteht die Musik des
20. Jahrhunderts aus dem äußerst
faszinierenden und vielfältigen Ver-
such, aus Trümmern etwas Neues zu
bauen. Arnold Schönberg ist dafür
nur ein Beispiel. Und ich habe von
Anfang an gespürt, dass in dieser

Fortsetzung von Seite 12

werden Kirchengebäude „instand-
besetzt“ und ihre symbolische Aus-
strahlung gestärkt. Auf einen rever-
siblen Umbau im Sinne des Denk-
malschutzes muss aber ebenso ge-
achtet werden wie auf die wid-
mungsgemäße Bestimmung des
Raumes. Die Lesbarkeit einer Kirche
muss erhalten bleiben und gestärkt
werden. Was wie Kirche aussieht,
muss auch wie Kirche sein! Der Got-
tesdienst der versammelten Ge-

Seit Jahrzehnten im Dialog
Kino und Kirche � Von Karsten Visarius

Anfang des Jahres gelang Andreas
Dresen mit seinem Film �Sommer
vorm Balkon� ein unerwarteter Erfolg.
Die Geschichte zweier Berliner Freun-
dinnen, eine Mischung von Melodram
und Komödie, lockte im Startmonat
Januar fast ein halbe Million Zuschau-
er in die Kinos. Dabei erspart sich der
Film keineswegs, bedrängende Pro-
bleme zur Sprache zu bringen � Ar-
beitslosigkeit, Trunksucht, vaterlos
aufwachsende Kinder, Alte am Ran-
de der Verwahrlosung, sexuelle Ab-
hängigkeit, Einsamkeit und Frustra-
tion. Dresen und seinem Drehbuch-
autor Wolfgang Kohlhase gelingt das
Kinowunder, diese bitteren Stoffe in
eine warmherzige, dem Mutterwitz
und der Vitalität seiner beiden weib-
lichen Hauptfiguren vertrauende hei-
ter-melancholische Alltagsstudie zu
verwandeln. Die Verbindung von En-
gagement und ästhetischer Könner-
schaft überzeugte auch die kirchliche
Filmarbeit. In ökumenischer Einmü-
tigkeit wurde �Sommer vorm Balkon�
als �Film des Monats� der Evangeli-
schen Filmjury und als �Kinotipp� der
katholischen Filmkritik ausgezeich-
net. Sie unterstützten damit eine
künstlerische Leistung, die belegt,
dass der Sinn für die Nöte und Sor-

gen der Menschen und filmische At-
traktivität, Ethik und Ästhetik, sich
nicht im Wege stehen müssen. Son-
dern, so das Credo der kirchlichen
Filmorganisationen, dass erst beides
zusammen Filme von Belang hervor-
bringt.

Neben Anlässen für öffentliche
Aufregung wie Mel Gibsons

„Passion Christi“ oder jüngst Ron
Howards „The Da Vinci Code - Sakri-
leg“, die religiöse Themen auf die
Leinwand und in  die Schlagzeilen
bringen, gerät gelegentlich in Verges-
senheit, dass die Kirchen sich seit
Jahrzehnten kontinuierlich und um-
fassend im Bereich von Kino und
Film engagieren. Die Anfänge der
kirchlichen Filmarbeit reichen bis in
die Stummfilmzeit zurück. Seit 1947
besteht die katholische Filmzeit-
schrift „film-dienst“. Auf der Arbeit
der Redaktion beruht das „Lexikon
des internationalen Films“, das um-
fangreichste Nachschlagewerk zu
Film und Kino im deutschsprachi-
gen Raum. Aus dem nur wenige Mo-
nate jüngeren evangelischen „Film-
beobachter“ wurde 1984, nach der
Zusammenlegung mit dem Fachor-
gan „epd Kirche und Film“, die Zeit-

schrift „epd Film“. Beide Publikatio-
nen bilden, neben den Feuilletons
einiger überregionalen Tageszeitun-
gen, das wichtigste Forum einer an-
spruchsvollen Filmkritik in Deutsch-
land. Dabei folgen die Kirchen dem
Konzept, den Dialog mit der Film-
kultur zu suchen, sie kritisch zu re-
flektieren und bedeutsame Filme
durch Auszeichnungen zu unterstüt-
zen. Ihr Maßstab heißt gesellschaft-
liche Verantwortung, die sie von der
(Film-)Kultur einfordern und dem
ihr Handeln selbst verpflichtet ist.

Das kirchliche Profil geht dabei
nicht verloren. Den heilenden, the-
rapeutischen, Solidarität, Mit-
menschlichkeit und Verantwortlich-
keit fördernden Kräften der Filmkul-
tur gilt die besondere Aufmerksam-
keit des kirchlichen Filmengage-
ments. Auf der Berlinale 2006 zeich-
nete die Ökumenische Jury den Film
„Esmas Geheimnis – Grbavica“ der
jungen bosnischen Regisseurin Jas-
mila •banic aus. Esma verschweigt
ihrer Tochter, dass sie aus einer der
zahlreichen Vergewaltigungen im
bosnisch-serbischen Krieg geboren

Weiter auf Seite 14

meinde bleibt der Kernauftrag der
Gemeinde. Beliebigkeit in der Nut-
zung und Vermietung ist zu vermei-
den. Partys, Modenschauen, Gala-
Dinners, Jugendweihen, Discos ver-
bieten sich, sie  fördern nur die
Selbstsäkularisierung der Kirche. In
Hamburg ist die Gnadenkirche an die
Russisch-orthodoxe Kirche verkauft
worden. Bundesweiter Konsens ist,
Kirchen an die Mitgliedskirchen der
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kir-
chen zu verkaufen, ein Zeichen öku-
menischer Verbundenheit. In Biele-
feld und in Hannover plant man, Kir-

chen in Synagogen zu verwandeln.
Das ist ein positives Signal. Es betont
die Wurzeln des christlichen Glaubens
im jüdischen Glauben. Die Umwand-
lung in eine Moschee wird sowohl von
der Katholischen wie der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland abge-
lehnt. Begründung: Widerspruch zum
Symbolwert der Kirchen.
Manche Gemeinden, die eine Kirche
in guter Geschäfts- und Wohnlage
haben, liebäugeln mit dem Verkauf
von Kirchengebäuden. Dabei denken
sie an ALDI, Restaurantketten, Inves-
toren. Eine fromme Illusion: Für Kir-

chen gibt es keinen Markt. Zitat eines
Bankers: „Der Wert einer Kirche be-
misst sich nach dem Grundstücks-
wert minus Abrisskosten.“

Und was ist, wenn offensichtlich
oder scheinbar „überflüssige“ Kirchen
nicht mehr zu halten sind? Dann
zuerst unkenntliche kirchliche Verwal-
tungsgebäude und Gemeindezentren
mit Sakralzelle, Filialkirchen und -ka-
pellen verkaufen, die am Rande von
Städten oder Dörfern liegen und nie
von Gemeinden angenommen wur-
den. Oder aber Kirchen auf Zeit still-
legen in der Hoffnung auf eine besse-

Moderne mehr Wahrheit und ein
klarerer Bezug zur Wahrnehmung
der Welt besteht als in der Musik, die
noch im scheinbar so harmonischen
System geschrieben wurde.
puk:  Ist die Musik ehrlicher gewor-
den?
Metzmacher: Ich glaube schon. Sie
unterscheiden besser zwischen
dem, was ist, und dem, was man sich
wünscht.
puk:  Ist die Musik auch politischer
geworden? Heute erregt jemand wie
Stockhausen immer wieder Aufsehen
mit entsprechenden Äußerungen.
Metzmacher: Nein. Schon Beetho-
ven war ein sehr politischer Kompo-
nist. Er hat sich eingemischt und Un-
recht angeklagt. Aber „politisch“ - das
klingt nach konkreter Bezugnahme
auf das tagespolitische Geschehen.
Das braucht Musik nicht. Sie beschäf-
tigt sich ja mit anderen Fragen.
Wohlgemerkt: Künstler sollen nicht
im Elfenbeinturm sitzen und die Au-
gen  verschließen. Aber wenn sie sich
äußern, müssen es schon große The-
men sein. Nehmen Sie Luigi Nono
oder Hans Werner Henze. Da finden
Sie sehr klare Stellungnahmen.
puk:  Wäre ein solches großes Thema
die Globalisierung? Alle hören welt-
weit die gleiche Musik, haben die glei-
chen Klingeltöne auf dem Handy...
Metzmacher: Ja, da macht mir vieles
Sorgen. Alle sehen das gleiche, alle
hören das gleiche. Selbst im asiati-
schen Raum wollen sie nur noch un-
sere Musik hören, obwohl sie so gro-
ße eigene Traditionen haben. Marke-
tingexperten exportieren und verkau-
fen unsere Kultur wie ein technisches
Produkt. Aber Kultur lebt von Vielfalt.
Das ist wie in der Landwirtschaft: Bei
Monokultur wird auf Dauer der Bo-
den unfruchtbar. Die Leute, die sich
nur mit der Verkaufbarkeit einer Idee
beschäftigen, werden immer wichti-
ger, und die eigentliche Idee ver-
kommt zum Spielball. Das gilt leider
auch für die Politik.
puk:  Welche Botschaft kann Musik
dem entgegensetzen?
Metzmacher: Nehmen Sie Nono. Er
hat in den 80er Jahren angefangen,
ganz stille Musik zu schreiben. Prompt
wurde ihm vorgeworfen, er hätte sein
politisches Engagement verraten und
wäre in die Esoterik abgewandert.
Dabei hat er nur weise vorausschau-
end gehandelt. Heute wird alles
immer lauter und schneller. Immer
früher wissen wir, was auf der ande-
ren Seite der Welt passiert, unser Le-
ben wird Teil eines riesigen Ameisen-
haufens. Dagegen zwingt Nonos Mu-
sik zur Stille, zur Sammlung und zu
eigenständigem Denken. Das ist weg-
weisend, es hat übrigens absolut et-
was mit Religion zu tun. Musiker,
Künstler, Kulturschaffende sollten in
diesem Sinne die Stimme erheben
und das nicht irgendwelchen Sekten
und Esoterikern überlassen.
puk:  Vor der Herausforderung ste-
hen auch die Kirchen.
Metzmacher: Die klassische Musik
hat, bis in die Moderne, etwas We-
sentliches mit der Kirche gemein.
Beide haben ein ähnliches Problem:
Wir haben ein unglaubliches Erbe,
das immer schwerer zu vermitteln

Ingo Metzmacher. Foto: Texthouse

sein wird. Das liegt nicht an der Bot-
schaft, sondern an der Vermittlung.
Sie wird auch immer schwerer - in
einer Welt, die unterhalten und ab-
gelenkt werden will, die ständig
kommuniziert und verfügbar ist. In
einer Kirche sind sie wie in einem
Konzert auf sich selbst verwiesen
und müssen sich ernsthaft auch mit
sich selbst beschäftigen. Das wider-
spricht allem, was wir sonst so tun.
puk:  Aber die Suche nach Transzen-
denz ist noch da?
Metzmacher: Die Menschen haben
ganz sicher ihre Sehnsucht nach
Transzendenz nicht verloren. Aber
wird diese Frage gestellt? Oder wird
sie zugedeckt durch Hyperaktivität

oder perpetuierte Ablenkung der In-
formationsgesellschaft. Dann kön-
nen die Menschen gar nicht mehr zur
Ruhe kommen und spüren, dass sie
noch Bedürfnisse hinter der Hektik
und hinter aller Ablenkung haben.
puk:  Und wie vermittelt man dann
die Botschaft?
Metzmacher: Mutig. Aus Trümmern
etwas Neues, sagte ich eben. Aber
wir müssen die Reinheit der Kunst
bewahren, dürfen den Kern der Bot-
schaft nicht verraten. Musik darf also
nicht zu verkäuflich und zu billig
werden. Denn nur, wenn wir der Sa-
che nahe bleiben und sie aufrichtig
darstellen, können wir die Men-
schen erreichen in einem Sinne, dass

die Botschaft wirklich etwas bewirkt.
Alles andere ist Scheinveranstaltung
und gesellschaftliches Ereignis.
puk:  Reden Sie noch von der Musik
oder der Religion?
Metzmacher: Eins ist wichtig: Alle
große Musik ist aus existenziellem
Bedürfnis heraus entstanden und
wendet sich genau damit an die
Menschen. Das ist ja nicht zur Un-
terhaltung geschehen, sondern aus
einer inneren Not. Kirche und Mu-
sik, das wird doch da deutlich, ha-
ben vieles gemeinsam. Wenn Musik
da ihren Beitrag leistet, ist das gut.
Beide Seiten sollten eh’ stärker den
Dialog suchen als bisher.

Interview: Christoph Strack 

re Zukunft. Aber ab und zu Gottes-
dienste feiern, um die Lesbarkeit und
die Symbolkraft der Kirche zu erhal-
ten. Und um der nächsten Generation
die Chancen zum Neuanfang zu be-
wahren. Zitat aus dem „Maulbronner
Mandat“: „Auch ‚die stillgelegten’ Kir-
chen legen Zeugnis davon ab, dass die
Geschichte Gottes mit der Welt auf
eine gute Zukunft aus ist.“

Der Verfasser ist emerierter Haupt-
pastor und Präsident des Evangeli-

schen Kirchenbautages und des
Kirchenbauinstituts der EKD 
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Kino und Kirche

wurde. Das ist ihr Geheimnis. Ganz
unspektakulär bringt der Film eine
tabuisierte Wahrheit zur Sprache. Es
ist der Versuch, ein unbewältigtes
Trauma zugänglich zu machen,
durch das Drama der Bilder, durch
eine exemplarische Kinoerzählung,
durch die Erinnerungsleistung der
Kunst. Die Entscheidung der Öku-
menischen Filmjury wurde durch
den „Goldenen Bären“ für Jasmila
•banic bestätigt. Getragen werden
die ökumenischen Festivaljurys in
Berlin, Cannes und anderswo durch
die katholische Weltorganisation für
Kommunikation, SIGNIS, und die im
Kern protestantische, aber auch für
andere Konfessionen offene interna-
tionale kirchliche Filmorganisation
INTERFILM. In diesen beiden kirch-
lichen Einrichtungen spiegelt sich
der seit ihrer Entstehung nationale
Grenzen überschreitende, globale
Charakter der Filmkultur.

Solidarität im Zeichen der Globa-
lisierung ist auch die Grundlage des
Evangelischen Zentrums für entwick-
lungsbezogene Filmarbeit (EZEF) in
Stuttgart. Diese in Deutschland einzig-
artige Einrichtung fördert die Produk-
tion und Verbreitung von Filmen aus
Asien, Afrika und Lateinamerika,
ebenso wie Filme zum Thema des
Nord-Süd-Verhältnisses. Wie die
kirchliche Filmarbeit insgesamt ver-
traut das EZEF auf Dimensionen des
Films jenseits der Massenunterhal-
tung: auf Bildung, Aufklärung, Infor-
mation, auf die Kraft einer Kommuni-
kation über die Grenzen der Kulturen
hinweg. Das Filmangebot des EZEF
richtet sich im wesentlichen an den
nichtgewerblichen Bildungsbereich.
Im Einzelfall verleiht EZEF aber auch
Kinofilme, wie etwa „Lumumba“ des
in Haiti geborenen Raoul Peck über
den ersten Präsidenten des unabhän-
gigen Kongo und seine Ermordung.

Organisatorisch gebündelt und
politisch repräsentiert wird das
kirchliche Filmengagement auf ka-
tholischer Seite durch die Katholi-
sche Filmkommission und das Film-
referat im Sekretariat der Deutschen
Bischofskonferenz, auf evangeli-
scher Seite durch die Kulturbeauf-
tragte des Rates der EKD und das
Filmkulturelle Zentrum im Gemein-
schaftswerk der evangelischen Pu-

blizistik (GEP). Bischofskonferenz
und EKD entsenden auch kirchliche
Vertreter in den Verwaltungsrat der
Filmförderungsanstalt und in die
Freiwillige Selbstkontrolle der Film-
wirtschaft (FSK), welche die Kirchen
seit ihrer Gründung mittragen. Für
den Bildungsbereich haben die Kir-
chen in den Medienzentralen der Di-
özesen und Landeskirchen eine eige-
ne Verleihstruktur geschaffen. Sie
stellen Filme für Schule und Gemein-
dearbeit zur Verfügung. Sie stützen
sich dabei auf das Angebot der bei-
den kirchlichen Vertriebsorganisatio-
nen, des Katholischen Filmwerks, das
sich vor allem mit Kurzfilmen, und
der evangelischen Matthias-Film, die
sich mit Kinderfilmen profiliert hat.
Das Spektrum der kirchlichen Film-
aktivitäten wird schließlich durch die
Produktionsfirma Eikon und die Tel-
lux-Holding ergänzt, zu der unter an-
derem der Progress-Filmverleih und
Provobis gehören. Letztere hat etwa
Volker Schlöndorffs „Der neunte Tag“
produziert, der auf den KZ-Erfahrun-
gen des luxemburgischen Priesters
Jean Bernard basiert. Die Kino-Hitlis-
ten im Banne der Blockbuster werden
der Breite der Filmkultur und ihren
Tiefendimensionen nicht gerecht.
Ihrer Erschließung und Einbettung in
den kulturgeschichtlichen und kul-
turwissenschaftlichen Diskurs unter
Einschluss der Theologie gelten die
Seminare und Akademietagungen
der kirchlichen Filmarbeit sowie ihre
daraus entstandenen Publikationen:
die „Arnoldshainer Filmgespräche“,
eine Veranstaltung der Evangelischen
Akademie Arnoldshain und des Film-
kulturellen Zentrums im GEP, und die
vorwiegend an der Katholischen Aka-
demie Schwerte, aber auch anderen
Orten stattfindenden Fachtagungen
der Internationalen Forschungsgrup-
pe Film und Theologie. Film, so konn-
te man auf einem kirchlichen Film-
empfang zur Berlinale hören, sei mo-
derne Erfahrungsseelenkunde. Wenn
die Kirchen sich in aller Breite mit
dem Film auseinandersetzen, so wer-
den sie dabei auch von einer Seelsor-
ge jenseits von Gemeinde und Kir-
chenraum inspiriert – von einer Auf-
merksamkeit für die Menschen, ihre
Bedürfnisse, Hoffnungen und Ängs-
te, wie sie in den Werken der Film-
kunst Gestalt gewinnen.

Der Verfasser ist Leiter des
Filmkulturellen Zentrums

in Frankfurt 

Konkurrenzlos: Katholisches Kinder- und Jugendmusizieren
Für die 100.000 Mitglieder katholischer Kinder- und Jugendchöre zählt nicht Konkurrenz, sondern Teamgeist � Von Marius Schwemmer

Als Schriftleiter der Fachzeitschrift
für Katholische Kirchenmusik Musi-
ca sacra ist man von Natur aus ein
Jäger und Sammler. Täglich durch-
streift man den Blätterwald auf der
Suche nach geistiger Nahrung im
kulturell-musikalischen Feld. Fündig
wird man oft auf der dritten Seite
mit Panorama-Einblicken Aus Aller
Welt, wo sich die Schönen und Rei-
chen scheinbar einen Überlebens-
kampf mit den Wald- und Wiesenwis-
senschaftlern liefern.

E in Forscherteam einer solchen
Hinterwäldler-Universität will

festgestellt haben, dass bereits der
Homo neanderthalensis über einen
singfähigen Kehlkopf von „eher
weiblichem und vermutlich sehr
melodischem“ Klang verfügte. War-
um nicht? Sein Großvater war
schließlich der Homo heidelbergen-
sis: Dessen Lied „Ich hab´ mein Herz
in Heidelberg verloren“ wird bis heu-
te gerne an Feuerstellen und höhlen-
ähnlichen Unterständen gesungen.
Im Labor nebenan entdeckte ein an-
deres Forscherteam, dass das Singen
beim modernen Homo sapiens die
Konzentration von Immunglobulin A
und Kortisol erhöht und damit die
Selbstheilungskräfte des Körpers sti-

muliert. Bei diesen Genen, der De-
batte um die Gesundheitsreform
und der heutigen (unan-) ständigen
Verfügbarkeit von Musik bis hin zum
(eigentlich) „stillen Örtchen“ wun-
dert das fortissimo angestimmte Kla-
gelied der Musikpädagogen: das
deutsche Volk verdumme (Pisa-Stu-
die) und verstumme zunehmend. Es
lasse nur noch singen und genieße
v.a. aus Konserven: auf CD, im Radio
und Fernsehen. Andererseits: So ganz
scheint das öffentliche Singen noch
nicht zur Verhaltensanomalie gewor-
den zu sein, denn nach den Statisti-
ken des Deutschen Sängerbundes
steht es um das „organisierte Singen“
gar nicht schlecht. Und Jahr für Jahr
sogar ein bisschen besser.

Erstaunliche Zahlen
In den vorderen Chorreihen steht die
Katholische Kirche. In der jüngsten
Ausgabe des Musikforums (Heft 3/
2006) hat Matthias Balzer die Situa-
tion der katholischen Kirchenmusik
dargestellt. Derzeit können 424.707
Laienmusiker in 18.860 katholischen
Chören/Musikgruppen ein Lied
davon singen. Entgegen dem allge-
meinen Decrescendo der Kirchen-
mitgliederzahlen gewannen sie da-
mit deutlich an Stimmkraft. Allein

die 3.150 katholischen Kinderchöre
zählen insgesamt 63.706 Mitglieder
– macht immerhin gut und gerne
zwanzig volle Kehlen pro Chor. Dazu
kommen 2.018 Jugendchöre mit
nochmals 36.564 Mitgliedern, plus
11.076 Kirchenchöre und Cho-
ralscholen mit 300.150 Mitgliedern,
die dem Begriff „Kirchenmusik“ mit
ihrem Atem ebenfalls täglich leben-
digen Geist einhauchen, ergänzt von
2.616 Instrumentalgruppen mit
24.287 Mitgliedern. Geleitet werden
sie von 17.140 ehren- und neben-
amtlichen sowie von 1.567 hauptbe-
ruflichen Kirchenmusikern. Für
Letztere gibt es zum momentanen
Zeitpunkt 25 berufsqualifizierende
Ausbildungsstätten mit 325 Studie-
renden: 18 in staatlicher, zwei in
kommunaler, ebenso viele in evan-
gelischer, drei (ab 2007 zwei) in ka-
tholischer Trägerschaft. Die katholi-
schen Hochschulen sind mit ihren
116 Studierenden zu 96,7 % ausge-
lastet. Zudem gibt es in Deutschland
drei katholische Chor-Internate: die
Regensburger Domspatzen, die
Dresdner Kapellknaben und die
Limburger Domsingknaben. Organi-
siert sind diese Gruppen unter dem
Dachverband der deutschen katho-
lischen Kirchenmusik, dem Allge-
meinen Cäcilien-Verband (ACV), mit
27 Diözesanverbänden.

Unter dem Dach der heiligen
Cäcilia
1868 gegründet, bemüht er sich ge-
rade heute in Zeiten großer inner-
kirchlicher Umstrukturierungen und
Neuorientierungen, die Bedeutung
und den Stellenwert von Musik im
Gottesdienst und in der Gemeinde-
arbeit bewusst zu machen, unter
anderem durch kirchenmusikalische
Fachtagungen, Publikationen wie
die Musica sacra oder Anregungen
zu kirchenmusikalischen Komposi-
tionen und Forschungen. Er unter-
hält Kontakte zur evangelischen Kir-
che und gesellschaftlich renommier-
ten  Körperschaften wie dem Deut-
schen Musikrat und der Arbeitsge-
meinschaft Deutscher Chorverbände
(ADC) und fördert das Verständnis
für Kirchenmusik in der Öffentlich-
keit. Eine Arbeitsgemeinschaft des
ACV bildet der Deutsche Chorver-
band Pueri Cantores, 1951 gegrün-
det. Als Nationalverband zählt er
zum gleichnamigen internationalen
Chorverband, der sich über alle Kon-
tinente erstreckt. Er umfasst ca. 300
katholische Knaben-, Mädchen-,
Kinder-, Jugendchöre sowie Scholen
mit mehr als 11.000 Vokalisten. Sein
Credo ist klar: Er möchte die Chöre
„in ihrer musikalischen, kulturellen,
erzieherischen und religiösen Arbeit
(...) unterstützen und (...) fördern,
und die Gründung neuer Chöre und
Scholen anregen.“

Initiative �Singen mit Kindern�
Gemeinsam mit Pueri Cantores und
der Arbeitsgemeinschaft der Ämter
und Referate für Kirchenmusik
(AGÄR) sowie der Konferenz der kir-
chenmusikalischen Ausbildungs-
stätten (KdL) hat der ACV vor drei
Jahren die Initiative „Singen mit Kin-
dern“ ins Leben gerufen. Dabei geht
es um eine inner- und außerkirchli-
che Bestandsaufnahme mit handfes-
ten Ergebnissen für die kirchenmu-
sikalische Ausbildung und die Fort-
bildung von Kirchenmusikerinnen
und Kirchenmusikern – wenn mög-
lich unter lokaler Vernetzung von
Kirche, Schule, Musikschule und
Kindergarten. Sollte sich die „Kin-
der- und Jugendchorleitung“ als ei-
genes Ausbildungsfach für haupt-
amtliche Kirchenmusiker bewähren,
werden sie später regional als Multi-
plikatoren wirken: z.B. zur Vorberei-
tung von Erzieherinnen und Erzie-
hern im Singen mit Kindern.

Die Regensburger Domspatzen mit Domkapellmeister Roland Büchner. Foto:
Clemens Mayer

Das betont die Bedeutung des Sin-
gens mit Kindern, und es weist auch
auf einen Paradigmenwechsel in der
kirchlichen Kinder- und Jugendchor-
arbeit hin. Singen mit Kindern ist
heute weit mehr als der Auftakt zum
„richtigen“ mehrstimmig-polypho-
nen Singen oder zum Instrumental-
unterricht. Es sichert nicht nur den
Nachwuchs und die Chorstrukturen,
sondern fördert auch die soziale und
katechetische Bildung unserer Kin-
der. Aus dem rein musikalischen
Auftrag ist ein pastoraler geworden:
Die Musik prägt Kinder und Jugend-
liche ganz entscheidend im Sinne
der Glaubensbotschaft und des
christlichen Menschenbildes.

Im gemeinsamen Singen wird oft
ein erster Zugang zu dem großen
musikalischen Erbe unserer Kultur
vermittelt: Von den Gregorianischen
Chorälen bis zu Gospel, von Monte-
verdi über Mozart bis Poulenc, Pärt
und anderen Meistern der Gegen-
wart. Die katholische Kirchenmusik
offeriert offenen Kinderohren einen
Reichtum, zu dem selbst kirchenkri-
tische Komponisten wie Mozart und
Schubert mit ihren besten Werken
beitrugen. Diese eröffnen durch
Klänge und Rhythmen einen Zugang
zur christlichen Botschaft und zu den
letzten Fragen menschlichen Lebens.

Pädagogische Impulse
Die Kirche nimmt ihren Verkündi-
gungsauftrag beim Wort, und zwar
nach Noten. Als Teil der Gesellschaft
fördert sie deren christliche Werte
und engagiert sich im Rahmen der
Möglichkeiten für die Musik, in der
das Wort Gottes seine göttliche Stim-
me findet. Was es dazu braucht, ist
ein musikpädagogischer und pasto-
raler Impuls für die Zukunft von Kir-
che und Gesellschaft. Wir sind über-
zeugt: Verständlich vermittelt, und
künstlerisch gebührend dargeboten,
trägt das kirchliche Kinder- und Ju-
gendmusizieren zum Erhalt und zur
Stärkung unserer Kirchenmusik-
strukturen bei. Darüber hinaus aber
erzieht es auch zu einer Kirchenmu-
sik, die „notwendiger und integrie-
render Bestandteil der feierlichen
Liturgie“ (SC 112) ist. Eine auf das
gesprochene Wort reduzierte Ge-
meindeliturgie wäre nicht nur „stim-
mungsmäßig eine Verarmung“, son-
dern „Verkündigung und Lobpreis“
würde „um eine ganze Dimension
menschlicher Ausdrucksfähigkeit
verkürzt“ ( Würzburger Synode
1975). Die Kirche pflegt den Gesang
auch nicht nur zur Verankerung der
Texte. Darüber hinaus versteht sie
nach einem Wort Augustins die Kir-
chenmusik auf Grund ihrer Struktur
und Ordnung als „hörbares Abbild
des unhörbaren göttlichen Urbil-

des.“ Nicht zuletzt bildet die Kir-
chenmusik oft den einzigen Legato-
bogen zwischen Kirche und der
wachsenden Zahl religiös weniger
sozialisierter Menschen.

Ein Beitrag zur gesellschaftlichen
Integration
Das kirchliche Kinder- und Jugend-
musizieren putzt die Ohren und för-
dert so auf deutlich hörbare Weise
die alltägliche Singkultur. Aus dieser
Alltagskultur des Singens wächst das
Bedürfnis zum zweckfreien Musizie-
ren, wie es in jedem Menschen an-
gelegt ist. Das Erlebnis, seine eigene
Stimme in Harmonie mit anderen
Stimmen zu hören, vermittelt einzig-
artig ein Gefühl von „Gemeinschaft“.
Musikpsychologen sind sich einig,
dass Kinder, die das Singen als un-
mittelbaren Ausdruck ihrer Gefühle
verstehen, sich lernfähiger und vor
allem auch friedfertiger zeigen.

Während bei manchen öffentli-
chen Schulen die musikpädagogi-
schen Strukturen sogar zerfallen, er-
gänzen die kirchlichen Kinder- und
Jugendchöre außerschulisch das
dreigliedrige deutsche Schulsystem,
das stark durch fachbezogene Leis-
tungsdifferenzierung gekennzeich-
net ist. Außerhalb der Schule hinge-
gen üben sich die jungen Sänger-
innen und Sänger ganz selbstver-
ständlich in der Tugend der Integra-
tion: über Klassen, Schultypen, Ge-
nerationen und Milieus hinweg. Sind
die Schüler stets der Leistungsbe-
wertung ausgesetzt, finden sie als
Sänger die Bestärkung ihrer indivi-
duellen Stärken. Sie lernen, sich am
gemeinsamen Tun schlicht und er-
greifend zu freuen.

Damit ist die Kinder- und Ju-
gendchorarbeit im Gesamt der
kirchlichen Kulturdiakonie mehr als
„nur“ eine tragende Tonsäule der
außerschulischen Musikerziehung:
Sie trägt dazu bei, dass sich das kul-
turelle Erbe in Europa erhält und ste-
tig weiter entwickelt.

Noch ist unklar, wie weit sich die
zunehmend anklingende Ganztags-
schule auf diese außerschulische
Kultursymphonie auswirkt. Sie
könnte allein aus organisatorischen
Gegebenheiten „ausgedünnt“ wer-
den. Selbst wenn Kirchenmusiker
den Musikunterricht und die Chor-
arbeit an den Schulen übernehmen,
wird damit die Aufgabe noch kaum
gelöst. Allein ein Weiterleben der
außerschulischen Musikerziehung
und das integrierende und zweck-
freie Musizieren gewährleisten die
Arterhaltung und Vermehrung des
Homo cantans.

Der Verfasser ist Schriftleiter der
Zeitschrift Musica Sacra 
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Spiel- und Bildungsräume von Bach bis Bossanova
Zur kulturellen und spirituellen Ausstrahlung evangelischer Kirchenmusik am Beispiel des Michaelisklosters Hildesheim � Von Jochen Arnold

Kirchenmusik als Ausdruck protes-
tantischer Identität
Es ist gute evangelische Tradition,
dass zwei kulturelle und geistliche
Ausdrucksformen des Protestantis-
mus, der Gottesdienst und die Mu-
sik, an einer Stelle gepflegt und wei-
terentwickelt werden. Deshalb hat
die Hannoversche Landeskirche
trotz zurückgehender Ressourcen im
August 2004 mit dem Michaelisklos-
ter Hildesheim eine neue Form des
Bildungszentrums ins Leben geru-
fen, das sich die Förderung und Er-
neuerung von Gottesdienst und Kir-
chenmusik zur Aufgabe gemacht
hat. Die Programmatik des Michae-
lisklosters entspricht dem inneren
Zusammenhang von Gottesdienst
und Musik, will aber über etablierte
Formen hinausweisen. Es wider-
spricht deshalb auch einem weit ver-
breiteten Vorurteil: der unterstellten
ästhetischen Armut der protestanti-
schen Tradition. Das besondere Pro-
fil der evangelischen Kirche, die sich
traditionell als „Kirche des Wortes“
versteht, liegt eben nicht nur in Pre-
digt, Seelsorge und Diakonie, son-
dern ebenso im Ritual der Liturgie
und – ganz entscheidend – in den
verschiedensten kulturellen Aus-
drucksformen von Musik von Grego-
rianik bis Gospel, von Bach bis Bas-
sanova und Renaissance bis Rap.

Das hat historische Gründe. Seit
der Reformation gehören „Singen
und Sagen“ zusammen. Deshalb hat
besonders die Musik die lutheri-
schen Kirche geprägt, und auch un-
sere Kirche in Niedersachsen hat
große Musik hervorgebracht. Was
wäre das aktuelle Konzertleben ohne
die großen Oratorien von Bach und
Händel oder das Deutsche Requiem
von Brahms? Was wäre es aber auch
ohne Hunderte von kirchlichen Chö-
ren und Ensembles, in denen diese
Tradition weiterlebt und kompetent
weitergegeben wird?

Kirchenmusik trägt fundamental
zur Kulturwirksamkeit und zur kul-
turellen Prägekraft der Kirche bei.
Luthers Choral „Ein feste Burg ist
unser Gott“ wurde ebenso zum Mar-
kenzeichen des Protestantismus wie
Paul Gerhardts „Geh aus mein Herz“
oder Bachs Matthäuspassion. Kon-
fessionelle Identität und kulturelle
Ausstrahlung sind daher in der Kir-
chenmusik stets beieinander. Diesen
äußerst vitalen Schatz wollen wir
immer wieder neu heben und nach
innovativen Möglichkeiten der Auf-
führung und Inszenierung z.B. der
200 geistlichen Kantaten Bachs fra-

gen. Wir verschließen uns aber auch
nicht vor den aktuellen musikali-
schen Entwicklungen in Popmusik
und Avantgarde, sondern fördern die
neuen stilistischen Formen in der
Aus- und Fortbildung ebenso wie in
der Darbietung. Das Michaelisklos-
ter versteht sich, wie ähnliche Insti-
tutionen in anderen Landeskirchen,
als ein Integratives Bildungs- und
Fortbildungszentrum, das sowohl
Pfarrern wie Kirchenmusikern, aber
besonders auch den Ehrenamtli-
chen, Möglichkeiten eröffnet, sich
persönlich weiterzuentwickeln und
neue Methoden und Formen gottes-
dienstlicher und musikalischer Ar-
beit kennenzulernen und einzuü-
ben. Neben liturgischen Werkstät-
ten, Liederseminaren und theologi-
schen wie musikwissenschaftlichen
Kursen steht zielgenaue Formbil-
dung im Mittelpunkt: von der
Stimmbildung über Orgelkurse und
Dirigierkursen bis zur Einführung in
historische Aufführungspraxis, von
der Arbeit mit Kinderchören oder
Jazz-Rock-Pop-Ensemblem bis zur
Einübung gestischer oder tänzeri-
scher Ausdrucksformen hat alles sei-
nen Platz. Dazu kommen Komposi-
tionswerkstätten, Symposion wie
das „Forum Popularmusik in der Kir-
che“ und Fortbildungsangebote für
Bands. Auch den besonderen regio-
nalen Herausforderungen wird im
Programm entsprochen. So rückt
etwa das Thema „Musik und Kultur
im ländlichen Raum“ immer mehr
ins Zentrum.

Kirchenmusik als Kulturträger: Bei-
spiele aus Hannovers Landeskirche
Einige Beispiele sollen die kulturelle
Ausstrahlung der Kirchenmusik in
ihrer ganzen Breite illustrieren: Wir
haben in Norddeutschland eine Or-
gellandschaft von weltweit – der Su-
perlativ ist hier angemessen – einzig-
artigem Niveau. Es ist faszinierend,
wie sehr sich Gemeinden und Dör-
fer oder Städte für „ihre“ Orgel en-
gagieren. Fast in jedem Gottesdienst
und bei vielen Konzerten erklingen
diese erstklassigen Instrumente, de-
ren Pflege sich die Kirche und die
Menschen vor Ort etwas kosten lässt.

Die evangelische Kirche ist eine
„singende Kirche“. 24.000 Sänger-
innen und Sänger engagieren sich
allein in der Hannoverschen Landes-
kirche in ca. 700 Chören. Neben den
Kantoreien und Kirchenchören
wachsen noch immer die Gospel-
chöre – wir beobachten hier einen
ausgesprochenen Boom. Im Gegen-

satz zum Fußball, wo es im Stadion
immer stiller wird, wenn die Mann-
schaft am Verlieren ist (they only
sing, when they are winning!) gilt
hier die Devise: Wer singt, gewinnt
oder: „We only win, when we are sin-
ging.“

Besonders wichtig ist das für
über 5 000 Kinder und Jugendliche,
die sich in kirchlichen Chören und
Musikgruppen treffen. Häufig be-
kommen Kinder hier erste Impulse
für eine musikalische Ausbildung,
wenn es gelingt, dass Freude am Sin-
gen und Musizieren geweckt werden
kann. Kirchenmusik leistet dadurch
nachhaltige Bildungsarbeit. Empiri-
sche Studien haben gezeigt, dass bei
Kindern, die musikalisch gefördert
werden, die Integration von rechter
und linker Gehirnhälfte besser ge-
lingt. Sie sind daher im sprachlichen
und emotionalen Bereich oft ande-
ren Kindern voraus.

Ungefähr 14.000 Bläserinnen
und Bläser treffen sich in knapp 800
Posaunenchören. Der Hannover-
sche Kirchentag 2005 hat wieder ge-
zeigt, dass die 20 000 Bläser den
Klang und das Erscheinungsbild der
Kirche ganz besonders prägen. Hier
versammelt sich generationenüber-
greifend ein erstaunliches Alters-
spektrum (ca. 8-88), das inzwischen
auch keine Berührungsängste mit
aktuellen Musikstilen mehr hat.

Last but not least gehören auch
Bands längst zum selbstverständli-
chen Ton unserer Kirche. Pop- und
Rockmusik ist nicht nur für viele
Menschen der vertraute(re) Musik-
stil, Jugendliche finden hier auch
eine sinnvolle Freizeitgestaltung und
entdecken ihnen eigene Ausdrucks-
möglichkeiten. Es ist deshalb vor al-
lem der Impuls des „Selbermachen-
wolens“, der im Michaeliskloster, vor
allem durch die Schulung Ehrenamt-
licherm, gefördert werden soll.

Kirchenmusik als spirituelles Schar-
nier kirchlicher Arbeitsfelder und
gesellschaftlicher Milieus
Kirchenmusik als elementarer Be-
standteil des Gottesdienstes. Das
betrifft ihre Form wie ihre Inhalte.
Kirchenmusik hat daher eine inte-
grative, gemeinschaftsfördernde, ja
sogar therapeutische Kraft. Sie kann
verzagte Menschen trösten und auf-
richten, sie ist also eminent diako-
nisch. Choräle und Kantaten, aber
auch schlichte Kanons haben zudem

eine hohe spirituelle Qualität. Zu-
recht schrieb schon der Kirchenva-
ter Augustin: Wer singt, betet dop-
pelt. Menschen finden über ihre
musikalische Praxis Halt und Orien-
tierung.

Durch Kirchenmusik werden
Menschen unterschiedlichster Alter-
gruppen und Milieus erreicht. Das
gilt für diejenigen, die klassische
Hochkultur schätzen und Oratorien
oder Orgelkonzerte besuchen bzw. in
„klassischen“ Kantoreien mitsingen.
Es gilt aber auch für jüngere Erwach-
sene, die besonders oft in Gospelchö-
ren aktiv sind und hier oft zum ers-
ten Mal in ihrem Leben Musik ma-
chen. Manchmal werden sogar Mili-
eugrenzen in einem Musikbereich
überschritten. Besonders gilt das in
der Bläserarbeit: Da sitzt der Unter-
nehmer neben der Hausfrau, die
Richterin neben dem Landwirt. Die

Bläserarbeit erlebt nach wie vor eine
besondere Erfolgsgeschichte.
Was folgt daraus? Der ausdifferen-
zierten modernen Gesellschaft mit
einer Vielzahl von Milieus und in ih-
nen bevorzugten Musikstilen von
Volksmusik bis Hard Rock und Oper
bis Hiphop wird auch heutige Kir-
chenmusik Rechnung tragen müs-
sen, indem einerseits die „klassi-
sche“ Hochkultur gepflegt und in
zeitgemäßer Bildungsarbeit vermit-
telt wird – von der Gregorianik über
Schütz, Bach und die Romantik bis
zur Moderne. Andererseits sind
Sprach- und Ausdrucksformen der
aktuellen (Pop)kultur zu vermitteln
und weiterzuentwickeln – und zwar
in der ganzen Breite bis hin zur
Avantgarde.

Der Verfasser ist Direktor des Mi-
chaeliskloster Hildesheim 

Gospelseminar 2006 im Michaeliskloster Hildesheim. Beide Fotos: Michaeliskloster Hildesheim

„Ain't no party like a Holy Ghost party cause a Holy Ghost Party don't stop!“:
Adrienne Morgan Hammond leitete das Gospelseminar 2006
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In Kino veritas?
Philip Gröning zu Spiritualität und Transzendenz im dunklen Andachtsraum

Mehr als 180.000 Menschen haben
bislang �Die große Stille� (Deutsch-
land 2005) im Kino erlebt, unge-
wöhnlich viele für einen Dokumen-
tarfilm. Der 167minütige Film,  zeigt
das Leben in der �Grande Chartreu-
se�, dem Ursprungskloster der Kar-
thäusermönche nahe Grenoble. Ein
Ort jenseits der Zeit, an dem die
Mönche ihre Tage weitgehend in
Schweigen verbringen. Diesem ra-
dikalen Lebensentwurf versucht
Philip Gröning mit seinem unge-
wöhnlichen Film gerecht zu werden,
bei dem er für Regie und Drehbuch,
Kamera und Schnitt verantwortlich
zeichnet. Mit dem Regisseur sprach
Dr. Thomas Kroll, Mitglied der Ka-
tholischen Filmkommission.

puk: Was ist das Besondere an Ihrem
Film „Die große Stille“?
Gröning: Der Film ist eine Meditati-
on über ein Kloster und der Versuch,
das Kino für eine Zeit lang zum Klos-
ter werden zu lassen. Der Zuschau-
er und die Zuschauerin sollen beim
Aufenthalt im Kinoraum in diese
andere Welt, in den fremden Le-
bensraum hineingezogen werden.
Dabei kann das Kino eine Tiefendi-
mension eröffnen – eine Möglich-
keit, die in Filmen normalerweise
nicht so recht genutzt wird – und zu
einer spirituellen Erfahrung verhel-
fen.
Der Film ist nicht der Versuch, dem
Kinopublikum eine Einsicht näher
zu bringen in der Art: So sind Kartäu-
ser. Es geht vielmehr darum, dass der
Zuschauer aus dem Kino kommt und
das Gefühl hat: Ich habe mich in ei-
nem Erfahrungsraum bewegt, der

mir ungeheuer viel gegeben und mir
ungeheuer viel Vertrauen vermittelt
hat – und nun frage ich mich, war-
um.
Der Film handelt schließlich auch
davon, dass das Kloster im Grunde
eine Art Kollektiverinnerung Euro-
pas ist, ein archaischer Heimatort –
egal, wie fremd er uns mittlerweile
geworden ist.
puk: Man kann demnach mit Hilfe
von DIE GROß E STILLE im Kino etwas
erleben, wofür man sonst ins Klos-
ter gehen müsste?
Gröning: Ja, das war, das ist meine
Hoffnung. Und die Gespräche mit
Zuschauerinnen bestätigen, dass
genau das passiert. Dafür ist das
Kino prädestiniert. Wenn es gut ge-
nutzt wird, ist es ein ungeheuer tie-
fer Erfahrungsraum.
puk: Apropos Tiefe: Wie steht es um
Transzendenz im Kino?
Gröning:  Kunst, auch Filmkunst
ohne Transzendenz ist sinnlos. Man
sieht es immer wieder an Geschich-
ten im Kino, die gut gemacht sind,
aber ihre eigene Struktur nicht auf
etwas Weitergehendes hin durchbre-
chen. Transzendenz zu ermöglichen,
dazu ist das Kino auf jeden Fall und
in einem hohen Maße geeignet – das
Fernsehen sehr viel weniger.
puk: Inwieweit waren Transzendenz
und Spiritualität Themen in Ihrem
Studium? Sind sie im Laufe dessen
auf diese Dimensionen des Films
aufmerksam gemacht worden?
Gröning: Nein, gar nicht. Das Film-
studium ist ja wie jedes andere
Kunststudium in der Hauptsache
Selbermachen und daneben Begeg-
nung mit Menschen. Die genannten

Themen haben bei mir vor dem Stu-
dium eine Rolle gespielt, weil ich
damals sehr stark beeinflusst war
von den frühen Filmen von Andrej
Tarkowskij und Andrej Wajda, vor al-
lem von ANDREJ RUBLJOW, SPIEGEL und
IVANS KINDHEIT sowie von ASCHE UND

DIAMANT. Das sind ja definitiv Filme,
die eine spirituelle Erfahrung auslö-
sen und dies auch als vordergründi-
ges, als offensichtliches Thema ha-
ben.
Merkwürdigerweise hat in der Film-
hochschule das Nachdenken über so
manche theoretische Sachen gar
nicht so viel Platz, weil man de facto
damit beschäftigt ist, seine Filme
herzustellen. Von daher sollte eine
gute Filmhochschule den Studenten
eine super solide technische Ausbil-
dung geben und ansonsten versu-
chen, die einzelnen Studenten in ih-
rer Persönlichkeit zu fördern. Dabei
kommt den Professoren die klassi-
sche Funktion eines Mentors zu. Sie
sollen jemanden zu sich selbst brin-
gen und ihm oder ihr den Mut ge-
ben, zu sich selbst zu kommen. Das
ist eine äußerst wichtige Funktion,
eine Art „spirituelle Sendung“. Hier
findet Spirituelles jedoch nicht auf
einer Oberflächenebene statt. Denn
als Filmstudent bekommst du ja eine
Nervenkrise, wenn einer anfängt,
mit dir über Spiritualität zu reden.
puk: Ändern wir die Blickrichtung:
Wie schätzen sie die Phänomene Re-
ligion und Spiritualität in unserer
Gesellschaft derzeit ein? Könnte
man gar von „Religionisierung“ spre-
chen?
Gröning: Ich bin mit meinem Film
sehr viel herumgereist auf der Welt

und war in ganz verschiedenen Län-
dern. Ich glaube, man muss im Mo-
ment davon sprechen, dass der Man-
gel an spirituellen Inhalten wahnsin-
nig stark gespürt wird, dass aber die
Bereitschaft, sich einzulassen auf et-
was, was eine wirkliche Religion
wäre, also auf etwas, was nicht
jederzeit anpassbar ist an das Bedürf-
nis der Woche, recht gering ist.
Von einer „Religionisierung“ unse-
rer Gesellschaft würde ich über-
haupt nicht sprechen wollen. Das
mag jetzt ein bisschen komisch
klingen: Es ist hierzulande ein Man-
gelzustand zu spüren, der ungeheu-
er umwerfend ist, verbunden mit
einer Art Heilserwartung, aber ohne
eine wirkliche Bereitschaft sich ein-
zulassen auf das, was einem entge-
genkommt.
Im Moment, so mein Eindruck, ist al-
les sehr zersplittert. Ich glaube jedoch,
es bereitet sich da etwas vor. Gewiss
ist: Die materialistische und die rati-
onalistische Welt hat sich auf ein be-
stimmtes Level hin desavouiert, das
kaum noch zu überbieten ist. Den-
noch bin ich zuversichtlich. Es ist
zum Beispiel nicht mehr so, dass Abi-
turienten Zahnmedizin studieren
wollen, um Porsche zu fahren. Der
Porsche als Ziel – das interessiert die
nicht mehr. Ein toller Fortschritt.
Dennoch ist da im Moment – noch –
ein riesiges Loch. Das aber ist die Vor-
aussetzung, dass überhaupt etwas
Neues entsteht.
Ich bin davon überzeugt, dass der
Mensch Transzendenz braucht,
glaube aber, dass das Gespür dafür
im Westen auf eine erschreckende
Weise verloren gegangen ist.

puk: Wie erleben sie kirchliche Film-
arbeit, wie war das im Umfeld der
Präsentation von DIE GROß E STILLE?
Gröning: Ich habe eine tolle Unter-
stützung erlebt durch die Abteilung
Kirche und Gesellschaft der Deut-
schen Bischofskonferenz. Ich habe
verschiedene Kardinäle kennen ge-
lernt, nicht zuletzt weil mein Film
bei einer Konferenz im Vatikan ge-
zeigt wurde. Damit waren sehr schö-
ne Begegnungen verbunden.
Die Kirche hat sich sehr geöffnet für
meinen Film, hat auch geholfen,
dass viele Leute den Weg ins Kino
finden. Und sie hat, was ich schön
fand, den Film trotzdem nicht ver-
engt im Sinne: Das ist jetzt ein katho-
lischer Film. Denn mein Film hat ja
eine große Offenheit.
Einmal mehr hat sich gezeigt: Die
Kirche ist eine starke Kulturinstitu-
tion, eine, die Kulturarbeit mit einer
hohen Kompetenz macht – und dies,
ohne sich dabei die Dinge manipu-
lativ einzuverleiben.
puk: Zum Abschluss ein Ausblick:
Worum geht’s in ihrem nächsten
Film?
Gröning: Aller Voraussicht nach geht
es um Zwillinge, die Abitur machen
und sich mit ihrer Abschlussarbeit
im Fach Philosophie beschäftigen.
Da stehen Fragen an, die spontan
und immer wieder neu entstehen:
Was hat es mit dem Bewusstsein auf
sich? Wozu ist unsere Freiheit da?
Was ist richtig, was falsch? Und wie
in „Die große Stille“ geht es um das
Thema Zeit – vor allem darum, dass
wir das Phänomen Zeit erkennen
können, und um die Frage, was das
für uns bedeutet.

Daten zum Kulturengagement der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) und ihrer Gliedkirchen

Von Vicco von Bülow

Der Ort der Kultur in der
evangelischen Kirche

„Räume zu gestalten, in denen Reli-
gion und Kultur miteinander ins Ge-
spräch kommen, ist eine Herausfor-
derung für evangelische Kirchen.
Der christliche Glaube lässt sich nur
in konkreter und damit kulturell be-
stimmter Gestalt leben. Damit ist er
immer schon Teil der Kultur.
Zugleich enthält er Kraft der Unter-
scheidung von Gott und Welt eine
eigene, unverwechselbare Sicht auf
alle kulturelle Welt- und Selbstdeu-
tungen des Menschen. Gerade darin
ist er für die Kultur unverzichtbar.“
So steht es in der Einleitung zu: Räu-
me der Begegnung. Religion und
Kultur in evangelischer Perspektive.
Eine Denkschrift der Evangelischen
Kirche in Deutschland und der Ver-
einigung Evangelischer Freikirchen,
i.A. des Rates der EKD hg. vom Kir-
chenamt der EKD, Gütersloh 2002.

Kultur hat ihren festen Platz in
den 16.200 evangelischen Kirchen-
gemeinden in Deutschland, in den
8.953 evangelischen Kindertages-
stätten, den 975 evangelischen Schu-
len, den 16 evangelischen Akademi-
en und an vielen anderen Orten. Ex-
emplarisch kann ferner der seit 1949
im Rhythmus von zwei Jahren statt-
findende Deutsche Evangelische Kir-
chentag (DEKT) genannt werden,
der ein beachtliches Kulturpro-
gramm organisiert und anbietet. Am
30. DEKT in Hannover (25.–20.09.
2005) waren von 102.428 Dauerteil-
nehmenden 4.888 (in 250 Gruppen)
in den Bereichen Musik/Theater/
Kleinkunst beteiligt, 4.445 (in 340
Gruppen) bei den Bläserchören,

2.661 (in 130 Gruppen) bei den Vo-
kalchören; 2.235 Teilnehmende ge-
hörten zu der Gruppe der weiteren
Mitwirkenden/Künstler. Das kulturel-
le Angebot des DEKT stieß auf großes
Interesse bei den 43.937 Tagesteilneh-
menden sowie den 781.000 weiteren
Teilnehmenden (davon allein 240.000
bei den großen Open-Air-Veranstal-
tungen und -Konzerten).

Die meisten der 23 Gliedkirchen
der EKD haben – zumeist neben ne-
ben- oder ehrenamtliche – Kunstbe-
auftragte ernannt, die die Kunst- und
Kulturarbeit in der jeweiligen Lan-
deskirche koordinieren; sie sind in
der Ständigen Konsultation der lan-
deskirchlichen Kunst- und Kulturbe-
auftragten organisiert.

Seit 2006 gibt es ein Kulturbüro
der EKD mit einer hauptamtlichen
Kulturbeauftragten des Rates der
EKD. Ihr steht ein Kulturbeirat mit
Künstlern und Kulturvertretern aus
verschiedenen Sparten zur Seite.

Literatur und Buch

1. Es gibt 1.030 evangelische Büche-
reien, davon die große Mehrzahl in
Gemeinden und viele in Kranken-
häusern und Heimen, mit einem Be-
stand von 3,1 Mio. Medien (davon
92% Bücher). Für die Erwerbung
werden jährlich 1,4 Mio. € aufge-
wandt. 5.600 überwiegend ehren-
amtliche Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter entleihen pro Jahr 4 Mio.
Bücher und andere Medien an ca.
220.000 Leserinnen und Leser und
wenden dabei etwa 580.000 Arbeits-
stunden auf. Jährlich finden in evan-
gelischen Büchereien ca. 7.000 Ver-
anstaltungen statt. 

2. Der Deutsche Verband Evangeli-
scher Büchereien (DVEB) ist der Dach-
verband der evangelischen Gemein-
de- und Patientenbüchereien. Mitglie-
der des Vereins sind die zwölf landes-
kirchlichen Büchereifachstellen bzw.
Büchereiverbände sowie 16 einzelne
Bibliotheken in den östlichen Landes-
kirchen. Die wichtigste Aufgabe des
Verbandes ist die Bereitstellung geeig-
neter Arbeitshilfen und Weiterbil-
dungsangebote für den großen Kreis
der ehrenamtlich Mitarbeitenden.
Der DVEB bietet in Zusammenarbeit
mit den landeskirchlichen Bücherei-
fachstellen die Ausbildung zur Bü-
chereiassistentin / zum Büchereias-
sistenten im kirchlichen Dienst an. Er
gibt den Evangelischen Buchberater
heraus, eine vierteljährlich erschei-
nende Rezensionszeitschrift mit über
1.500 Besprechungen jährlich von
Neuerscheinungen aus den Berei-
chen Belletristik, Sachliteratur, Bil-
derbuch und Kinder- und Jugendlite-
ratur.

3. Mit dem Evangelischen Buchpreis
des DVEB in Höhe von 5.000 € wer-
den seit 1979 jährlich wechselnd Ro-
mane, Biografien/Sachbücher, Ju-
gendbücher und Lyrikbände ausge-
zeichnet.

Seit 1984 vergibt die Evangeli-
sche Akademie Tutzing den Marie-
Luise-Kaschnitz-Preis zur Nach-
wuchsförderung und Anerkennung
von Lebenswerken im Literaturbe-
reich; der alle zwei Jahre verliehene
Preis ist mit 7.700 € verbunden.

Das Gemeinschaftswerk Evan-
gelischer Publizistik (GEP) verleiht
alle zwei Jahre gemeinsam mit der
Stadt Frankfurt den mit 5.000 € do-
tierten Illustrationspreis für Kinder-
und Jugendbücher.

4. Insgesamt existieren ferner ca. 240
wissenschaftliche Bibliotheken mit
einem geschätzten Gesamtbestand
von 3-4 Mio. Bänden. Der Verband
kirchlich-wissenschaftlicher Biblio-
theken ist ein Zusammenschluss von
etwa 100 Bibliotheken der evangeli-
schen Landeskirchen und anderer
kirchlicher Einrichtungen in
Deutschland (und der Schweiz) mit
einem Buchbestand von insgesamt
etwa 4 Mio. Bänden. Exemplarisch
können genannt werden: die Johan-
nes a Lasco-Bibliothek in Emden (Bi-
bliothek des Jahres 2001, ca. 100.000
Bände), die Bibliothek der For-
schungsstätte der Evangelischen
Studiengemeinschaft in Heidelberg
(ca. 56.000 Bände) und die Biblio-
thek der Kirchlichen Hochschule
Bethel (ca. 150.000 Bände).

5. Die evangelischen Kirchenarchive
in Deutschland sind zusammenge-
schlossen im Verband kirchlicher Ar-
chive in der Arbeitsgemeinschaft der
Archive und Bibliotheken in der evan-
gelischen Kirche. Zur Zeit gehören
dem Verband 63 Archive an.

Musik

1. Insgesamt sind 34.820 kirchenmu-
sikalische Kreise mit 529.391 Teilneh-
mern und Teilnehmerinnen aktiv.
Davon sind 18.785 Kirchenchöre (ein-
schl. Singkreise, Kinderchöre) mit
369.691 Teilnehmern, 7.556 Posau-
nenchöre mit 99.385 Teilnehmern,
und 8 488 sonstige Instrumentalkrei-
se mit 60.315 Teilnehmern. Angebo-
ten werden jährlich ca. 65.000 kir-
chenmusikalische Veranstaltungen
mit über 7 Mio. Besuchern.

Im Verband evangelischer Kirchen-
chöre Deutschlands (VeK) haben
sich die Kirchenchorverbände (Lan-
desverbände oder Chorwerke) in der
EKD, die Chorwerke der Evangeli-
schen Kirche Augsburgischen und
Helvetischen Bekenntnisses in El-
sass-Lothringen und in Österreich,
der Christliche Sängerbund und der
Evangelische Sängerbund zusam-
mengeschlossen. Insgesamt vertritt
der VeK ca. 250.000 Sängerinnen und
Sänger in ca. 9.860 Chören, darunter
ca. 1.820 Kinder- und Jugendchören.

Die 31 landes- und freikirchli-
chen Posaunendienste haben ihren
Dachverband im Evangelischen Po-
saunendienst in Deutschland e.V.
(EPiD). Der EPiD organisiert auch
die regelmäßigen Deutschen Evan-
gelischen Posaunentage mit ca.
20.000 Bläserinnen und Bläsern.

2. Insgesamt stehen in evangeli-
schen Kirchen 26.500 Orgeln, davon
sind 6.500 denkmalgeschützt.

3. Sieben Landeskirchen unterhalten
eigene Musikhochschulen.

Architektur, Kirchenbau
und Denkmalpflege

1. Insgesamt stehen 75.062 Gebäu-
de im Eigentum der Evangelischen
Kirche in Deutschland und ihrer
Gliedkirchen, davon 21.088 Kirchen,
2.536 Friedhofskapellen, 3.148 Ge-
meindezentren mit Gottesdienst-
raum, 9.409 Gemeindehäuser mit
Gemeindesaal, 17.186 Pfarrhäuser,

Weiter auf Seite 18
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5.156 Kindertagesstätten und 143
allgemeinbildende Schulen. Davon
stehen 25.000 Gebäude unter Denk-
malschutz. Die EKD und ihre Glied-
kirchen geben 13 % ihrer Ausgaben
für die Unterhaltung und Pflege
kirchlicher Gebäude und Grundstü-
cke aus, also 1.290 Mio. €.

2. In den evangelischen und katholi-
schen Kirchen und Kapellen hängen
ca. 100.000 Glocken, von denen an-
nähend 20% denkmalgeschützt sind.

3. Wissenschaftliche Institute, so z.B.
das Institut für Kirchenbau und
kirchliche Kunst der Gegenwart als
eine Einrichtung der EKD an der Phi-
lipps-Universität Marburg und der
Evangelische Kirchbautag, beraten
die evangelische Kirche.

4. Die Stiftung zur Bewahrung kirch-
licher Baudenkmäler (KiBa) ist eine
1997 gegründete Stiftung der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland und
ihrer Landeskirchen. Das Stiftungs-
kapital beträgt zur Zeit 13,4 Mio. €.
Die Stiftung KiBa hat seit 1999 über
250 Förderzusagen für Sanie-
rungsvorhaben von Kirchen in Höhe
von mehr als 3,6 Mio. € geben kön-
nen. Nach der Hochwasserkatastro-
phe des Jahres 2002 an Elbe und
Mulde konnte die Stiftung KiBa aus
dem Nothilfefonds der EKD 143 Sa-

Fortsetzung von Seite 17

Daten zum Kultur-
engagement der EKD

nierungsprojekte mit insgesamt 8,9
Mio. € fördern. Im Jahr 2005 konnte
die Stiftung KiBa 58 Projekte mit
insgesamt 890.000 € fördern. Für das
Jahr 2006 sind bisher bereits Förde-
rungen für 62 Projekte mit mehr als
1 Mio. € beschlossen worden. Dem
Förderverein der Stiftung gehören
über 1.300 Mitglieder an.

Bildende und
darstellende Kunst

1. Bildende Kunst findet ihren Ort
vielfach in den neu entstehenden
„Kulturkirchen“, die ihr Profil ganz
auf diesen Bereich ausrichten. Ex-
emplarisch kann die Kirche St. Matt-
häus im Berliner Kulturform genannt
werden, die zu der Kunst- und Kul-
turstiftung der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische
Oberlausitz gehört.

Immer mehr deutsche Innen-
stadt-Kirchen arbeiten bewusst als
„Citykirchen“, die den ganzen Tag of-
fen sind und vielfältige kulturelle Ver-
anstaltungen bieten. Wegen ihrer
zentrale Lage sind Citykirchen vielbe-
suchte Räume des Dialogs zwischen
Kirche und Kunst, Kultur oder Politik.
In der Bundeskonferenz evangeli-
scher Citykirchen-Seelsorger sind 70
Pfarrerinnen und Pfarrer organisiert.

2. Die viermal jährlich erscheinende
ökumenische Zeitschrift „Kunst und
Kirche“ (Auflage 3.000) wird vom
Evangelischen Kirchbautag heraus-
gegeben; sie erschien von 1924 bis
1941 und kontinuierlich seit 1957.

3. Die Gesellschaft für Gegenwarts-
kunst und Kirche e.V. Artheon mit
Sitz in Frankfurt versammelt viele,
die professionell und ehrenamtlich
im Bereich von Kunst und Kirche tä-
tig sind. Sie gibt mit „Artheon. Mit-
teilungen der Gesellschaft für Ge-
genwartskunst und Kirche“ seit 1986
eine eigene Mitgliedszeitschrift (Auf-
lage 600) heraus und verleiht den
Kunstpreis „Freundeszeichen Arthe-
on“ (2003 zum vierten Mal).

4. Der Arbeitkreis Kirche und Thea-
ter in der EKD veranstaltet seit 1991
im zweijährigen Rhythmus die The-
atertage der Kirche.

Medien

1. Das übergeordnete Unternehmen
evangelischer Medienarbeit ist das
Gemeinschaftswerk der Evangeli-
schen Publizistik (GEP). Es ist am
Verleih Matthias-Film beteiligt, am
Radiosender Paradiso, an der Nach-
richtenagentur Mecoum, an der
Filmgesellschaft Eikon und an der
Fundraising-Akademie.

Das Filmkulturelle Zentrum im
GEP vereint seit 2004 die Aufgaben
der vormaligen Filmbeauftragung
der EKD (seit 1949) und des Fachre-
ferats Film und AV-Medien des GEP.

In Zusammenarbeit mit der Evan-
gelischen Akademie Arnoldshain fin-
den seit 24 Jahren die jährlichen Ar-
noldshainer Filmgespräche statt, die
auch in Buchform dokumentiert wer-
den.  Eine Jury, deren Geschäftsfüh-
rung beim Filmkulturellen Zentrum

liegt, verleiht regelmäßig die Aus-
zeichnung des jeweiligen Films des
Monats, seit 1951 gab es über 600 No-
minierungen.

Die Zeitschrift epd film ist mit ei-
ner Auflage von 11.000 Exemplaren
und 7.000 Abonnenten die größte
filmkritische Zeitschrift Deutschlands.

Der Verleih „Matthias-Film“ hat
aktuell 700 Videos, DVDs, CD-ROMs
und Dia-Reihen im Angebot.

An dem internationalen Netzwerk
kirchlicher Filmarbeit „Interfilm“ ist
das GEP ebenfalls mit der Geschäfts-
führung beteiligt. Interfilm-Jurys sind
auf 15 europäischen Filmfestivals
(z.B. der Berlinale) vertreten. Jährlich
vergibt Interfilm im Auftrag der John
Templeton-Stiftung den mit 10.000 €
dotierten Templeton-Filmpreis.

Das 1982 gegründete Evangeli-
sche Zentrum für entwicklungsbezo-
gene Filmarbeit (EZEF) ist der wich-
tigste Anbieter in Deutschland für
Filme aus Asien und Afrika mit ei-
nem Verleih- und Verkaufsangebot
von circa 280 Filmen, Videos und
DVDs. In den Jahren 2004 bis 2006
besteht eine enge Kooperation mit
der Bundeszentrale für politische
Bildung und deren Fokus Afrika („Af-
ricome“).

Um den Jugendschutz zu stärken,
entsendet die evangelische Kirche
mehr als ein Dutzend Gutachter in
die Gremien der Freiwilligen Selbst-
kontrolle (FSK und FSF).

2. Seit den fünfziger Jahren hat der Rat
der EKD eine(n) hauptamtliche(n)
Beauftragte(n) für das Fernsehen, der
seit 1993 als Rundfunkbeauftragter
firmiert.

Der Medienpreis der evangelischen
Kirche, der Robert Geisendörfer-Preis,
wird seit 1983 alljährlich für herausra-
gende publizistische Leistungen deut-
scher Hörfunk- und Fernsehsender
verliehen. Seit 2004 wird ebenfalls eine
Auszeichnung für die beste Kinder-
fernsehsendung vergeben. Die Preise
sind insgesamt mit 25.000 € dotiert.
Die evangelischen Landeskirchen un-
terhalten insgesamt 18 Medienzentra-
len, die in der Arbeitsgemeinschaft
Evangelischer Medienzentralen zu-
sammengeschlossen sind. Mit ca.
86.000 Ausleihvorgängen pro Jahr wer-
den ca. 1,8 Mio. Rezipienten erreicht.

3. Die EKD und ihre Gliedkirchen in-
vestieren viel in die Internet-Arbeit.
Exemplarisch dafür mag der Webfish
stehen, der EKD-Internet Award. Er ist
eine Auszeichnung des Gemein-
schaftswerks der evangelischen Publi-
zistik und der EKD von besonders ge-
lungenen christlichen Internet-Ange-
boten. Verliehen wird der WebFish seit
1996 in Gold (1.500 €), in Silber (1.000
€) und in Bronze (500 €), ferner gibt es
einen Sonderpreis für Innovation (500
€) und den Förderpreis.

Sepulkralkultur

Von den ca. 30.000 Friedhöfen in
Deutschland sind ca. 9.500 in evan-
gelischer Trägerschaft; im Jahr 2004
wurden 309.176 evangelische Bestat-
tungen durchgeführt.

Der Verfasser ist Referent für
Theologie und Kultur bei der EKD 

Das kulturelle Engagement der katholischen Kirche in
Deutschland – Zahlen und Fakten

Von Jakob Johannes Koch

Literatur und Buch

Büchereiarbeit

Statistische Daten
· 2 Büchereifachverbände: Borro-

mäusverein und St.  Michaelsbund
· 18 diözesane Fachreferate für Bü-

chereiwesen
· 3.874 kath. öffentliche Büchereien

(= 40 % aller öffentlichen Bücherei-
en), überwiegend in Trägerschaft
von  Seelsorgeeinheiten und Pfar-
reien 

· mehr als 33.000 ehrenamtliche
Mitarbeiter (= 95 % aller kath. Bü-
cherei-Mitarbeiter) mit einer
durchschnittlichen Arbeitszeit von
9 h/Monat und einer durchschnittl.
Teilnahme von 13,46 h p.a. an
Fortbildungen.

· 1.383.260 Bücherei-Benutzer pro
Jahr (2005)

· 31.377.781 Entleihungen pro Jahr
(2005)

· 11.670 Veranstaltungen jährlich für
Kinder/Jugendliche

· 30.124 Veranstaltungen jährlich für
Erwachsene

· 3.000 gedruckte Buchrezensionen
p.a. durch Büchereifachverbände

Leitbilder und Schwerpunkte
· Steht jedem unentgeltlich offen
· Anteil am pastoralen  Bildungsauf-

trag
· „Diakonische“ Förderung des Le-

sens als  elementarer Kulturtechnik
· Förderung selbstorganisierten, le-

benslangen Lernens
· Förderung der Persönlichkeitsent-

faltung 
· Schwerpunkt Theologie und Philo-

sophie,  Spiritualität, Weltanschau-
ungsfragen

· belletristisch wertvolle Literatur
· Netzwerk ehrenamtlicher Tätig-

keit in der Zivil- und Kirchenge-
meinde

Zukunftsperspektiven
· Benutzerzahl steigt seit 2004 leicht

an
· weiterhin Komplementarität von

Haupt-  und Ehrenamt bei den Bü-
chereimitarbeiter/-innen

· Zertifizierte Fortbildungsmaßnah-
men für ehrenamtliche Bücherei-
mitarbeiter, veranstaltet von den
Büchereifachverbänden

· Gezielte Leseförderung für Kinder
(Kooperation mit Stiftung Lesen)

· Förderung von Lese-Zirkeln/Litera-
turgruppen in den Kirchengemein-
den, Schulung von Literaturgrup-
pen-Leitern („Projekt Literarische
Kompetenz“ proliko)

· Themen der Belletristik und Lese-
förderung werden zunehmend
auch in der katholischen Erwach-
senenbildung angeboten (Akade-
mien, Bildungswerke)

· Die Buchrezensionen von Bor-
romäusverein und St. Michaelsbund
(„Buchprofile“) erfreuen sich einer
zunehmenden Reputation auch  bei
säkularen Medien und Bildungsein-
richtungen  

Wissenschaftliche Bibliotheksarbeit

Statistische Daten
· 158 wissenschaftliche Bibliothe-

ken, davon 
· 19 diözesan
· 14 in Priesterseminaren
· 81 in Ordensniederlassungen
· 22 an kath.-theol. Fakultäten u.

kirchl. Hochschulen
· 22 bei kirchl. Forschungsinstituten

und Verbänden
· gesamtbestand von 13 Mio Bänden,

33.000 lfd. Periodika, 11.400 Hand-
schriften, 10.000 Inkunabelnjährlich
kommen ca. 100.000 Bände hinzu

Leitbilder und Schwerpunkte
· Humane Wissenschaftskultur
· Pflege von Erinnerungskultur
· Nachhaltigkeit wissenschaftlicher

Rezeption

· Rückbindung wissenschaftlichen
Arbeitens im sozialen Wertekosmos

· Schwerpunkt Theologie und Philo-
sophie

· affine Human- und Sozialwissen-
schaften

· virtueller Katalog für Theologie und
Kirche  (VThK)

Zukunftsperspektiven
· Bereitstellung fundierter wissen-

schaftlicher Information zur Förde-
rung der Entscheidungskompetenz
in der Gesellschaft

· Fachgerechte Konservierung der
Bestände (Entsäuerung)

· Kompatibilisierung und Vernet-
zung digitaler Katalogisierung

· Digitale Retrokatalogisierung phy-
sischer Kataloge

· Archivierung wertvoller physischer
Unikate durch Digital-Scanning

Musik

Statistische Daten
· 18.860 katholische Chöre und Mu-

sikgruppen mit
· 424.707 Laienmusiker in kath. Chö-

ren/Musikgruppen, davon
· 3.150 Kinderchöre mit 63.706

Mitgliedern
· 2.018 Jugendchöre mit 36.564

Mitgliedern
· 11.076 Kirchenchöre und Cho-

ralscholen mit 300.150 Mitglie-
dern

· 2.616 Instrumentalgruppen mit
24.287 Mitgliedern

· 2 große Dachverbände: Allgemei-
ner Cäcilien-Verband (ACV) mit 27
Diözesanverbänden und Pueri
cantores 

· 1.567 hauptberufliche Kirchen-
musiker

· 17.140 ehren- und nebenamtliche
Kirchenmusiker

· 25 berufsqualifizierende Ausbil-
dungsstätten für katholische Kir-

chenmusik mit 325 Studierenden-
davon Trägerschaft:

· 18 staatlich
· 2 kommunal
· 2 evangelisch
· 3 katholisch (ab 2007: 2)
· Auslastung der katholischen Hoch-

schulen: 96,7 %116 Studierende an
kath. Hochschulen

· 3 kath. Chor-Internate: Regens-
burg, Dresden, Hadamar

Leitbilder und Schwerpunkte
· Kirchenmusik ist „notwendige(r)

und integrierende(r) Bestandteil
der feierlichen  Liturgie“ (SC 112)

· Der kath. Kirchenmusiker übt ne-
ben dem liturgischen auch einen
pastoralen Dienst aus: Das von ihm
geleitete kirchliche Laienmusizie-
ren ist oft das einzige Scharnier zu
der wachsenden Gruppe von Men-
schen, die religiös nicht mehr so-
zialisiert sind

· Kirchenmusikpflege als Beitrag zur
Wahrung der kulturellen Identität

· Kirchenmusikalische Darbietun-
gen als  „kulturelle Diakonie“, die
vor allem in kul-   turell struktur-
schwachen Regionen zum   Tragen
kommt

Zukunftsperspektiven
· seit 2002 kontinuierlich leichte Zu-

wächse bei Chören u. Ensembles
· seit 1999 signifikante Zuwächse bei

Kinder- und Jugendchören
· hauptamtliche Kirchenmusiker

werden zunehmend auf überge-
meindlicher Ebene als „Multiplika-
toren“ eingesetzt mit Konzentra-
tion  auf die Ausbildung und Qua-
lifizierung der Neben- und Ehren-
amtlichen

· Bemühungen um die zeitgemäße
Fortschreibung eines qualitätvol-
len volkssprachlichen Kirchenlie-
des

· „Kinder- und Jugendchorleitung“
ist seit kurzem eigenes Fach in der
Hauptberuflichen-Ausbildung,

auch in den Kirchengemeinden
soll  ein Schwerpunkt auf musikali-
sche Frühförderung gesetzt wer-
den

Architektur, Kirchenbau,
Denkmalpflege

Statistische Daten
· 8 Bauabteilungen mit Dezernats-/

Hauptabteilungs-Status in Diöze-
san-Verwaltungen

· 17 untergeordnete Baureferate mit
Zuordnung zu unterschiedlichen
Hauptabteilungen (Finanzen etc.)

· 27 Diözesan-Konservatoren und
Inventarisatoren

· 25 Bischöfl. Glocken-Beauftragte 
· ca. 60.000 Gebäude im Eigentum

der katholischen Kirche, davon
24.500 Kirchengebäude

· ca. 20 Kirchengebäude sind UNES-
CO-Weltkulturerbe (z. T. als Einzel-
objekte, z. T. im Ensemble) 

· seit 1995 bundesweit ca. 50 kath.
Kirchen-Neubauten

· seit 1990 bei ca. 1,7 % der kath. Kir-
chengebäude Beendigung der litur-
gischen Nutzung

· seit 1990 ca. 0,4 % verkauft oder ab-
gerissen 

Leitbilder und Schwerpunkte
· Sakrale Räume als „Abbilder des

himmlischen Jerusalems“
· Sakralraum als „Haus Gottes und

Haus      der Menschen (Wort der Bi-
schöfe „Missionarisch Kirche sein.
Offene Kirchen – Brennende Ker-
zen …“ 2003, II. 2.2)

· Kirchliche Baudenkmäler sind
Kristallisationspunkte abendländi-
scher Kultur: Ca.  90 Mio Menschen
besuchen pro Jahr kath.  denkmal-
geschützte Gebäude. Die Kirche
nimmt mit ihrer Denkmalpflege

Weiter auf Seite 19
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mithin eine  Aufgabe von gesamt-
gesellschaftlicher Relevanz wahr,
die allen zugute kommt

Zukunftsperspektiven
- Die kath. Kirche in Deutschland

investiert pro Jahr mehr als 400
Mio.  EUR in denkmalpflegerische
Maßnahmen 

· Bis 2015 wird bei 3 % der kath. Kir-
chen die liturgische Nutzung be-
endet

· Die Landesdenkmalämter haben in
den meisten Bundesländern ihre
Zuschüsse unter 5 % gekürzt 

· Die katholische Kirche muss das ca.
19-fache der staatlichen Denk- 
malzuschüsse indirekt als Umsatz-
Steuer auf Renovierungsarbeiten 
an den Staat abgeben. Dieses Miss-
verhältnis wird ab 2007 noch grö-
ßer 

Bildende Kunst

Statistische Daten
· 18 diözesane Kunstkommissionen
· 6 katholische Kunstvereine
· 3 über/-interdiözesane Kunstver-

eine
· 10 diözesane Künstler-Seelsorger
· 43 kath. Museen
· mehr als 1.000.000 Mio Besucher

p.a. in kath. Museen 
· mehr als 100 Museen mit konzep-

tioneller und/oder finanzieller Be-
teiligung der kath. Kirchen

· mehr als 800 Sonder- und Wechsel-
ausstellungen pro Jahr in katholi-
scher Trägerschaft

· 3 diözesane Kunstpreise
· 2 überdiözesane Kunstpreise
· 12 Künstler-Stipendiaten der

Künstlerförderung des Cusanus-
werks, davon 2004 acht Neuauf-
nahmen

· In 872 kath. Schulen besonderer
Schwerpunkt auf  künstlerisch-äs-
thetischer Bildung

· 20 % der Veranstaltungen der 632
kath. Erwachsenenbildungs-Ein-
richtungen sind dem Bereich
„Ästhetik/Gestalten“ gewidmet (4 %
mehr als  bei kommunalen Anbie-
tern)

Leitbilder und Schwerpunkte
· Kunst als nicht-diskursiver Weg der

Glaubenserschließung
· Sakrale Kunst als nonverbale,

sichtbare  Bezeugung des göttlichen
Heilsgeschehens und bleibende Wi-
derspiegelung des  Glaubens ihrer
Urheber, Auftraggeber und   Stifter

· Dialog auch mit der außerkirchli-
chen autonomen zeitgenössischen
Kunst, da diese  „Stimme der uni-
versalen Erlösungserwartung“ (Jo-
hannes Paul II.) sein kann

· Künstlerisch-ästhetische Bildung
zur Erlernung sozialer und emoti-
onaler Kompetenz sowie zur För-
derung von Kreativität

· Förderung und Fortschreibung
künstlerischer Traditionen (z.B.
christliche Ikonographie) als Be-
standteil abendländischer  Kultur

Zukunftsperspektiven
· Die Verpflichtung, die überkomme-

nen sakralen Kunstschätze zu wah-
ren, wird von den Diözesen sehr
ernst genommen. Trotz eines ge- 
wissen Spardrucks wird hier ein
möglichst kontinuierliches Enga-
gement angestrebt 

· Seit ca. 1985 gibt es Dialog-Foren
zwischen Kirche und zeitgenössi- 
scher Kunst. Etliche katholische
Institutionen bemühen sich aktu-
ell   um eine weitere Intensivierung

· die nicht-kommerzielle Ausrich-
tung der kirchlichen Kunstarbeit
wird   auch in der säkularen Öffent-
lichkeit als wohltuender Gegensatz
zum   überwiegend auf Vermark-
tung ausgerichteten weltlichen
„Kunstbetrieb“ wertgeschätzt

· Das theologische Interesse an der

Bildenden Kunst dehnt sich
schrittweise über den Bereich der
klassischen Ikonographie aus und
nimmt auch die zeitgenössischen vi-
suellen Künste als „loci theologici“ in
den Blick. „Bildtheologie“ etabliert
sich zunehmend als wis-  senschaft-
liche Disziplin

Darstellende Kunst

Statistische Daten
· In den meisten der 872 katholi-

schen Schulen ist das Laien-Schau-
spiel ein festes Element der mu- 
sisch-ästhetischen Erziehung

· 2 überörtliche Vereine: Katholische
Arbeitsgemeinschaft Spiel und The-
ater e.V. und Christliche Arbeitsge-
meinschaft Tanz in Liturgie und Spi-
ritualität e.V. (ökumenisch) 

Leitbilder und Schwerpunkte
· in der Religionspädagogik: Die ar-

chetypischen Patterns biblischer
Texte werden im  Bibliodrama (als
Ableitung des modernen  Psycho-
dramas) kreativ-empatisch heraus-
gearbeitet und in einen aktuellen
Bezug  zur Lebenswirklichkeit
gebracht

· im elementarpädagogischen und
schulischen Kontext: Erfassen kom-
plexer Handlungen, Verarbeiten
von Umwelteindrücken, Lernen
von Rollenverhalten

· therapeutische Wirkung des dar-
stellenden  Spiels in kath. Behin-
derten- und Reha-Institutionen

Zukunftsperspektiven
· Kath. Akademikerverbände und

Bildungseinrichtungen beschäfti-
gen   sich zunehmend mit der Dar-
stellenden Kunst 

· seit einigen Jahren örtliche Wieder-
belebung des aus dem Mittelalter
tradierten „Geistlichen Spiels“ und
„Liturgischen Dramas“

· hohe Rezeption der im Volksschau-
spiel beheimateten Passionsspie-
le auch in der säkularen Öffentlich-
keit, teilweise künstlerisch und
theologisch anspruchsvolle Insze-
nierungen

· zunehmend inszenieren auch sä-

kulare Schauspiel-Veranstalter Auf-
führungen im räumlichen Kontext
von Kirchengebäuden

Kinofilm und
Audiovisuelle Medien

Statistische Daten
· 52.000 Stellungnahmen zu Spielfil-

men in der katholischen Zeitschrift
„film-dienst“

· 5 ökumenische Jurys bei internati-
onalen Filmfestivals in Deutschland

· 350 Filme im Lizenz-Besitz des
kath. Filmwerks GmbH

· 27 Diözesen halten Fachstellen für
AV-Medien vor mit mehr als 8.000
ausleihbaren Filmtiteln und mehr
als 10 Mio. Teilnehmerfälle p. a. bei
Angeboten der katholischen AV-
Medien-Arbeit

· 9 kath. Bistümer tragen als Mehr-
heitsgesellschafter die TELLUX Be-
teiligungsgesellsch. mbH als
Holding für 10 audiovisuelle Pro-
duktionsgesellschaften

Leitbilder und Schwerpunkte
· Unterstützung des künstlerisch

und inhaltlich diskussionswerten
oder gar herausragenden Films

· Kritische Sichtung und Beurteilung
des   Filmangebots im Sinne der o.
g. Kriterien

· Regelmäßige Sonderpublikationen
zu  speziellen Themen der Filmar-
beit wie  „Film und Theologie“

· Mitwirkung bei Jurys auf internat.
Film-Festivals, welche die aus
christlicher Sicht  besten Produkti-
onen auszeichnen

· Vermittlung von wertebezogener
Medien-und Kommunikations-
kompetenz

· Aus- und Fortbildung des filmjour-
nalistischen Nachwuchses auf dem
Hintergrund des christlichen Welt-
u. Menschenbildes

Zukunftsperspektiven
· anhaltend große Bedeutung des Ki-

nos für die Bewusstseinsbildung
· vielfältige Nutzungsmöglichkeiten

von Lang- und Kurzfilmen sowie
Kleinmedien in der Bildungsarbeit
und im pastoralen Bereich
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· Förderung der Abspielstätte (Pro-
gramm-)Kino als Plattform für an-
spruchsvolle und werteorientierte
Filme

· medienkundliche, medienpädago-
gische und kommunikationspäda-
gogische Bildungsarbeit in Jugend-
und Erwachsenenbildung,   Schule,
Katechese und pastoralen Sonder-
gebieten

· Förderung von Beiträgen aus Film,
Fernsehen, Hörfunk und Internet,
die sich an christlichen Werten ori-
entieren, sich durch Verständnis  für
Menschen und gesellschaftliche Zu-
sammenhänge auszeichnen  sowie
zum Zusammenleben unterschied-
licher Gemeinschaften, Religionen,
Kulturen und Einzelpersonen bei-
tragen

 Sepulkralkultur

Statistische Daten
· ca. 3.500 Friedhöfe in kath. Träger-

schaft
· davon 821 denkmalgeschützte En-

sembles im Sinne des staatlichen
Denkmalschutzes

· 256.678 katholische Bestattungen
im Jahr 2004 

Leitbilder und Schwerpunkte
· Fortführung der traditionellen

christlich-abendländischen Sepul-
kralkultur

· Friedhof als Verweilraum der Selbst-
findung, der Meditation und des be-
wussten Lebens angesichts des
Todes

· Friedhof als Ort des individuellen
Gedenkens sowie der kollektiven
Auferstehungs-Hoffnung

· Friedhof als Symbol der Verbun-
denheit zwischen Lebenden und
Verstorbenen

· Intensive seelsorgliche Begleitung
von Sterbenden, Hinterbliebenen,
Trauernden

Zukunftsperspektiven
· Humane Bestattungskultur versus

unkontrollierte Kommerzialisie-
rung des Bestattungswesens

· Einsatz für Einhaltung menschen-
würdiger Mindeststandards für die
Beisetzung von Mittellosen (sog.
„Sozialbegräbnisse“)

· Ausfaltung des Bestattungsrechts
für Tot- und Fehlgeburten

Der Verfasser ist
Kulturreferent im Sekretariat

der Deutschen
Bischofskonferenz 

Ausschnitt des Kirchenfensters von Markus Lüpertz in St. Andreas Köln. Foto: Glasstudio Derix Taunusstein

IM LABYRINTH
DER KULTURZUSTÄNDIGKEIT

EIN HANDBUCH
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Im Labyrinth der Kulturzuständigkeiten:
Ein Handbuch

Die Kulturverwaltung der Länder,
des Bundes und der Europäischen Union

Hg. v. Olaf Zimmermann, Gabriele Schulz,
Berlin 2005, 148 Seiten, 14,80 Euro

In dem Buch �Im Labyrinth der
Kulturzuständigkeiten: Ein
Handbuch� sind die Namen
und Anschriften der für Kultur
Verantwortlichen zusammen-
gestellt.
Das Buch stellt Transparenz in
den komplizierten Strukturen
der Kulturpolitik und Kulturför-
derung in Deutschland her.

Bestelladresse: Deutscher Kulturrat, Chausseestraße 103, 10115 Berlin,
Fax: 030/24 72 12 45, Email: post@kulturrat.de
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„Unabhängig und kritikfähig“
Programmchef Prof. Karl Karst über die Kulturpartnerschaften von WDR 3

politik & kultur: Vor fünf Jahren ha-
ben Sie mit WDR 3 die Idee der „Kul-
turpartnerschaften“ umgesetzt. Was
ist daraus geworden?
Karl Karst: Das Kulturradio WDR 3
hat zur Zeit 80 feste Kulturpartner.
Das sind Theater, Opern- und Kon-
zerthäuser, Museen und zahlreiche
Kulturorganisationen. Daneben gibt
es 15 zeitlich befristete Partnerschaf-
ten zum Beispiel mit Festivals und
sogenannten „Langen Nächten“ der
Theater und Museen in Nordrhein-
Westfalen.
puk: Wie wird das System von den
Beteiligten bewertet?
Karst: Das Konzept hat sich auf al-
len Seiten als gewinnbringend er-
wiesen. Für die Kultureinrichtungen
in Nordrhein-Westfalen durch mess-
bare Steigerung der Besucherzahlen,
für WDR 3 durch verstärkte Präsenz
in NRW und für das Publikum durch
ein Mehr an Information und Kultur-
angebot.
puk: Worin besteht das Konzept, was
sind die Leistungen der Partner?
Karst: Die WDR 3-Kulturpartner-
schaften sind vertraglich fixierte
Partnerschaften, die auf Dauer ange-
legt sind. Sie gelten nicht nur punk-
tuell wie bei Veranstaltungs-Präsen-
tationen, die es in vielen Program-
men seit langem gibt, sondern beste-
hen bis zur Kündigung permanent.
Das bedeutet unter anderem, dass
sich WDR 3 mit seinen Partnern in
einem ständigen Informationsaus-
tausch befindet. Wir erhalten Pro-
gramminformationen unserer Kul-
turpartner und weisen in festen Sen-
deplätzen auf ausgewählte Veran-
staltungen hin. Die Kulturpartner
wiederum dokumentieren ihre Part-
nerschaft durch Logopräsenz von
WDR 3 in ihren Druckwerken, vor
Ort, auf Transparenten, Fahnen und
so weiter. Darüber hinaus kommt es
immer wieder zu gemeinsamen Ein-
zelprojekten oder zur Entwicklung
von Veranstaltungsreihen wie dem
„Kulturpolitischen Forum WDR 3“,
das an wechselnden Orten in NRW
jeweils mit WDR 3-Kulturpartnern
stattfindet. Die Kulturpartnerschaf-
ten praktizieren gegenseitige Unter-
stützung ohne direkten Geldfluss.
Ziel ist die möglichst wirkungsreiche
und zielgerichtete Kommunikation
der Kulturangebote in Nordrhein-
Westfalen.
puk: Welche Voraussetzungen muss
eine Kultureinrichtung erfüllen, um
Kulturpartner von WDR 3 zu werden?
Karst: Wesentliche Voraussetzung ist
die Kompatibilität mit dem Pro-
grammprofil von WDR 3. Populäre
Unterhaltungsmusik oder Kabarett
zum Beispiel gehören nicht zu unse-
rem Repertoire und würden im Pro-

grammumfeld von WDR 3 nur irritie-
ren. Zweite Voraussetzung ist eine
ausreichende Veranstaltungsgröße
des Partners. Wir wissen, dass ein
landesweiter Veranstaltungshinweis,
der bis zu 340.000 Hörer erreichen
kann, Wirkung hat. Eine Veranstal-
tung, die nur 50 bis 100 Besucher
fasst, kann die möglichen Reaktio-
nen nicht in ausreichender Weise
auffangen. Die dritte Voraussetzung
besteht darin, dass die Institutionen
nicht kommerziell sind und ihre
Rechtsform nicht-personengebun-
den.
puk: Was war der Ursprung der Idee?
Karst: WDR 3 verfügte anfänglich,
wie die meisten Radioprogramme,
über sogenannte Präsentationen.
Das sind Medienpartnerschaften zu
punktuellen Veranstaltungen mit
größerem Publikumsbedarf. Für
werbetragende Programme mit
Massenpublikum und gewohnheits-
gemäß hohem Traileraufkommen ist
diese Form für beide Partnerseiten
befriedigend. WDR 3 ist aber kein
Massenprogramm und im Umgang
mit seinen Trailern bewusst zurück-
haltend. Ein Kulturprogramm mit zu
hohem Traileranteil verliert schnell
an Seriosität. Die neu definierten
„WDR 3 Kulturpartnerschaften” soll-
ten sich von den bisherigen Präsen-
tationen unterscheiden und eine für
den Kulturbereich stimmigere Form
von Medienpartnerschaft bieten.
Die Kriterien waren Dauerhaftigkeit,
Verbindlichkeit, Qualität. Während
der MusikTriennale 2000 gab es die
Gelegenheit zu einer nicht-öffentli-
chen Testphase. Als Mitglied der
künstlerischen Leitung der MusikT-
riennale konnte ich der Kölner Phil-
harmonie vorschlagen, eine landes-
weite Betrailerung von eher schwie-
rigen Konzerten zu testen und zu
prüfen, ob sich Wirkung einstellt
oder nicht. Wenige Tage nach den
ersten Trailern rief mich Albin Hän-
seroth, der damalige Intendant der
Kölner Philharmonie, freudig an und
sagte, der Kartenverkauf sei spürbar
angestiegen. Die Kölner Philharmo-
nie wurde unser erster Kulturpart-
ner.
puk: Andere Veranstalter wollten
dann mit ins Boot?
Karst: Wir haben daraufhin das neue
Modell landesweit an einen Kreis
programmlich naheliegender Kul-
tureinrichtungen kommuniziert und
zur Teilnahme eingeladen. Die Tat-
sache, dass wir in kurzer Zeit mehr
Interessensrückmeldungen erhiel-
ten als wir Angebote verschickt hat-
ten, demonstrierte hohe Akzeptanz.
Mit 60 festen Kulturpartnern gingen
wir dann 2003 an die Öffentlichkeit
und haben das Modell vorgestellt.
Seit 2004 gibt es einen Aufnahme-
stopp. Zur Qualitätssicherung haben
wir die Höchstgrenze bei 80 dauer-
haften Kulturpartnern festgelegt.
Flexible, zeitlich befristete Partner-
schaften sind weiterhin möglich.
puk: Was steht in einem Vertrag über
eine Kulturpartnerschaft?
Karst: Die Verträge sind als Rahmen-
vereinbarungen angelegt und sehr
allgemein. Aufgrund der Gesetzesla-
ge gibt es keine Aussage über Zahl,
Häufigkeit und Platzierung unserer
Trailer. Das überrascht zunächst,
aber unsere Partner wissen, dass sie
sich auf uns verlassen können. Die
Partnerschaft ist nicht zeitlich be-
grenzt und verlängert sich von Jahr
zu Jahr, sofern sie nicht gekündigt
wird.
puk: Ein Kulturpartner kann also kei-
ne Sendezeit in WDR 3 kaufen?
Karst: Niemals, das ist ausgeschlos-
sen. Die redaktionelle Entscheidung
über Programmhinweise muss bei
uns liegen. Es gibt auch keinen Aus-
tausch zwischen der Redaktion un-
serer aktuellen Kultursendungen
„Mosaik” und „Resonanzen” und

Prof. Karl Karst
geboren am 24.10.1956. Journa-
listische Tätigkeiten für die FAZ, den
Kölner Stadtanzeiger und epd-Me-
dien. Redaktionserfahrungen beim
Bayrischen und beim Süddeutschen
Rundfunk. Seit 1999 Programmchef
bei WDR 3, dem Kulturradio des
WDR. Lehraufträge an den Univer-
sitäten Köln Essen, Leipzig und Sie-
gen (dort seit 2000 Ehrenprofessor
für Medienwissenschaft). Mitglied
der künstlerischen Leitung der Mu-
sikTriennale Köln.

Kulturpartnerschaften
Unter dem Motto �Partnerschaft für
mehr Kultur� arbeitet das Kulturra-
dio WDR 3 mit Theatern, Konzert-
häusern, Museen, Kulturorganisati-
onen, Festivals, Theater- und Muse-
umsnächten in Nordrhein-Westfalen
eng zusammen. Ziel ist eine
möglichst direkte Zielgruppenwer-
bung für die Veranstaltungen der
Kulturpartner ohne Belastung ihrer
Etats. Angesichts schrumpfender
Etats wird es immer wichtiger, durch
Werbung keine Mittel zu binden, die
der künstlerischen Produktion vor-
behalten bleiben müssten. Motiv
des Partnerschaftskonzeptes ist es,
angesichts immer geringer werden-
der Eigenmittel neue Möglichkeiten
gegenseitiger Unterstützung zu eröff-
nen und die jeweils vorhandenen
Medien für die eigene Werbekraft
der Kultur zu nutzen.

Weitere Informationen unter
www.wdr.de

Prof. Karl Karst. Foto: WDR

dem Team, das die Trailer produ-
ziert. Deshalb kann es durchaus vor-
kommen, dass eine Veranstaltung,
die wir betrailert haben, in der aktu-
ellen Kulturberichterstattung von
WDR 3 negativ besprochen wird.
puk: Das ist bemerkenswert. Akzep-
tieren ihre Partner wirklich Verrisse?
Karst: Ich halte das für eine Basis des
Partnerschaftmodells: Kritikfähig-
keit ist eine Voraussetzung für Bezie-
hungen zwischen souveränen Part-
nern. WDR 3 ist kein Werbeträger,
der brav Promotion macht und mit
seiner Meinung hinter dem Berg
hält. Wir liefern Informationen und
qualitativ ausgewählte Programm-
angebote. Dies gilt auch für unsere
Partner. Was Verrisse betrifft: Ich
glaube, unsere Partner schätzen ge-
nau diese Unabhängigkeit, die eine
wesentliche Grundlage von Glaub-
würdigkeit ist. Zur Qualität eines öf-
fentlich-rechtlichen Kulturradios
gehört es, kritisch, souverän und
unabhängig zu berichten und in bes-
ter Qualität Programme zu produzie-
ren, die in dieser Form kein anderes
Medium anbieten kann. Wenn WDR
3 kein erstklassiges Kulturradio wäre,
würde es weder die kulturinteres-
sierten Hörer in NRW ansprechen
noch die Kulturinstitutionen zu ei-
ner Partnerschaft bewegen. Mit ei-
nem Larifari-Programm will keine
seriöse Kultureinrichtung Partner
sein.
puk: Wie profitiert WDR 3 von den
Kulturpartnerschaften?
Karst: Die Bekanntheit von WDR 3 ist
gestiegen, die Kulturträgerfunktion
des WDR ist sichtbarer geworden, die
Kenntnis der Leistungen des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks für die
Kultur des Landes hat sich deutlich
erhöht. Insgesamt ein spürbarer
Imagegewinn, der nicht nur das Kul-
turradio allein, sondern auch die an-
deren Programme des WDR betrifft.
puk: Und die Hörerzahlen?
Karst:  Wir freuen uns über den
quantitativen Zuwachs, den wir seit
2004 verzeichnen können, wobei
ich die Tageshörergewinne noch
nicht auf die Kulturpartnerschaften,
sondern auf die deutlichen Verän-
derungen in unserer Programm-
struktur zurückführe. Wir haben
nach Aussage der Media-Analyse
2006-II cirka 360.000 Hörerinnen
und Hörer täglich. Die Wirkung der
Kulturpartnerschaften ist derzeit
eher in der Steigerung des Bekannt-
heitsgrads und im Zuwachs an re-
gelmäßigen Hörern zu sehen, also
derjenigen, die uns zwar nicht täg-
lich, aber immer mal wieder hören.
Das sind 1,6 Millionen Hörerinnen
und Hörer in NRW. Aus ihnen kön-
nen sich mit der Zeit auch weitere
Tageshörer entwickeln.
puk: Findet das Konzept Nachahmer
bei anderen Sendern?
Karst: Das Konzept wurde ausdrück-
lich mit der Aufforderung zur Nach-
ahmung an die Öffentlichkeit getra-
gen. Die gute Idee soll ruhig über-
nommen werden. Ich halte sie für
eine Verkörperung der Kulturträger-
schaft des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks. In Ansätzen kommt sie
auch in anderen Bundesländern An-
wendung. Vor allem aber hat sich der
Begriff „Kulturpartner“ verbreitet. Er
findet intensiven Gebrauch – leider
auch für deutlich anders konzipier-
te Partnerschaften!
puk: Vernetzen sich die WDR 3-Kul-
turpartner auch untereinander?
Karst: Das ist eine besonders schö-
ne Sache. Einmal im Jahr veranstal-
ten wir ein großes Treffen aller WDR
3-Kulturpartner. Und jedes Mal –
auch bei anderen Gelegenheiten des
Zusammentreffens – entstehen Pro-
jekte, Verabredungen, Kontakte, die
zuvor nicht bestanden und die neue
Kooperationen in Nordrhein-West-
falen hervorrufen.

puk:  Machen Ihre Kulturpartner
auch gemeinsam Politik?
Karst: Sie sind jedenfalls nicht mehr
allein. Das Netzwerk der WDR 3-Kul-
turpartner hat Kraft, wie sich beim
Kulturpartnerfest am 2. September
2006 zeigen wird.
puk: Dieses „WDR 3-Kulturpartner-
fest“ gilt als bislang größtes Kulturfest
des Landes, an dem sich mehr als 50
Kulturpartner aktiv beteiligen. Was
wird NRW an diesem Tag erleben?
Karst: Das Kulturpartnerfest wird
von 12 Uhr mittags bis Mitternacht
in Detmold, Duisburg, Essen, Köln,
Marl und Münster auf 20 Bühnen
cirka 200 Stunden Kulturprogramm
aller Genres kostenlos für das Publi-
kum anbieten. WDR 3 überträgt 12
Stunden live aus allen sechs Veran-
staltungsorten, die wie bei einer
Fußball-Schalte über 9 Ü-Wagen
miteinander vernetzt sind.  Zusätz-
lich entstehen Reportagen, Inter-
views, Hörerporträts und weitere
WDR 3-spezifische Programmange-
bote. Das WDR-Fernsehen platziert
eine Sondersendung von „WestArt“
am Nachmittag und berichtet in al-
len regionalen Ausgaben der „Lokal-
zeit“ ausführlich von den Standor-
ten. Das WDR-Internet begleitet das
Projekt mit Streamings, Berichten
und Dokumentationen ausführlich.
Wir nehmen das Kulturpartnerfest
zum Anlass, das einzigartige Kultur-
angebot Nordrhein-Westfalens um-
fassend zu dokumentieren.
puk:: Zu den Programmangeboten
der sechs Veranstaltungsorte gehört
jeweils mindestens ein „Kulturpoli-
tisches Forum WDR 3“. Es wird also
nicht nur gefeiert, sondern auch kri-
tisch diskutiert?
Karst: Auch das Hauptprogramm,
das von den WDR 3-Kulturpartnern
eigenständig eingebracht wird, lie-
fert nicht nur Champagner-Laune!
Die „Kulturpolitischen Foren WDR 3“
widmen sich, wie seit 2004 üblich,
der Kulturpolitik im weitesten Sinne.
Viele Entscheider aus Bund und

Land werden an den Podien teilneh-
men. Sie werden vollständig aufge-
zeichnet und in den nachfolgenden
Wochen sonntags um 19.05 Uhr in
WDR 3 ausgestrahlt.
puk: Lässt sich mit einem Großereig-
nis wie dem WDR 3-Kulturpartner-
fest neues  Publikum gewinnen oder
vorhandenes binden?
Karst: Wenn die Programminhalte
und der technische Ablauf halten, was
die Planung verspricht, dann werden
wir ohne Frage neue Hörer und auch
neue Theater-, Konzert- und Muse-
umsbesucher gewinnen. Bei dem En-
thusiasmus, mit dem die WDR 3-Kul-
turpartner und alle beteiligten Berei-
che des WDR bei der Sache sind, wird
der Funken schon überspringen. Das
Besondere des Kulturpartnerfestes
besteht aber nicht darin, ein Leucht-
turm-Event zu sein, sondern ein Netz-
werk-Ereignis, das sich durch seine
Breite und seine Tiefe auszeichnet. Ein
Kulturfest unter Beteiligung von sechs
Städten und mehr als 50 großen Kul-
tureinrichtungen in Kooperation mit
dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk
eines Landes hat es nach unserer
Kenntnis bislang nicht gegeben. Die-
se Gemeinsamkeit ist das eigentlich
positive Signal.

Interview: Sven Crefeld 

INTERVIEW
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Neue Akteure auf der Bühne der Bundeskulturpolitik?
Sieben Landtagspräsidenten freuen sich über den Kompetenzgewinn durch die Föderalismusreform � Von Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz

Am 30. Juni dieses Jahres wurde die
Föderalismusreform im Deutschen
Bundestag mit großer Mehrheit ver-
abschiedet, den Bundesrat passier-
te die größte Grundgesetzänderung
seit Bestehen der Bundesrepublik
Deutschland am 7. Juli dieses Jah-
res. Im Bundesrat fand die Verfas-
sungsänderung ebenfalls eine brei-
te Mehrheit, lediglich Mecklenburg-
Vorpommern stimmte dagegen und
Schleswig-Holstein enthielt sich.

W ährend der Beratungen zur Fö-
deralismusreform wurde von

den Länder wiederholt betont, dass
die Kultur- und Bildungspolitik zum
Kern ihrer Eigenstaatlichkeit gehört
und sie daher in diesen beiden Poli-
tikfeldern eindeutige Kompetenzen
für sich beanspruchen. So wurde auf
Betreiben der Länder in der Verfas-
sung verankert, dass sich der Bund
künftig nicht mehr an bildungspoli-
tischen Modellvorhaben beteiligen
darf und Programme wie das Ganz-
tagsschulprogramm nicht mehr auf-
legen darf.

In kulturpolitischen Fragen ist
nunmehr in Art. 23, Abs. 6 Grundge-
setz verankert, dass die Vertretung
der Bundesrepublik Deutschland auf
der europäischen Ebene durch einen
Ländervertreter erfolgen muss, so-
fern die ausschließlichen Gesetzge-
bungskompetenzen der Länder in
den Bereichen Rundfunk, Kultur und
Schule betroffen sind.

Ebenso wurde im Art. 104 Grund-
gesetz festgelegt, dass künftig der
Bund den Ländern in den Bereichen
keine Finanzhilfen mehr geben darf,
in denen er keine ausdrückliche Ge-
setzgebungskompetenz hat. In der
Gesetzesbegründung wird zwar aus-
drücklich formuliert, dass die Kultur-
förderung von dieser Einschränkung
ausgenommen wird, doch stellt sich
die Frage, ob am Ende nicht doch der
Gesetzestext Ausschlag geben wird
und nicht die Gesetzesbegründung.
Wenn man bedenkt, dass in der letz-
ten Legislaturperiode des Deutschen
Bundestags das Land Baden-Wür-
ttemberg eine Verfassungsklage an-
gedroht hat, nachdem der Bund die
Finanzierung der Akademie der
Künste übernommen hat, obwohl
die beiden Länder, Berlin und Bran-
denburg, mit der Übernahme der
Finanzierungsverantwortung durch
den Bund einverstanden waren, ist
bei allen Fragen der Bundeskultur-
förderung größte Obacht geboten.
Zumal nach wie vor streitig ist, ob
und wenn ja wie die Kulturförderung
zwischen Bund und Ländern syste-
matisiert werden soll, da die Forde-
rungen der Länder im so genannten
„Eckpunktepapier zur Systematisie-
rung der Kulturförderung von Bund
und Ländern“ aus dem Juni 2003
unannehmbar waren. Pikanterweise
wird genau auf dieses streitige Eck-
punktepapier in der Begründung
zum neuen Art. 104 b Grundgesetz
verwiesen .

Da in den Debatten zur Födera-
lismusreform immer wieder vorge-
bracht wurde, dass die Landtage ge-
stärkt werden sollen und sowohl die
Kultur- als auch die Bildungspolitik
zum Kernbestand der Eigenstaat-
lichkeit der Länder gehören, wurden
für diese Ausgabe von politik und
kultur die sechszehn Präsidentinnen
und Präsidenten der Landtage
danach befragt, welche Auswirkun-
gen die Föderalismusreform ihrer
Einschätzung nach auf die Debatten
im Landtag haben wird. Im Mittel-
punkt stand dabei die Frage, ob und
wenn ja wie die Landtage eine ge-
samtstaatliche kulturpolitische Ver-
antwortung wahrnehmen wollen.
Dabei wurde unterstrichen, dass es
sich bei den Antworten selbstver-
ständlich nur um Prognosen han-
deln kann, da sich die neuen Spiel-

regeln nach der Föderalismusreform
in der Praxis erst noch gefunden wer-
den müssen. Konkret wurden den
Präsidenten der Landtage folgende
Fragen vorgelegt:
· Werden künftig in ihrem Landtag

Landtagsdebatten zur EU-Kultur-
politik unter gesamtstaatlicher Per-
spektive stattfinden, um die Ent-
scheidungen des vom Bundesrat
benannten Vertreters im EU-Kul-
turministerrat vorzubereiten?

· Werden in ihrem Landtag Debatten
zur Kulturförderung des Bundes
stattfinden, sofern der Bund neue
Förderungen plant?

· Werden sich die Landtage unterei-
nander austauschen, um ihre Posi-
tionen gegebenenfalls abzustim-
men?

· Erwarten Sie eine Stärkung der Kul-
turpolitik ihres Landes und damit
auch der kulturpolitischen Debat-
ten im Landtag?

· Erwarten Sie, dass im Landtag ver-
stärkt Diskussionen zu Fragen der
gesamtstaatlichen Kulturpolitik
stattfinden?

Von den sechszehn Landtagsprä-
sidenten haben sieben mit einem Bei-
trag für politik und kultur geantwor-
tet, der Präsident des Landtags von
Baden-Württemberg Peter Straub, der
Präsident des Bayerischen Landtags
Alois Glück, der Präsident des Berli-
ner Abgeordnetenhauses Walter
Momper, der Präsident der Bremer
Bürgerschaft Christian Weber, der
Präsident des Niedersächsischen
Landtags Jürgen Gansäuer, der Präsi-
dent des Landtags von Rheinland-
Pfalz Joachim Mertes und der Präsi-
dent des Sächsischen Landtags Erich
Iltgen. Die Präsidenten der anderen
Landtage verwiesen entweder an ihre
Kulturminister bzw. Kulturstaatssek-
retäre oder nannten die Urlaubszeit
als Grund nicht antworten zu kön-
nen. Die Präsidentin des Landtags
von Mecklenburg-Vorpommern ver-
wies auf die im September anstehen-
den Wahlen.

Beim Lesen der Beiträge fällt ei-
nes sofort auf, es scheint nach wie
vor ein erhebliches Missverständnis
zwischen denen zu bestehen, die für
eine selbstbewusste Kulturpolitik
des Bundes eintreten und jenen, die
für die Landeskulturpolitik Verant-
wortung tragen. Fast schon gebets-
mühlenartig wird vorgetragen,
welch reiche Kulturlandschaft in
Deutschland dank des Föderalismus
besteht. Dieses wurde jedoch von
niemandem grundsätzlich bestritten
und ebenso wenig wurde von ir-
gendjemandem gefordert, der Bund
solle künftig hierfür die Verantwor-
tung übernehmen. Im Gegenteil
fasst schon reflexhaft wird vor jeder
Stellungnahme zur Bundeskulturpo-
litik erst einmal betont, wie positiv
sich der Föderalismus auf die Kultur
auswirkt, selbst wenn man
manchmal, wie gerade bei Theater-
finanzierung durch den Freistaat
Thüringen, auch einmal Zweifel ha-
ben kann.

Wenn von einer selbstbewussten
Kulturpolitik des Bundes die Rede ist,
dann geht es um die Außenvertretung
der Bundesrepublik Deutschland auf
der europäischen und internationa-
len Ebene, die Gestaltung der Rah-
menbedingungen sowie eine Kultur-
förderung, die sich in den engen
Grenzen der gesamtstaatlichen Be-
deutung bewegt und immer in Über-
einstimmung mit dem Sitzland der
Kultureinrichtung erfolgt.

Begrüßt wurde von den Land-
tagspräsidenten die bereits erwähn-
te Änderung des Art. 23, Abs. 6 des
Grundgesetzes. Der Präsident des
Landtags von Rheinland-Pfalz Joach-
im Mertes gesteht offen zu, dass die
Landtage bislang auf ihre neue ge-
samtstaatliche Verantwortung noch
nicht vorbereitet sind. Er weist dar-

auf hin, dass unter der Federführung
der Landtage von Rheinland-Pfalz
und Bayern eine Arbeitsgruppe der
Landtagsdirektoren eingesetzt wur-
de, die sich mit den Auswirkungen
der Föderalismusreform auf die Ar-
beit der Landtage auseinanderset-
zen wird. Wer also meint, die Ände-
rung des Art. 23, Abs. 6 Grundgesetz
sei reine Kosmetik und nicht ernst zu
nehmen, da doch alles beim Alten
bleibe, könnte bald schon eines Bes-
seren belehrt werden. Dies gilt
gleichermaßen für die Kulturförde-
rung des Bundes. Hier wurde nach
den Worten des Präsidenten des
Landtags von Rheinland-Pfalz Joa-
chim Mertes mehr Klarheit über
Bundes- und Länderzuständigkeit
getroffen. Seiner Ansicht nach wird
dieses Thema, gerade auch mit Blick
auf die geplante Fusion der Kultur-
stiftung des Bundes und der Kultur-
stiftung der Länder die Landespar-
lamente noch intensiv beschäftigen.

Auch sein Amtskollege aus dem
Sächsischen Landtag Erich Iltgen
geht davon aus, dass sich die Land-
tage noch intensiv mit den Folgen der
Föderalismusreform auf ihre Arbeit
auseinandersetzen müssen. Was die
Beteiligung des Sächsischen Land-
tags an der deutschen Position im
EU-Kulturministerrat betrifft, ist er
allerdings skeptisch. Hier hat bislang
die sächsische Staatsregierung weit-
gehend autonom im Bundesrat agiert
und sich für eine Information der zu-
ständigen Fachausschüsse des Land-
tags entschieden. Es bleibt seines Er-
achtens abzuwarten, ob hier künftig
eine Diskussion mit dem Landespar-
lament erfolgen wird.

Es zeichnet sich ab, dass die
Landtage als Akteure im Aushand-
lungspoker zwischen Bund und Län-
dern an Bedeutung gewinnen wer-
den. Damit würde in kulturpoliti-
schen Debatten neben dem Bundes-
rat, als Vertretung der Landesregie-

rungen, und der Kultusministerkon-
ferenz, als Konferenz der Fachminis-
ter, auf Länderseite ein neuer Mit-
spieler erscheinen. Es wird sich zei-
gen, ob es sich um einen starken
Mitspieler handelt, der gesamtstaat-
liche Interessen im Blick hat oder ob
die Interessenpolitik an der Landes-
grenze endet. Die Statement der
Landtagspräsidenten zeigen, dass
sich die Landtage bislang primär um
Landesangelegenheiten und nicht
um gesamtstaatliche Fragen geküm-
mert haben und dass die Landtage
nunmehr ausloten, wie sie den Kom-
petenzgewinn der Länder für sich
nutzbar machen können. Ein neuer
Mitspieler bei der Bundeskulturpo-
litik könnte etwas Schwung in das
eher ritualisierten Abgrenzungsge-
plänkel zwischen dem Bund und den
Landesregierungen bringen. Wir
sind auf die zukünftigen Debatten
zur Bundeskulturpolitik in den
Landtagen gespannt. 

Verlagerung der Kompetenzen: Abstimmung zur Föderalismusreform am 30.6.2006 in Deutschen Bundestag.
Foto: Deutscher Bundestag

Stärkung der Kulturhoheit der Länder
Der Zug fährt in die richtige Richtung � Von Peter Straub

Die erfolgreiche Verabschiedung
des ersten Teils der Föderalismus-
reform durch Bundestag und Bun-
desrat stärkt den Föderalismus und
die parlamentarische Demokratie in
Deutschland. Politik wird wieder
wahrnehmbar dort gemacht, wo sie
hingehört: In den 16 Länderparla-
menten und dem Deutschen Bun-
destag.

M it den neuen, zusätzlichen Zu-
ständigkeiten der Länder

werden die Landesparlamente stär-
ker in die Verantwortung genom-
men. Der Landtag von Baden-
Württemberg nimmt diese Verant-
wortung im Interesse eigenständiger
und passgenauer Lösungen für das
Land entschlossen an. Dies gilt
insbesondere auch für die abgerun-
deten Zuständigkeiten im Bereich
von Bildung und Kultur, dem Haus-
gut der Länder.

Der Landtag von Baden-Württem-
berg hat sich während der Diskussi-
on um die Föderalismusreform –
über alle Parteigrenzen hinweg – ein-
mütig für die Stärkung der Länder-
zuständigkeiten eingesetzt. Dreh-
und Angelpunkt waren insbesondere
die Themen Bildung, Forschung und
Hochschulen. Die Abrundung der
Bildungskompetenzen war eine con-
dition sine qua non für den Landtag.

Insgesamt ist mit der Föderalismus-
reform ein gutes Ergebnis erzielt
worden.

Wir brauchen gerade in der Bil-
dungspolitik, dem Schlüsselthema
für die Zukunftsfähigkeit Deutsch-
lands, weniger Nivellierung, sondern
einen kreativen Wettbewerb um die
besten Lösungen. Der Landtag von
Baden-Württemberg ist davon über-
zeugt, dass in diesem Wettstreit bes-
sere Lösungen für ganz Deutschland
entstehen.

Die Bildungspolitik war bisher
schon Sache der Länder. PISA hat
gezeigt, dass Länder – wie Baden-
Württemberg – im internationalen
Vergleich mithalten können und an-
dere Länder mit Defiziten in der
Lage sind, darauf zu reagieren. Der
Bund war in der Vergangenheit nicht
nötig und ist es auch in der Zukunft
nicht.

Mit der Abschaffung der rahmen-
gesetzlichen Vorgaben des Bundes
werden die Länder auch im Hoch-
schulbereich mehr Gestaltungskraft
erhalten.

Den Einwand, die neuen Zustän-
digkeiten der Länder nutzten vor al-
lem den starken Ländern, halte ich
nicht für stichhaltig. Denn solida-
risch kann nur der Leistungsfähige
sein, dies gilt für die Länder wie für
die Bürger.

Zudem ist erfolgreiche Politik
nicht nur eine Frage des Geldes. Es
kommt entscheidend darauf an, wel-
che Schwerpunkte in den Ländern
gesetzt werden. Bei PISA waren eben
nicht nur Bayern und Baden-
Württemberg im vorderen Feld, son-
dern auch Thüringen und Sachsen.

Die Kulturpolitik im engeren
Sinn war und ist Sache der Länder.
Baden-Württemberg wird also seine
erfolgreiche Kulturpolitik fortsetzen
können. Dass die Kultur in Baden-
Württemberg gut aufgehoben ist,
lässt sich daran erkennen, dass das
Land trotz angespannter Haushalts-
lage im vergangenen Jahr mehr Geld
für die Kultur ausgegeben hat.

Gleichwohl wird der Bund durch
die Föderalismusreform gestärkt, sei
es durch die Hauptstadtklausel, die
ausdrücklich anerkennt, dass die
Repräsentation des Gesamtstaates
Aufgabe des Bundes ist, wie auch
durch die neue ausschließliche
Kompetenz des Bundes zum Schutz
deutschen Kulturgutes gegen Ab-
wanderung ins Ausland.

Eine Klarstellung erfährt die Ver-
handlungsführung der Länder auf
der europäischen Ebene. Diese
Außenvertretung durch die Länder

Weiter auf Seite 22
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in Fällen der ausschließlichen Ge-
setzgebungszuständigkeit der Län-
der gab es schon bisher, künftig ist
sie zwingend. Im Gegenzug wird sie
auf die drei Bereiche schulische Bil-
dung, Kultur und Rundfunk be-
schränkt.

Ich halte es für richtig, dass sich
unsere föderale Vielfalt auch auf der
Brüsseler Ebene widerspiegelt. Sie
ist auch sachgerecht, da die Sach-
kompetenz in den genannten Berei-
chen eben nicht beim Bund, son-
dern bei den Ländern angesiedelt ist.

Angesichts der Zugewinne des
Bundes in der Kulturpolitik lassen
sich die in der Beratung vorgetrage-
nen Einwände gegen den im Bereich
der Kulturpolitik gefundenen Kom-
promiss schwer nachvollziehen. Na-
türlich, wer sich mehr Zentralismus
von der Reform erhofft hat, muss
enttäuscht sein. Mit dem ersten Teil
der Föderalismusreform wird der
Föderalismus in Deutschland ein
gutes Stück wieder auf den Grund-
gedanken der weitestgehenden
Selbstständigkeit der einzelnen Bun-
desstaaten zurückgeführt. Dass dies
zu Unterschieden zwischen den
Ländern führen kann, liegt in der
Natur der Sache. Denn Föderalismus
ist das Gegenteil von Nivellierung
und Gleichmacherei, sondern er ist
Ausdrucksform der vielfältigen, ge-
wachsenen regionalen Unterschie-
de. Und es gehört zum Grundver-
ständnis des föderalen Gemeinwe-
sens, dass man auch regionale Un-
terschiede aushalten muss. Die Re-
form ist deshalb nicht unfair wie
manche meinen, unfair ist es viel-
mehr, die leistungsfördernde Kraft
des Wettbewerbs zwischen den Län-
dern aus Furcht vor der Verantwor-
tung zu negieren.

Der Verfasser ist Präsident des
Landtags von Baden-Württemberg 

Fortsetzung von Seite 21

Stärkung der Kulturhoheit

Bayerische Kulturpolitik und Föderalismusreform
Auswirkungen auf das kulturelle Erbe und die kulturelle Zukunft des Freistaates � Von Alois Glück

Welches Land könnte sich hinsicht-
lich seiner kulturellen Vielfalt mit
Deutschland messen? Welches
Land verfügt über eine ähnlich rei-
che Theater- und Museenland-
schaft, über eine solche Vielzahl gut
erhaltender oder aufwendig restau-
rierter Denkmäler, über eine so
umfassend betriebene Brauchtums-
pflege?

D iese Situation herrscht – bei al-
len Problemen, die die derzei-

tige wirtschaftliche Lage mit sich
bringt – in Deutschland nicht trotz,
sondern gerade wegen des Kulturfö-
deralismus. Die Kulturhoheit der Län-
der ist nicht nur der historischen Ent-
wicklung Deutschlands geschuldet,
sie hat sich auch seit Inkrafttreten des
Grundgesetzes hervorragend be-
währt. Deshalb war es eine Selbstver-
ständlichkeit, dass die Länder im Zuge
der Diskussion um eine Reform der
bundesstaatlichen Ordnung auf eine
Stärkung ihrer Zuständigkeiten im
Bereich Kultur gedrungen haben. Ge-
rade dem Freistaat Bayern, der sich in
Art. 3 seiner Verfassung ausdrücklich
als Kulturstaat definiert, war dies ein
großes Anliegen. Kultur war und bleibt
Ländersache, und deshalb wird der
Bayerische Landtag auch weiterhin
der gegebene Ort für umfassende kul-
turpolitische Debatten sein.

Bei genauer Betrachtung der ein-
schlägigen Ergebnisse der Födera-
lismusreform lässt sich feststellen,
dass die Veränderungen nicht sonder-
lich gravierend sind und allesamt dem
Grundanliegen Rechnung tragen, Zu-
ständigkeiten klarer zu regeln und
dadurch Kompetenzstreitigkeiten zu

verhindern. Dafür nur zwei Beispiele:
· Durch die thematische Einschrän-

kung der Beteiligung der Länder
auf die drei Kerngebiete schulische
Bildung, Kultur und Rundfunk hat
Art. 23 Abs. 6 GG an Europataug-
lichkeit gewonnen.

· Der Bund hat nicht nur durch die
Einfügung der Hauptstadtklausel
in Art. 22 GG eine Absicherung sei-
ner Repräsentationsaufgaben, so-
weit diese den Gesamtstaat betref-
fen, erreicht, ihm wurde auch als
ausschließliche Gesetzgebungs-
kompetenz der Schutz deutschen
Kulturgutes gegen Abwanderung
ins Ausland zuerkannt (Art. 73 Abs.
1 Satz 5a).

Durch die Föderalismusreform
ist die Gewähr gegeben, dass die er-
folgreiche bayerische Kulturpolitik,
für die der Bayerische Landtag die
maßgeblichen Grundlagen gelegt
hat, auch in Zukunft fortgeführt wer-
den kann.

In der langen Geschichte Bayerns
hat sich ein kulturelles Erbe ange-
sammelt, das uns kostbar ist und für
dessen Bewahrung von staatlicher
Seite viel geleistet wird. Darüber
muss es aber das Bestreben verant-
wortungsbewusster Kulturpolitik
sein, Raum für Neues zu geben und
zeitgenössischen Künstlern die kre-
ative Auseinandersetzung mit den
Fragen unserer Zeit zu ermöglichen.
Der Freistaat Bayern bringt jährlich
über eine halbe Milliarde Euro für
Kunst und Kultur auf; das sind rund
1,5 Prozent des Staatshaushalts. Mit
diesem Wert steht Bayern im bun-
desweiten wie im internationalen
Vergleich mit an der Spitze. Dabei

Maximilianeum mit Springbrunnen. Foto: Bildarchiv Bayerischer Landtag

fließen Gelder nicht nur in die gro-
ßen staatlichen Einrichtungen wie
die Münchner Staatstheater oder die
Museen der Bayerischen Staatsge-

mäldesammlung, denn mit dem Kul-
turfonds Bayern fördert der Freistaat
auch nichtstaatliche Theater und
Museen, Laienmusiker, junge bil-

Eine Jahrhundertreform für die Kultur?
Von der historischen Verpflichtung gegenüber Berlin � Von Walter Momper

Zu Recht gab es in den letzten Mo-
naten umfangreiche Diskussionen
über die nun verabschiedete Föde-
ralismusreform. Wieso das bewähr-
te Grundgesetz überhaupt ändern?
Langwierige Entscheidungsprozes-
se in der deutschen Gesetzgebung
und die Tendenz der jeweiligen Op-
position, den Bundesrat zur partei-
politisch motivierten Blockade ge-
gen Regierungsvorlagen zu nutzen,
haben Änderungen notwendig ge-
macht. Darin waren sich alle einig.
Erst die Entwicklung der nächsten
Jahre wird jedoch zeigen, ob die Re-
form gelungen ist und inwiefern es
Nachbesserungen geben kann und
muss. Interessant ist, dass es so-
wohl Kritik aus dem Lager derjeni-
gen gibt, die eine zentralistisch aus-
gerichtete Staatsform befürworten
als auch aus dem Lager der Föde-
ralismusanhänger.

I n diesem Zusammenhang sollte
man die deutsche Geschichte

nicht vergessen. Im Gegensatz zu ei-
nigen seiner europäischen Nachbarn
ist Deutschland ein föderalistischer
Staat. Dies ist kein Zufall. Im Grund-
gesetz so angelegt, geht diese Staats-
form zurück auf die „Goldene Bulle“
von 1356: eine Einigung zwischen den
regionalen Fürsten und dem deut-
schen Kaiser. Gar nicht so anders ist
es heute. Die Verfassungsänderung
zur Föderalismusreform ist eine Ver-
einbarung zwischen den Ministerprä-
sidenten und der Bundesregierung,
welche den Ländern – und vorneweg
ihren „Landesfürsten“ – mehr Kompe-
tenzen einräumen soll. Bis heute ist
Deutschland also ein Föderalstaat, in
dem die Bundesländer erheblichen
Einfluss auf Politik, Kultur und Wirt-
schaft nehmen.

Im Abgeordnetenhaus von Berlin
werden wir in den nächsten Jahren
über viele Eckpunkte der Reform dis-

kutieren. Der Rückzug des Bundes aus
der Bildungspolitik, das neue Laden-
schlussrecht, Regelungen zum Straf-
vollzug oder Umweltschutz werden in
Berlin eine große Rolle spielen.

In der Kulturpolitik gibt es im We-
sentlichen drei große Veränderungen.
Das ist zum einen die Neuregelung
des Art. 23 Abs. 6 GG, zum anderen
der neue Art. 73 Nr. 5 a GG und zu
guter Letzt die Änderung des Art. 22
Abs. 1 GG.

Sicherlich werden wir im Abge-
ordnetenhaus von Berlin nicht über
den neu gefassten Artikel 73 Nr. 5 a
GG – der Schutz deutschen Kulturgu-
tes gegen Abwanderung in das Aus-
land – debattieren. Dass der Bund in
dieser Frage die ausschließliche Ge-
setzgebungskompetenz erhält, be-
darf keiner weiteren Erörterung.

Auch ist es zum momentanen Zeit-
punkt generell schwer, etwas zur wei-
teren Entwicklung der Diskussionen
über die sonstigen kulturpolitischen
Änderung der Föderalismusreform zu

sagen. Diese sehr speziellen Fragen
und Probleme werden sich vermutlich
erst im Laufe der nächsten Monate
oder gar Jahre herausstellen.

Ich möchte jedoch auf die Ände-
rung des Art. 22 Abs. 1 GG eingehen.
Vor dem 30.6.2006 war dieser Artikel
einer der kürzesten im Grundgesetz
und lautete: „Die Bundesflagge ist
schwarz-rot-gold“ – eine Tatsache,
die uns allen besonders während der
Fußball-Weltmeisterschaft deutlich
vor Augen geführt worden ist. Auch
wenn es die Jüngeren unter uns nicht
so empfinden – nicht ganz so selbst-
verständlich ist dieser neue Artikel 22
Abs. 1 GG, wonach „die Hauptstadt
der Bundesrepublik Deutschland
Berlin ist“ und „die Repräsentation
des Gesamtstaates in der Hauptstadt
zur Zuständigkeit des Bundes“ erklärt
wird. Ich freue mich sehr über diese
Grundgesetzänderung und hoffe,
dass sie im Bundestag, aber auch in
anderen Landtagen zum Anlass ge-
nommen wird, sich der historischen

Verpflichtung gegenüber Berlin noch
bewusster zu werden. Im Abgeordne-
tenhaus von Berlin werden wir uns
gut überlegen müssen, wie eine sol-
che Diskussion sinnvoll und ohne
dass es zu Verstimmungen unterhalb
der Bundesländer kommt, zu führen
sein wird.

Denn nach wie vor ist eine der
Fragen schlechthin die der Wahrneh-
mung Berlins als Hauptstadt aller
Deutschen. Auch zwischen dem Land
Berlin und dem Bund ist  die Kompe-
tenzverteilung im Kulturbereich
geradezu ein klassischer Streitfall.
Hinsichtlich Kulturstätten, Veranstal-
tungen, historischen Gebäuden und
Geländen und ähnlichem fällt die Ver-
antwortung nach dem Grundgesetz
zunächst in den ausschließlichen Ver-
antwortungsbereich des Landes Ber-
lin. Dies ist nicht immer sinnvoll und
vom Land Berlin oft nicht zu leisten.

dende Künstler und vieles mehr.
Über 8 Millionen Euro stehen daraus
jedes Jahr zur Verfügung. Auch wur-
den aus den Privatisierungserlösen
des Freistaats Bayern seit 1996 zu-
sätzlich 345 Millionen Euro für Kunst
und Kultur investiert. Durch die Auf-
bietung dieser erheblichen Mittel ist
Bayern in der Lage, seine wichtigste
kulturpolitische Maxime zu verfol-
gen, nämlich kulturelle Projekte
gleichermaßen in allen bayerischen
Regierungsbezirken zu fördern. Bay-
ern besteht aus vielen Gebieten, die
bis zu den Mediatisierungen am
Ende des Alten Reiches ein reges Ei-
genleben führten. Deshalb ist baye-
rische Kulturpolitik von jeher regio-
nal und dezentral ausgerichtet.

Trotz dieser beachtlichen An-
strengungen, die der Freistaat Bay-
ern auf kulturpolitischem Gebiet auf
sich nimmt, wird aufgrund der Situ-
ation der öffentlichen Kassen die
Bedeutung privaten Mäzenatentums
immer größer. Ein herausragendes
Beispiel dafür ist der Bau der Pina-
kothek der Moderne, die ihre Grün-
dung maßgeblich einer vorbildli-
chen staatlich-privaten Partner-
schaft verdankt.

Die durch Aktivitäten wie diese
zum Ausdruck kommende Identifi-
kation der bayerischen Bevölkerung
mit der Kultur ihrer Heimat ist die
wichtigste Grundlage für unsere
Kulturpolitik, die das Erbe verant-
wortungsbewusst pflegt und dem
Neuen die ihm zukommenden Frei-
räume gewährt.

Der Verfasser ist Präsident des
Bayerischen Landtags 

FÖDERALISMUSREFORM

Weiter auf Seite 23

Frontansicht des Berliner Abgeordnetenhauses. Foto: Florian Profitlich, Bildbearbeitung: Clemens Franke, Copyright:
Abgeordnetenhaus von Berlin



politik und kultur    �  Sept. � Okt. 2006  �  Seite 23FÖDERALISMUSREFORM

Ausbauchancen bleiben gewahrt
Kulturhoheit der Länder ist Garant für Vielfalt und Demokratisierung der Kultur � Von Christian Weber

Wenn ich durch Frankreich oder
Spanien reise, freue ich mich über
pulsierende  Metropolen mit ihren
blühenden Kulturlandschaften. Und
mich befremden die vielen Städte
und Provinzen, die kulturell öde und
finanziell abhängig von der Zentral-
gewalt sind. Ich erkenne jedenfalls
keine Musterbeispiele für ein lan-
desweit funktionierendes, gleich-
mäßig verteiltes Netzwerk von
Kunst und Kultur. Anders das föde-
rale und vitale System in Deutsch-
land: Die Kulturhoheit der Länder
garantiert vielfältige, bürgernahe
Angebote von Theater, Musik, Tanz
oder Literatur. Mit der Föderalis-
musreform bleibt die Dezentralisie-
rung und Demokratisierung der Kul-
tur gewahrt � und bietet Ausbau-
chancen.

I n Bremen genießt die Kulturförde-
rung – auch von Gesetzes wegen

– höchste Priorität, obwohl so man-
che jüngste Negativmeldung über
unser Theater das auf den ersten
Blick vielleicht nicht vermuten lässt.
In der Landesverfassung übernimmt
die Hansestadt die Verantwortung für
die „Gleichheit kultureller Entwick-
lungsmöglichkeiten“, die Kunstfrei-
heit und staatliche Unterstützung des
„kulturellen Lebens“ sowie die „Er-
ziehung zur Teilnahme am kulturel-
len Leben des eigenen Volkes und
fremder Völker“. Im gerade fertig ge-
stellten Masterplan für Bremens Kul-
tur von 2006 bis 2011 ist die Kultur-
förderung als Pflicht formuliert. Er
wird die Bremische Bürgerschaft
sicherlich noch häufiger beschäfti-
gen.

Es geht für Bremen nicht nur da-
rum, seine Vorteile als Zwei-Städte-
staat und als Standort der kurzen
Wege zu nutzen, sondern seine kul-
turpolitischen Positionen bundes-
weit und in Europa einzubringen.
Im Parlament und seinen Gremien
orientieren die Mitglieder sich in
ihrer Arbeit zunehmend an Europa-
relevanten  Themen – vor allem
auch in der Kulturdeputation. Un-
abhängig davon gehört es zur rei-
chen Geschichte der Hansestadt,
kulturell über den Tellerrand zu
schauen und internationale Koope-
rationen zu schmieden. Beispielhaft
dafür stehen unsere Städtepartner-

schaften, die schon zu „Klassikern“
geworden sind: Danzig, Riga, Izmir
und Haifa.

Immer wieder hört man kritische
Stimmen, die den Eindruck erwe-
cken, mit der verabschiedeten Föde-
ralismusreform höre Deutschland
auf, als Kulturnation zu existieren.
Das klingt dramatisch, entpuppt sich
aber vor allem als Theatralik. Die
Kulturhoheit der Länder ist kein Pro-
dukt des jüngsten Reformwerks, sie
hat vielmehr  gute Tradition und eine
lange Liste von Erfolgen aufzuwei-
sen. Deshalb wehre ich mich gegen
Misstrauen und das Vorurteil, Län-
derparlamente könnten Standards
nicht halten, geschweige denn fort-
schreiben. Das Gegenteil ist der Fall:
Sie besitzen rechtlich und inhaltlich
eine eigenständige Gestaltungskraft
in der Kulturpolitik; sie schützen vor
einem hauptstädtischen Kulturmo-
nopol, das über kurz oder lang die
Provinzialisierung des Rests der Re-
publik zur Folgen haben würde.
Nicht die Föderalismusreform er-
weist sich als Problem für die Kultur-
politik. Die wirkliche Problematik

Schutz und Förderung
Zur Kulturhoheit der Länder aus niedersächsischer Sicht � Von Jürgen Gansäuer

Die so genannte �Kulturhoheit der
Länder� hat schon bisher zu den
unbestrittenen Kernkompetenzen
der Länder gehört. Neben der Ver-
antwortlichkeit für das Schul- und
Hochschulwesen gehört hierzu die
Sorge für das kulturelle Leben. In
der Niedersächsischen Verfassung
heißt es dazu in Artikel 6 kurz und
knapp unter der Überschrift �Kunst,
Kultur und Sport�: �Das Land, die
Gemeinden und die Landkreise
schützen und fördern Kunst, Kultur
und Sport.� Es ist nicht weniger als
ein Staatsziel, das hier formuliert
wird. Es geht nicht nur um die Frei-
heit von Kunst und Kultur, sondern
ausdrücklich um den Schutz und die
Förderung durch das Land, die Ge-
meinden und die Landkreise. Die
»Kulturhoheit der Länder« findet in
der Verfassung seinen besonderen
Ausdruck im Selbstverständnis Nie-
dersachsens. Dieser Aufgabe waren
sich die Länder und die Kommunen
auch bereits vor der Föderalismus-
reform bewusst und haben politisch
entsprechend gehandelt.

W ir Niedersachsen habe viele
Traditionen und Kulturgüter,

die weit über unser Bundesland hi-
nausweisen. Wer kennt nicht den
großen Universalgelehrten Gottfried
Wilhelm Leibniz, der 40 Jahre im Lei-
neschloss in Hannover gewirkt hat?
Wer kennt nicht die Werke der Auf-
klärung von Gotthold Ephraim Les-
sing, der in Wolfenbüttel »Nathan
der Weise« geschrieben hat? Wer er-
innert sich nicht an Johann Gottfried
Herder, der in Bückeburg gewirkt
hat, bevor er nach Weimar weiter
zog? Wer kennt nicht die Göttinger
Sieben, die bereits 11 Jahre vor Zu-
sammentreten des Paulskirchenpar-
lamentes gegen die Willkür ihres
Königs aufbegehrten, der die Verfas-
sung außer Kraft gesetzt hatte und
die mit ihrem mutigen Widerstand
einen Grundstein der deutschen De-
mokratiegeschichte legten? Und wer
mag sich im Jahr der Fußballwelt-
meisterschaft nicht gerne daran er-
innern, dass es ein Niedersachse aus
Fallersleben war, der die Deutsche
Nationalhymne komponierte und

dafür politisch verfolgt wurde?
Die Geschichte Deutschlands ist

die Geschichte vieler unterschiedli-
cher Regionen mit durchaus ver-
schiedener und unterscheidbarer
kultureller Prägung. Diese Unter-
schiedlichkeit drückt sich in einer
kulturellen Vielfalt aus, die ein gro-
ßer Schatz ist und besonderer Pfle-
ge bedarf. Wichtig ist in diesem Zu-
sammenhang aber, dass sich diese
Schätze auch den Menschen er-
schließen. Unsere Schulen und Bil-
dungseinrichtungen sind hier
besonders gefordert. Kultur kann
man nur pflegen, wenn man ihren
Wert einzuschätzen weiß, und dies
setzt nun einmal eine „Grundaus-
stattung“ an kulturellen Kenntnissen
voraus.

Im Niedersächsischen Landtag
zeigen wir im Moment eine Ausstel-
lung zur niedersächsischen Landes-
geschichte. Die Ausstellung geht be-
wusst nicht den Weg, alles über ei-
nen Kamm zu scheren. Es gibt große
Unterschiede zwischen Lüneburg,
Aurich, Göttingen und Osnabrück.
Deshalb zeigt die Ausstellung Lan-
desgeschichte 23 zum Teil sehr un-
terschiedliche Stadtgeschichten. Auf
der Basis der Einzigartigkeit dieser
so unterschiedlichen Städte kommt
zugleich Verbindendes zum Aus-
druck. So entsteht ein Bild der Viel-
falt und Vielseitigkeit, die ein we-
sentliches Kennzeichen gerade der
Kultur in Deutschland ist.

Wegen dieser historischen Prä-
gung der Kultur in Deutschland habe
ich es immer begrüßt, Kultur in be-
sonderer Weise bei den Ländern und
Kommunen zu verorten und nicht so
sehr auf den höheren politischen
Ebenen, die sich in aller Regel
schwerer damit tun, die kleinen,
aber oft entscheidenden Unter-
schiede wahrzunehmen, die unse-
re kulturelle Vielfalt so spannend
macht.

Die Föderalismusreform bestä-
tigt dies und stärkt die kulturpoliti-
sche Verantwortung der Bundeslän-
der. Geändert wurde Artikel 23 Abs.
6 des Grundgesetzes, der die Mitwir-
kung der deutschen Bundesländer in
der Europäischen Union regelt.

Bislang „soll“ ein Ländervertreter die
Beteiligungsrechte Deutschlands in
der EU wahrnehmen, sofern im
Schwerpunkt Gesetzgebungsbefug-
nisse der Länder betroffen waren.
Nun ist daraus – allerdings nur noch
beschränkt auf den Kulturbereich,
die schulische Bildung und den
Rundfunk – eine zwingende Vor-
schrift geworden, das heißt, der
Bund hat in diesen Bereichen aus-
nahmslos die Wahrnehmung seiner
Beteiligungsrechte auf einen Län-
dervertreter zu übertragen. Diesem
„Gewinn“ für die Länder steht ein –
allerdings sachgerechter – punktuel-
ler „Verlust“ an Länderkompetenzen
gegenüber. Er betrifft den Schutz
deutschen Kulturgutes gegen Ab-
wanderung ins Ausland. Hier hatte
der Bund bislang nur die Zuständig-
keit zum Erlass rahmenrechtlicher
Regelungen. Nun ist er für diesen
Bereich ausschließlich zuständig.

Die Veränderungen im Kulturbe-
reich sind weit geringer als zum Bei-
spiel in der Bildungspolitik. Deswe-
gen ist auch nicht damit zu rechnen,
dass es zu dramatischen Änderun-
gen im Bereich der kulturpolitischen
Diskussionen im Niedersächsischen
Landtag kommen wird. Wir werden
aber natürlich sehr genau beobach-
ten, wie sich die Föderalismusre-
form in der Zukunft in diesem Be-
reich bewährt.

Ich denke, dass wir im Kulturbe-
reich richtig damit liegen, den Län-
dern dauerhaft den Vorzug vor dem
Bund zu geben. Deutschland ist
klugerweise kein zentralistischer,
sondern ein föderaler Staat. Es ist ein
Spiegelbild unserer Geschichte, dass
wir nicht nur eine einzige Kulturme-
tropole haben, sondern sehr viele
kulturelle Zentren auch in unseren
kleinen und mittleren Städten, die
für die regionalen Eigenheiten in
Niedersachsen außerordentlich prä-
gend sind. Insofern sehe ich den
Konsequenzen der Föderalismusre-
form im Bereich der Kulturpolitik
mit positiven Erwartungen entge-
gen.

Der Verfasser ist Präsident des
Niedersächsischen Landtages 

Im Gegensatz zu Bonn hat Berlin eine
lange preußische Vergangenheit. His-
torisch war Berlin mehrfach Haupt-
stadt deutscher Staaten wie des
Markgrafen- und Kurfürstentums
Brandenburg, des Königreichs Preu-
ßen, des Deutschen Reichs oder –
Ost-Berlin – der DDR. Seit der Wie-
dervereinigung am 3. Oktober 1990
ist Berlin gesamtdeutsche Hauptstadt
und durch den Hauptstadtbeschluss
des Deutschen Bundestages von 1991
nimmt die Stadt seit 1999 auch die
Funktion als Parlaments- und Regie-
rungssitz Deutschlands wahr.

Die Erfahrungen der Teilung ha-
ben die Berlinerinnen und Berliner in
beiden Teilen der Stadt am deutlichs-
ten zu spüren bekommen. Es ist nach
wie vor eine große Freude, dass wir
diese Zeit überwunden haben und
nun wieder eine Stadt sind. Diese
Freude hört allerdings manches Mal
dann auf, wenn es darum geht, dass
ganz Deutschland eine Verpflichtung
für seine Hauptstadt hat. Viele Deut-
sche denken beispielsweise, Berlin,
über Jahre hinweg hochsubventio-
niert, solle sich selber um seine Kul-
tur kümmern. Was habe der Rest der
Republik damit zu tun?

Dem ist entgegenzuhalten: Her-
ausragende Institutionen wie die Uni-
versitäten, Forschungseinrichtungen,
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Theater, Museen aber auch Festivals,
das Nachtleben und die Architektur
Berlins genießen Weltruf. Als eines
der einflussreichsten politischen
Zentren der Europäischen Union und
durch sein kulturelles Erbe ist Berlin
eine der meistbesuchten Metropolen
des Kontinents. Die Stadt ist ein be-
deutender Verkehrsknotenpunkt und
ein wichtiges Kultur- und Bildungs-
zentrum Deutschlands.

Berlin repräsentiert mit zahlrei-
chen Einrichtungen die Bundesrepu-
blik Deutschland. Berlin ist Deutsch-
lands Visitenkarte. Der Bund hat sich
schon vielfältig zu seiner Verantwor-
tung hinsichtlich einzelner Kulturein-
richtung bekannt – wie die Berline-
rin oder der Berliner so gerne als
höchste Form des Lobes sagt: „Da
kannste nicht meckern!“. Gerade aus
den Erfahrungen der Geschichte ist
es aber wichtig und richtig gewesen,
diese Verantwortung auch im Grund-
gesetz festzuschreiben. Dies gibt Ber-
lin Rechtssicherheit, die die Stadt gut
gebrauchen kann.

Mit einer Hauptstadt wie Berlin
steht die ganze Republik gut da. Das
sollte bei allen Diskussionen nicht ver-
gessen werden. Ich wünsche mir einen
kreativen, interessierten und enga-
gierten Dialog vor allem mit den an-
deren Landtagen über dieses Thema.

Der Verfasser ist Präsident des
Abgeordnetenhauses von Berlin 

Ansicht von der  Bremischen Bürgerschaft. Foto: Pressestelle Bremische Bürgerschaft

entsteht, wenn der notwendige
zweite Schritt nach der Reform nicht
vollzogen wird: die Neuordnung der
Finanzbeziehungen zwischen Bund

und Ländern sowie den Ländern un-
tereinander. Kultur kostet Geld, öf-
fentliches und zunehmend auch pri-
vates. Nur mit Finanzausgleich und

einer gerechteren Steuerverteilung
als bisher können die Bundesländer
ihre kulturellen Initiativen und Insti-
tutionen auf Dauer bezahlen. Die
Kulturpolitik bildet inzwischen kein
geschlossenes System mehr. Sie öff-
net sich neuen Bündnissen. Ich nen-
ne die so genannte Verantwortungs-
partnerschaft, die über den prakti-
zierten kooperativen Föderalismus
von Bund und Ländern hinausreicht.
Immer mehr Bürger, Stifter und
Sponsoren engagieren sich für das
öffentliche Gut Kultur, sind für des-
sen Bestand bereits unentbehrlich
geworden.

Dieses wertvolle „Public-Priva-
te“-Geflecht funktioniert am besten
unter dezentralen, föderalen Ver-
hältnissen. Allerdings möchte ich
klar zum Ausdruck bringen: Der
Staat darf sich seiner Verpflichtung
gegenüber der Kultur nicht entledi-
gen. Das Land Bremen wird jeden-
falls Perspektivlosigkeit auf diesem
Gebiet nicht zulassen. Kultur ist kei-
ne Manövriermasse, mit der man
sich in guten Zeiten schmückt und
die man in schlechten Zeiten mehr
oder weniger dem Zufall opfert.

Der Verfasser ist Präsident
der Bremischen Bürgerschaft,

Landtag der Freien Hansestadt
Bremen 
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Föderalismus bedeutet kulturelle Vielfalt
Kultur wird durch Föderalismusreform gestärkt � Von Joachim Mertes

Aus Sicht der Länder und Landtage
ist die Föderalismusreform zu be-
grüßen. Das gilt im Besonderen für
den Bereich der Bildung und Kultur.
Gegen starke zentralistische Strö-
mungen ist es gelungen, die Kul-
tur als zentrale Aufgabe der Län-
der zu erhalten, mehr noch: durch
klarere Definitionen von Bundes-
und Landeszuständigkeiten zu stär-
ken.

K leinstaaterei“, „Provinzialis-
mus“, „Profilierungssucht“: was

mussten sich überzeugte Föderalis-
ten in der zurückliegenden Födera-
lismusdebatte nicht alles an Vorwür-
fen gefallen lassen – ganz besonders
auf dem Feld der Kulturpolitik. Nun
ist die Entscheidung gefallen, und
zwar nicht im Sinne der Zentralisten.
Im Interesse der Kultur muss man
sagen: zum Glück!

Worum wurde gestritten? Die öf-
fentliche Kulturförderung ist in der
Bundesrepublik seit jeher Sache der
Länder und Gemeinden. Von den
rund acht Milliarden Euro, die die
öffentliche Hand im Jahr 2005 für
den kulturellen Sektor bereitgestellt
hat, haben Länder und Gemeinden
einen Anteil von nahezu 90% getra-
gen. Diese Verteilung ist Ausfluss der

verfassungsrechtlich vorgegebenen
Kulturhoheit der Länder, die zu den
bedeutendsten Länderkompetenzen
zählt und Kernstück ihrer Eigen-
staatlichkeit ist. Kulturförderung ist
danach in erster Linie Sache jedes
einzelnen Bundeslandes – entspre-
chend findet sich etwa in Art. 40 der
rheinland-pfälzischen Landesver-
fassung das Staatsziel des Schutzes
von Kunst und Kultur.

Dem Bund obliegt dagegen im
Wesentlichen die Ordnungspolitik,
also die Gestaltung der Rahmenbe-
dingungen für das Kulturwesen.
Lediglich wenn es um Vorhaben von
gesamtstaatlicher Bedeutung geht,
kann er ausnahmsweise eine unge-
schriebene Kompetenz „kraft Natur
der Sache“ beanspruchen und eine
eigenständige Förderpolitik betrei-
ben.

Diese historisch gewachsene
Aufgabenverteilung – jahrhunderte-
lang waren es die Landesherren und
freien Reichsstädte, welche die Kul-
tur in ihrem Machtbereich gefördert
haben – hat bekanntermaßen zu je-
ner einzigartig dichten Kulturland-
schaft, zu jenem kulturellen Reich-
tum der Kulturnation Deutschland
geführt. So hat etwa die Vielstaat-
lichkeit bis zum Jahre 1806 am Rhein

die Kultur sichtbar nicht gestört – im
Gegenteil. Soviel steht fest: Nur
wenn auch künftig die politische Ver-
antwortung dezentral wahrgenom-
men wird, also von denjenigen, die
vor Ort den Überblick über die an-
stehenden Projekte haben, wird sich
die kulturelle Vielfalt erhalten lassen.

Zudem sind es gerade die poli-
tisch Verantwortlichen in den Län-
dern und Gemeinden, die in beson-
derer Weise um die identitätsstiften-
de Wirkung von Kultur wissen. Und
nur wer sich seiner Identität, seiner
Wurzeln bewusst ist, kann auch of-
fen sein für Neues. Angesichts der
Verunsicherungen, die der fort-
schreitende Prozess der Globalisie-
rung allenthalben hervorruft, ist eine
regionale Verankerung der Kulturho-
heit damit unerlässlich.

Insoweit gehen die Änderungen,
welche die Föderalismusreform für
die Kultur gebracht hat, in die rich-
tige Richtung. Vor allem wurde die
Abgrenzung zwischen Bundes- und
Landeszuständigkeiten verbessert.
Diesem Ziel dient der neue Art. 104b
GG, auch wenn gerade in Anbetracht
der angestrebten Fusion zwischen
den Kulturstiftungen von Bund und
Ländern noch Arbeit vor allen Betei-
ligten liegt. Dieses Thema wird die

Landesparlamente wohl noch inten-
siv beschäftigen.

Eine Verbesserung gegenüber
der bisherigen Rechtslage wurde
auch mit Blick auf die Wahrnehmung
der kulturellen Interessen in der EU
erreicht. Der neue Art. 23 Abs. 6 GG
gewährleistet, dass diejenigen, die
vor Ort die politische Verantwortung
tragen, auch die Außenvertretung
wahrnehmen. Die Ersetzung der bis-
herigen Soll-Regelung durch eine
Muss-Regelung dürfte dabei das in-
nerstaatliche Verfahren erheblich
erleichtern und etwaige Meinungs-
verschiedenheiten zwischen Bund
und Ländern verringern.

Die Landesparlamente waren
und sind sich der besonderen Ver-
antwortung, die ihnen aus der Kul-
turhoheit der Länder erwächst, be-
wusst. Ohne Frage wird diese Verant-
wortung durch die Föderalismusre-
form tendenziell eher größer. Das
wird Auswirkungen auf die kulturpo-
litische Diskussion innerhalb der
Landesparlamente haben, wenn
auch zum jetzigen Zeitpunkt noch
nicht absehbar ist, welche Themen
im Vordergrund stehen werden.

Eine Vorhersage allerdings soll
doch gewagt werden: Es ist zweifel-
los notwendig, den kulturpolitischen

Diskurs zwischen den verschiede-
nen Landesparlamenten zu stärken.
Nur auf diese Weise wird man den
Anforderungen durch länderüber-
greifende Kulturprojekte, vor allem
aber den stetig wachsenden Heraus-
forderungen durch die EU und die
zunehmende Globalisierung des
Kultursektors gerecht werden kön-
nen. In welchen Formen sich dieser
Meinungsaustausch vollziehen wird,
ist offen und bedarf noch der Ab-
stimmung zwischen den politisch
Verantwortlichen. Ein erster Schritt
in diese Richtung ist aber getan: Un-
ter Federführung der Landesparla-
mente von Rheinland-Pfalz und Bay-
ern wurde eine Arbeitsgruppe der
Landtagsdirektoren eingesetzt, die
sich mit der Umsetzung der Födera-
lismusreform und den Auswirkun-
gen auf die parlamentarische Arbeit
befassen wird.

Zu guter Letzt ein Aufruf zur Ge-
lassenheit: So groß der Einfluss der
politischen Rahmenbedingungen
auf die Kultur auch sein mag –
letztlich hat sich Kultur noch immer
entwickelt und behauptet – auch
ganz ohne Zutun der Politik!

Der Verfasser ist Präsident des
Landtags Rheinland-Pfalz 

Die wichtigsten Ziele wurden erreicht
Der Kultur und Bildungsbereich ist für die Länder unverzichtbarer Grundbestand an föderalen Rechten � Von Erich Iltgen

Die Föderalismusreform stärkt die
Kompetenzen der Länder in ihren
originären Zuständigkeiten der Kul-
tur- und Bildungspolitik. Welche Aus-
wirkungen hat die Neuordnung für
die Landesparlamente? Einige Ten-
denzen lassen sich bereits abzeich-
nen: Der Landtag erhält in der Kul-
turpolitik mehr Kompetenzen und
Verantwortung als Gesetzgeber und
Budgetverantwortlicher. Gegenüber
dem Bund und vor allem gegenüber
der EU besteht umgekehrt ein erhöh-
ter Abstimmungsbedarf der Länder
untereinander, aber auch zwischen
Landtag und Staatsregierung, da nur
die Staatsregierung die Länderrech-
te im Bundesrat vertreten kann.

Kulturpolitik als
Verfassungsauftrag

Der Freistaat Sachsen ist nach seiner
Verfassung ein Kulturstaat. Neben
dieser Kernaussage der Präambel
enthält Artikel 11 der Sächsischen
Verfassung ein konkretes Teilhabe-
recht des Volkes an Kultur und damit
verbunden einen Verfassungsauftrag
zur Förderung der Kultur in ihrer
ganzen Vielfalt. Die Bedeutung der
föderalen Vielfalt von Kultur für die
freiheitliche Entwicklung des Frei-
staates zeigt das Sächsische Kultur-
raumgesetz als Kernstück des verfas-
sungsrechtlichen Kulturförderauft-
rags: Ausdrücklich wird in dessen
Präambel die Überzeugung genannt,
dass die Freiheit des geistigen Le-
bens und die Freiheit der Künste
Ausdruck der friedlich errungenen
Freiheit der Bürger Sachsens ist und
für die Zukunftsfähigkeit der Gesell-
schaft unverzichtbar bleibt. Das Ein-
treten des Sächsischen Landtags wie
auch der anderen Länderparlamen-
te im Föderalismuskonvent März
2003 für eine Stärkung der aus-
schließlichen Gesetzgebungskom-
petenzen der Länder im Kultur- und
Bildungsbereich war also mehr als
ein bloßer Forderungskatalog gegen-
über dem Bund, der die Verhand-
lungsmasse in einem anschließen-
den Verteilungskampf an Kompeten-
zen begrenzt. Der Kultur- und Bil-
dungsbereich stellt vielmehr einen
für die Länder unverzichtbaren
Grundbestand an föderalen Rechten

Außenansicht des Sächsischen Landtags. Foto: A. Unger, Pirna

dar, deren schleichende Auszehrung
durch Bundes- und Europarecht kor-
rigiert werden musste.

Stärkung des Föderalismus

Die wichtigsten Ziele der Föderalis-
musreform wurden erreicht. Mit der
Entflechtung der Gesetzgebungs-
kompetenzen zwischen Bund und
Ländern wird das föderale System
insgesamt gestärkt. Der größere
Handlungsspielraum auf Bundesebe-
ne durch Wegfall eines erheblichen
Anteils von Zustimmungsgesetzen
macht den Bund handlungsfähiger.
Vor allem durch die Streichung der
Rahmengesetzgebung des Bundes
werden aber auch die Länderkompe-
tenzen klarer und im Ergebnis ausge-
weitet. Für die kulturelle Entwicklung
des Freistaates mit den beiden wich-
tigsten Elementen der Bildungspoli-
tik und der Kulturförderung wirkt sich
dabei die klare Bestätigung der aus-
schließlichen Länderkompetenz für
diesen Politikbereich nur positiv aus.
Denn Gesetzgebungskompetenz
heißt auch Verantwortung. Und wer
gesetzgeberische Verantwortung
übernimmt, muss eigenständig Ziele
setzen und sich am Erfolg der eige-
nen Lösungen messen lassen.

Ich erwarte mir deshalb in der
Zukunft eine Stärkung des Landtages
in seiner Funktion als Gesetzgeber.
Je größer der politische Handlungs-
spielraum der Länderparlamente ist,
desto mehr lohnt es sich auch für die
Fraktionen und politischen Parteien,
eigene Lösungen zu entwickeln und
insoweit Landespolitik zu machen,
die beim Bürger unmittelbar wahr-
genommen wird. Gerade in der Kul-
tur- und Bildungspolitik bringt die
Föderalismusreform eine große
Chance, dem föderalen System mit
einer Vielfalt der gesellschaftlichen
Gestaltungsmöglichkeiten unter Be-
rücksichtigung der historisch ge-
wachsenen regionalen Besonderhei-
ten seinen ursprünglichen Stellen-
wert wieder einzuräumen.

Wettbewerbsföderalismus

Die verstärkte Möglichkeit des föde-
ralen Wettbewerbs in den Bereichen,
in denen keine oder weniger bun-

desrechtliche Vorgaben bestehen,
wird in der öffentlichen Diskussion
oftmals negativ mit dem Begriff des
Wettbewerbsföderalismus verbun-
den, meist in Verbindung mit dem
plakativen Werturteil der Kleinstaa-
terei. Dahinter verbirgt sich die dif-
fuse Befürchtung, größere Kompe-
tenzen der Länder führten zu mehr
Bürokratie, zu ungleichen Lebens-
verhältnissen innerhalb der Bundes-
republik, insgesamt also zu schlech-
teren Lösungen als bei zentralstaat-
lichen, einheitlichen Regelungen.
Wettbewerb ist aber die Triebfeder
von Innovation, dies gilt in der pri-
vatwirtschaftlichen Entwicklung
genauso wie in der Findung eines
richtigen Politikansatzes, wie in ei-
ner sich ständig verändernden Ge-
sellschaft Lösungen entwickelt wer-
den können. Wettbewerbsföderalis-
mus heißt demnach ganz konkret,
dass ein Bundesland Lösungsansät-
ze anderer Bundesländer vergleicht,
bewertet und unter Berücksichti-
gung der länderspezifischen Beson-
derheiten in einen eigenen Lösungs-
vorschlag umsetzt.

Dass dies längst beim Bürger und
in der praktischen Politik als selbst-
verständlich angesehen wird, zeigt
die intensive bildungspolitische Dis-
kussion in allen Ländern nach Vor-
lage der PISA-Studien. Wer kann

heute noch Bildungspolitik betrei-
ben, ohne eine vergleichende Be-
wertung der Länderergebnisse vor-
zunehmen? Für den Sächsischen
Landtag stellt es eine Bestätigung er-
folgreicher Politik dar, wenn unser
zweigliedriges Schulsystem seine
Zukunftsfähigkeit unter Beweis ge-
stellt hat und der 8-jährige gymna-
siale Bildungsgang heute Vorbild für
andere Bundesländer ist. Und
genauso selbstverständlich ist es,
dass in der Weiterentwicklung der
Bildungspolitik im Freistaat Sachsen
Modelle anderer Länder geprüft und
in Hinblick auf ihre Verwendung be-
wertet werden. Gerade für die von
vorn herein auf Vielfalt angelegte
Kultur- und Bildungspolitik ist ein
föderaler Wettbewerb nach meiner
Überzeugung eine Notwendigkeit.

Föderalismus und Sub-
sidiaritätsprinzip in der EU

Die Stärkung der Länderkompeten-
zen im Bereich von schulischer Bil-
dung, Kultur und Rundfunk haben
auch ihren Niederschlag in Art. 23
Abs. 6 GG gefunden, wonach im Er-
gebnis ein vom Bundesrat bestimm-
ter Vertreter die Bundesrepublik im
Kulturministerrat der EU vertritt. Die
Stärkung der Länderkompetenz stellt
damit einen Kompetenzzuwachs des

Bundesrates und der Länderregie-
rungen dar, nicht aber der Landtage.
Wenn der Sächsische Landtag als Trä-
ger der Gesetzgebungskompetenz im
Kultur- und Bildungsbereich sich im
Sinne des Subsidiaritätsprinzips bei
EU-Vorhaben einbringen will, erfor-
dert dies deshalb eine enge Abstim-
mung mit der Staatsregierung. Der
Freistaat Sachsen hat sich bisher für
eine rein politische Rückkoppelung
über Informationen der Staatsregie-
rung in den zuständigen Fachaus-
schüssen und einfachen Landtagsbe-
schlüssen zu Einzelvorhaben ent-
schieden. Ob zukünftig eine verstärk-
te Befassung mit europapolitischen
Fragestellungen zu anderen Struktu-
ren wie beispielsweise in Baden-
Württemberg oder Schleswig-Holst-
ein führt, die Rechtsgrundlagen für
eine Berücksichtigung von Stellung-
nahmen des Landtages durch die
Landesregierung geschaffen haben,
bleibt abzuwarten.

Für die Konsequenzen der Föde-
ralismusreform auf Ebene der Land-
tage bleibt demnach viel zu klären.
Die nächsten Konferenzen der Land-
tagspräsidenten werden sich des-
halb maßgeblich mit diesen Fragen
beschäftigen müssen.

Der Verfasser ist Präsident des
Sächsischen Landtags 

FÖDERALISMUSREFORM
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Recht und Politik
Ein Kommentar zur Föderalismusreform � Von Max Fuchs

Die �Mutter aller Reformen� � recht-
zeitig vor der Sommerpause fanden die
Abstimmungen im Bundestag und
Bundesrat statt. Die erforderlichen
Mehrheiten kamen zustand. Die um-
fangreichste Grundgesetzänderung ist
somit vollzogen. Grund genug für eini-
ge erste Überlegungen über politische
Abläufe und ihre Bedeutung. Dabei soll
es gar nicht darum gehen, erneut zu
beklagen, dass Bildung und Kultur in
der neuen Kompetenzverteilung zwi-
schen Bund und Ländern die Verlierer
sind (vgl. meine ausführliche Stellung-
nahme zur Expertenanhörung des
Rechtsausschusses: www.kulturrat.
de). Immerhin ist man dem zentralen
Ziel, die Anzahl der Gesetze, denen
der Bundesrat zustimmen muss, zu
reduzieren und damit die Handlungs-
fähigkeit des Bundes zu vergrößern,
näher gekommen. Ist dies kein Grund
zur Zufriedenheit, da somit die Hand-
lungsfähigkeit des Bundes wie ge-
wünscht vergrößert wird? Doch was
ist hier �der Bund�? Das Projekt der
Föderalismusreform war von Anfang
an ein Projekt der Exekutive: Obwohl
noch in der vorbereitenden �Kommis-
sion zur Modernisierung der bundes-
staatlichen Ordnung� Vertreter des
Deutschen Bundestags (Legislative)
und des Bundesrates (Vertreter von
Landesregierungen, also Mitglieder
der Exekutive) zusammen saßen, ha-
ben letztlich die Bundesregierung und
die Ministerpräsidenten den Kompro-
miss ausgehandelt. Sowohl die Land-
tage als auch die Kommunalen Spit-
zenverbände kamen über eine Statis-
tenrolle hinaus. Der Bundesrat ist
ohnehin kein �Senat� wie etwa in den
USA, der aus gewählten Vertretern
der Länder besteht, sondern eine rei-
ne Regierungsangelegenheit. Der
Bundestag als Gesetzgeber sollte zwar
gestärkt werden, aber auch nur inso-
weit er die Regierung und ihre Gestal-
tungswünsche unterstützt. Der Zeit-
plan sah ursprünglich eine Experten-
befragung durch den Bundestag (in
Verbindung mit dem Bundesrat) nicht
vor. Hier hat sich zwar das Parlament
in seiner ureigensten Angelegenheit
gegen die Regierung durchgesetzt.
Allerdings ist kaum eine der dort vor-
getragenen Anregungen aufgenom-
men worden. Damit wurde letztlich
nicht nur das Parlament in seiner ver-
fassungsmäßigen Rolle beschädigt,
zugleich hat man sich generös über
den Sachverstand der eingeladenen
Verfassungs- und Staatsrechtler und
der anderen Experten hinweggesetzt.
Der Zeitplan gerade der letzten Pha-
se sah noch nicht einmal vor, dass

die Fachausschüsse des Bundestages
eine qualifizierte Auswertung der An-
hörung erarbeiten konnten. Das Parla-
ment war auf diese Weise lediglich In-
strument in der Hand der Exekutive,
was einer parlamentarischen Demokra-
tie nicht entspricht. Ist das so schlimm?
Immerhin geht es um Ergebnisse und
Politik ist ohnehin ein Spiel um Macht.
Und dies gilt gerade für Rechtsfragen,
denn immerhin ist das Recht eines der
wichtigsten Ordnungsinstrumente in der
Gesellschaft und im Staat (vgl. Wesel:
Geschichte des Rechts, München
1998).

Nun, der gewählte Ablauf der Reform
ist vermutlich schlimmer, als man es
sich vielleicht jetzt vorstellt. In der deut-
schen Demokratie hat man sich � wie
in den meisten anderen Demokratien
� weniger an dem radikal- und basis-
demokratischen Modell von Rousseau,
sondern vielmehr an der von Montes-
quieu entwickelten Vorstellung der Ge-
waltenteilung und der repräsentativen
Demokratie orientiert. Aus guten Grün-
den haben Exekutive, Legislative und
Judikative ihre abgrenzbaren Aufgaben,
um für den schwierigen Umgang mit
Macht sorgfältig erwogene Spielregeln
zu haben. �Balance of Power� nennt
man dies in der angelsächsischen Ver-
fassungsdebatte. Und eine solche aus-
gewogene Balance zwischen den drei
Machtpolen ist ein zentrales Element
im neuzeitlichen politischen Denken.
Denn es geht stets um das politische
Kunststück: Die maximale Freiheit des
Einzelnen gemeinsam mit der Ord-
nungsnotwendigkeit des Ganzen zu er-
möglichen.

Die Freiheit war dabei im Laufe der
Geschichte stets das fragilste Ziel in der
Politik. Demokratie mit der Gewalten-
teilung als wesentlicher Grundlage ist
dabei ein System von Regeln und Ver-
fahrensweisen, das bislang die beste
Lösung in dieser schwierigen Frage
geboten hat. Verfahrensfragen spielen
dabei keine sekundäre Rolle gegenüber
den eigentlich wichtigen Inhalten: Sie
sind gerade bei inhaltlichen Differen-
zen das einzige funktionierende Instru-
ment, Legitimität für die getroffene
Entscheidung zu erzeugen. Und genau
hier ist � auch in entwickelten Demo-
kratien � das Einfallstor für Beschädi-
gungen: Spielregeln und Kompetenz-
zuweisungen nicht mehr ernst zu neh-
men, zeitliche und organisatorische
Sachzwänge vorzuschieben etc.
Insgesamt ist dabei unter den drei Ele-
menten Legislative, Exekutive und Ju-
dikative das Parlament das schwächs-

te Glied. Es steht einem unglaublich
großen Apparat von hochspezialisierten
Ministerialbeamten gegenüber, es hat
heute zudem zunehmend nur noch die
Aufgabe, die Direktiven der � ebenfalls
stark exekutivlastigen � EU-Kommissi-
on umzusetzen und es bekommt in den
letzten Jahren vom Verfassungsgericht
(also der Judikative) immer wieder sehr
präzise Vorgaben, wie bestimmte ge-
setzliche Regelungen auszusehen ha-
ben. Man versteht also schon, wenn
der ehemalige Ministerpräsident von
NRW nach seiner Abwahl eine Mitar-
beit im Parlament ablehnte: Er sei
schließlich ein Mann der Exekutive.
Wenn es in der Politik um Macht und
nur um diese geht, ist man dort näm-
lich am besten aufgehoben.
Die Föderalismusreform hat diese
Schraube zugunsten der Exekutive und
zulasten des Parlaments weitergedreht.
Verloren hat � bei allen gesondert zu
bewertenden Ergebnissen der Reform
� mit Sicherheit das parlamentarische
System, die demokratische Grundord-
nung. Die Hoffnung, durch eine große
Koalition mehr Handlungsfähigkeit auf
Regierungsebene zu erhalten, wurde
bestätigt. Wenn allerdings die vermehr-
te Handlungsfähigkeit mit einer dialog-
unfähigen Durchsetzungsstrategie �
und dies bei einer zentralen Grundfra-
ge des politischen Systems � gewon-
nen wird, dann ist der Preis für die ge-
wonnene Handlungsfähigkeit sehr
hoch, zu hoch, vielleicht. Denn auch
und gerade in dieser Frage heiligt der
Zweck nicht jedes Mittel. Natürlich ist
das inhaltliche Ergebnis wichtig. Doch
soll man die Art des Zustandekommens
nicht geringschätzen: Verfahrensfragen
sind gerade in der Demokratie substan-
tiell (vgl. Kaufmann/Hassemer: Einfüh-
rung in Rechtsphilosophie und Rechts-
theorie der Gegenwart, UTB 1994).
Man erinnere sich an die rechtskonser-
vative Kritik am Parlamentarismus, so
wie sie in der Weimarer Republik von
Carl Schmitt und seiner Gruppe vorge-
tragen wurde. Für diese Staatsrechtler
war das Parlament eine bloße �Quas-
selbude�, so dass sie stets den Vor-
rang der Regierung und der Verwaltung
forderten � mit bekanntem Ergebnis.

Die große Koalition liegt also gut in ih-
rem Zeitplan. Sie hat den aktuell sicht-
baren Erfolg dieser Regierungskoaliti-
on an das Gelingen der Föderalismus-
reform geknüpft � also ein eher tages-
aktuelles Ziel mit grundlegenden Re-
gelungen der politischen Grundordnung
erreicht. Es könnte sein, dass sie
Deutschland durch dieses Vorgehen
einen Bärendienst erwiesen und die

politische Kultur gerade nicht gestärkt
hat.

Vielleicht ist es vor diesem Hintergrund
auch kein Zufall, dass Bildung und Kul-
tur quasi als Bauernopfer in diesem
Streit zwischen Bundesregierung und
Ministerpräsidenten herhalten muss-
ten: Sie werden als nicht so wichtig
angesehen. Es könnte sein, dass auch
dies eine grandiose Fehleinschätzung
ist. Gerade die Debatte über ein Staats-
ziel Kultur im Grundgesetz verdeutlicht
den engen Zusammenhang zwischen
politischer Ordnung und Kultur (vgl.
aktuell R. G. Asch/ D. Feist (Hg.):
Staatsbildung als kultureller Prozess.
Weimar/Wien 2005). Der Staat, so
auch alle Verfassungsrechtler, ist eine
besondere Kulturleistung. Denn wenn
sich �Kultur� im allgemeinsten Ver-
ständnis auf die Gestaltung des Lebens
bezieht, dann gehört die Art der gesell-
schaftlichen Ordnungsform entschie-
den zu einer so verstandenen Kultur
dazu. �Kultur� ist die Grundlage der
politischen Ordnung. Genau deshalb
braucht der stets fragile demokratische
Staat ein funktionierendes kulturelles
Leben, weil hier die wertemäßigen
Grundlagen des Zusammenlebens in
der alltäglichen Praxis reflektiert und
erneuert werden: Das Ergebnis ist � im
Glücksfall � die Legitimität der politi-
schen Ordnung, da die Menschen eine
grundsätzliche Übereinstimmung der
Politik mit ihren Wertvorstellungen und
Lebenszielen sehen. Kultur, so eine
Formulierung, muss daher aus guten
Gründen �vom Staat geschützt und
gefördert� werden, wenn zugleich die
kulturelle Teilhabe aller sichergestellt ist
(vgl. die Debatte zum Staatsziel Kul-
tur: PuK, v.a. meinen Artikel �Über wel-
che Kultur reden wir?� in PuK 4/06).

�Kultur� meint dabei auch die Herstel-
lung von Öffentlichkeit bei entscheiden-
den Fragen des Zusammenlebens.
Dabei gibt es durchaus Meinungsstreit,
da auch politisch unkorrekte Positionen
ausgehalten werden müssen. So mag
man zwar politisch Peter Handke wi-
dersprechen wollen: Dass seine Form
der Wahrnehmung von Serbien, dass
seine Bewertung der Umgangsweise
mit der dortigen politischen Situation
gehört werden muss, steht außer Zwei-
fel. Es geht � wieder einmal � um das
Verhältnis von Freiheit und Ordnung, es
geht um Werte und das Ringen um Le-
bensorientierungen. Die Kulturpolitik
stellt Möglichkeiten und Medien bereit,
mit denen diese Existenzfragen erörtert
werden können, so vielseitig und viel-
fältig wie möglich. So verstehe ich den

Verfassungsrechtler Dieter Grimm,
wenn er in seiner Begriffsbestimmung
von Kultur von der symbolischen Ver-
gegenständlichung von Werten und
Normen � auch und gerade in den
Künsten � spricht, durch die jene erst
verhandelbar werden (D. Grimm:
Recht und Staat der bürgerlichen Ge-
sellschaft. Frankfurt/M. 1987, S.
104ff, hier: S. 119; vgl. auch mein
Buch �Kulturpolitik als gesellschaftli-
che Aufgabe. Opladen 1998).

Vielfalt ist Wesensmerkmal auch des
Kulturellen, und genau diese notwen-
dige Vielfalt ist in Gefahr: durch Kon-
zentrationsprozesse in den Medien,
durch eine Orientierung an rein kom-
merziellen Zielen, so wie es das GATS-
Abkommen will. Der Streit zwischen
Zentralgewalt und lokalen und regio-
nalen Mächten, etwa zwischen Kai-
ser und Fürsten, in den sich dann
auch die selbstbewusster werdenden
Städte und natürlich immer auch die
Kirche einmischte, prägt die deutsche
Geschichte (vgl. am Beispiel des Rin-
gens um die Rechtsordnung das Buch
von Wesel, a.a.O.). Aus guten Grün-
den ist man in Deutschland � gerade
nach dem Zweiten Weltkrieg � skep-
tisch gegenüber einer zu starken Zen-
tralgewalt gewesen. Doch gibt es
inzwischen sehr viel stärkere interna-
tionale Mächte, gegen die nur dann
Chancen bestehen, wenn man mit
einer Stimme spricht. Vor dem Hin-
tergrund dieser Herausforderung sind
die Kompetenzrangeleien zwischen
Bund und Ländern fast ein wenig lä-
cherlich. Ebenso wenig lässt sich der
gewollte (!) Kompetenzverlust des
Nationalstaates durch die europäi-
sche Integration durch Kompetenzge-
winne der Länder gegenüber dem
Bund in der Kulturpolitik kompensie-
ren. Der Begriff des Pyrrhus-Sieges
drängt sich geradezu auf.

Alle, die lokale, die Länder- und die
Bundesebene, die öffentliche und die
zivilgesellschaftliche Seite, müssen
daher daran arbeiten, dass eine Be-
grenzung der kulturellen Vielfalt nicht
stattfindet. Daher war es kurzsichtig,
die scheinbar unwichtige Kulturpoli-
tik als Bauernopfer in dem Deal zwi-
schen Bund und Ländern gewählt zu
haben. Die Länder müssen jedenfalls
jetzt verstärkt zeigen, dass sie die ge-
samtstaatliche Verantwortung auch
übernehmen können. Leicht wird es
nicht.

Der Verfasser ist Vorsitzender des
Deutschen Kulturrates 
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Vom Quotenknick zum großen Klick
Europas digitale Gesellschaft auf dem Weg vom Free TV zum Fee TV � Von Karin Junker

Schöne neue Medienwelt? Hier eine
Auswahl aktueller Schlagwörter aus
den Medienseiten deutscher Blät-
ter: �Decoder-Chaos im deutschen
Wohnzimmer�, �Der steinige Weg
zum Fernsehen der Zukunft�, �Pay
TV light� und schließlich: �Das Ende
des frei empfangbaren Fernse-
hens�. So weit ist es noch nicht,
aber die Tendenz geht zweifellos
dahin. Die europäische Entwicklung
leider auch. Der � kartellrechtlich
noch nicht abgesegnete � Vertrag
der RTL- und MTV-Senderfamilien
mit SES Astra, in Deutschland ab
2007 die digitalen Satellitenpro-
gramme nur noch verschlüsselt ge-
gen ein monatliches Entgelt von
3,00 bis 3,50 Euro auszustrahlen,
könnte durchaus ein entscheiden-
der Schritt zum Ende des frei emp-
fangbaren Fernsehens sein. Nur in
Italien und Deutschland wird digi-
tales Schüssel-TV noch gebühren-
frei angeboten. Die öffentlich-recht-
lichen Veranstalter in Österreich
oder der Schweiz begründen die
Verschlüsselung mit dem Argument,
damit würden die Kosten für Sen-
de- und Übertragungsrechte in
Grenzen gehalten. Das ist durchaus
wörtlich zu verstehen.

Als in Deutschland am denkwür-
digen 3. Oktober 1989 die euro-

päische Richtlinie „Fernsehen ohne
Grenzen“ in Kraft trat, träumten Kul-
tur- und Medienpolitiker/-innen
von europaweit ungehinderter Ver-
breitung kultureller Vielfalt, flankiert
durch die mehrfach reformierten
Media-Programme zur Förderung
der europäischen Programmindus-
trie, gedacht auch als eine Antwort
auf die amerikanische Film-Domi-
nanz. Und heute? Der bisher weitge-
hend tolerierte „Overspill“ nationa-
ler Fernsehprogramme in angrenzen-
de Nachbarregionen wird der ver-
schlüsselten Begrenzung weichen,
einhergehend mit scharfer Grenzzie-
hung der Verwertungsrechte. Im Klar-
text: statt mit „Fernsehen ohne Gren-
zen“ haben wir es mit zunehmender
Re-Nationalisierung zu tun.

Der Entwurf der Europäischen
Kommission für die längst überfälli-
ge Revision der Fernsehrichtlinie
führt daher ehrlicherweise „ohne
Grenzen“ nicht mehr im Titel. Es
geht schlicht um einen europäi-
schen Rechtsrahmen für „audiovisu-
elle Mediendienste“. Der bietet den-
noch reichlich Zündstoff. Dabei geht
es weniger um den deutschen Auf-
reger „Product Placement“ (Bavaria!
Marienhof!), sondern um den An-
wendungsbereich und die Definiti-
on, was ein audiovisueller Medien-
dienst überhaupt ist. Der Richtlini-
enentwurf unterscheidet zwischen
„linearen“ und „nicht linearen“
Diensten, erstere sind „bewegte Bil-
der mit oder ohne Ton, die sich an
die Allgemeinheit richten“ in Echt-
zeit mit einem vorgegebenen Ab-
laufschema, also herkömmliche
Fernsehprogramme. Letztere sind
Abrufdienste, die ebenfalls bewegte
Bilder mit oder ohne Ton anbieten
und sich gleichfalls an die Allge-
meinheit wenden, aber zeitunab-
hängig individuell nach Bedarf ge-
nutzt werden können. In beiden Fäl-
len wird eine redaktionelle Verant-
wortung für das Angebot vorausge-
setzt. Das elektronische Telefonbuch
zählt also nicht dazu. Der Vertriebs-
weg – Zugangsplattform, Kabel, An-
tenne, Satellit, analog oder digital –
spielt dabei zu Recht keine Rolle.
Nicht auf die technische Verbreitung,
sondern auf das Produkt kommt es
an. So weit, so gut.

Der Kampf der geballten Lobby
geht nun darum, den Anwendungs-
bereich für die nicht-linearen Diens-
te so eng wie möglich zu fassen, die-
se am liebsten ganz abzuspalten.

Dann gäbe es etwa für IP-TV (Inter-
net-Fernsehen), Handy-TV, aber
auch für Video-on-Demand keine
medienrechtlichen, sondern nur
noch wirtschaftsrechtliche Grundla-
gen, die Mediendienste würden der
kulturpolitischen Zuordnung entzo-
gen. Man muss darauf bauen, dass
das Europäische Parlament diese
Bestrebungen mit deutlicher Mehr-
heit von Tisch fegt. Kurt Beck, der für
die deutsche Medienpolitik zustän-
dige Ministerpräsident von Rhein-
land-Pfalz, pocht zu Recht auf eine
medienrechtliche Zulassung für
Plattformanbieter, da Kartellrecht
und Telekommunikationsrecht (so-
wie die europäische E-Commerce-
Richtlinie) die Meinungsvielfalt
nicht zu sichern vermögen. In die-
sem Sinn kämpfen ARD und ZDF für
eine diskriminierungsfreien Zugang
zu den neuen Verbreitungswegen
sowohl für das öffentlich-rechtliche
als auch das private Fernsehen und
gegen die Grundverschlüsselung der
Satellitenkanäle zur Gewährleistung
der „kommunikativen Chancen-
gleichheit“ (ZDF-Intendant Markus
Schächter).

Der General-Manager des Astra-
Konkurrenten Eutelsat, Volker Stei-
ner, sieht in dem RTL/MTV/Astra-
Deal nicht zu Unrecht den Versuch,
„ein technisches Zugangs- und Ver-
breitungsmonopol für den deut-
schen TV-Markt aufzubauen.“ Die
Digitalplattform von Eutelsat, der
„Kabelkiosk“, betreibt ein offenes
System mit einem Nebeneinader
von verschiedenen Codierungen, das
keine Zertifizierung von Empfangs-
boxen oder ein bestimmtes Ver-
schlüsselungssystem vorgibt. Astra ist
allerdings Marktführer und deshalb
gegen „Decoder-Chaos im Wohnzim-
mer“. Der Reiz des Verschlüsselungs-
systems besteht für die Veranstalter
in der „Adressierbarkeit“ der Endkun-
den, die auf diese Weise ohne Um-
schweife mit allerlei weiteren kosten-
trächtigen Angeboten umschmei-
chelt werden können und sollen. Die
vergleichsweise geringe Verschlüsse-
lungsgebühr ist das Eintrittsgeld für
weitere kostenträchtige Medienpro-
dukte, die stagnierende Werbeein-
nahmen kompensieren sollen.

Die Aussicht auf „TV-Abzocke“
(Abendzeitung) bringt neue Anbie-
ter auf den Plan, nämlich Kabelge-

sellschaften und Internet-Betreiber,
wie das Beispiel Bundesliga-Rechte
belegt. Wer die Spiele alle sehen will,
muss dafür (unterschiedlich) tief in
die Tasche greifen. Kabelkunden
müssen monatlich 14,90 Euro auf
den Tisch blättern, Satelliten-Kun-
den sogar 19,90 Euro, aber das ist
vergleichsweise noch wenig zum T-
Com Paket via IP-TV, das alles in al-
lem 80,84 Euro monatlich ver-
schlingt plus einer Einmal-An-
schlussgebühr einschließlich Deco-
der von 99,95 Euro, denn der (nöti-
ge!) VDSL-Anschluss muss nebst Te-
lecom-Telefonanschluss mitgekauft
werden. Dagegen nehmen sich die
Gebühren für öffentlich-rechtliches
Fernsehen und Radio in seiner gan-
zen Vielfalt geradezu preiswert aus.
Man wird das bei der nächsten Ge-
bührendebatte im Auge behalten
müssen.

Noch bevor der digitale Switcho-
ver in Deutschland 2010 vollzogen
sein soll, geht die Tendenz vom Quo-

tenknick zum großen Klick. Die
Couchpotatoes, die heute die Markt-
anteile noch hochschnellen lassen,
werden weniger. Die Jugendradios
und das Musikfernsehen mussten
schon deutlich Federn lassen, nur
das Internet ist richtig „cool“. Auch
der Radiowecker hat weitgehend
ausgedient, Handy-Wecken ist ange-
sagt. Viele haben gar keinen Fest-
netzanschluss mehr und sind daher
zum Beispiel auch für Telefonumfra-
gen nicht mehr erreichbar. Das trifft
auch die Demoskopie.

Spartensender oder Video-on-
Demand sind noch eher traditionel-
le Angebote. Ausgerechnet in einer
Zeit, in der die Medienlandschaft im
Umbruch ist wie noch nie zuvor mit
durchaus unabsehbaren Folgen, ist
die öffentliche Diskussion um Medi-
enpolitik seltsam erlahmt. Waren wir
zum Beispiel nicht mal der Meinung,
Plattformbetreiber dürften nicht
auch Programmveranstalter sein?
Was sich da unter dem Dach von Te-

lekom und anderen abspielt (siehe
oben) ist „learning by doing“, weil für
das Fernsehen per Netz und die Ver-
breitung über Satellit in der digita-
len Gesellschaft die Regeln verpasst
wurden. Ob die künftige EU-Richtli-
nie alles abdecken kann, bleibt ab-
zuwarten.

„Der Medienpolitiker ist heute
primär ein Ratloser“, sagt Dieter
Gorny, der Ex-Viva- und jetzt MTV-
Manger. Da ist was dran. Leider.

P.S.: Das Internet wird auch immer
mehr zum Do-it-yourself-Medium.
Insbesondere die jüngeren Jahrgänge
liefern weitherzig Szenen aus ihrem
Fühlen und Erleben für Plattformen,
die individuell bestückt (und konsu-
miert) werden. Andere tummeln sich
in der immer breiter gefächerten „Blo-
gosphäre“. Aber das ist ein anderes
Thema – bis demnächst mal!

Die Verfasserin ist Vorsitzende des
Programmausschusses des WDR-

Rundfunkrats 

Die Revision der EU-Fernsehrichtlinie
Weichenstellung im Prozess der Globalisierung audiovisueller Dienstleistungen � Von Ruth Hieronymi

Audiovisuelle Dienstleistungen sind
gleichermaßen Kultur- und Wirt-
schaftsgüter. Im Prozess der immer
dynamischer sich entwickelnden
Weltwirtschaft ist erst sehr spät �
hoffentlich nicht zu spät � diese
grundlegende Sonderrolle audiovi-
sueller Dienstleistung für die Siche-
rung der Informationsfreiheit, der
Meinungsvielfalt und der kulturel-
len Vielfalt erkannt worden.

Grundproblem ist die Tatsache,
dass im internationalen Recht

vor allem wirtschaftliche Fragen ge-
regelt sind, während die kulturellen
Aspekte in der Zuständigkeit der ein-
zelnen Staaten verblieben sind.

Wichtigstes Instrument zur Si-
cherung der kulturellen Aspekte bei
grenzüberschreitenden elektronisch
übertragenen Inhalten in Europa ist
bisher die EU-Fernsehrichtlinie. Bei
ihrem Inkrafttreten 1989 war es Auf-
gabe der Richtlinie, erstmalig das
Herkunftslandsprinzip des EU-Bin-
nenmarktes mit den kulturellen Er-
fordernissen des nationalen Medi-
enrechts zu verbinden, indem man
sich auf gemeinsame Mindeststan-
dards für Werberegelungen, den Ju-

gend- und Verbraucherschutz, ein
Mindestmaß europäischer Produkti-
onen und die Beteiligung unabhän-
giger Produzenten für den Fernseh-
sektor verständigte.

Die Zwischenbilanz der EU-
Kommission Ende 2005 bestätigt den
Erfolg der EU-Fernsehrichtlinie. Im
Zeitalter der Medienkonvergenz
wird es jedoch immer dringender,
die besondere kulturelle Bedeutung
der audiovisuellen Dienste zu defi-
nieren und ihre rechtliche Sonder-
stellung zu sichern.

Völlig neue Geschäftsmodelle für
audiovisuelle Dienste auf der Basis
des schnellen Breitband-Internets
und des Mobilfunks der 3. Generation
sind heute möglich. Zwar sind nicht
alle Wachstumserwartungen einge-
troffen, dennoch stellt der Medien-
sektor zweifellos einen der weltweit
dynamischsten Wachstumsmärkte
dar. Gleichzeitig hat die Europäische
Union aber in allen audiovisuellen
Märkten seit vielen Jahren ein drama-
tisches Handelsdefizit gegenüber den
Vereinigten Staaten. Bis zu 80% der
Filme, audiovisuellen Dienste und
eLearning-Produkte auf dem europä-
ischen Markt sind US-amerikani-

scher Herkunft. Die Zukunftsfähig-
keit des Wirtschaftsstandortes und
Kulturraumes Europa muss daher
gleichermaßen durch eine koordi-
nierte Wirtschafts-, Medien- und Te-
lekommunikationspolitik auf natio-
naler und europäischer Ebene gesi-
chert werden, die der Sonderrolle
audiovisueller Güter gerecht wird.

Weltweite Einordnung der Audiovi-
suellen Mediendienste
Vor diesem Hintergrund wird ver-
ständlich, dass seit Jahren in der
Welthandelsrunde WTO und in der
GATS-Runde für Dienstleistungen
darum gerungen wird, ob, wann und
ggf. welche audiovisuellen Dienst-
leistungen in das weltweite Handels-
regime einbezogen werden sollen.

In der zur Zeit aktuellen Verhand-
lungsrunde liegen konkrete Forde-
rungen insbesondere aus den USA,
Japan, Brasilien und Korea für die
weitere Liberalisierung des audiovi-
suellen Sektors auf dem Tisch.

Auf Drängen des Europaparla-
ments und unterstützt vor allem
durch die von Kanada und den fran-
kophonen Ländern initiierte UNES-
CO-Konvention zum Schutz der kul-

turellen Vielfalt haben die europäi-
schen Institutionen in den WTO-
und GATS-Verhandlungen bisher
den Ausschluss der audiovisuellen
Dienstleistungen aus diesen rein
wirtschaftlichen Verhandlungen ge-
fordert und erreicht. Um diese Posi-
tion auf Dauer zu sichern, bedarf es
aber der entsprechenden rechtli-
chen Grundlage.

Gesetzliche Regelungen in der Eu-
ropäischen Union
Trotz der klaren Position der EU ge-
genüber WTO/GATS ist innerhalb
der EU der Status audiovisueller
Dienste bis heute keinesfalls ab-
schließend geklärt. Ein lex specialis,
das den kulturellen und wirtschaft-
lichen Aspekten Rechnung trägt, gibt
es seit 1989 nur für traditionelles
Fernsehen mit der Richtlinie „Fern-
sehen ohne Grenzen“. Leider wurde,
auch im kulturellen Sektor, viel zu
wenig beachtet, dass mit der  EU-
Richtlinie für den elektronischen
Handel (e-Commerce-Richtlinie)
aus dem Jahre 2000 in der EU alle

Kein Programmzugang ohne Decoder: Sieht so die Fernsehzukunft aus? Foto: www.pixelquelle.de
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elektronisch übermittelten Dienst-
leistungen ohne Berücksichtigung
ihres Inhaltes als „Dienste der Infor-
mationsgesellschaft“ rechtlich dem
europäischen Wirtschafts- und Wett-
bewerbsrecht zugeordnet wurden.
Nur die traditionellen Radio- und
Fernsehdienste sind bisher wegen
ihrer Doppelnatur als Kultur- und
Wirtschaftsgüter aus der Richtlinie
für den elektronischen Handel aus-
genommen worden.

In der zur Zeit in der abschlie-
ßenden Beratung befindlichen EU-
Dienstleistungsrichtlinie sind
„Dienstleistungen im audiovisuellen
Bereich ungeachtet der Art ihrer
Herstellung, Verbreitung und Aus-
strahlung, einschließlich Rundfunk
und Kino“ wegen ihrer Bedeutung
für Demokratie und Gesellschaft
ausdrücklich nicht erfasst worden.

Mit diesem Ausschluss aus der
EU-Dienstleistungsrichtlinie sind
die Probleme zur Sicherung der kul-
turellen Aspekte bei grenzüber-
schreitenden audiovisuellen Dienst-

leistungen aber bei weitem nicht ge-
löst. Ohne eigene rechtliche Rege-
lung unterliegen sie entweder der
Richtlinie für den elektronischen
Handel und damit ausschließlich
dem europäischem Wirtschafts- und
Handelsrecht oder sie befinden sich
als neue fernsehähnliche Medien-
dienstleistungen, die aber nicht mit
dem traditionellen Fernsehen iden-
tisch sind, auf europäischer Ebene in
einer gefährlichen rechtlichen Grau-
zone, die durch nationales Recht all-
eine nicht gelöst werden kann.

Die Folgen dieser Rechtsunsi-
cherheit sind zunehmend Fall-zu-
Fall-Entscheidungen der EU-Kom-
mission und des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH), was den Wirt-
schafts- und Kulturstandort Europa
im internationalen Wettbewerb
nachhaltig schwächt.

Um die dringend notwendige
Rechtssicherheit zum Schutz der
kulturellen Vielfalt zu gewährleisten,
hat das Europäische Parlament in
den vergangenen Jahren einen ge-
sonderten Rechtsrahmen für audio-
visuelle Dienstleistungen gefordert,
der ihrem Doppelcharakter als Kul-

tur- und Wirtschaftsgut gerecht wird.
Mit dem Vorschlag der EU-Kommis-
sion für die Revision der Fernseh-
richtlinie vom 15.12.2005 wurde
endlich ein Teil  der erforderlichen
Konsequenzen gezogen. Traditionel-
le und neue audiovisuelle Medien-
dienste sollen in einer sektorspezi-
fischen Richtlinie mit abgestufter
Regulierungsdichte, je nach Rele-
vanz des Dienstes für die öffentliche
Meinungsbildung, zusammenge-
fasst werden.

Audiovisuelle Mediendienste sind
wirtschaftliche – auch von öffentlich-
rechtlichen Unternehmen erbrachte
– Dienstleistungen, deren Haupt-
zweck im Angebot bewegter Bilder
mit oder ohne Ton unter der redakti-
onellen Verantwortung eines Medi-
endiensteanbieters ist, die sich zur
Information, Bildung oder Unterhal-
tung über elektronische Netze an die
allgemeine Öffentlichkeit wenden.

Es wird zwischen „linearen Diens-
ten“, die ein festes, für den Nutzer
nicht zu änderndes Programmsche-
ma haben, und „nicht-linearen
Diensten“, die vom Zuschauer auf
Abruf gesehen und interaktiv verän-

dert werden können, unterschieden.
Um dem Charakter der nicht-linea-
ren Dienste gerecht zu werden, sind
für diese nur grundlegende Anforde-
rungen zum Jugend- und Verbrau-
cherschutz und zum Schutz der
Menschenwürde vorgesehen. Zu de-
ren Kontrolle wird den Mitgliedsstaa-
ten empfohlen, – falls nicht schon
vorhanden – Instrumente der Ko-
oder Selbstregulierung vorzusehen.
Der Entwurf der EU-Kommission zur
Revision der Fernsehrichtlinie ist aus
den genannten grundsätzlichen Er-
wägungen ein insgesamt guter und
dringend notwendiger Vorschlag zur
Sicherung kultureller Aspekte im Pro-
zess der Medienkonvergenz und der
Globalisierung audiovisueller Dienst-
leistungen.

Ein Problem ist allerdings die von
der Kommission vorgeschlagene Le-
galisierung von Produktplatzierung
als Werbeform. Die Ablehnung die-
ses Punktes darf aber keinesfalls den
Stimmen aus der Industrie und eini-
gen Mitgliedsstaaten (Großbritanni-
en) zur Mehrheit verhelfen, die die
Richtlinie und damit den Schutz der
kulturellen Aspekte audiovisueller

Dienstleistung ausschließlich auf
traditionelles Fernsehen beschrän-
ken wollen.

Nur der Vollständigkeit halber sei
darauf hingewiesen, dass audiovisu-
elle Dienste, die keine Mediendiens-
te sind, nicht in den Aufgabenbereich
dieser Richtlinie fallen. Sie befinden
sich weiterhin in einer rechtlichen
Grauzone. Zu hoffen ist auf eine zu-
künftige Regelung, die der von der
Europäischen Union mit erarbeiteten
und beschlossenen UNESCO-Kon-
vention zum Schutz der kulturellen
Vielfalt Rechnung trägt.

Im Dezember 2006 will das Euro-
päische Parlament in 1. Lesung über
die Richtlinie entscheiden.

Alle an der Kultur Interessierten
sind aufgerufen, mitzuhelfen, die
politischen Mehrheiten im Sinne des
Kommissionsvorschlages und der
bisherigen Forderungen des Europa-
parlamentes zu sichern.

Die Verfasserin ist Berichterstatterin
des Europäischen Parlaments

für die Revision der Fernsehricht-
linie im federführenden Kulturaus-

schuss 

Ein problematischer Königsweg
Die arbeitsrechtlichen Auswirkungen der Privatisierung von Musikschulen � Von Wolf Steinweg

Seit Jahren ist wieder die zuneh-
mende Tendenz feststellbar, die Pri-
vatisierung von Musikschulen wie
auch anderer Kultureinrichtungen
der kommunalen Träger als einen
Ausweg aus der Finanzkrise der
Kommunen zu diskutieren. Hinter-
grund ist konkret, dass der Zu-
schussbedarf der kommunalen
Musikschulen im wesentlichem aus
dem hohen Personalkostenanteil für
die qualifizierten Lehrkräfte resul-
tiert. Das gilt insbesondere, soweit
die Lehrkräfte nach BAT / TVöD  ver-
gütet werden. Ziel der Privatisierung
ist deshalb häufig die sogenannte
�Flucht aus dem Tarifvertrag�; oft in
Kombination mit der Vorstellung,
nach der Privatisierung die Lehr-
kräfte ohne weiteres nur noch als
freie Mitarbeiter beschäftigen zu
können.

I n der Praxis werden dabei häufig
die arbeitsrechtlichen Konse-

quenzen der Privatisierung verkannt
mit der Folge einer Fehleinschät-
zung der Zielerreichung und der fi-
nanziellen Risiken, ganz abgesehen
davon, dass durch den Übergang auf
einen privaten Träger, sei es einen
eingetragenen Verein, sei es eine
GmbH, die finanzielle Absicherung
und damit der Bestand der Musik-
schule gefährdet wird.

Es ist deshalb angezeigt, die ar-
beitsrechtlichen Auswirkungen der
Privatisierung von Musikschulen
durch Übertragung auf einen priva-
ten Rechtsträger in den Grundzügen
darzustellen.

Zentrale Vorschrift für die ar-
beitsrechtlichen Folgen des Be-
triebsübergangs ist § 613 a BGB, der
unabdingbar Anwendung findet,
wenn die Voraussetzungen eines Be-
triebsübergangs vorliegen. Die Vor-
schrift dient dem Schutz der Arbeits-
verhältnisse bei der rechtsgeschäft-
lichen Übertragung der Musikschu-
le auf einen neuen Träger, vergleich-
bar dem Grundsatz „Kauf bricht
nicht Miete“ und regelt dazu, dass
die bestehenden Arbeitsverhältnis-
se in dem jeweiligen Zustand bei
Betriebsübergang auf den neuen
Betriebsinhaber übergehen und
zwar kraft Gesetzes.

Dem Arbeitnehmer ist allerdings
im Gesetz das Recht eingeräumt,
dem Übergang des Arbeitsverhält-
nisses zu widersprechen mit der Wir-
kung, dass das Arbeitsverhältnis mit
dem alten Arbeitgeber fort besteht.
In der Praxis bedeutet das aber im
Ergebnis die betriebsbedingte Kün-
digung des alten Arbeitgebers, weil

der „Betrieb Musikschule“ und da-
mit der Arbeitsplatz nicht mehr zur
Verfügung steht. Allerdings gilt für
eine solche betriebsbedingte Kündi-
gung das allgemeine Kündigungs-
schutzrecht unter Einhaltung der
Kündigungsfristen, der Wahrung der
Beteiligungsrechte der Personalver-
tretung, Sonderkündigungsschutz-
rechte wie Mutterschutz, Schwerbe-
hindertenschutz usw.. Vor allem aber
gibt es Probleme und Risiken bei den
tariflich unkündbaren Lehrkräften
nach BAT/TVöD. Das Bundesar-
beitsgericht hat in einer Grundsatz-
entscheidung vom 24.06.2002 die
tariflich unkündbaren Angestellten
im öffentlichen Dienst kündigungs-
rechtlich beamtengleich behandelt
und eine Kündigung nur dann
ausnahmsweise für begründet ange-
sehen, wenn jegliche Weiterbeschäf-
tigung bei dem öffentlichen Arbeit-
geber selbst aber auch bei benach-
barten öffentlichen Arbeitgebern in
einem Umkreis von 100 km geprüft
und nachgewiesen wurde, dass eine
Weiterbeschäftigung ausgeschlos-
sen ist.

Darin liegt ein erhebliches Risi-
ko insbesondere im Bereich der Ver-
waltungskräfte, wie Musikschullei-
ter, Stellvertreter, Geschäftsführer
usw..

Eine weitere arbeitsrechtliche
Konsequenz des Bestandsschutzes
für Arbeitsverhältnisse bei Betriebs-
übergang ist die Regelung in § 613 a
BGB, wonach Kündigungen aus An-
lass des Betriebsübergangs rechts-
unwirksam sind. Umgehungsversu-
che durch den Ausspruch betriebs-
bedingter Kündigungen und „Schlie-
ßung“ der Musikschule, die dann
aber doch von einem neuen Träger
möglicherweise nach einer kurzen
„Schamfrist“ weitergeführt wird,
bergen deshalb ein hohes Risiko.
Dies gilt auch wegen der komplexen
und schwer vorhersehbaren Ent-
scheidung zu der Rechtsfrage, ob ein
Betriebsübergang stattgefunden hat,
nach dem in der Rechtsprechung
dazu entwickelten Betriebsüber-
gangsbegriff. Es wird in jedem Ein-
zelfall geprüft werden müssen, ob
die Kriterien der Rechtsprechung
wie die Wahrung der Identität nach
dem Übergang durch Weiterführung
der bisherigen Arbeitsorganisation,
Übernahme durch Personal, Be-
triebsmittel, Kundenkarteien und
Verträge usw. vorliegen.

Im Hinblick auf die mit der Pri-
vatisierung zumeist beabsichtigte
„Flucht aus dem Tarifvertrag“ hat
besondere Bedeutung die Regelung

in § 613 a BGB zum Geltungsschutz
von tarifvertraglichen Regelungen
und Regelungen in Betriebsverein-
barungen oder Dienstvereinbarun-
gen, die Inhalt des Arbeitsvertrages
kraft Tarifbindung geworden sind.
Da die meisten kommunalen Träger
von Musikschulen tarifgebunden
sind, gelten die tariflichen Regelun-
gen wie BAT/TVöD unmittelbar und
zwingend für das jeweilige Arbeits-
verhältnis. Die tariflichen Regelun-
gen im Arbeitsverhältnis sind für die
Dauer eines Jahres ab Betriebsüber-
gang gegen jegliche Veränderungen
absolut geschützt. In der Praxis wird
daraus häufig der falsche Umkehr-
schluss gezogen, dass nach Ablauf
dieser Geltungsschutzfrist die Wei-
tergeltung der tariflichen Regelun-
gen entfalle oder zumindest zur Dis-
position des Arbeitgebers stünde.
Indes gelten die tariflichen Regelun-
gen für das Arbeitsverhältnis weiter
fort, allerdings nach einer im Zeit-
punkt des Betriebsüberganges ein-
tretenden Transformation in einfa-
ches Arbeitsvertragsrecht als Ver-
tragsbestandteil. Änderungen des
Arbeitsvertrages einschließlich der
tariflichen Regelungen sind dann
nur einvernehmlich durch beider-
seitige Vereinbarung möglich oder
im Wege einer Änderungskündigung
mit dem Ziel, das Arbeitsverhältnis
auf eine neue Grundlage unter Weg-
fall der tariflichen Regelungen zu
stellen. Soweit die Arbeitsverhältnis-
se dem Kündigungsschutzgesetz
unterliegen, müssen dafür aber drin-
gende betriebliche Gründe gegeben
sein, das bloße Bedürfnis, Kosten
einzusparen, reicht nach der Recht-
sprechung des Bundesarbeitsgericht
dafür nicht aus. Die Rechtsprechung
des Bundesarbeitsgerichts ist mit
Änderungskündigungen zur Absen-
kung der Vergütungen äußerst zu-
rückhaltend. Im übrigen gilt für der-
artige Änderungskündigungen
wiederum das volle Kündigungs-
schutzrecht wie tarifliche Unkünd-
barkeit und Sonderkündigungs-
schutzrechte wie Mutterschutz,
Schwerbehindertenschutz usw..
Auch daraus folgen Durchsetzungs-
und Kostenrisiken.

Auch die Vorstellung, dass die
Privatisierung dazu dienen könne,
nach erfolgten Trägerwechsel pro-
blemlos die Umwandlung der Ar-
beitsverträge in freie Mitarbeiterver-
träge erreichen zu können, erweist
sich als trügerisch. Auch dieses so-
genannte Outsourcing durch be-
triebsbedingte Kündigung unterliegt
dem allgemeinen Kündigungs-

schutzrecht. Zu der Problematik im
einzelnen wird auf den Aufsatz des
Autors der neuen musikzeitung Aus-
gabe 7 bis 8/06, Seite 26 hingewie-
sen.

Unproblematisch ist allein die
Möglichkeit, bei Neueinstellungen
Arbeitsverträge ohne Tarifgeltung
abzuschließen, vorausgesetzt, dass
der neue Musikschulträger nicht
wieder tarifgebunden ist. Ein derar-
tiges Nebeneinander von Alt- und
Neuverträgen würde auch nicht ge-
gen den Gleichbehandlungsgrund-
satz verstoßen.

Vorsorglich wird noch auf ein wei-
teres Kostenrisiko hingewiesen. Nach
§ 613 a BGB haftet der Betriebsüber-
nehmer für bis zum Betriebsüber-
gang entstandene Ansprüche und
Forderungen der Arbeitnehmer,

insbesondere auch aus etwaigen Ver-
sorgungsanwartschaften. Bestehen
Anwartschaften im Bereich der Zu-
satzversorgung im öffentlichen
Dienst können hohe Ausgleichszah-
lungen an die Versorgungskasse aus-
gelöst werden, wenn die Mitglied-
schaft in einer solchen Versorgungs-
kasse beendet werden soll.

Zusammenfassend ist festzustel-
len, dass sich die Privatisierung mit
dem Ziel der Kostensenkung ins-
besondere im Personalbereich durch
Ausstieg aus der Tarifgeltung arbeits-
rechtlich jedenfalls nicht als unpro-
blematischer „Königsweg“ erweist.

Der Autor ist Rechtsanwalt, Fachan-
walt für Arbeitsrecht in Bonn und

Syndikus des Verbandes Deutscher
Musikschulen 
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Mehr Klarheit bei Mitgliedsbeiträgen an kulturelle Fördervereine?
Neues Schreiben des Bundesfinanzministeriums gibt Anlass zur Hoffnung � Von Friedhelm Klinkertz

Ein neues Schreiben des Bundesfi-
nanzministeriums vom 11. Juli 2006
zeigt einen Weg zur Lösung des Pro-
blems, das durch das heftig umstrit-
tene Schreiben des Bundesfinanz-
ministeriums vom 19. Januar 2006
zur steuerlichen Abzugsfähigkeit
von Mitgliedsbeiträgen an kulturel-
le Fördervereine entstanden ist.

D as BMF-Schreiben vom 19. Ja-
nuar 2006 hat im Bereich der

kulturellen Fördervereine für große
Verunsicherung gesorgt. Nach die-
sem BMF-Schreiben können von
2007 an auch nur geringe „geldwer-
te Vorteile“ der geförderten kulturel-
len Einrichtung an ihre Förderver-
einsmitglieder dazu führen, dass der
gesamte Mitgliedsbeitrag den ein
Mitglied seinem Förderverein zahlt,
steuerlich nicht mehr abzugsfähig ist.
Nach diesem BMF-Schreiben soll
zwar nicht jede – wie es dort heißt -
„Annehmlichkeit“, die einem Mit-
glied von seinem Förderverein ge-
währt wird, steuerschädlich sein. So
sollen zum Beispiel ein Dankeschön-
konzert oder ähnliche Veranstaltun-
gen, der Besuch von Theater- und Or-
chesterproben  exklusiv für Mitglie-
der eines Fördervereins für den steu-
erlichen Abzug des Mitgliedsbeitra-
ges unschädlich sein. In vielen ande-
ren Bereichen bleibt aber völlig un-
klar, welche Annehmlichkeiten zu-
künftig noch unschädlich, welche
schädlich sein sollen. Das kostenlose
Recht die Generalprobe einer Oper zu
besuchen ist steuerunschädlich, der
kostenlose Besuch des geförderten
Museums dagegen steuerschädlich!?

Problem des Alles
oder Nichts

Ungeachtet der Tatsache, dass bei
kulturellen Fördervereinen der geld-
werte Vorteil der „Annehmlichkei-
ten“ im Verhältnis zum Mitgliedsbei-
trag stets nur sehr gering sein dürf-
te: Sollte der für den Förderverein
zuständige  Finanzbeamte die An-
nehmlichkeit als schädlich im Sinne
des BMF-Schreibens beurteilen, soll
nicht etwa der auf den geldwerten
Vorteil der schädlichen Annehmlich-
keit entfallende Anteil am Mitglieds-
beitrag, sondern der gesamte Mit-
gliedsbeitrag steuerlich nicht ab-
zugsfähig sein.  Neben der Unbe-
stimmtheit entzündet sich die Kritik
an dem BMF-Schreiben insbeson-
dere an dieser, einer wirtschaftlichen
Betrachtungsweise spottenden Alles
oder Nichts Rechtsfolge.

Beispiel: Das Mitglied eines För-
dervereins zahlt € 600 Mitgliedsbei-
trag (Firmen € 3.000). Der so För-
dernde darf (um das „Wir-Gefühl“ zu
stärken) kostenlos das geförderte
Museum besuchen. Das dadurch
eingesparte Eintrittsgeld von € 5
oder € 8 kann nach dem BMF-Schrei-
ben dazu führen, dass der gesamte
Förderbeitrag nicht mehr steuerab-
zugsfähig ist.

Forderungen an das Bundesfi-
nanzministerium, dem BMF-Schrei-
ben dadurch die Schärfe zu nehmen,
dass der Mitgliedsbeitrag entweder
nur in Höhe des konkret  nachzuwei-
senden  geldwerten Vorteils der An-
nehmlichkeit oder – aus Vereinfa-
chungsgründen – in Höhe eines pau-
schalen Prozentsatzes (zu denken
wären, gemessen am durchschnittli-
chen Verhältnis potentieller geldwer-
ter Vorteile zum Mitgliedsbeitrag,
zum Beispiel an 10%) nicht abzugs-
fähig ist, blieben bislang unerhört.

Rettung durch die
Fußball-WM?

In dieser Situation ist es zu begrü-
ßen, wenn das Bundesfinanzminis-
terium mit einem neuen Schreiben
vom 11. Juli 2006 bei einem anderen,

aber durchaus vergleichbaren Sach-
verhalt ausdrücklich die Möglichkeit
einer Aufteilung eines einheitlichen
Entgeltes in steuerlich abzugsfähige
und steuerlich nichtabzugsfähige
Ausgaben zulässt.

Das BMF-Schreiben vom 11. Juli
2006 ist eine Ergänzung zu einem
bereits am 22. August 2005 verfaßten
BMF-Schreiben, das die ertragssteu-
erliche Behandlung von Aufwendun-
gen für VIP-Logen in Sportstätten
betrifft. In diesem, vor allem mit
Blick auf die Fußball-Weltmeister-
schaft ergangenen Schreiben wurde
unter anderem festgelegt, dass die
Aufwendungen, die ein Steuerpflich-
tiger für die Nutzung einer VIP-Loge
in einem Stadion tätigt, aufzuteilen
sind in steuerlich voll abzugsfähige
Kosten für Werbung, steuerlich zum
Teil abzugsfähige Bewirtungskosten
und in Kosten für Geschenke, die, so
sie € 35 pro Empfänger übersteigen,
insgesamt nicht steuerlich abzugsfä-
hig sind. Aus Vereinfachungsgrün-
den sieht das BMF-Schreiben vom
22. August 2005 ausdrücklich die
Möglichkeit einer pauschalen Auf-
teilung des einheitlichen Gesamtbe-
trages vor.

Hatte man bei dem Schreiben
vom 22. August 2005 noch denken
können, dass dies eine der Einmalig-
keit und Größe des Ereignisses ge-
schuldete lex-Fußball-Weltmeister-
schaft sei, um der insbesondere bei
den Sponsoren entstandenen Unsi-
cherheit hinsichtlich der steuerli-
chen Beurteilung der VIP-Logen zu
begegnen, lässt das neue Schreiben
vom 11. Juli 2006 nunmehr aufhor-
chen. In dem BMF-Schreiben vom
11. Juli 2006 hat das BMF die Grund-
sätze des Schreibens vom 22. August

2005 über VIP-Logen hinaus nicht
nur auf sog. „Business-Seats“ erwei-
tert, sondern – und das ist das Er-
freuliche – auch auf „Veranstaltun-
gen ausserhalb von Sportstätten“. Nr.
6 des BMF-Schreibens vom 11. Juli
2006 lautet:

„Soweit ausserhalb einer Sport-
stätte in einem Gesamtpaket Leis-
tungen angeboten werden, die Ein-
tritt, Bewirtung und Werbung ent-
halten (zum Beispiel Operngala) ist
eine pauschale Aufteilung möglich.“

Die Aufteilung von einheitlichen
Zahlungen in einen steuerlich ab-
zugsfähigen und einen steuerlich
nicht abzugsfähigen Teil ist eine ver-
nünftige, unbürokratische und prak-
tikable Regelung. Sie entspricht ei-
ner wirtschaftlichen Betrachtung.
Vor dem Hintergrund wird das Fest-
halten an der Alles-oder-Nichts-Re-
gelung in dem BMF-Schreiben vom
19. Januar 2006 zur steuerlichen
Abzugsfähigkeit von Mitgliedsbei-
trägen an kulturelle Fördervereine
gänzlich unverständlich. Es ist je-
denfalls kein sachlicher Grund er-
kennbar, warum nicht auch  Mit-
gliedsbeiträge an kulturelle Förder-
vereine in einen steuerlich abzugs-
fähigen und – soweit den Mitglie-
dern überhaupt Annehmlichkeiten
zugute kommen – nicht abzugsfähi-
gen Teil aufgeteilt werden sollen, sei
es im Wege des Einzelnachweises
des konkreten geldwerten Vorteils,
sei es – aus Vereinfachungsgründen
– alternativ im Wege einer pauscha-
len Aufteilung.

Es ist ein klassischer juristischer
Erst-Recht-Schluss: wenn schon im
Bereich der Ausgaben für eine VIP-
Loge in einem Fußball-Stadion oder
eine kommerzielle Operngala der

steuerliche Pauschalabzug möglich
und zulässig ist, dann doch „erst
Recht“ im Bereich der gemeinnützi-
gen kulturellen Förderung. Das gilt
umso mehr und umso dringender,
als es überhaupt keinen Förderverein
gibt, der seinen Mitgliedern nicht ge-
ringe geldwerte Vorteile einräumt.
Wenn also der Fiskus glaubt, diese
Vergünstigungen – freier Eintritt, Teil-
nahme an Führungen und Diskussi-
onen, Besuch von Sonderveranstal-
tungen – als steuerschädlich beurtei-
len zu müssen, sollte er wenigstens
eine pauschale Aufteilung anordnen.
Damit entfällt auch der unselige
Streit über die Frage, was und wie
hoch der geldwerte Vorteil ist.

Erleichterung auch für
sog. Fundraising-
Veranstaltungen?

Die in dem neuen BMF-Schreiben
vom 11. Juli 2006 getroffene Rege-
lung der Aufteilung in steuerlich ab-
zugsfähige und nicht abzugsfähige
Ausgaben, könnte auch die gegen-
wärtigen Probleme bei der steuerli-
chen Beurteilung von Benefizveran-
staltungen  zur Akquirierung von
Spendengeldern für kulturelle und
andere gemeinnützige Einrichtun-
gen (sog. Fundraising) lösen. Das
Problem der steuerlichen Beurtei-
lung soll das Beispiel einer ganz und
gar typischen Fundraising-Veran-
staltung verdeutlichen: Die AIDS-
Stiftung veranstaltet eine Operngala
mit dem Ziel Spenden zu sammeln.
Die Teilnehmer der Gala müssen für
eine Eintrittskarte € 500 zahlen, wo-
von bei wirtschaftlicher Betrachtung
€ 100 auf die künstlerischen Leistun-

gen entfallen, € 400 sind Spende für
die AIDS-Stiftung. Nach gegenwärti-
ger Ansicht der Finanzverwaltung ist
der Spendenanteil in Höhe von € 400
nicht als Spende abzugsfähig, da die
AIDS-Stiftung für das Ticket einheit-
lich € 500 gefordert hat. Diese Beur-
teilung führt in der Praxis oftmals zu
den abenteuerlichsten Konstruktio-
nen, um irgendwie doch noch den
Abzug des Spendenanteils zu errei-
chen. So gehen die Fundraising-Ver-
anstalter zunehmend dazu über, po-
tentielle Förderer einzuladen, ohne
ein Eintrittsgeld zu fordern, verbun-
den aber mit der unverbindlichen
Erwartung, dass der Besucher der
Veranstaltung einen in seinem Er-
messen stehenden Betrag „der bitte
nicht unter Betrag xy liegen sollte“
spenden wird. Die Fundraising-Ver-
anstaltungen werden somit immer
mehr zum nicht kalkulierbaren Risi-
ko gemeinnütziger Einrichtungen.

Das neue BMF-Schreiben vom
11. Juli 2006 weist den richtigen Weg
und gibt Anlass zu der Hoffnung,
dass zukünftig eine Aufteilung des
einheitlich zu zahlenden Geldbetra-
ges für die Teilnahme an einer
Fundraising-Veranstaltung in einen
nicht abzugsfähigen Teil für Bewir-
tung und/oder Musik und einen ab-
zugsfähigen Spendenteil möglich
sein wird. Auch hier ist jedenfalls
kein sachlicher Grund erkennbar,
die Grundsätze der sinnvollen Rege-
lung des BMF-Schreibens vom 11.
Juli 2006 nicht auch auf Fundraising-
Veranstaltungen gemeinnütziger
Einrichtungen anzuwenden.

Der Verfasser ist Rechtsanwalt der
Sozietät Hogan & Hartson Raue,

Berlin 

Edel sei der Mensch, hilfreich und gut
Zum Gutachten des Beirates des Finanzministeriums zum Gemeinnützigkeitsrecht � Von Gabriele Schulz

Gleich an zwei verschiedenen Stel-
len hat die große Koalition in ihrem
Koalitionsvertrag vereinbart, die
Rahmenbedingungen für bürger-
schaftliches Engagements zu ver-
bessern.

I m Kulturkapitel ist nachzulesen:
„Die Rahmenbedingungen, die die

Bürgergesellschaft hat und braucht,
müssen für den Bereich der Kultur
verbessert werden. Dazu gehört die
Förderung des bürgerschaftlichen
Engagements, insbesondere mit Blick
auf das Vereinsrecht. ... Wir wollen
das Stiftungsrecht weiter entwickeln,
um die Errichtung von Stiftungen zu
erleichtern und zusätzliche Anreize
für Zuwendungen zu schaffen.“ Und
unter der Überschrift „Bürgergesell-
schaft stärken“ steht: „Der Staat soll-
te das bürgerschaftliche Engagement
durch die Verbesserung der rechtlichen
Rahmenbedingungen, die Beachtung
der Auswirkungen auf bürgerschaftli-
ches Engagement bei jeder Gesetzge-
bung und eine gezielte Weiterentwick-
lung der Anerkennungskultur fördern.
Dazu gehört eine Reform des Gemein-
nützigkeitsrechts genauso wie die Ent-
bürokratisierung und Gewährung von
Freiräumen für Kreativität und Inno-
vation in anderen Rechtskreisen. Mit
der Weiterentwicklung des Stiftungs-
rechts und Steuerrechts sollten Anrei-
ze geschaffen werden, sich durch Stif-
tungen an der Förderung des Gemein-
wohls zu beteiligen.“

Nach diesem Bekenntnis zum
bürgerschaftlichen Engagement be-
stand die Hoffnung, dass in dieser
Legislaturperiode weitere Maßnah-
men zur Stärkung des Engagements
und zur Verbesserung der Rahmen-
bedingungen von Vereinen und Stif-
tungen geschaffen würden. Zusam-
men mit anderen Dachverbänden

hat der Deutsche Kulturrat daher in
der Projektgruppe zur Reform des
Gemeinnützigkeits- und Spenden-
rechts mitgewirkt. Diese Projekt-
gruppe hat im April dieses Jahres
Vorschläge zur Reform des Gemein-
nützigkeits- und Spendenrechts un-
terbreitet, die sich am geltenden
Recht orientieren und sehr pragma-
tische Verbesserungen bedeuten.

Nachdem am 19. Januar dieses
Jahres in einem Schreiben des Bun-
desministeriums der Finanzen klar-
gestellt wurde, dass Mitglieder von
Fördervereinen ihren Mitgliedsbei-
trag steuerlich nicht mehr geltend
machen können, sofern sie einen
geldwerten Vorteil wie z.B. den kos-
tenlosen Eintritt zu der von ihnen
geförderten Kultureinrichtung oder
die bevorzugte Behandlungen beim
Erwerb von Eintrittskarten erhalten,
ließ sich erahnen, woher der Wind
aus dem Bundesministerium der Fi-
nanzen weht. Statt anzuerkennen,
dass immer mehr Bürgerinnen und
Bürger sich für die Kultureinrichtun-
gen vor Ort einsetzen, dass sie sie fi-
nanziell unterstützen und ideell für
sie eintreten, werden unter dem Dik-
tum der geldwerten Vorteile Restrik-
tionen eingeführt. Eine solche mo-
netäre Betrachtung von Förderverei-
nen geht an der Realität vorbei. För-
dervereinsmitglieder treten nicht
dem Verein bei, weil sie einen geld-
werten Vorteil erhalten, sondern weil
sie die Einrichtung unterstützen
oder aber zur Familie der Kunst-
freunde, der Theaterfreunde usw. ge-
hören wollen. Dass sich das Bundes-
finanzministerium bislang keinem
Argument zugänglich war, gibt eini-
ge Hinweise auf die Denkrichtung
des Hauses.

In seinem Gutachten „Die abga-
benrechliche Privilegierung gemein-

nütziger Zwecke auf dem Prüfstand“
empfiehlt der Wissenschaftliche Bei-
rat des Bundesministeriums der Fi-
nanzen „eine Reform der Abgaben-
ordnung mit dem Ziel einer engeren
Fassung der steuerlich gemeinnützi-
gen Tätigkeiten, eine Einschränkung
des Kreises der von der Körper-
schaftssteuer befreiten Einrichtun-
gen, eine Reform für das so genann-
te Übungsleiterprivileg bei der Ein-
kommenssteuer, eine engere Fas-
sung des Spendenprivilegs, eine
Neufassung umsatzsteuerlicher Pri-
vilegien und die Aufhebung der Be-
freiung von der Grund- und der Ge-
werbesteuer.“ Im Klartext bedeutet
es nicht mehr und nicht weniger als
dass ein erheblicher Teil der Vereine
seine Gemeinnützigkeit verlieren
könnte. Nach den Vorstellungen des
Wissenschaftlichen Beirats sollten
die steuerbegünstigten Zwecke u.a.
auf folgende Bereiche reduziert wer-
den:
· die Wissenschaft,
· die Pflege des kulturellen Erbe un-

ter der Voraussetzung, dass die Kos-
ten durch eigene Einnahmen wie
Eintrittsgelder nicht nachhaltig ge-
deckt werden können,

· die Mildtätigkeit in einem eng ver-
standenen Sinne

· die Förderung von Bildung und Er-
ziehung, soweit sie den Staat von
Aufgaben entlastet, die er sonst
selbst wahrnehmen müsste.

Das Gutachten ist ein Generalan-
griff auf den gemeinnützigen Sektor.
Auch wenn die Parlamentarische
Staatssekretärin Barbara Hendricks,
MdB bereits bei der Entgegennahme
des Gutachtens am 8. August gesagt
hat, dass sich das Bundesfinanzmi-
nisterium nicht alles zu eigen ma-
chen wolle und Vizekanzler Franz
Müntefering, MdB unmissverständ-

lich klarstellte, dass die Rahmenbe-
dingungen für Vereine nicht ver-
schlechtert werden sollen, ist höchs-
te Wachsamkeit geboten. Das Gut-
achten offenbart ein Denken, dass
der in den letzten Jahren gepflegten
Rhetorik von der Stärkung der Bür-
gergesellschaft diametral entgegen-
steht.

Bürgerengagement oder
Wettbewerbsverzerrung

Im Gutachten des Wissenschaftli-
chen Beirats wird bürgerschaftliches
Engagement ausschließlich unter
dem Blickwinkel einer möglichen
Wettbewerbsverzerrung betrachtet.
Es wird geprüft, inwiefern gemein-
nützige Organisationen, die Steuer-
privilegien genießen, eine bessere
Ausgangsposition haben als andere
Wettbewerber. Gleich eingangs wird
darauf verwiesen, dass der gemein-
nützige Sektor wächst und sich die-
ses auch in einer positiven Beschäf-
tigungsentwicklung niederschlägt,
ganz im Gegensatz zum Arbeits-
platzabbau in anderen volkswirt-
schaftlichen Sektoren. Damit der
Wettbewerb nicht behindert wird
und sich die Dienstleistungsgesell-
schaft weiter entwickeln, sollen
Steuerprivilegien von gemeinnützi-
gen Organisationen abgebaut wer-
den.

Eine solche Betrachtungsweise
verkennt den Kern der Tätigkeit ge-
meinnütziger Organisationen. Ge-
meinnützige Organisationen zielen
in erster Linie darauf ab, dass sich
Bürgerinnen und Bürger für das Ge-
meinwesen engagieren. Das ist das
Ziel des bürgerschaftlichen Engage-

GEMEINNÜTZIGKEITSRECHT
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Europa und die Kultur
Was bringt der Herbst? � Von Barbara Gessler

Die Vorbereitungen für die Deutsche
Präsidentschaft im ersten Halbjahr
2007 laufen auf Hochtouren. Nicht
nur im Kulturbereich, sondern auch
in anderen für Kulturschaffende re-
levanten Sektoren wie Bildung und
Medien werden entscheidende Dos-
siers entweder noch diesen Herbst
auf den Weg gebracht oder aber in
den Verhandlungen so vorangetrie-
ben, dass unter deutschem Vorsitz
echte Fortschritte gemacht werden
können.

S o sieht es etwa mit der Richtlinie
für Audiovisuelle Mediendiens-

te aus, zu der ein erster Aufschlag
von Seiten der berichterstattenden
Europaabgeordneten Hieronymi ge-
macht wurde. Sie macht deutlich,
insbesondere einige Unklarheiten
bezüglich des Anwendungsgebiets
der geplanten Regelung beseitigen
zu wollen, da es sich um eine Richt-
linie für audiovisuelle Mediendiens-
te (nicht: private oder teilöffentliche
elektronische Kommunikation wie
Podcast oder Chats, Radiodienste
und andere) handele. Dies soll auch
durch eine klarere Abgrenzung zwi-
schen verschiedenen Regelungsbe-
reichen erfolgen. Ebenfalls soll deut-
lich gemacht werden, dass die Rege-
lungsdichte für neue audiovisuelle
Mediendienste nicht analog zur bis-
herigen Fernsehrichtlinie zunehmen
soll. Sie fordert außerdem ein größt-
mögliches Maß an Selbstregulie-
rung. Die Europäische Kommission
ist zuversichtlich, dass klarere Defi-
nitionen und eine neutrale techno-
logische Basis für einen möglichst
flexiblen Rahmen in den Entwurf
eingearbeitet werden. Die finnische
Präsidentschaft erwartet, im No-
vember eine generelle Haltung zu
dem Thema zu verabschieden. Dem
offenbar von deutscher Seite einge-
brachten Vorschlag zur Abschaffung
der Quoten wird wohl keine Chance
auf Durchsetzung beigemessen.

Ebenfalls von nicht zu unter-
schätzender ständiger Aktualität ist
die Ausgestaltung der künftigen Po-
litik zum Schutz des Medienpluralis-
mus in den Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union, über deren nächs-

te Schritte die Kommission derzeit
eine Mitteilung vorbereitet. Auf eine
Behandlung dieser Problematik hat-
te lange auch das Europäische Par-
lament gedrängt. Die bislang dazu
vorliegenden Studien und Erhebun-
gen haben gezeigt, dass sehr unter-
schiedliche Aspekte zur Bewertung
darüber, ob effektiver Medienplura-
lismus in einem Land herrscht, her-
angezogen werden müssen. Die
Kommission schlägt daher folgerich-
tig vor, in einem nächsten Schritt
eine Studie zu erstellen, die die kon-
kreten Indikatoren für die Messung
dieses Tatbestands hervorbringen
soll. So ist ihres Erachtens nicht al-
lein die Frage nach dem Medienbe-
sitz (nur wenige oder ausländische
Unternehmen etc.) entscheidend für
die Beurteilung, ob eine Bedrohung
für den Pluralismus vorliegt. Trans-
parenz ist ein wesentlicher Faktor in
diesem Zusammenhang. Es muss si-
chergestellt werden, dass der Zugang
der Bürgerinnen und Bürger zu un-
terschiedlichen Informations- und
Meinungsquellen möglich ist, damit
sie sich ihre Meinung ohne unzuläs-
sige Beeinflussung durch eine domi-
nante Meinungsmacht bilden kön-
nen. Dabei müssen natürlich auch
die neueren Entwicklungen im digi-
talen Umfeld berücksichtigt werden.
Es gilt, die verschiedenen Seiten des
Problems zu berücksichtigen, die
politisch-regulatorische, die des
Endverbrauchers sowie die ökono-
mische. Eine zweite Studie in 2008
soll dann auf der Grundlage der
Kommentare zu den bis dahin ent-
wickelten Indikatoren eine konkrete
Anwendung in jedem Mitgliedstaat
mit Blick auf eine Risikoabschätzung
vornehmen. Es soll also keineswegs
ein One-size-fits-all-Raster entste-
hen.

Eine öffentliche Konsultation mit
dem Ziel, die Möglichkeiten zur Sti-
mulierung des Binnenmarktes für
online Inhalte zu eruieren, hat die
Kommission Ende Juli lanciert. Die-
ser Markt hat bereits heute ein be-
trächtliches Volumen, beträgt 8 %
des europäischen Bruttoinlandpro-
dukts und ist aber gleichzeitig noch
einigen Hürden im grenzüberschrei-

tenden Dienstleistungsverkehr aus-
gesetzt. Bis zum 13. Oktober sollen
sich Interessierte und Betroffene
dazu äußern, welche Fortschritte
nötig sind, um das Potenzial voll aus-
zuschöpfen.

Apropos Handel mit Dienstleis-
tungen: Will man das Aussetzen der
Doha-Runde im Rahmen der WTO-
Verhandlungen im Juli wirklich als
eine gute Nachricht bezeichnen, wie
dies insbesondere globalisierungs-
kritische Organisationen getan ha-
ben? Auf die Gefahren, den grenzü-
berschreitenden Handel für kulturel-
le und andere Dienstleistungen nun
nicht mehr im multilateralen Rah-
men, sondern in bilateralen Abkom-
men zu regeln, muss erneut hinge-
wiesen werden. Die politische und
wirtschaftliche Dominanz einiger
Staaten, ohne dabei nur von den Ver-
einigten Staaten zu sprechen, kann
sich, so steht zu befürchten, dann in
den jeweiligen Verhandlungen sehr
negativ für die schwächeren Partner
auswirken.

Im Europäischen Parlament ar-
beitet der Abgeordnete Rapkay an
seinem Bericht über das Weißbuch
über Dienstleistungen von allgemei-
nem Interesse, der bald angenom-
men werden soll. Im Vordergrund
steht hier, Rechtssicherheit bezüg-
lich der Definition einer Dienstleis-
tung von allgemeinem oder aber all-
gemeinem wirtschaftlichem Interes-
se herzustellen. Rapkay wünscht
sich mehr Freiraum für die Behör-
den, die aber gleichzeitig auch deut-
lich machen müssen, inwiefern Ge-
meinwohlverpflichtungen bei der
Vergabe von Aufträgen erfüllt wer-
den sollen. Zum Schutz der Daseins-
vorsorge schlägt er außerdem vor,
auf freiwilliger Basis objektive und
transparente Qualitätsnormen fest-
zulegen. Dabei sollen die Prinzipien
der Verhältnismäßigkeit, aber auch
der Schutz des Nutzers und eine
Möglichkeit zur Kontrolle dieser
Normen enthalten sein. Solidarität,
Universalität, gleicher Zugang, Part-
nerschaft mit der Zivilgesellschaft
und Beteiligung der Arbeitnehmer
sollten ebenfalls als Grundsätze ein-
fließen. Der Vorschlag fordert außer-

dem, weiterhin die Definition, For-
mulierung, Organisation und Finan-
zierung der Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse den Mit-
gliedstaaten und ihren regionalen
und lokalen Behörden zu belassen.
Die Debatte zum Thema wird sicher
wieder viel Interesse generieren,
wie schon die nicht unerhebliche
Anzahl der Änderungsanträge be-
weist.

Auf der Agenda der Plenarsitzung
des EP in diesem Monat steht außer-
dem der Initiativbericht über den
Schutz des natürlichen und architek-
tonischen Kulturerbes Europas, der
mehr Sensibilisierung und Bewusst-
seinsbildung etwa mit dem Vor-
schlag der Einführung eines „Jahres
für Kulturerbe“ fordert. Während er
sich inhaltlich auf den ländlichen
Raum und dort insbesondere auf
kleinere und „kleine traditionelle
Siedlungen“ konzentriert, fordert er
jedoch generell eine besser Einbe-
ziehung der kulturellen Komponen-
te etwa in die Strukturfonds- oder
Forschungsförderung und fordert, in
anderen Politikbereichen stärker
darauf zu achten, ob sie eine Gefahr
für eben dieses Kulturerbe darstellen
könnten. Die Inventarisierung des
europäischen Kulturerbes, die der
Rat kürzlich gefordert hat, wird aus-
drücklich begrüßt.

Wesentlich mehr Sprengkraft be-
sitzt die Stellungnahme des Kultur-
ausschusses im EP für den Rechts-
ausschuss bezüglich der kollektiven
Wahrnehmung von Urheberrechten,
also über die Rolle und Organisati-
on von Verwertungsgesellschaften in
Europa und die Ankündigung der
Europäischen Kommission, in dieser
Hinsicht tätig werden zu wollen.
Dabei wird es, so die Meinung der
Abgeordneten, sehr darauf ankom-
men, den grundsätzlich begrüßten
verstärkten Wettbewerb fair und
transparent zu gestalten und nicht
dahingehend zu forcieren, dass er zu
einem Verdrängungswettbewerb mit
negativem Risikopotenzial für die
kulturelle Vielfalt wird.

Die Verfasserin ist Leiterin der EU-
Vertretung in Bonn 

ments. Dieses Engagement findet in
Vereinen durch die Spende von Zeit
und/oder Geld statt oder in Stiftun-
gen durch die Spende von Geld. Ge-
meinnützige Organisationen sind
keine Steuersparmodelle für wirt-
schaftliche Tätigkeit sondern sind
Ausdruck der Verantwortung der
Bürgerinnen und Bürger für die Ge-
sellschaft. Selbst jene Organisatio-
nen, die in der Abgabenordnung un-
ter Freizeitbetätigung gefasst wer-
den wie z.B. Chöre oder Laienor-
chester orientieren sich auf die Ge-
sellschaft. Sie stellen einen Teil der
kulturellen Infrastruktur dar und si-
chern gerade im ländlichen Raum
die kulturelle Bildung.

Insofern geht bereits der Ansatz
des Gutachtens des Wissenschaftli-
chen Beirats in die falsche Richtung.

Konkrete Forderungen des
Wissenschaftlichen Beirats
Edel sei der Mensch, hilfreich und
gut, dass sollen künftig die Voraus-
setzungen sein, damit überhaupt
noch ein gemeinnütziger Zweck an-
genommen werden kann. Der exter-
ne Nutzen soll das wesentliche Kri-
terium sein, um von einem gemein-
nützigen Zweck auszugehen. Daraus
folgt auch, dass die Engagierten kei-
ne Gegenleistung erwarten. Es gibt
lediglich eine Ausnahme bei der die-
ses Prinzip durchbrochen wird, das
ist die Förderung von Wissenschaft
und Forschung. Die Autoren dieses
Gutachtens, die selbst Wissenschaft-
ler sind, also die Nutznießer eines
möglichen Engagements, postulie-
ren, dass dieser Bereich per se ge-
meinnützig ist.

Rückwärtsgewandt sind die Vor-
stellungen vom Kulturbereich. Hier
soll künftig nur noch die Pflege des
kulturellen Erbes unter der Voraus-
setzung, dass die Kosten mit den er-
zielbaren Einnahmen aus Eintritts-
geldern o.ä. nicht nachhaltig abge-
deckt werden können, als gemein-
nütziger Zweck in Betracht kommen.
Die Förderung der zeitgenössischen
Kunst wie sie z.B. in Kunstvereinen
erfolgt, wäre damit nicht mehr ge-
meinnützig. Allein dieses Beispiel
belegt, wie unsinnig und kunstfeind-
lich diese Forderung ist. Abgesehen
davon, wer festlegen soll, was kultu-
relles Erbe ist. Gehört Bert Brecht,
dessen 50. Todestag im August die-
ses Jahres gefeiert wurde, bereits
zum kulturellen Erbe oder zählt er
noch zur Gegenwartskunst? Jede
Kunst ist zuerst zeitgenössisch und
wird irgendwann vielleicht einmal
zum kulturellen Erbe gehören. Der
Vorschlag des Wissenschaftlichen
Beirats der Verengung der gemein-
nützigen Zwecke im Kulturbereich
auf die Pflege des kulturellen Erbes
ist daher entschieden abzulehnen.

Ebenso abzulehnen ist die vorge-
schlagene Abschaffung der Steuer-
begünstigung für wirtschaftliche
Geschäftsbetriebe und Zweckbetrie-
be. Zunächst ist es so, dass die Steu-
erbegünstigung nur bis zu Einnah-
men einschließlich Umsatzsteuer
bis 30.678 Euro greift. Werden höhe-
re Einnahmen erzielt, muss selbst-
verständlich Körperschafts- und Ge-
werbesteuer gezahlt werden. Zum
zweiten ist zu berücksichtigen, dass
die Vereine die wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebe nicht unterhalten,
um mit anderen privatwirtschaftli-
chen Wettbewerbern zu konkurrie-
ren, sondern weil sie damit Einnah-
men für den ideellen Bereich erwirt-
schaften. Gerade öffentlich geförder-
te Vereine werden zunehmend dazu
aufgefordert, eigene Einnahmen –
auch durch wirtschaftliche Tätigkeit
– zu erzielen, um sinkende öffentli-
chen Zuschüsse auffangen zu kön-
nen.

Gleiches gilt für das Kulturspon-
soring. Hier wurden ebenfalls die
Kulturvereine verstärkt aufgefordert,

sich für ihre Vorhaben, um Sponso-
ren zu bemühen. Jetzt schlägt der
wissenschaftliche Beirat vor, dass die
Abzugsmöglichkeiten für Unterneh-
men beim Kultursponsoring restrik-
tiver gehandhabt werden sollen, was
dazu führen wird, dass das Kultur-
sponsoring zurückgeht.

Die Abzugsfähigkeit von Spen-
den soll nach den Vorstellungen der
Gutachter generell eingeschränkt
und nur noch unter restriktiven Vor-
aussetzungen gewährt werden. So
soll die Verwendung der Spenden
durch die begünstigte Körperschaft
offen gelegt und die Richtigkeit der
Angaben extern geprüft werden, was
gerade bei kleinen Vereinen einen
deutlich höheren Aufwand nach sich
ziehen würde. Nicht mehr abzugsfä-
hig soll eine Spende sein, wenn der
Spender genannt wird. Alle Versuche
die Spendenbereitschaft auch
dadurch zu erhöhen, dass Spender
öffentlich genannt werden und ih-
nen damit gedankt wird, werden da-
mit zunichte gemacht. Dabei zeitigt
gerade jenes Modell Erfolge. Mit-
gliedsbeiträge sollen generell nicht
mehr abzugsfähig sein.

Noch in der vorletzten Legisla-
turperiode wurde von der ersten rot-
grünen Bundesregierung die Erhö-
hung der Übungsleiterpauschale
beschlossen. Ziel war dabei, das bür-
gerschaftliche Engagement zu stär-
ken. Im Kulturbereich findet die
Übungsleiterpauschale vor allem im
Musikbereich Anwendung. Eine Ab-
schaffung der Übungsleiterpauscha-

le würde das Engagement empfind-
lich treffen.

Ein positiver Vorschlag ist, zwi-
schen dem Status einer gemeinnüt-
zigen Organisation und der Steuer-
begünstigung zu unterscheiden. Vie-
le Vereine streben den Status der
Gemeinnützigkeit an, um öffentliche
Zuschüsse erhalten zu können,
brauchen die Steuerprivilegierung
aber gar nicht, da sie ohnehin keine
Steuern zahlen müssen, da sie nicht
wirtschaftlich tätig sind. Hier eine
Trennung zwischen dem Status und
der Steuerbegünstigung zu errei-
chen, wäre ein interessanter Weg.

Resümee

Das Gutachten des Wissenschaftli-
chen Beirats geht von seinem rein
wettbewerbsrechtlichen Ansatz aus.
Bei gemeinnützigen Organisationen
wird nicht als erstes nach deren
Zweck, sondern danach gefragt, ob
eine steuerliche Privilegierung eine
Wettbewerbsverzerrung gegenüber
privatwirtschaftlichen Unternehmen
darstellt. Dieser Ansatz ist, wie dar-
gelegt wurde, problematisch. Eines
ist allerdings nicht von der Hand zu
weisen, der gemeinnützige Sektor ist
stärker ökonomisiert wurde. Sei es,
weil zusätzliche Mittel durch wirt-
schaftliche Tätigkeit erwirtschaftet
werden mussten, sei es, dass Abläufe
stärker unter ökonomischen Aspek-
ten betrachtet wurden, sei es, dass
z.B. die Rechtsform einer gemeinnüt-
zigen GmbH oder Stiftung nur ge-

wählt wurde, um Bestimmungen des
Haushaltsrecht nicht anwenden zu
müssen. Die Ökonomisierung des
gemeinnützigen Bereichs fällt ihm
nun negativ auf die Füße und sicher-
lich sind hierüber grundsätzliche
Diskussionen erforderlich.

Die Bundesregierung muss sich
entscheiden, was sie will: die Stär-

kung des bürgerschaftlichen Enga-
gement oder aber eine Eingrenzung
der gemeinnützigen Zwecke und
damit möglicherweise einen Rück-
gang des Engagements der Bürger-
innen und Bürger. Die in Jahrzehn-
ten gewachsenen Strukturen dürfen
jedoch nicht leichtfertig aufs Spiel
gesetzt werden. 

Ein Teil der kulturellen Infrastruktur: Laienorchester. Foto:www.pixelquelle.de
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Neue Impulse für die Auswärtige Kulturpolitik
Zur Großen Anfrage der Grünen Bundestagsfraktion � Von Uschi Eid

Auswärtige Kulturpolitik wurde in den
vergangenen Monaten lebhaft öffent-
lich diskutiert. Dies zeugt von erstark-
tem öffentlichem Interesse und ist
begrüßenswert. Denn zum einen ist
im Kontext jüngster Ereignisse �
insbesondere ist hier der Karikatu-
renstreit zu nennen � die Bedeutung
der Auswärtigen Kulturpolitik und die
Notwendigkeit der Förderung des in-
terkulturellen Austauschs und der
internationalen Verständigung auch
im öffentlichen Bewusstsein stärker
geworden. Zum anderen fördert die
breite und durchaus kontroverse Dis-
kussion über Konzepte und Schwer-
punkte den sich abzeichnenden Kon-
sens über den Stellenwert der Aus-
wärtigen Kulturpolitik als inhärenter
und  neben der klassischen Diploma-
tie und Außenwirtschaftspolitik
gleichwertiger Bestandteil der Außen-
politik.

Unstrittig ist, dass tragfähige in-
ternationale Beziehungen ein

kulturelles Fundament und belast-
bare Dialogstrukturen benötigen
und zwar im Sinne des vielfältigen,
offenen Austausches und der Ver-
ständigung zwischen den Kulturen
und zwischen verschiedenen gesell-
schaftlichen Ebenen. Nichts ist hier-
für wichtiger als die Begegnung von
Menschen, Kunstschaffenden, Me-
dienfachleuten, Wissenschaftlern
und Studierenden zu fördern. Der
Auswärtigen Kulturpolitik kommt als
Medium und Botschafter für aktive
Verständigung und  produktive Aus-
einandersetzung, für Vielfalt und für
Toleranz eine zentrale Rolle zu. Sie
hat aber zugleich die Aufgabe, das
Interesse an unserer Kultur und an
unserem Land zu wecken und ein
lebensnahes Bild von Deutschland
als Kulturnation in Europa zu prä-
sentieren. Es sind zugleich die Mit-
tel der Kulturpolitik, mit denen
Deutschland seine Rolle als Partner
in der Welt bekräftigen kann – als ein
Partner, der für klassische und zeit-
genössische Kultur steht, der an
gleichberechtigtem Dialog und Be-
gegnung mit anderen Völkern und
Kulturen interessiert ist, der sich sei-
ner Vergangenheit in offener Ausein-
andersetzung stellt und dadurch
glaubwürdig ist.

Auswärtige Kulturpolitik ist  ein
anderes Wort für Kulturbegegnung
und Kulturaustausch, der in zweier-
lei Richtungen und keineswegs frei
von politischer und gesellschaftlicher
Inwertsetzung stattfindet. Er befruch-
tet nicht nur das Kulturgeschehen in
Deutschland, er schafft Bindungen,
die positiv auf die politischen und
wirtschaftlichen Beziehungen aus-
strahlen. Fraglos sind hiermit Sympa-
thiewerbung für Deutschland, Infor-
mationsvermittlung über Land und
Leute verbunden und darüber hinaus
verfolgt die Auswärtige Kulturpolitik
stets auch unmittelbar die Interessen
Deutschlands, seiner Gesellschaft
und seiner Wirtschaft. Es wäre aber
falsch, sie auf die politisch-gesell-
schaftliche oder ihre außenwirt-
schaftliche Dimension, geschweige
denn auf ihre Informations- und Dar-
stellungsfunktion zu beschränken.
Auch im außenpolitischen Zusam-
menhang darf die Kultur nicht allein
zweckrationales Mittel sein. Sie muss
als Eigenwert und in ihrer Besonder-
heit – als kreatives, schöpferisches
und verwertungsfreies Momentum –
das eigentliche Anliegen des Kultur-
austausches und Auswärtiger Kultur-
politik sein.

Die gegenwärtige Diskussion un-
terstreicht die wichtige und unver-
zichtbare Rolle der auswärtigen Kul-
turarbeit. Sie macht allerdings auch
deutlich, dass eine Verständigung
über Leitlinien und strategische Aus-
richtung überfällig ist. Weltpolitische
Tendenzen und globale Entwicklun-

gen mitsamt ihren tief greifenden
Auswirkungen auf Gesellschaft,
Wirtschaft und Kultur machen eine
selbstkritische Überprüfung und
notfalls Anpassung der Instrumente,
Ziele und Konzepte der Auswärtigen
Kulturpolitik dringend erforderlich.
Vor vier  Jahren wurden die Grund-
sätze und Schwerpunkte der Aus-
wärtigen Kulturpolitik von der rot-
grünen Bundesregierung neu erar-
beitet. In der „Konzeption 2000“ trug
diese den neuen internationalen
Herausforderungen, wie zum Bei-
spiel dem Ende des Ost-West-Konf-
liktes, der deutschen Wiedervereini-
gung, den Terroranschlägen am 11.
September und dem zugrunde lie-
genden Kampf des islamischen Fun-
damentalismus gegen freiheitliche
Bürgergesellschaften westlicher Prä-
gung, den ethnisch begründeten
Konflikten in Südosteuropa und dem
als notwendig erachteten europäi-
schen Integrationsprozess Rechnung.
Die programmatische Neuausrich-
tung war entsprechend stärker wer-
teakzentuiert und verlangte von der
Auswärtigen Kulturpolitik einen Bei-
trag zur Friedenssicherung und Kon-
fliktprävention, sie sollte dialogisch
ausgerichtet sein und die europäi-
sche sowie multilaterale Dimension
stärken. Mit einer regionalen Schwer-
punktsetzung in Ost-/Mitteleuropa,
in Asien und im Nahen Osten setzte
man entsprechende Akzente und in
der medialen Außenrepräsentanz
wollte man neue medientechnologi-
sche Entwicklungen nutzen.

Dieses anspruchsvolle Aufgaben-
spektrum und damit verbundene
programmatische Schwerpunktset-
zungen haben auch im Lichte jünge-
rer  weltgesellschaftlicher und -po-
litischer Entwicklungen weder an
Komplexität noch Relevanz verloren.
Im Gegenteil: In der Vielfalt konkur-
rierender Kulturen zeichnen sich
produktive Verständigungsformen,
aber auch neue Grenzen der Verstän-
digungsbereitschaft ab. Als Mittel
der Konfliktverhütung muss die Aus-
wärtige Kulturpolitik hier ihre Dia-
loginstrumente weiterentwickeln,
aber auch die Möglichkeiten und
Erfolgsaussichten interkultureller

Verständigung realistisch bewerten.
Nur so wird sie auf Dauer kulturell
begründeten Konflikten und Ent-
fremdungserscheinungen zwischen
abendländischer und islamischer
Welt entgegenwirken können.

Kulturelle Beziehungen unter
den Bedingungen des 21. Jahrhun-
derts zu gestalten heißt Gegenläufig-
keiten, aber auch erstaunlichen ge-
meinsamen Entwicklungsprozessen
Rechnung zu tragen. Sensible Kul-
turarbeit erfordert ein Bewusstsein
für den eigenen Standort und eine
reflektierte und verlässliche Präsenz
im globalen gesellschaftlichen Ge-
füge. Nullsummenspiele sind hier
fehl am Platz. Weil aufstrebende dy-
namische Wirtschaftsregionen zu
recht neue kulturpolitische Auf-
merksamkeit verdienen, sind ge-
wachsene regionale Schwerpunkte
der Auslandskulturarbeit nicht auf-
zugeben. Dies bleibt vor allem mit
Blick auf die kulturelle Zusammen-
arbeit in Europa festzuhalten. Gera-
de nach dem Scheitern des europäi-
schen Verfassungsprozesses und be-
obachtbaren Renationalisierungs-
tendenzen in einzelnen Mitglieds-
ländern ist eine Stärkung der euro-
päischen Dimension Auswärtiger
Kulturpolitik wichtiger denn je. Für
den Integrationsprozess eines erwei-
terten Europas sind der Faktor „Kul-
tur“, neue kulturelle Initiativen und
Impulse jene entscheidende „Wäh-
rung“, um Europa in seiner kulturel-
len Vielfalt und als Wertegemein-
schaft zusammenwachsen zu lassen.

Versucht man zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt eine Bilanz der Aus-
wärtigen Kulturpolitik, so zeigt sich
eine Reihe strategischer Leerstellen
und Unstimmigkeiten. Konzeptio-
nelle Impulse sind dringend not-
wendig, um Aufgaben und vorhan-
dene Instrumente miteinander in
Einklang zu bringen und die Arbeit
der zahlreichen Mittlerorganisatio-
nen zu stärken. Und es geht um
mehr als Struktur- und Ressourcen-
fragen. Jüngst hat Außenminister
Steinmeier die Auswärtige Kulturpo-
litik als „Brückenpfeiler“ neu um-
schrieben, als unverzichtbares und
aufzuwertendes Instrument mit dem

die „Köpfe und Herzen der Men-
schen“ erreicht werden. Derzeit aber
sind mehr als löbliche Wertschät-
zung und neue Metaphern gefragt.
Es geht vor allem um eine Verstän-
digung darüber, welche Ziele mit
auswärtiger Kulturarbeit realisti-
scherweise verfolgt werden sollen
und wie ein zukunftsfähiger Kultur-
austausch konzeptionell gestaltet
und weiterentwickelt werden kann.
Gerade weil die Auswärtige Kultur-
politik derzeit mit neuen Dialognot-
wendigkeiten und sich abzeichnen-
den Zivilisationskonflikten konfron-
tiert ist, ist eine Überprüfung des
ohnehin komplexen Aufgabenkata-
logs und nicht seine ziellose Erwei-
terung notwendig.  Nach wie vor
aber steht eine Befragung der vor-
handenen Instrumente auf ihre
Wirksamkeit hin und eine Evaluie-
rung der Programme aus. Ohne eine
solche umfassende Evaluierung und
konzeptionelle Klärung dessen, was

von der Auswärtigen Kulturpolitik
erwartet wird, sind weder weiterge-
hende Finanzierungsfragen poli-
tisch sinnvoll verhandelbar noch las-
sen sich regionale Schwerpunktset-
zungen bewerten. Noch weniger
aber lassen sich Debatten – wie etwa
die über die geostrategische Aus-
richtung der Kulturarbeit der Goe-
the-Institute – produktiv führen.

Dass das Jahr 2006 vom Auswärti-
gen Amt als Reflexionsphase angekün-
digt wurde, um die im Jahr 2002 for-
mulierten Leitsätze zu überprüfen, ist
zu begrüßen. Insofern kommt die Gro-
ße Anfrage der Grünen Bundestags-
fraktion zum richtigen Zeitpunkt  und
sie kann und – dies ist erklärter An-
spruch – will einen konstruktiven Bei-
trag zu dieser Reflexionsarbeit  leisten.

Der Verfasserin ist Sprecherin für
Auswärtige Kultur- und Bildungs-

politik der Bundestagsfraktion
Bündnis 90/Die Grünen 

Das Stuttgarter Sparmodell
Zehntausende Blätter der Graphi-
schen Sammlung des Kölner Wall-
raf-Richartz-Museums warten nach
Informationen der Süddeutschen
Zeitung vom 12. August darauf we-
nigsten inventarisiert zu werden.
Der zuständige Mitarbeiter ist auch
noch in den Vorruhestand gegangen
und seine Stelle wird zwei Jahre lang
nicht besetzt.

Ein Problem, nein eine Chance. Der
Rechnungshof Baden-Württemberg hat
jüngst, wie er es nennt, �Verbesse-
rungspotenziale im inneren Betrieb� der
Staatsgalerie Stuttgart ausfindig ge-
macht, die als Vorbild dienen sollten.
Er empfiehlt zum Beispiel einen maß-
vollen Abbau der Sammlungsbestände
der Staatsgalerie Stuttgart. Der Rech-
nungshof glaubt, dass damit räumliche
und personelle Ressourcen freigesetzt
werden und außerdem auch ein Ver-

äußerungserlös zu erzielen sei. Dieser
Abbau der Sammlungsbestände der
Staatsgalerie Stuttgart ist aber auch
deshalb notwendig, weil die Prüfung er-
geben hat, dass die Staatsgalerie mit
der sachgerechten Verwaltung des bis-
herigen Bestandes teilweise überfordert
ist, so der Rechnungshof Baden-
Württemberg weiter. Na also, da ist
doch die Lösung all unserer Probleme.
Wenn ein Museum, unterfinanziert und
im Personalnotstand, mit seiner Arbeit
nicht nachkommt, verkaufen wir doch
einfach die Sammlung. Ohne Samm-
lung hat man auch keine Arbeit mit ihr
� ist doch logisch.

Die Kölner sollten sich an dem Stutt-
garter Sparmodell ein Beispiel nehmen,
damit der tolle Vorschlag des Rech-
nungshofes endlich Schule macht.

Olaf Zimmermann 

Zimmermann�s Blackout

„CARGO“, Comicausstellung: Im Rahmen des 40-jährigen Jubiläums der diplomatischen Beziehungen zwischen Deutschland und Israel realisieren sechs junge
Zeichner eine Comicreportage über das jeweils andere Land.  Foto: Goethe Institut
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Vom Dialog zum Netzwerk
Die Gemeinschaft der europäischen Kulturinstitute � Modell einer zukünftigen Auswärtigen Kulturpolitik? � Von Wolfgang Schneider

Noch immer scheint es noch kein
Konzept der Europäischen Union zu
geben, wie man nach den geschei-
terten Referenden in Frankreich und
den Niederlanden wieder neues Le-
ben in den Verfassungsprozess krie-
gen kann. Noch immer sind den Be-
kundungen vieler hochrangiger Po-
litiker beim Kongress �Europa eine
Seele geben� im Herbst 2004  kei-
ne nennenswerten Taten gefolgt.
Und noch immer warten die Kultur-
schaffenden Europas auf die Aus-
schreibung des neuen Kulturpro-
gramms 2007 und folgende. Da
überrascht eine Initiative mit der
Gründung eines Netzwerkes europä-
ischer Kulturinstitute, die eine wir-
kungsvolle Kulturpolitik durch euro-
paweite Zusammenarbeit anzustre-
ben gedenkt.

A m 23. Juni 2006 tagten rund 100
Vertreter von Kulturinstitutio-

nen aus 24 europäischen Staaten im
Auswärtigen Amt in Berlin, darunter
das British Council, das Institute
Francais, die Griechische Kulturstif-
tung, das Goethe-Institut, das Däni-
sche, Bulgarische und Rumänische
Kulturinstitut, das Collegium Hun-
garicum, das Instituto Cervantes, das
Instituto Italiano di Cultura, das Ös-
terreichische Kulturforum, das Pol-
nische, das Slowakische und das
Finnland-Institut, sowie das Tsche-
chische Zentrum. Hinter verschlos-
senen Türen sind die Direktoren und
Generalsekretäre übereingekom-
men, sich zur European Union of
National Institutions for Culture,
kurz EUNIC genannt zusammenzu-
schließen.

 EUNIC soll die Kulturarbeit in
Europa effektiver gestalten, Kultur
als wirkungsvolles Mittel zur Fin-
dung einer gemeinsamen Identität
und von gemeinsamen Werten nut-
zen und eine entscheidende Rolle in
der europäischen Kulturpolitik spie-
len, „um ein besseres Verständnis
innerhalb und außerhalb Europas
gleichermaßen zu erreichen“. Ein
Communique beschloss die ganztä-
gige Veranstaltung, in der auch pos-
tuliert wurde, dass die Vielfalt der
europäischen Kultur eine Tatsache
und Stärke darstelle, „der Rechnung
getragen und die aktiv artikuliert
werden sollte“.

Eingeladen hatte die Gemein-
schaft der europäischen Kulturinsti-
tute in Berlin (GEK), die seit 2003
existiert und mittlerweile 14 Institu-
te sowie Vertreter von Kulturabtei-
lungen der Botschaften, aber auch
assoziierte Mitglieder wie den DAAD
oder das Institut für Auslandsbezie-
hungen als Mitglieder führt. Neben
diversen Symposien und einem Tag
der offenen Türen am Europa-Tag,
dem 5. Mai diesen Jahres, mit Aus-
stellungen und Informationsveran-
staltungen, brachte sich die GEK
erstmals 2004 überzeugend mit ei-
nem vierzehntägigen Festival zum
Kulturerbe der Sinti und Roma in
den europäischen Ländern ins Ge-
spräch.

 Der Berliner Konferenz waren
Treffen in Brüssel, London und Prag
vorausgegangen, in denen der Auf-
trag der nationalen Kulturinstitute
im europäischen Einigungsprozess
diskutiert wurde. Sprecher der GEK
Berlin ist Dr. Eleftherios Ikonomou
von der Griechischen Kulturstiftung,
die Fragen der Zusammenkunft in
der deutschen Hauptstadt formu-
lierte: „Welche Rolle können die Kul-
turinstitute in den für die kulturre-
levanten Entscheidungsprozessen
spielen? Inwieweit werden die Kom-
petenz und Expertise der Kulturins-
titute in diesen Prozess integriert
und in wieweit haben dieses
überhaupt eine adäquate Position
auf der Ebene der supernationalen
Kommunikation?“ In der Tat sind die

Kulturinstitute nicht nur unter-
schiedlich organisiert – als Vereine,
als Abteilung der Botschaft oder als
so genannte Mittlerorganisationen,
sie sind auch in ihrer Programmar-
beit indifferent und insbesondere in
der Sprachpolitik eher separatis-
tisch.

 Das älteste Netzwerk europäi-
scher Kulturinstitute existiert unter
dem Kürzel CICEB seit mehr als ei-
nem Jahrzehnt in Brüssel. Die Stär-
ke des „Consociato Institutotium
Culturalium Europaeorum Inter Bel-
gas“ ist der multinationale Charak-
ter und die Mehrsprachigkeit der
Projekte. Der Zusammenschluss der
in Paris ansässigen ausländischen
Kulturinstitute FICEP („Forum des
Instituts Culturels Etrangers a Paris“)
wurde 2002 auf Initiative des Kana-
dischen Kulturinstituts gegründet.
17 der derzeit 40 Mitglieder stam-
men aus der EU, alle Projekte haben
allerdings keine explizit europäische
Ausrichtung, tragen aber dazu bei,
eine „multilaterale und eigenständi-
ge Reflexion über Kultur, ihren Sta-
tus und ihre Entfaltungsmöglichkei-
ten vor dem Hintergrund der Globa-
lisierung“ zu pflegen, wie es Angeli-
ka Ridder, Direktorin des Goethe-In-
stitut in Paris und Vorstandsmitglied
von FICEP, in Berlin zu formulieren
wusste. Weitere Beispiele kommen
aus Amsterdam und Wien und ma-
chen deutlich wie sehr die bisheri-
gen Vernetzungen auf die Metropo-
len beschränkt sind.

Während die bisherigen Debat-
ten um eine europäische Kulturpo-
litik allzu sehr um die Frage kreisten:
Was kann Europa für die Kultur tun?
scheint sich mit der Etablierung von
EUNIC ein Paradigmenwechsel an-
zukündigen; denn die entscheiden-
de Frage lautet nun: Was kann Kul-
tur für Europa tun? Und das
wiederum wird vor allem über die
Inhalte zu definieren sein. Die Struk-
turen dafür bilden zunächst die Ba-
sis der bilateralen und multilatera-
len Projekte. Europäische Kulturpo-
litik bedarf der kritischen Reflexion,
um wegzukommen von einer Sym-
bolik wie sie etwa die Tage oder Wo-
chen der europäischen Kultur präg-
ten, wie sie sich etwa mittels zahlrei-
cher europäischer Filmfestivals zeigt
oder wie sie etwa gelegentlich auch
in den Diskursveranstaltungen vor-
kommen. Nur verhalten wurde die-
se (Selbst-)Kritik in Berlin angespro-
chen. Es fehlten die kritischen Stim-
men, die deutlich machen, dass mit
rein additiven Aktivitäten zukünftig
kein (europäischer) Staat zu machen
sein wird. Das Kulturprogramm von
Morgen wird auf integrative Projek-
te setzen müssen, sicher weit mehr
als dies Sir David Green, Direktor des
British Council und spiritus rectus
von EUNIC auf der Konferenz mit
dem Begriff der „Patchwork-Pro-
gramme“ als Zukunftsmodell vor-
stellen konnte. Immerhin sprach ein
Vertreter jener europäischen Kultur-
institute, die gerade in den letzten
Jahren eher eine nationale (Kultur-
und vor allem Sprachen-) Politik
zum Ziel hatte. Greens deutliche
Worte an die Politiker sind deshalb
von besonderer Brisanz. Multinatio-
nale Zusammenarbeit verstärkt nach
Green die binationale Kooperation
und sei in Hinblick auf die globali-
sierte Welt notwendig, um sich der
großen Herausforderungen zu stel-
len mit außereuropäischen Kulturen,
z.B. der Asiens, Afrikas oder der des
Nahen Ostens zusammenzuarbei-
ten.

Der Weg scheint vorgezeichnet
zu sein: von der Koordination über
die Kooperation zur Koproduktion.
Aber ist die jeweilige nationale Aus-
wärtige Kulturpolitik (AKP) soweit,
dies mit zu tragen? Gibt es dazu kla-
re Aussagen, klare Ziele, klare Vorga-

Junges Lebensgefühl und die Sprache von Comic und Manga stehen im Mittelpunkt der Ausstellung „Kugelblitz:
Comics aus Japan und Deutschland“ in Zusammenarbeit mit dem Goethe-Institut Tokyo. Foto: Goethe Institut

ben? Auch dieser Komplex kam in
Berlin zu kurz. Kaum einer fragte
danach, was im Ausland ausgestellt
wird, welche Musik bei den Projek-
ten eine Rolle spielt, wie die Vermitt-
lung von Theater stattfindet. Denn
noch immer geht es doch vorrangig
um den Export. Der Austausch wird
gepredigt, gepflegt wird die Präsen-
tation. Letztes skandalöses Beispiel
aus deutscher Sicht ist das Pro-
gramm „Deutschland in Japan“, das
der „nachhaltigen Werbung für die
Marke Deutschland“ dienen sollte,
wie es in der Selbstdarstellung im
Internet zu lesen war. Ein Sammel-
surium an Veranstaltungen als Kon-
zept? „Lifestyle“ als Programm? AKP
als PR-Instrument? Kein Wunder,
dass auf der Konferenz kaum einer
der Beteiligten auf konkrete Projek-
te zu sprechen kam. Alle sind sie
nämlich auch Beteiligte der bisheri-
gen Praxis und kennen wahrschein-
lich nur zu gut auch die Fehler aus
der Vergangenheit.

Umso mutiger erscheint der Auf-
bruch zu neuen Ufern. Hans-Georg
Knopp, Generalsekretär des Goethe-
Instituts, propagierte sogar die stär-
kere Verknüpfung von Kulturinnen-
und Kulturaußenpolitik: „Vielleicht
könnte man daraus folgern, dass
staatliche Förderung der grenzüber-
schreitenden europäischen Kultur-

kooperation heute viel mehr innen-
kulturpolitische als außenkulturpo-
litische Aspekte mit sich bringt? Und
dass darum die Begründung für un-
sere Arbeit als nationale europäische
Kulturinstitute am ehesten aus einer
europäischen innenpolitischen Per-
spektive abzuleiten wäre.“ Sein
Grundsatz in der Kulturarbeit lautet
„Europa mitzudenken“. Und dies
würde mittlerweile auch schon
strukturell beherzigt werden. In Lu-
xemburg gibt es ein trinationales
Kulturinstitut, in Kiew zogen vor ei-
niger Zeit das Goethe-Institut und
das British Council in ein gemeinsa-
mes Haus und in Genua entsteht
derzeit ein multinationales Kultur-
zentrum.

Ein europäisches Kulturinstitut
im außereuropäischen Raum stand
in Berlin noch nicht zur Diskussion
– auch wenn gerade hierzu fundier-
te Überlegungen vorliegen. Aber
allzu weit wollen wohl die Direkto-
ren und Generalsekretäre ihrer nati-
onalen Politik vorpreschen. Auch die
Tatsache, dass in vielen Ländern
Auswärtige Kulturpolitik und Ent-
wicklungspolitik noch immer zwei
voneinander getrennte Politikberei-
che sind, blieb unerörtert. Da könn-
ten die nordischen Länder mit ihren
Agenturen für Entwicklungszusam-
menarbeit, in der selbstverständlich

nicht nur die Hilfe zur Selbsthilfe
beim Bau von Infrastrukturen, son-
dern auch zur Sicherung kultureller
Identität konzeptionell Berücksich-
tigung findet, Impulse geben. Und
dass es nicht in der öffentlichen
Wahrnehmung immer nur um die
Finanzierung der Institionalisierung
von Kulturprogrammen gehen soll-
te, dass muss sicher auch noch in der
Arbeit von EUNIC Selbstverständ-
lichkeit werden. „Man solle nicht
beklagen, dass Institute geschlossen
werden“, bemerkte Pius Knüssel,
Direktor der Schweizerischen Kul-
turstiftung Pro Helvetia, provokativ.
„Wir sollten lieber denen Mut ma-
chen, die an anderen Kulturen inte-
ressiert sind.“ Alternative Vermitt-
lungsstrukturen gehören die Zu-
kunft. Und er meinte damit nicht nur
die Staatsferne von Kulturpolitik,
sondern sicher auch kleinere Netz-
werke. Der große Schirm ist
allerdings gespannt und die Bedeu-
tung dieser bemerkenswerten Initi-
ative wird sich in der konkreten Pro-
grammarbeit beweisen müssen.

Der Verfasser ist Direktor des
Instituts für Kulturpolitik der

Universität Hildesheim und Sach-
verständiges Mitglied der Enquete-

Kommission „Kultur in Deutsch-
land“ des Deutschen Bundestages 
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Wovon leben selbstständige Künstler bei einem Jahreseinkom-
men von wenig mehr als 10.000 Euro? Werden sie von ihren
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andere zusätzliche Beschäftigung suchen? Warum wählen Künst-
ler die Selbstständigkeit, wenn das Einkommen so niedrig ist?
Wollen Künstler selbstständig bleiben oder doch lieber ange-
stellt arbeiten? Diesen Fragen gehen Caroline Dangel und Mi-
chael-Burkhardt Piokowsky in einer Studie zur Selbstständig-
keit von Künstlerinnen und Künstlern nach.
Hg. v. Deutscher Kulturrat, Rheinische-Friedrich-Wilhelms-Univer-
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Manchmal gewinnt man, manchmal verliert man
25 Jahre Deutscher Kulturrat  � Von Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz

Am 2. September 1981 lud der Prä-
sident der Kulturpolitischen Gesell-
schaft, Dr. Olaf Schwencke, kultur-
politische Bundesverbände und Or-
ganisationen zu einem Treffen für
den 14. September 1981 nach Bonn
in die Parlamentarische Gesell-
schaft ein. Ziel war die Gründung
eines Kulturrates nach dem Vorbild
von Kulturräten in den Niederlanden
und in Schweden. Anlass war die ge-
plante Erhöhung der Mehrwertsteu-
er für Kulturgüter. Eingeladen wa-
ren zu dem ersten Treffen Bundes-
verbände aus allen kulturellen Be-
reichen. Neben anderen waren das
zum Beispiel die Bundesvereinigung
des Deutschen Films, die Bundes-
vereinigung Kulturelle Jugendbil-
dung, Bundesvereinigung soziokul-
tureller Zentren, der Deutsche Ge-
werkschaftsbund, der Deutsche Mu-
sikrat, der Verband Deutscher
Schriftsteller und das Zentrum für
Kulturforschung.

M it der Zusammenstellung der
Organisationen war die Vor-

entscheidung getroffen worden, die
kulturwirtschaftlichen Verbände in
die Gründung eines Kulturrates nicht
einzubeziehen. Diese Vorentschei-
dung wurde beim ersten Treffen in
der Tendenz bestätigt.

Neben der Frage der Mitglied-
schaft wurden beim ersten Treffen
präjudizierende Meinungsbilder hin-
sichtlich der Satzung, der Finanzie-
rung und Einteilung der Sektionen er-
stellt. Auch der Bonn-Bezug des Deut-
schen Kulturrates wurde zunächst aus
ganz pragmatischen Gründen in der
ersten Sitzung festgelegt.

Gleich in der ersten Sitzung wur-
den mit den aufgeführten Aspekten
wie Mitgliedschaft, Satzung, Finan-
zierung und Einteilung der Sektionen
grundsätzliche Fragen angespro-
chen. Was sollte der Kulturrat wer-
den? Ein Zusammenschluss von
Künstlerverbänden und Kulturver-
mittlern oder ein Sprachrohr für alle
Bereiche des kulturellen Lebens? Soll
er sich als eingetragener Verein kon-
stituieren und damit für die Verbind-
lichkeit seiner Entscheidungen ste-
hen oder soll er lieber eine lockere
Arbeitsgemeinschaft bleiben? Wie
soll er sich finanzieren? Eine lose Ar-
beitsgemeinschaft kann schwerer
Mitgliedsbeiträge verlangen als ein
eingetragener Verein. Wie sollen die
Sektionen verfasst sein? Passt die Ein-
teilung nach künstlerischen Sparten
oder ist hier nicht eine Öffnung erfor-
derlich?

Im Verlauf der nunmehr fünfund-
zwanzigjährigen Geschichte des
Deutschen Kulturrates hat sich erwie-
sen, dass genau diese Themen immer
wieder auf die Agenda gebracht wur-
den. Sie waren und sie sind die
„Knackpunkte“ im Deutschen Kultur-
rat. Dabei spielt das Thema „Sektio-
nen“ und das Verhältnis der Sektio-
nen zum Gesamtkulturrat eine ent-
scheidende Rolle. Erst bei der letzten
Mitgliederversammlung im Novem-
ber 2005 wurde erneut die Frage nach
dem Verhältnis der Sektionen zum
Deutschen Kulturrat, der Anbindung
der Mitgliedsverbände der Sektionen
an den Deutschen Kulturrat und die
Frage der Legitimation der gewählten
Vertreter – haben sie ein imperatives
Mandat – erneut aufgeworfen.

Im Gründungsjahr 1981 war die
nächste Sitzung aller Verbände, das
Plenum, für den 28. November 1981
anberaumt. Der Kreis der Teilnehmer
an dieser Sitzung hatte sich aufgrund
einer Intervention des Vorsitzenden
des Bundesverbands Deutscher Ga-
lerien, Bogislav von Wentzel, um Ver-
treter von Verwerterverbänden erwei-
tert. Von Wentzel hatte die Einladung
zum Treffen am 28. November 1981
auf einer Sitzung der Privatinitiative
Kunst vom Direktor des Zentrums für

Kulturforschung Dr. Andreas Wie-
sand, wie er selbst sagt „erbeutet“
und diese an zahlreiche Verwerter-
verbände weitergeleitet. Die erschie-
nenen ungebetenen Gäste konnten
am 28. November 1981 nicht mehr
der Tür verwiesen werden, so dass sie
zumindest mitdiskutierten als wieder
die grundsätzliche Frage erörtert
wurde: sollen die Verwerterverbände
Mitglied werden oder nicht? Können
sich Künstler mit ihrem Gegner, den
Verwertern, an einen Tisch setzen?
Wie sollten sich Künstler organisie-
ren, als Gewerkschaft oder als Berufs-
verband?

Nach dieser Zusammenkunft
wurde nochmals betont, dass der Kul-
turrat die Entscheidungsbefugnisse
und die Interessenlagen der Einzel-
verbände beziehungsweise Sektions-
räte nicht beschränken wolle. Ab-
schließend wurde daran erinnert,
dass in der ersten Sitzung, also im
September 1981 zwar ein Tendenzbe-
schluss gefasst worden war, die Kul-
turwirtschaft nicht gerade zu animie-
ren, in den Kulturrat einzutreten, dass
man die Frage aber offen gelassen
habe und die Sektionen das Recht
hätten, diese Frage für sich zu lösen.
So verblieb man letztlich bei der Ple-
numssitzung im November 1981.

Dieses Vorgehen, das eine zu wol-
len, das andere aber nicht zu lassen,
kennzeichnet auf prägnante Weise
die Diskussionen und die Arbeit des
Deutschen Kulturrates in den kom-
menden zweieinhalb Jahrzehnten.

Die Verlagerung ungelöster Fra-
gen hinsichtlich der Mitgliedschaft
auf die Sektionen hat den Vorteil, dass
tatsächlich spartenspezifische Lö-
sungen gefunden werden können. Es
besteht jedoch der Nachteil, dass sich
mitunter Kontrahenten gegenüber
sitzen. Konflikte, die aus anderen kul-
turpolitischen Zusammenhängen
herrühren, werden so teilweise in den
Deutschen Kulturrat hereingetragen.

Letztlich überwiegen jedoch die
Chancen der spartenübergreifenden
Debatte innerhalb des Deutschen
Kulturrates. So mancher Konflikt, der
innerhalb einer künstlerischen Spar-
te als existenziell erscheint, relativiert
sich in der Diskussion und Zusam-
menarbeit mit den anderen künstle-
rischen Sparten. So gelang und ge-
lingt es dem Deutschen Kulturrat
immer wieder, selbst bei den The-
men, bei denen innerhalb des Deut-
schen Kulturrates divergierende,
teilweise sogar konträre Positionen
gegenüberstehen, wie z.B. in Fragen
der sozialen Sicherung von Künstler-
innen und Künstlern oder im Urhe-
berrecht, eine gemeinsame Stellung-
nahme zu formulieren, die mehr ist
als der kleinste gemeinsame Nenner.

Trotz dieser positiven Möglichkei-
ten eines Kulturrates blieb bei einigen
die zentrale Sorge, dass sie ihr Ge-
wicht und ihre Stimme durch die Mit-
gliedschaft im Deutschen Kulturrat
verlieren könnten. Diese Sorge ist
keinesfalls auf den Deutschen Kultur-
rat oder den Kulturbereich begrenzt,
sondern kennzeichnet generell das
Spannungsverhältnis zwischen dem
Dachverband und seinen Mitglie-
dern.

Ein Dachverband vermag unter
Umständen wirkungsvoller als ein
Einzelverband Interessen in den po-
litischen Raum bringen. Allein die
Zahl der vertretenen Personen beein-
druckt. Die Stärke eines Dachverban-
des hängt aber genauso von der Stär-
ke und dem Selbstbewusstsein seiner
Mitglieder ab.

Die kulturpolitische
Ausgangslage

Die Gründung des Deutschen Kultur-
rates fällt in die Endzeit der sozialli-
beralen Koalition auf Bundesebene.
Unter dem Motto „Mehr Demokratie

wagen“ war Willy Brandt 1969 als
Kanzlerkandidat der SPD angetreten.
Viele Künstler hatten ihn bei seinem
Wahlkampf unterstützt.

Mit dem Vorhaben einer Natio-
nalstiftung für Kultur wurde der Nerv
der Zeit getroffen. Sie konnte jedoch
aufgrund des Widerstandes der Län-
der nicht durchgesetzt werden. Den-
noch gebar nach langem Kreißen der
Berg Nationalstiftung die verschiede-
nen Mäuse Kunstfonds, Literatur-
fonds und Musikförderprogramme.

Kultur hatte im Zusammenhang
mit Bildung in diesen Jahren eine
ungeheure Aufwertung erfahren. Die
Ablösung einer auf Innerlichkeit und
Bewahrung setzenden Kunstpolitik
durch die „neue Kulturpolitik“ hatte
gerade im Bereich der kommunalen
Kulturpolitik weit reichende Verände-
rungen ausgelöst. Die Erklärung der
Hauptversammlung des Deutschen
Städtetags von 1973 „Bildung und
Kultur als Element der Stadtentwick-
lung“ hat fast schon legendären Cha-
rakter.

Aber es blieb nicht bei Erklärun-
gen. In den Kommunen wurde kultu-
rell aufgerüstet und eine beträchtli-
che Zahl an Kulturzentren, an Muse-
en und anderen Einrichtungen ge-
gründet. Die Besetzung von Häusern
Ende der 70er-Jahre, ihre „Umnut-
zung“ als soziokulturelle Zentren,
zuerst illegal, dann geduldet und
schließlich mit staatlicher Unterstüt-
zung, all dies gehört zur kulturpoliti-
schen Aufbruchsstimmung jener
Zeit. Dies alles ist eine Erfolgsge-
schichte, die Erfolgsgeschichte der so
genannten Soziokultur.

Aber auch in den Künsten und auf
der bundespolitischen Ebene tat sich
etwas. Aufgerüttelt durch den Auto-
renreport von Fohrbeck/Wiesand,
der ersten großen Untersuchung zur
sozialen Lage von Künstlern, fortge-
setzt mit dem Künstlerreport, wurde
die Notwendigkeit einer Altersversor-
gung für Künstlerinnen und Künstler
erkannt und mit den Initiativen zum
Künstlersozialversicherungsgesetz
einer Lösung zugeführt.

Der Kulturrat im
politischen Bonn

Der Deutsche Kulturrat war fest im
politischen Bonn verankert. Wichtige
Persönlichkeiten, die in den An-
fangsjahren den Kulturrat prägten
und in der Arbeitsgruppe Kulturrat
die Bausteine für das Fundament leg-
ten, waren Bonner beziehungsweise
in Bonn heimisch geworden.

Zur Gründungszeit bestand kein
Zweifel daran, dass der Kulturrat nach
Bonn gehört. Dass er dort, wo die
Musik spielt, das heißt Parlament und
Regierung sind, präsent sein muss.
Im politischen Bonn, bereits in den
50er-Jahren außerordentlich treffend
von Wolfgang Koeppen im Roman
„Das Treibhaus“ beschrieben, kann-
te man sich. In dieser Kleinstadt, de-
ren Bescheidenheit vor dem Umzug
von Regierung und Parlament noch
einmal gerühmt wurde, gedieh der
sprichwörtliche rheinische Klüngel,
an dem auch Nicht-Rheinländer teil-
hatten.

Zu dieser Verbundenheit gehörte
auch ein enger Austausch zwischen
Ministerialbürokratie und Verbands-
vertretern. Ein nicht zu unterschät-
zender Impuls zur Gründung des Kul-
turrates ging von der Ministerialbü-
rokratie aus. An den Plena des Deut-
schen Kulturrates, die den Mitglieder-
versammlungen von ordentlichen
Vereinen entsprachen, nahmen in
den ersten Jahren ganz selbstver-
ständlich Vertreter der Kulturabtei-
lung des Bundesministeriums des
Innern und Vertreter des Bundesmi-
nisterium für Bildung und Wissen-
schaft teil. Gemeinsam wurde um
Positionen gerungen und gemeinsam

wurde die schwierige Frage der Fi-
nanzierung des Deutschen Kulturra-
tes angegangen.

Aus heutiger Sicht fast schon un-
verständlich mutet an, dass Anfang
der 90er-Jahre in Erwägung gezogen
wurde, dass Kulturverbände zusam-
men mit der Kulturabteilung des
Bundesministeriums des Innern ein
Haus beziehen oder doch zumindest
in enger Nachbarschaft ihre Büros
haben sollten.

Die enge Bindung an Bonn er-
schwerte es dem Deutschen Kultur-
rat sich auf den Umzug von Parla-
ment und Regierung nach Berlin ein-
zustellen. Fast schon trotzig wurde
die Forderung nach einem Haus der
Kultur, dem Sitz einer Reihe von Bun-
deskulturverbänden, unterstützt.
Dabei wurde sich stets darauf beru-
fen, dass die Kulturabteilung
schließlich in Bonn bleiben werde
und das Wichtigste zur Umsetzung
politischer Ziele ein gutes Verhältnis
zur Bonner Ministerialbürokratie sei.
Als der Deutsche Kulturrat im Jahr
1999 dann doch in Berlin für die Sit-
zungswochen des Deutschen Bun-
destags ein Büro eröffnete, klagten
einige über die Undankbarkeit. Hat-
te man den kleinen Bruder „Deut-
scher Kulturrat“ doch lange Jahre mit
am Tisch der Ministerialbürokratie
sitzen und größer werden lassen.

Die Schwierigkeit sich auf die Ver-
änderungen durch die deutsche Ein-
heit einzustellen und den Blick vom
beschaulichen Rheintal nach Osten
zu richten, spiegelt sich auch im Ver-
hältnis zu ostdeutschen Kulturakteu-
ren wider. Dabei hat es am Bemühen
des Deutschen Kulturrates nicht ge-
fehlt, sich für ostdeutsche Interessen
einzusetzen und den Kontakt zu ost-
deutschen Künstlern aufzubauen. Im
Jahr 1989, noch vor dem Mauerfall
hat sich der Deutsche Kulturrat dafür
stark gemacht, dass Künstlerinnen
und Künstler aus der DDR, die keine
Ausreisemöglichkeiten hatten, für
dreimonatige Aufenthalte auf Einla-
dung des Deutschen Kulturrat in die
Bundesrepublik reisen konnten.

Die rasend schnelle politische
Entwicklung im Jahr 1990 erfasste
auch den Deutschen Kulturrat. Das
zentrale Thema war die Entwicklung
in der DDR. Es konstituierte sich erst
ein Kulturpolitisches Kontaktbüro
„Gesprächskreis DDR“ und schließ-
lich ein „Kulturrat in der DDR“ mit
dem eng zusammengearbeitet wur-
de.

Die Durchführung des Plenums
im Jahr 1990 in Potsdam (19. bis 21.
November 1990) war ein Signal, dass
der Deutsche Kulturrat nach der Ver-
einigung sich als Vertreter für die Kul-
turinteressen in ganz Deutschland
sah. Entsprechend dieser Intention
lautete das Diskussionsthema der öf-
fentlichen Plenumsveranstaltung
„Kulturpolitik nach dem 3. Oktober
1990“.

Ebenso hat sich der Deutsche Kul-
turrat vehement für die Übergangs-
finanzierung der neuen Länder ein-
gesetzt. In den gemeinsam mit der
Stiftung Lesen herausgegebenen Be-
fragungen von Bürgermeistern in den
neuen Ländern wurde untersucht,
wie sich die kulturelle Infrastruktur in
den neuen Ländern entwickelt. In
Berlin wurde ein Büro des Deutschen
Kulturrates eingerichtet, um Kultur-
verbände in den neuen Ländern zu
beraten. Als die Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen für die Mitarbeiter die-
ses Büros jedoch ausliefen und sich
die Frage stellte, ob das Büro fortbe-
stehen sollte, wurde die Notwendig-
keit nicht mehr erachtet. Im Jahr 1993
erschien es vordringlicher, ein – bis
heute noch nicht bestehendes – Büro
in Brüssel einzurichten.

Es ist müßig heute darüber zu
spekulieren, ob eine längerfristige
Präsenz des Deutschen Kulturrates in

Berlin geholfen hätte, Brücken zu
schlagen. Fest steht, dass mit dem
Umzug des Deutschen Kulturrates
von der Villa Adenauerallee 7 in Bonn
in das Haus der Kultur in Bonn der
Zenit der Bonn-Verbundenheit des
Deutschen Kulturrates erreicht war.

Den Ausschlag, in das „Haus der
Kultur“ einzuziehen, gaben zwei Ar-
gumente, wie sie typischer für den
Kulturrat nicht sein konnten. Zum ei-
nen wurde dem chronisch unterfi-
nanzierten Kulturrat angeboten, die
Geschäftsführung für das Haus der
Kultur zu übernehmen. Zwei halbe
Stellen sollten damit für die nächsten
zwei Jahre gesichert sein. Nachdem
im Jahr 1995 bis zur Jahresmitte stän-
dig die Kündigung fast des gesamten
Personalstamms drohte, weil auf-
grund der vorläufigen Haushaltsfüh-
rung des Bundes nach der Bundes-
tagswahl 1994 die Projekte erst in der
Jahresmitte genehmigt wurden, war
das Angebot einer Finanzierungs-
möglichkeit einfach schlagend. Das
zweite Argument war die Sorge, dass
sich im Haus der Kultur eine Art „Ne-
benkulturrat“ bilden könnte. Es wur-
de befürchtet, dass dort und nicht im
Kulturrat selbst die wichtigen kultur-
politischen Gespräche geführt wür-
den. Dieser Gefahr sollte durch Prä-
senz vor Ort entgegengetreten wer-
den. So entschied sich der Deutsche
Kulturrat trotz vieler Bedenken im
Sprecherrat, in das Haus der Kultur in
Bonn zu ziehen.

Und obwohl das Haus der Kultur
eine Ausgleichsmaßnahme für die
Bundesstadt Bonn ist und damit per
se auf Berlin verweist, hat an einen
Umzug in die Hauptstadt zu dem
Zeitpunkt niemand gedacht. Man
hatte sich eingerichtet. Das Jahr 1999
schien Äonen entfernt. Und die, die
man kannte, blieben ohnehin vor Ort.
Für manche war es deshalb ein
Schock, dass der Deutsche Kulturrat
parallel zum Umzug von Parlament
und Regierung im August 1999 ein
Büro in Berlin eröffnete. Nachdem
sich zuerst mit einem Deutschen Kul-
turrat an zwei Standorten abgefun-
den wurde: in Bonn und Berlin, hat
der Deutsche Kulturrat zum Ende des
Jahres 2004 seinen Standort Bonn
ganz aufgegeben und ist wie zu sei-
nen Gründungszeiten allein am Sitz
von Bundesregierung und Parlament
präsent.

Bau des Hauses Kulturrat:
soll es einen Hausherrn

geben?
Zwei grundsätzliche Fragen galt es in
der Gründungsphase des Deutschen
Kulturrates zu klären. Zum einen, wer
überhaupt Mitglied werden sollte
und nach Klärung dieser Frage, wie
der Aufbau, die Struktur aussehen
sollte. Prinzipiell sollte der Deutsche
Kulturrat ein „Dachverband der
Dachverbände“ werden. Die juristi-
sche Mitgliedschaft im Kulturrat soll
nur den Dachverbänden/Sektionen
und nicht den bundesweit tätigen
kulturellen Einzelorganisationen zu-
stehen.

Das Grundgerüst der acht Sektio-
nen (Deutscher Musikrat, Rat für dar-
stellende Kunst und Tanz, Deutsche
Literaturkonferenz – bis 1996 Arbeits-
gemeinschaft Literatur – Kunstrat,
Rat für Baukultur, Sektion Design,
Sektion Film und Medien, Rat für So-
ziokultur und kulturelle Bildung) von
1981 hat bis heute Bestand. Ende der
80er-Jahre hatte der heutige Vorsit-
zende des Deutschen Kulturrates
Prof. Dr. Max Fuchs, Akademie Rem-
scheid den Vorstoß unternommen, in
einer neunten Sektion „Kulturelle
Zusammenarbeit“ Organisationen zu
versammeln, die in das bisherige

Weiter auf Seite 33
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Schema der Spartenaufteilung nach
den klassischen künstlerischen Dis-
ziplinen nicht passten. Das Anliegen
nach Aufnahme dieser in Gründung
befindlichen Sektion wurde vom Ple-
num im Jahr 1990 abgelehnt. Ebenso
abgelehnt wurde später das Anliegen
der Tanzverbände, eine Sektion Tanz
zu bilden.

So stellt sich für den Deutschen
Kulturrat bis heute die unbefriedi-
gende Situation, Verbänden, die kei-
ner Sparte eindeutig zugeordnet wer-
den können, im Prinzip keine Heimat
bieten zu können. Es werden im Ein-
zelfall zwar immer Lösungen gefun-
den, doch handelt es sich dabei
immer um Notlösungen.

Auch tauchte immer wieder die
Frage auf, wie sich Verbände engagie-
ren können, die zwar eindeutig einer
Sparte, und damit einer Sektion, zu-
geordnet werden können, dort – aus
welchen Gründen auch immer – aber
nicht aufgenommen werden. Im
Zuge der letzten Diskussion um die
Struktur des Deutschen Kulturrates
von November 2005 bis Ende Mai
2006 wurde klargestellt, dass im Prin-
zip ein Kontrahierungszwang be-
steht. Da die Sektionen innerhalb der
Sparten jeweils ein Monopol bilden,
dürfen keine übermäßig großen Hür-
den bei der Aufnahme von interes-
sierten Verbänden aufgebaut werden.

Die Einzelverbände sind Mitglie-
der der jeweiligen Sektionen. Die Sek-
tionen bilden den Deutschen Kultur-
rat. Im Plenum, heute Mitgliederver-
sammlung, treffen sich die Einzelver-
bände der Sektionen. Im Sprecher-
gremium, heute Sprecherrat, sind die
Sprecher der Sektionen versammelt.

Ab 1982 wählte das Sprechergre-
mium einen Vorstand. Dieser Vor-
stand bestand aus dem Vorsitzenden
des Sprechergremiums, dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden und dem Alt-

sprecher. Die Sektionen stellten nach
dem Rotationsprinzip die Vorstands-
mitglieder. Der Vorsitz wechselte
damals jährlich.

Der Deutsche Kulturrat konstitu-
ierte sich in mehreren Schritten zur
Arbeitsgemeinschaft. An Stelle einer
Satzung wurde ein Statut verfasst.
Dieses Statut war in den nachfolgen-
den Jahren immer wieder Gegen-
stand von Diskussionen und wurde
entsprechend angepasst.

Nicht durchsetzen konnte sich
das von Prof. Bruno Tetzner entwi-
ckelte Modell, das vorsah, ausgehend
vom Spartenprinzip der Sektionen
auf regionaler und auf Landesebene
Kulturräte einzurichten. Erst in den
90er Jahren des letzten Jahrhunderts
gründeten sich Landeskulturräte.
Komplett im Sinne des Deutschen
Kulturrates, das heißt das alle künst-
lerischen Sparten abgedeckt werden,
ist der Landeskulturrat Nordrhein-
Westfalen. Der Struktur des Deut-
schen Kulturrates ähnlich ist der Bay-
erische Kulturrat. Zu beiden Landes-
kulturräten werden Kontakte auf in-
formeller Ebene gepflegt.

Im Jahr 1982 wurde erneut im
Haus Inter Nationes debattiert, ob
der Deutsche Kulturrat eine Arbeits-
gemeinschaft bleiben oder ob er ein
eingetragener Verein werden solle. Es
standen sich gegenüber die Position
des Kunstrates der die AG-Lösung fa-
vorisierte und die Position der Sekti-
onen Design und Rat für Soziokultur,
die die Gründung eines eingetrage-
nen Vereins präferierten. Der Deut-
sche Musikrat neigte ebenfalls eher
der Vereinsgründung zu. Nach inten-
siven Diskussionen wurde der Deut-
sche Kulturrat schließlich einstimmig
als Arbeitsgemeinschaft gegründet.

Im Nachhinein verwundert, dass,
obwohl eine Satzung vorlag, die ein
effizientes Arbeiten ermöglichen soll-
te, kein Verein gegründet wurde. Von
den angeführten Argumenten für
eine Arbeitsgemeinschaft Deutscher

Kulturrat scheint insbesondere das-
jenige, in dem es um die Außenver-
tretung des Deutschen Kulturrates
geht, von großer Bedeutung zu sein.
Hierin spiegelt sich wider, dass ver-
schiedene Verbände offensichtlich
die Sorge hatten, ihr eigenes Profil
gegenüber einem zu stark nach
außen auftretenden Deutschen Kul-
turrat zu verlieren.

Bereits 1984 wurde beim Plenum
eine erneute Strukturdebatte geführt.
Wiederum ging es um die Frage, wer
darf etwas sagen und vor allem, darf
etwas zu Themen gesagt werden, die
nicht zuvor mit allen und in allen Sek-
tionen abgestimmt wurden.

Im Jahr 1990 stand erneut die Fra-
ge an, wie der Kulturrat verfasst sein
sollte. Diesmal ging es darum, inwie-
weit der „Kulturrat in der DDR“ in den
Deutschen Kulturrat integriert wer-
den sollte. In der Sprechergremiums-
sitzung am 19./20. November 1990 in
Potsdam wurden Vertreter der Sekti-
onen aus Ostdeutschland aufgenom-
men und weitere zusätzlich kooptiert.
Ergänzend wurde beschlossen, dass
bei Bedarf weitere Personen aus den
neuen Ländern als Fachberater beru-
fen werden können. Da der Deutsche
Kulturrat bis 1996 keine Rechtsper-
sönlichkeit war, konnte er keine öf-
fentlichen Mittel erhalten. Zu seiner
Finanzierung wurde daher ein För-
derverein, die „Fördergesellschaft für
kulturelle Bildung des Deutschen Kul-
turrates e.V.“ (kurz Fördergesell-
schaft) gebildet. Dieser Förderverein
war als Personenverein personell eng
mit Funktionsträgern des Deutschen
Kulturrates verbunden.

Aufgabe der Fördergesellschaft
war, Zuwendungen von öffentlichen
Stellen zu erhalten und diese Mittel
für Vorhaben des Deutschem Kultur-
rates auszugeben. Die Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter des Deutschen
Kulturrates waren alle bei der Förder-
gesellschaft angestellt. Es bestand
also die verdrehte Situation, das Geld

an einen Verein gezahlt wurde, der
streng genommen, dieses nicht für
sich, sondern für eine Arbeitsgemein-
schaft verwendete.

Im Sprechergremium am 12.
März 1991 wurde die Diskussion ei-
ner Vorlage von Rolf Zitzlsperger, Stif-
tung Lesen, vertagt. Zitzlsperger for-
derte in seinen Überlegungen eine
stärkere Politisierung des Deutschen
Kulturrates mit dem Anspruch auch
zu allgemein gesellschaftspolitischen
Fragen Stellung zu beziehen, wenn
die Kultur berührt wird, eine stärkere
Fachlichkeit auf der Arbeitsebene
und damit verbunden eine deutliche-
re politische Präsenz des Vorstands.

Wären diese Überlegungen kon-
sequent verfolgt und umgesetzt wor-
den, hätten sie einen wahrscheinlich
neuen, einen professionelleren und
einen präsenteren Kulturrat zur Fol-
ge gehabt. Eine Umsetzung hätte
aber auch bedeutet, dass die sparten-
übergreifenden, allgemein politi-
schen Anliegen des Deutschen Kul-
turrates deutlicher zum Tragen ge-
kommen wären. Anlässlich des Ple-
nums im Jahr 1991, bei dem auf zehn
Jahre zurückgeblickt werden sollte,
machte Dierk Engelken (Vorsitzender
des Bundesverband Bildender Künst-
ler) für den Kunstrat deutlich, dass
nicht die Stärkung des Deutschen
Kulturrates im Vordergrund stehen
sollte, sondern eine Aufwertung der
Sektionen. Sie seien das Entscheiden-
de am Kulturrat und ihre Arbeitsfä-
higkeit müsse gesichert sein. Es wur-
de weiter vor der Gefahr eines büro-
kratischen Wasserkopfs gewarnt, der
durch die finanzielle Basis einer Ge-
schäftsstelle entstehen könnte.

Von Seiten des Deutschen Musik-
rates hingegen, vorgetragen von dem
Generalsekretär des Musikrates Dr.
Andreas Eckhardt, wurde im Plenum
die Bedeutung der spartenübergrei-
fenden Facharbeit in den Fachaus-
schüssen und die dort entstandenen
Positionspapiere als Rückgrat des

Deutschen Kulturrates hervorgeho-
ben. Hierdurch habe er sich seine
Reputation erworben. Diese Arbeit
solle intensiviert werden. Eine siche-
re finanzielle Basis des Sekretariats
sei hierfür eine Voraussetzung.

Stärkung der spartenübergreifen-
den Fachausschüsse oder Rückbesin-
nung auf die spartenbezogenen Sek-
tionen, das war die grundsätzliche
Frage und ist nach wie vor ein zen-
trales Thema im Deutschen Kulturrat.
Auch werden immer wieder Vertreter
aus einzelnen Sektionen nicht müde
einzufordern, dass statt einem spar-
tenübergreifenden Deutschen Kul-
turrat doch besser die Sektionen ge-
stärkt und auch finanziell gefördert
werden sollten. Das Spezifische des
Deutschen Kulturrates war und ist
aber seine spartenübergreifende Ar-
beit. Es ist der Blick über den Teller-
rand des eigenen künstlerischen Be-
reiches. Es ist das Lernen von ande-
ren Organisationen.

Vermutlich konnte der Deutsche
Musikrat, der bereits bei Gründung
des Deutschen Kulturrates auf eine
drei Jahrzehnte lange Geschichte zu-
rückblicken konnte, eher diesen Blick
über den Tellerrand wagen als ande-
re Sektionen, die sich erst noch etab-
lieren mussten. Die Protokolle der
Plena der Jahre 1983 bis 1991 zeigen,
dass der Arbeitsstil und die Arbeits-
intensität der Sektionen sehr unter-
schiedlich waren. Einige, wie der
Deutsche Musikrat, konnten auf eige-
ne Fachkommissionen zurückgreifen
und hatten daher eine Tradition in
der Diskussion von übergreifenden
Fragestellungen. Andere mussten erst
einen Arbeitszusammenhang etab-
lieren. Bei manchen stellte sich der
spartenspezifische Austausch als eine
weniger starke Basis heraus, der
Wunsch nach dem übergreifenden
Gesprächszusammenhang überwog.
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Lebe kreuz und filme quer
Ein Portrait des Filmemachers Douglas Wolfsperger � Von Andreas Kolb

Filmemacher ist ein zu eindimensi-
onaler Begriff, wenn man es mit ei-
nem Menschen wie Douglas Wolfs-
perger zu tun hat: Er agiert in vie-
len Rollen, ist gleichzeitig Geschich-
tenerzähler, Autor, Produzent, Re-
chercheur, Regisseur und Konser-
vator. Mit seinen Arbeiten in den
Genres Spiel- und Dokumentarfilm
versucht Wolfsperger aussterbende
Traditionen zu konservieren: eine
Bäckerei in Süddeutschland, ein
Kino wie das �Bellaria� in Wien,
Wallfahrten nach Lourdes, ein Ritu-
al wie den Blutritt von Weingarten,
Kulturlandschaften in Ostdeutsch-
land. Doch nicht das Morbide reizt
sein Auge. Es ist das Vitale, das Au-
thentische, das er eher im Mikro-
kosmos aussterbender Kulturen fin-
det, als in der modernen, im Takt
der Freizeitgesellschaft synchroni-
sierten Welt.

D ie Entscheidung für den Film
fiel früh: Schon als Teenager

besorgte sich Douglas Wolfsperger
eine Super 8 Kamera und so entstan-
den schon während der Schulzeit di-
verse Kurzfilme. Als schlechter Schü-
ler, der außer in Musik und in Tur-
nen nur mangelhafte Noten hatte,
waren die Filmvorführungen im
Freundeskreis und die Anerkennung
dafür Kompensation für  die Frust-
rationen in der Schule. Bald zeigte er
seine ersten Werke auch Profis vom
Fernsehen, die ihm rieten, unbe-
dingt weiterzumachen.

„Man will Geschichten erzählen,
erst mal kleinere, dann größere. Ich
habe in meiner nächsten Umgebung

geschaut, was es zu erzählen gibt.“
So entstand auch sein Erstlingsfilm
Lebe kreuz und sterbe quer, den er im
Rückblick als „halbdokumentarisch“
bezeichnet.

„In Konstanz, wo ich aufgewach-
sen bin, gab es einen Bäckermeister,
mit dem ich befreundet war. Ich
mochte den Geruch der frischen
Brezeln, wenn ich in der Gasse an
seinem Laden vorbei fuhr. Um diese
Figur herum habe ich eine Geschich-
te gemacht. Da er ein interessantes
Kinogesicht  hatte, nahm ich ihn
auch als Hauptdarsteller.“ Mit der
Geschichte über den Bäckermeister,
der seinen eigenen Tod vortäuscht,
weil er aussteigen will, schuf Wolfs-
perger eine kontrovers diskutierte
Studie eines kleinbürgerlichen Mili-
eus in Süddeutschland.

„Die Themen meiner Filme sind
immer etwas sehr Privates“, sagt der
Regisseur. Der Blutfreitag in Wein-
garten hat sich als Sujet für den Film
Die Blutritter angeboten, weil ich seit
meinem zehnten Lebensjahr Klos-
terzögling in Weingarten war.“ Die
Rolle des jungen, engagierten katho-
lischen Pfarrers in dem Spielfilm
Probefahrt ins Paradies, der in Konf-
likt mit dem Zölibat gerät, wollte
Wolfsperger ursprünglich sogar
selbst spielen.

Den religiösen Hintergrund hat
Wolfsperger aus seiner Jugendzeit am
Bodensee mitbekommen. Viele seiner
Filme kreisen um spirituelle und exis-
tenzielle Themen wie Glaube, Liebe,
Geburt, Tod, Beziehung und Verlust.
Dabei scheut er kein Tabu und greift
das Zölibat genauso auf, wie Homo-

sexualität und Männerbünde. Nach-
dem der WDR Probefahrt ins Paradies
ausgestrahlt hatte, erhielt die Inten-
danz eine Flut von bitterbösen Zu-
schriften von Zuschauern, die sich in
ihren religiösen Gefühlen verletzt sa-
hen. Einer untertitelte den  Zeitungs-

ausriss eines Fotos von Wolfsperger
mit: „Ratten wie dich sollte man kast-
rieren“. Auch die Blutritter wirbelten
vor allem wegen der darin dargestell-
ten Verbindung von Homosexualität
und Religiosität viel Staub auf, als der
BR den Film 2003 sendete.

Seit 1985 Wolfspergers Erstlingswerk
die Bodensee-Farce Lebe kreuz und
sterbe quer herauskam, sind 22 Filme
entstanden. Ein Wolfsperger-Kino-
Dokumentarfilm über die Arbeit von
Hebammen in Ostdeutschland, über
aussterbende Deutsche sowie die
Flucht der Menschen aus dem Osten
in den Westen soll bis Ende des Jahres
fertig sein. Für 2007 arbeitet er an ei-
nem Film über „entsorgte“ Väter, also
Väter, die ihre Kinder nicht sehen dür-
fen. Zu denen zählt er sich im Falle ei-
ner seiner drei Töchter selber, und er
bleibt damit seiner Grundüberzeu-
gung treu, dass ihn mit allen seinen
Sujets immer auch etwas Persönliches
verbinden sollte.
Seine Arbeitsweise nennt der Filme-
macher „luxuriös“, obwohl er nicht
Mitspieler im großen Filmbusiness
ist. Je nach Projekt kommt  auch sei-
ne Firma Wolfsperger Filmprodukti-
on zum Einsatz. Denn spätestens seit
seinem Film Bellaria hat er das Be-
dürfnis, „nicht mein Leben lang am
Tropf eines Produzenten zu hängen,
der auch nichts anderes tut, als bei
Sendern um Budgets und bei Institu-
tionen um Förderung anzufragen.“

Zu oft ließ die Vermarktung seiner
Filme durch Produzenten zu wün-
schen übrig. Aus diesem Defizit
heraus übernimmt Wolfsperger die
Produktion nun in eigener Regie: „Da
es mir wichtig ist, dass meine Filme
gesehen werden, arbeite ich nun
selbst auch an der Vermarktung mit.
Wenn’s nicht klappt, weiß ich, an

Douglas Wolfsperger. Foto: Wilder Süden Filmverleih

Aus pragmatischen Gründen wurden
die Fachausschüsse des Deutschen
Kulturrates immer mehr zu tragen-
den Pfeilern der Arbeit des Deut-
schen Kulturrates. Hier wurden die
Papiere und Stellungnahmen erar-
beitet, mit denen in die Öffentlich-
keit gegangen wurde. Hier konnten
die Sachfragen debattiert werden.
Eine der ersten Stellungnahmen wa-
ren die steuerpolitischen Vorschläge
des Deutschen Kulturrates.

Wie bereits dargestellt, war im
Jahr 1991 der Versuch unternommen
worden, die Strukturen zu verändern.
Dieser Versuch versandete jedoch.
Erst nachdem die Zuwendungsbehör-
den drohten, Zahlungen an die För-
dergesellschaft einzustellen, wuchs
die Bereitschaft, den Deutschen Kul-
turrat als eingetragenen Verein zu be-
gründen. Beigetragen hat zu dieser
Entscheidung die zehn Jahre lange
Erfahrung, dass der Deutsche Kultur-
rat weder die anderen Verbände über-
flüssig gemacht noch sie dominiert
hat.

Die Satzungsdiskussion prägte
die Arbeit des Deutschen Kulturrates
im Jahr 1994 und 1995, bis endlich
nach vielen Sitzungen ein Kompro-
miss gefunden wurde. Der Verein
Deutscher Kulturrat wurde im Herbst
1995 nach der Mitgliederversamm-
lung im Vereinsregister eingetragen
und zum 1. Januar 1996 die Geschäf-
te der Fördergesellschaft auf ihn
übertragen. Damit war die Konstitu-
ierung des „Deutschen Kulturrats
e.V.“ abgeschlossen.

Der Deutsche Kulturrat:
Lobbyist im positiven

Sinne
Kulturelles Leben ist mehr als der
Unterhalt der Theater, der Kunstver-
eine, der Museen, der Orchester, der
Bibliotheken, der Musikschulen et
cetera. Kulturelles Leben gründet auf

der Kreativität der Künstlerinnen und
Künstler. Kulturelles Leben bedarf der
Kulturvermittler. Kulturelles Leben ist
ein Markt und damit ein Wirtschafts-
faktor. Kulturelles Leben wird getra-
gen vom Laienengagement.

Diese Vielschichtigkeit und Un-
terschiedlichkeit des kulturellen Le-
bens deutlich zu machen, hat sich der
Deutsche Kulturrat zum Ziel gesetzt.
Es geht ihm darum, die Rahmenbe-
dingungen zur Entfaltung des kultu-
rellen Lebens zu verbessern. Die Rah-
menbedingungen werden in Politik-
bereichen wie der Steuerpolitik, der
Urheberrechtspolitik, der Arbeits-
markt- und Sozialpolitik, der Wirt-
schaftspolitik auf Bundesebene ge-
setzt. Sie haben mit Kulturförderung
im klassischen Sinne nichts zu tun.
Eine Konkurrenz zwischen der Län-
der- und der Bundespolitik existiert
in den genannten Politikbereichen –
zumindest was die Frage der Zustän-
digkeit betrifft – in der Regel nicht.

Der Föderalismus hat daher we-
der durch den Kulturausschuss im
Deutschen Bundestag noch durch
den Staatsminister für Kultur und
Medien Schaden genommen. Das
war so zu erwarten.

Der Deutsche Kulturrat ist heute
ein anerkannter Partner der Politik. Er
wird, wie der Kulturpolitische Spre-
cher der SPD-Bundestagsfraktion,
Eckhardt Barthel zum 20-jährigen Ju-
biläum des Deutschen Kulturrates
schrieb, geschätzt als „Lobbyist im
positiven Sinne“.

Von Politikerinnen und Politikern
aller Fraktionen im Deutschen Bun-
destag wurde zum zwanzigjährigen
Jubiläum besonders die Überpartei-
lichkeit des Deutschen Kulturrates
hervorgehoben. Der spartenüber-
greifende Ansatz wird als wertvoll für
die politische Arbeit eingeschätzt und
die Integrationskraft des Deutschen
Kulturrates für wichtig erachtet. Nach
wie vor ist für den Deutschen Kultur-
rat seine parteipolitische Neutralität
ein wesentlicher Grundsatz. Der
Deutsche Kulturrat tauscht sich mit
allen im Deutschen Bundestag ver-
tretenen Parteien aus. Er pflegt mit

allen Bundesregierungen, gleich wel-
cher Parteizugehörigkeit einen inten-
siven Austausch. Dabei versteht sich
der Deutsche Kulturrat als selbstbe-
wusster Partner der Politik.

Eingelöst wurde vom Deutschen
Kulturrat bislang noch nicht die stär-
kere Ausrichtung auf Europa. Die Ein-
richtung des „Cultural Contact Points
– Nationales Beratungsbüro über die
europäischen Kulturförderprogram-
me“ gemeinsam mit der Kulturpoli-
tischen Gesellschaft 1997 war ein
wichtiger Schritt nach Europa. Da-
von eine nachhaltige europäische
Ausrichtung des Deutschen Kultur-
rates zu erwarten, wäre aber zuviel
verlangt gewesen und wäre dem Cha-
rakter dieses Beratungsbüros auch
nicht gerecht geworden. Dass die ver-
stärkte Einbeziehung europäischer
Diskussionsprozesse noch aussteht,
ist umso bedauerlicher, da der euro-
päische Einigungsprozess seit Grün-
dung des Deutschen Kulturrates ein
Thema ist und die Bedeutung euro-
päischer Entscheidungen gerade mit
Blick auf die Gestaltung der Rah-
menbedingungen von allen geteilt
wird.

Seit im Jahr 2001 Prof. Dr. Max
Fuchs zum Vorsitzenden gewählt
wurde, hat sich der Deutsche Kultur-
rat stärker den internationalen kul-
turpolitischen Debatten zugewandt.
Intensiv hat sich der Deutsche Kultur-
rat in die Debatten um die GATS-Ver-
handlungen, das internationale Ab-
kommen über den Handel mit
Dienstleistungen eingemischt, eben-
so hat der Deutsche Kulturrat den
bundesdeutschen Diskussionspro-
zess bei der Erarbeitung der Konven-
tion zum Schutz der kulturellen Viel-
falt engagiert begleitet.

Vom Küchenkabinett zum
Spitzenverband

Im Jahr 1981 wurde formuliert, der
Kulturrat solle ein „Dachverband der
Dachverbände“ werden. Jetzt, zwei-
einhalb Jahrzehnte später, ist er der
anerkannte Spitzenverband der Bun-
deskulturverbände. Der Deutsche

Kulturrat ist ein Zusammenschluss
von Verbänden, aber er lebt von den
Menschen, die sich in ihm engagie-
ren. Er existiert durch ihr Engage-
ment, durch ihre Solidarität, durch
ihren Willen, gemeinsam etwas zu
gestalten. Den Unterlagen ist zu ent-
nehmen, dass sich in den ersten Jah-
ren immer wieder dieselben Leute in
den unterschiedlichen Zusammen-
setzungen trafen. Den Sprecherrats-
sitzungen gingen Abende im Haus
von Karla Fohrbeck voraus, in denen,
in Offenheit und mit Respekt
voreinander bis in die tiefe Nacht dis-
kutiert wurde. Diese Zeiten des „Kü-
chenkabinetts“ sind vorbei. Neue Ver-
bände, neue Menschen kamen dazu
beziehungsweise lösten die alten
Funktionsträger ab. Ein funktionales
Verhältnis zum Kulturrat hat sich ent-
wickelt. Der Dachverband formiert
sich.

Was ist der Deutsche Kulturrat?
Mit dieser Frage begann vor einigen
Jahren die Selbstdarstellungsbro-
schüre des Deutschen Kulturrates. In
der Broschüre wurde ausführlich be-
schrieben, was der Deutsche Kultur-
rat alles nicht ist, nämlich keine Lob-
by im herkömmlichen Sinne und
auch kein Verband. Der Deutsche
Kulturrat wurde als Forum beschrie-
ben, in dem verschiedene Positionen
debattiert werden konnten, ohne ei-
nen Anspruch auf Verbindlichkeit.

Ob die damalige Beschreibung,
was der Deutsche Kulturrat alles
nicht ist, bereits ausgereicht hat, um
sich ein Bild davon machen zu kön-
nen, was der Kulturrat ist, ist im
nachhinein nicht mehr entschei-
dend. Fest steht, dass das Profil des
Deutschen Kulturrates nach seiner
Konstituierung als Verein, vor erst
zehn Jahren, deutlich geschärft wer-
den konnte.

Der Deutsche Kulturrat konnte
sich, gerade in den letzten Jahren als
wichtiger Ansprechpartner für die
Politik aber auch als Partner für an-
dere Verbände und Organisationen
etablieren. Sehr wichtig dabei war
und ist seine Verlässlichkeit. Wie es
bei Verbänden üblich ist, kann es

mitunter dauern, bis sich auf eine
gemeinsame Position geeinigt wurde,
auch würde der eine oder andere eine
Einzelposition schärfer und eindeu-
tiger fassen, dennoch das gemeinsa-
me, teilweise schmerzliche und lang-
same Ringen um Positionen und Stel-
lungnahmen des Deutschen Kultur-
rates lohnt sich. Einmal gefundene
Positionen erweisen sich als tragfähig
und als solides Fundament, um dar-
auf aufbauend weiterzuarbeiten. Die
Stellungnahmen und Positionen des
Deutschen Kulturrates werden daher
als wichtiges Instrument der Politik-
beratung geschätzt.

Der Deutsche Kulturrat kann bis-
weilen ganz schön nerven. Seine For-
derung nach einem Bundeskulturmi-
nister, einem vollwertigen Kulturaus-
schuss im Deutschen Bundestages,
einer Enquetekommission Kultur im
Deutschen Bundestages, einem
Staatsziel Kultur im Grundgesetz, ei-
ner Stärkung der Bundeskulturpolitik
bei der Föderalismusreform, einer
konsequenteren Übernahme von ge-
samtstaatlicher kulturpolitischer Ver-
antwortung durch die Länder und die
Kultusministerkonferenz und vieles
andere mehr, hat einige gerade in den
letzten Jahren auf die Palme gebracht.
Manche Anregungen wurden, trotz-
dem oder gerade deswegen, aufge-
nommen, wie z.B. die Einrichtung ei-
nes Kulturausschuss und der En-
quetekommission Kultur im Bundes-
tag, manches im Ansatz geschaffen,
wie die Einrichtung des Amtes des
Kulturstaatsministers statt der Ein-
richtung eines Bundeskulturministe-
riums und manchmal wurde die Vor-
schläge des Deutschen Kulturrates
auch abgelehnt, wie bei der Reform
des Föderalismus. Manchmal ge-
winnt man, manchmal verliert man
– das war in 25 Jahren Deutscher Kul-
turrat immer so.

Olaf Zimmermann ist seit 1997
Geschäftsführer des Deutschen

Kulturrates.
 Gabriele Schulz ist seit 1992

Wissenschaftliche Mitarbeiterin
beim Deutschen Kulturrat. 
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Kritik unterstrichen
Deutscher Kulturrat traf Bundesjustizministerin Brigitte Zypries, MdB

v.l.n.r.: Prof. Dr. Ferdinand Melichar (Vorsitzender des Fachausschusses
Urheberrecht des Deutschen Kulturrates), Ministerin Brigitte Zypries, MdB,
Olaf Zimmermann (Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates), Prof. Dr. Max
Fuchs (Vorsitzender des Deutschen Kulturrates). Foto: Deutscher Kulturrat

Der Vorsitzende des Deutschen Kul-
turrates Prof. Dr. Max Fuchs, der Vor-
sitzende des Fachausschusses Ur-
heberrecht des Deutschen Kulturra-
tes Prof. Dr. Ferdinand Melichar und
der Geschäftsführer des Deutschen
Kulturrates Olaf Zimmermann tra-
fen am 16.8.2006 Bundesjustizmi-
nisterin Brigitte Zypries, MdB.

I m Mittelpunkt des Gespräches
stand der Regierungsentwurf des

Zweiten Gesetzes zur Regelung des
Urheberrechts in der Informationsge-
sellschaft. Der Regierungsentwurf
wurde vor der Sommerpause in den
Deutschen Bundestag eingebracht.
Im Herbst dieses Jahres stehen die
Beratungen in den Ausschüssen des
Deutschen Bundestags und die ab-
schließende zweite und dritte Lesung
an.

Von Seiten des Deutschen Kultur-
rates wurde noch einmal begrüßt,
dass Privatkopien von urheberrecht-
lich geschützten Werken im Rahmen
des geltenden Rechts nach wie vor zu-
lässig sein sollen. Daraus folgt für den
Deutschen Kulturrat zwingend, dass
die Urheber und Leistungsschutzbe-
rechtigten eine angemessene Vergü-
tung aus dieser erlaubten privaten Ver-
vielfältigung erhalten. Die Vergütungs-
abgabe auf Speichermedien wie Com-
puter, Drucker, Faxgeräte usw. muss
eine angemessene Vergütung für die-
se erlaubten Vervielfältigungen ge-
währleisten.

Die Vertreter des Deutschen Kul-
turrates haben bei dem Treffen ihre
Kritik an den geplanten Änderungen
zur Vergütungsabgabe (§§ 54, 54a
UrhG) zum Ausdruck gebracht. Soll-
te diese Regelung im Deutschen
Bundestag angenommen werden,
hieße es, dass bei jedem Speicher-
medium zunächst nachgewiesen

werden muss, dass zu mehr als 10%
urheberrechtsrelevante Kopien an-
gefertigt werden, bevor eine Vergü-
tungsabgabe überhaupt greift. Es ist
jetzt schon vorherzusehen, dass jah-
relange Rechtsstreite zwischen den
Verwertungsgesellschaften, die treu-
händerisch für ihre Mitglieder die
Vergütungsabgabe einziehen, und
den Herstellern von Speichermedien
die Folge wären. Voraussichtlich über
Jahre hinweg würden keine Ausschüt-
tungen aus der Vergütungsgabe erfol-
gen. Darüber hinaus soll nach dem
vorgelegten Gesetzesentwurf eine
Deckelung der Vergütungsabgabe auf
5% des Speichermediumspreises er-
folgen und die Verbrauchsmaterialien
nicht einbezogen werden. All dieses

wird zu einer deutlichen Schlechter-
stellung der Künstlerinnen und
Künstler führen.

Die Vertreter des Deutschen Kul-
turrates haben ferner deutlich ge-
macht, dass die Urheberrechtsreform
dazu genutzt werden sollte, eine Ver-
gütungspflicht für Kunstwerke im
öffentlichen Raum einzuführen,
wenn die dadurch privilegierte Nut-
zung zu gewerblichen Zwecken er-
folgt. Heute kann jeder Postkarten,
Poster und andere gewerbliche Pro-
dukte von Kunstwerken im öffentli-
chen Raum herstellen und verkau-
fen, ohne dass der Künstler eine Ver-
gütung erhält. Bundesjustizministe-
rin Zypries will diesen Vorschlag prü-
fen.

Im Folgenden wird auf Bundestags-
drucksachen mit kulturpolitischer
Relevanz hingewiesen. Berücksich-
tigt werden Kleine und Große Anfra-
gen, Anträge, Entschließungsanträ-
ge, Beschlussvorlagen sowie Bun-
destagsprotokolle. Alle Drucksachen
können unter folgender Adresse aus
dem Internet heruntergeladen wer-
den: http://dip/bundestag.de/par-
fors/parfors.htm.

Berücksichtigt werden Drucksachen
zu folgenden Themen:
· Auswärtige Kulturpolitik,
· Bildung,
· Bürgerschaftliches Engagement,
· Daseinsvorsorge,
· Erinnern und Gedenken,
· Europa,
· Informationsgesellschaft,
· Internationale Abkommen mit

kultureller Relevanz,
· Kulturelle Bildung,
· Kulturfinanzierung,
· Kulturförderung nach § 96 Bun-

desvertriebenengesetz,
· Kulturpolitik allgemein,
· Kulturwirtschaft,
· Künstlersozialversicherungs-

gesetz,
· Medien,
· Soziale Sicherung
· Steuerrecht mit kultureller Rele-

vanz,
· Stiftungsrecht,
· Urheberrecht.

Föderalismusreform

· Drucksache 16/2054 (28.06.2006)
Entschließungsantrag der Fraktion
DIE LINKE.
Zu der dritten Beratung des Gesetz-
entwurfs der Fraktionen der CDU/
CSU und SPD – Drucksachen 16/813,
16/2010 – Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Grundgesetzes (Artikel
22, 23, 33, 52, 72, 73, 74, 74a, 75, 84,
85, 87c, 91a, 91b, 93, 98, 104a, 104b,
105, 107, 109, 125a, 125b, 125c, 143c)

· Drucksache 16/2053 (28.06.2006)
Entschließungsantrag der FDP-Frak-
tion zu der dritten Beratung des Ge-
setzentwurfs der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD – Drucksachen
16/813, 16/2010 –
Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Grundgesetzes (Artikel 22,
23, 33, 52, 72, 73, 74, 74a, 75, 84, 85,
87c, 91a, 91b, 93, 98, 104a, 104b, 105,
107, 109, 125a, 125b, 125c, 143c)

· Drucksache 16/2055 (29.06.2006)
Entschließungsantrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu der
dritten Beratung des Gesetzentwurfs
der Fraktionen der CDU/CSU und
SPD – Drucksachen 16/813, 16/2010
– Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Grundgesetzes (Artikel 22,
23, 33, 52, 72, 73, 74, 74a, 75, 84, 85,
87c, 91a, 91b, 93, 98, 104a, 104b, 105,
107, 109, 125a, 125b, 125c, 143c)

· Drucksache 16/2052 (28.06.2006)
Entschließungsantrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD
Beratung des Gesetzentwurfs der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD
– Drucksachen 16/813, 16/2010 –

Bundestagsdrucksachen

wem’s gelegen hat.“ Unter „luxuriö-
ser“ Arbeitsweise versteht Wolfsper-
ger aber auch, dass er keine Filme
machen muss, die wie Produkte auf
einen Markt zugeschnitten sind. „An
Markt denke ich nicht, ich denke an
mich als ersten Zuschauer. Ich hoffe
dann natürlich, dass es auch andere
anschauen.“  Neben der Aufführung
auf wichtigen Festivals und einem en-
gagierten Verleih hat sich in den letz-
ten Jahren die DVD zu einem wichti-
gen Umsatzmotor entwickelt. „Die
DVD ist eine gute Sache, um die Lauf-

zeit eines Filmes zu verlängern“, sagt
Wolfsperger. Und: „50 Prozent des
Einkommens erzielen wir inzwischen
über die DVD.“

Werkstatt Schneideraum
Douglas Wolfsperger bevorzugt in-
zwischen Koproduktionen. Nach sei-
ner Erfahrung bleibt ihm mehr Frei-
heit, wenn beispielsweise vier Geld-
geber beteiligt sind, sich jedoch
nicht so massiv einmischen, wie ei-
ner, der komplett bezahlt und dann
folgerichtig alles vorgeben will.
Derzeit arbeitet er – mit zwei Sen-
dern und drei Filmförderungen als
Geldgeber – an einem Dokumentar-

film über Geburten und Hebammen.
Aus fördertechnischen Gründen ist
Wolfsperger dieses Mal in Ost-
deutschland „gelandet“. Dort hat er
Krankenhäuser abgeklappert und mit
Hebammen und Chefärzten gespro-
chen: „Irgendwann blieb ich dann bei
jemandem hängen, von dem ich
wusste, der muss in den Film rein“.

Wenn Wolfsperger einen neuen
Film angeht, dann steht am Anfang die
Suche nach einem Rahmen: „Ich su-
che mir die Typen, über die ich was
erzählen könnte.“ Er lässt sich Zeit bei
den Aufnahmen; ein fertiges Dreh-
buch gibt es nicht, der Filmemacher
verfasst ein Treatment von 15 Seiten,

damit geben sich Geldgeber in der
Regel zufrieden. „Da wird nicht um Di-
aloge gefeilscht. Wenn das Material
abgedreht ist, ist eigentlich erst die Re-
cherche abgeschlossen. Der Film ent-
steht dann in mehrmonatiger Arbeit
im Schneideraum.“ Diese Arbeitswei-
se hat zur Folge, dass die Personen in
Wolfspergers Dokumentarfilmen re-
den „wie ihnen der Schnabel gewach-
sen ist“. Außerdem sprechen – was im
Dokumentarfilm gar nicht immer üb-
lich ist – die Bilder für sich und die Pro-
tagonisten erzählen selbst: Einen
Sprecher aus dem Off gibt es nicht.
Wolfspergers Dokumentarfilme sind
in Wirklichkeit Spielfilme mit anderen

Mitteln. Wenn er jetzt zu Dreharbei-
ten nach Ostdeutschland fährt, dann
erlebt er die Gegenwart dort schon als
Vergangenheit: „Ich sehe mit Weh-
mut, wie das ausstirbt, was Qualität
hat. Wie Handwerk ausstirbt. Wie Ki-
nokultur ausstirbt. Alles wird platt-
und gleichgemacht von amerikani-
scher Unkultur.“

Mehr Information zu Douglas Wolfs-
perger und seinen Filmen finden Sie
unter www.douglas-wolfsperger.de
Bitte beachten Sie auch die Bilder aus
dem Wolfsperger-Film „Die Blutritter“
in der Beilage kultur kompetenz bil-
dung. 

Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Grundgesetzes (Artikel 22,
23, 33, 52, 72, 73, 74, 74a, 75, 84, 85,
87c, 91a, 91b, 93, 98, 104a, 104b, 105,
107, 109, 125a, 125b, 125c, 143c)

· Drucksache 16/2049 (28.06.2006)
Änderungsantrag der Fraktion der
FDP zu der zweiten Beratung des Ge-
setzentwurfs der Fraktionen der CDU/
CSU und SPD – Drucksachen 16/813,
16/2010 –
Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Grundgesetzes (Artikel 22,
23, 33, 52, 72, 73, 74, 74a, 75, 84, 85,
87c, 91a, 91b, 93, 98, 104a, 104b, 105,
107, 109, 125a, 125b, 125c, 143c)
Änderung Artikel 1: Nummer 13 wird
wie folgt geändert: „Artikel 91b Abs.
1 Satz 2 wird gestrichen.“

· Drucksache 16/2051 (28.06.2006)
Änderungsantrag der Fraktion der
FDP zu der zweiten Beratung des
Gesetzentwurfs der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD – Drucksachen
16/813, 16/2010 –
Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Grundgesetzes (Artikel 22,
23, 33, 52, 72, 73, 74, 74a, 75, 84, 85,
87c, 91a, 91b, 93, 98, 104a, 104b, 105,
107, 109, 125a, 125b, 125c, 143c)
Änderung in Artikel 1: In Nummer 17
wird Artikel 104b Abs. 1 um folgen-
den Satz ergänzt: „Die gemeinsame
Kulturförderung von Bund und Län-
dern bleibt unberührt.“

· Drucksache 16/2064 (29.06.2006)
Änderungsantrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu der
zweiten Beratung des Gesetzent-
wurfs der Fraktionen der CDU/CSU
und SPD – Drucksachen 16/813, 16/
2010, 16/2069 –
Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Grundgesetzes (Artikel 22,
23, 33, 52, 72, 73, 74, 74a, 75, 84, 85,
87c, 91a, 91b, 93, 98, 104a, 104b, 105,
107, 109, 125a, 125b, 125c, 143c)
Änderung Artikel 1:
1.Unter Nummer 13 wird Artikel 91b
wie folgt gefasst: (1) Bund und Län-
der können bei der Förderung der
Wissenschaft und der Fortentwick-
lung des Bildungswesens zusam-
menwirken.
(2) Die nach Absatz 1 geförderten
Aufgaben, die Ausgestaltung des Zu-
sammenwirkens und die Aufteilung
der Kosten auf Bund und Länder wer-
den durch zu befristende Bundesge-
setze festgelegt, die der Zustimmung
des Bundesrates bedürfen.“
2. In Nummer 17 werden in Artikel
104b Abs. 1 die Wörter „soweit dieses
Grundgesetz ihm Gesetzgebungsbe-
fugnisse verleiht“ gestrichen.
3. In Nummer 22 werden in Artikel
125c Abs. 1 die Zahl „2006“ durch die
Zahl „2007“ ersetzt.
4. In Nummer 23 werden in Artikel
143c Abs. 1 die Wörter „für den durch
die Abschaffung der Gemeinschafts-
aufgaben Ausbau und Neubau von
Hochschulen einschließlich Hoch-
schulkliniken und Bildungsplanung
sowie“ gestrichen.
· Drucksache 16/647 (14.02.2006)
Antrag der Fraktion DIE LINKE.
Föderalismusreform im Bildungsbe-
reich

· Drucksache 16/2069 (29.06.2006)
Bericht des Rechtausschusses
(6.Ausschuss)
a) zu dem Gesetzentwurf der Frakti-
onen der CDU/CSU und SPD –
Drucksache 16/813 – Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Grund-
gesetzes (Artikel 22, 23, 33, 52, 72, 73,
74, 74a, 75, 84, 85, 87c, 91a, 91b, 93,
98, 104a, 104b, 105, 107, 109, 125a,
125b, 125c, 143c)
b) zu dem Gesetzentwurf der Frakti-
onen der CDU/CSU und SPD –
Drucksache 16/814 – Entwurf eines
Föderalismusreform-Begleitgesetzes
c) zu dem Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Drucksache 16/653 – Resozialisie-
rungsziele des Strafvollzugsbewah-
ren – Sicherheit nicht gefährden
d) zu dem Antrag der Fraktion der
FDP – Drucksache 16/851 – Jugend-
strafvollzug verfassungsfest gestalten
e) zu dem Antrag der Fraktion DIE
LINKE – Drucksache 16/647 – Föde-
ralismusreform im Bildungsbereich
f) zu dem Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/DIE GRÜNEN – Drucksache

16/648 – Kooperationsmöglichkei-
ten von Bund und Ländern in Bil-
dung und Wissenschaft erhalten
g) zu dem Antrag der Fraktion der
FDP – Drucksache 16/954 – Innova-
tionspakt 2020 für Forschung und
Lehre in Deutschland – Kooperatio-
nen zwischen Bund und Ländern
weiter ermöglichen
h) zu dem Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/DIE GRÜNEN – Drucksache
16/654 – Für ein effektives, europa-
taugliches und wirtschaftsfreundli-
ches Umweltrecht
i) zu dem Antrag der Fraktion der
FDP – Drucksache 16/674 – Zu-
kunftsfähige Rahmenbedingungen
für ein wirksames Umweltrecht im
föderalen Deutschland schaffen
j) zu dem Antrag der Fraktion DIE
LINKE – Drucksache 16/927 – Ein
einheitliches Umweltrecht schaffen
– Kompetenzwirrwarr vermeiden

Urheberrecht

· Drucksache 16/1173 (zu Drucksa-
che 16/1107) (06.04.2006)

Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung
Entwurf eines fünften Gesetzes zur
Änderung der Urheberrechtsgeset-
zes – Drucksache 16/1107 –
Gegenäußerung der Bundesregie-
rung zu der Stellungnahme der Bun-
desrates

· Drucksache 16/2019 (28.06.2006)
Beschlussempfehlung und Bericht
des Rechtsausschusses (6.Aus-
schuss) zu dem Gesetzentwurf der
Bundesregierung – Drucksache 16/
1107, 16/1173 –
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur
Änderung des Urheberrechtsgesetzes

· Drucksache 16/1107 (31.03.2006)
Gesetzentwurf der Bundesregierung
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur
Änderung des Urheberrechtsgesetzes

· Drucksache 16/1828 (15.06.2006)
Gesetzentwurf der Bundesregierung
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur
Regelung des Urheberrechts in der
Informationsgesellschaft
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Die Abbildungen dieser Beilage stammen aus dem Film �Die Blutritter� von Douglas Wolfsper-
ger (© Wilder Süden Filmverleih). politik und kultur widmet dem Filmemacher, dessen Doku-
mentationen und Spielfilme sich auf ungewöhnliche, manchmal provozierende Art und Weise
mit Religion, Glaube und Kultur auseinandersetzen ein Portrait auf Seite 34.
Douglas Wolfsperger wurde am 25. Dezember 1958 in Zürich als deutscher Staatsbürger geboren.
Als Schüler drehte er erste Super8-Filme und begann nach dem Abitur ein Regiepraktikum beim
Südwestfunk in Baden-Baden. 985 drehte er seinen ersten eigenen Spielfilm; seit Anfang der 90er
Jahre hat er zudem zahlreiche Dokumentationen und Porträts für den SWF und WDR erstellt. Mit
seinem Spielfilm �Heirate mir! � Die Braut und ihr Totengräber� (1999) löste Wolfsperger eine der
spannendsten Debatten der Popkultur aus. Grund war die umstrittene Besetzung: Ausgerechnet die
schauspiel-unerfahrene Verona Feldbusch engagierte er als Hauptdarstellerin. An der Seite vom
preisgekrönten Ulrich Noethen mimte sie eine zwielichtige Polin. Im Jahre 2002 sorgte Wolfsperger
mit seinem Film �Bellaria � so lange wir leben!� auf zahlreichen internationalen Festivals für Furore
und erhielt eine ganze Reihe von Auszeichnungen, u.a. den Bayerischen Filmpreis, den Ernst-Lu-
bitsch-Preis der deutschen Filmkritik sowie The Gold Plaque For Best Documentary in Chicago.

Zu den Fotos dieser Ausgabe

KONZEPTION KULTURELLE BILDUNG

Max Fuchs
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Vom Kulturnutzer der Zukunft
Der demographische Wandel als kulturelle Herausforderung

Lässt sich über den demographischen Wan-
del überhaupt noch etwas sagen, das nicht
schon in jeder Rede � vorzugsweise zu den
Gefahren für die sozialen Sicherungssyste-
me � benannt worden ist? Inzwischen kennt
jeder die alarmierenden Zahlen, zumal sie
von dem Feuilletonchef einer großen Zeitung
in einem ausgesprochen marktschreierischen
Ton als Bestseller auf den Markt geworfen
wurden. Aber auch im Tonfall eher ruhigerer
Stellungnahmen wie die der EU-Kommission
werden sie benannt.

Also in Kürze: Nur noch 1,3 Kinder pro Frau, die
Anzahl der Menschen ab 60 unter 100 Personen
steigt von zur Zeit 44 auf über 55 in 2020 und auf
71 in 2030, so dass bald jeder sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitnehmer einen Rentenempfänger
finanzieren müsse. Die Angst vor der Armut
wächst, insgesamt wird mit der Alterung der Men-
schen viel Angst erzeugt. Es gibt natürlich auch
die andere Seite, die ein höheres Lebensalter als
zivilisatorischen Fortschritt begreift, die Alter gerne
als Chance und nicht als Risiko sehen möchte.
Doch es überwiegen in den Medien eindeutig die
Schreckensszenarien. Und diese dienen natürlich
immer wieder auch dazu, bestimmte ökonomische

Ordnungsmodelle zu propagieren. All diese Mie-
gels, Henkels und die anderen Vertreter einer Neu-
en Marktwirtschaft kennen immer nur die eine
Schlussfolgerung: Liberalisierung des Arbeitsmark-
tes, Senkung der Lohnnebenkosten, Reduzierung
der Sozialleistungen, Verschärfung der Lebensbe-
dingungen für die Leistungsempfänger und vor
allem: private Vorsorge. Die meisten dieser Prog-
nosen beruhen dabei auf zumindest unvorsichti-
gen Entwicklungsvoraussagen (vgl. Müller, A.: Die
Reformlüge. München 2004 aktuell St. Welzk: �Al-
terskatastrophe� und �der Absturz der Renten�. In:
Blätter für deutsche und internationale Politik 6/
06, S. 707�721). Dies soll hier weniger interes-
sieren. Es soll vielmehr die Frage gestellt werden,
was der demographische Wandel, der grob, aber
ausreichend für unsere Zwecke als eine Verschie-
bung der Zusammensetzung der Bevölkerung in
Richtung Alter verstanden werden soll, eigentlich
kulturell bedeutet.
Die ersten Reaktionen im kulturpolitischen Be-
reich zielen darauf, dass das Problem der Zusam-
mensetzung des Publikums von Kultureinrichtun-
gen, die Nutzer also, genauer betrachtet wer-
den. Hat man schon seit Jahren die Überalte-
rung des Publikums, also ein Fehlen von Jünge-
ren beklagt, so muss man jetzt erstaunt feststel-

len, dass es auch unter den Alten und Älteren �
gleichgültig ob man die Grenze hierfür bei 55
oder 60 setzt � ebenfalls eine große Unzufrie-
denheit gibt: Zu viele scheinbar �altersgemäße�
und oft vom übrigen Angebot inhaltlich, zeitlich
und organisatorisch abgesonderte Angebote. Es
gehen zudem zwar mehr Ältere in die Vorstel-
lungen, doch sind es immer dieselben, also die-
jenigen, die auch schon in jungen Jahren aktive
Kulturnutzer waren. Bourdieu lässt also grüßen,
und die einzige Verwunderung ist die, dass diese
Realität immer noch Verwunderung auslöst. Denn
die Kultursoziologie und die Nutzerforschung ken-
nen Bourdieus Erkenntnisse mittlerweile seit über

Der demographische Wandel als �kulturelles Pro-
blem� ist jedoch weitaus mehr, möglicherweise
sogar etwas anderes als die bislang vorgestellte
kulturpolitische Problematik. Begreift man �Kul-
tur� weiter als bloß das Angebot von Kulturein-
richtungen, versteht man darunter etwa auch
Werte und Normen, Vorstellungen von Lebens-
weisen, spezifische Umgangsweisen des Men-
schen miteinander und mit der Natur � und dies
bezogen auf Einzelne und auf größere und klei-
nere gesellschaftliche Gruppen �, dann ergeben
sich ganz andere Fragen. Zum einen wird man
zur Kenntnis nehmen müssen, dass die Verschie-
bung der Alterszusammensetzung einhergeht mit

Kultur trennt und schafft ein System �feiner
Unterschiede�
30 Jahren: Kultur trennt, schafft über je gruppen-
spezifische ästhetische Präferenzen ein ausdiffe-
renziertes System �feiner Unterschiede� (so der
Titel von Bourdieus Grundlagenbuch aus den
70er Jahren), die zudem aufs engste mit sozia-
lem Status und Zugangschancen zur Macht zu-
sammenhängen. Ohne gezielte Zielgruppenar-
beit ändert sich daran nichts, so dass die These,
dass eine reine, publikumsunsensible Konzentra-
tion lediglich auf das Angebot von Kultureinrich-
tungen die allseits bekannte und ungerechte Zahl
produziert, die man immer wieder lieber ver-
schweigen möchte: Dass nämlich über die Jahre
hinweg nur fünf bis zehn Prozent der Gesamtbe-
völkerung die Kultureinrichtungen nutzen, von
dem Menschenrecht auf kulturelle Teilhabe also
keine Rede sein kann. Eine demokratisch orien-
tierte Kulturpolitik muss sich immer wieder mit
diesem Misserfolg auseinandersetzen. Natürlich
geht es anders, natürlich gibt es in Theatern, Mu-
seen, Opern und Konzerthäusern hervorragende
Beispiele etwa von kultureller Jugendarbeit, von
denen der in dieser Hinsicht weniger aktive Rest
lernen könnte. Aber es ist auch hier der Fortschritt
eine Schnecke. Immerhin hat die Kulturpolitik das
Thema entdeckt und vielleicht hilft sogar die we-
nig sachbezogene Dramatisierung der Debatte,
ein wenig mehr Druck für ein entsprechendes
Handeln zu produzieren.

einer ethnischen Verschiebung in
unserer Gesellschaft. So stimmt
zwar die Durchschnittszahl von 10
bis 15% von Menschen mit Zuwan-

derungsgeschichte (wobei die Zahl abhängt von
der Definition der Grundbegriffe), doch verteilt
sich diese Zahl sehr unterschiedlich auf die ver-
schiedenen Generationen. Als Faustregel mag
gelten, dass der Zuwanderungsanteil umso grö-
ßer wird, je jünger die betrachteten Gruppen sind,
wobei zudem regionale Unterschiede oftmals
gravierend sind (z. B. Bayerischer Wald im Ver-
gleich zu Neukölln). Man betrachte nur einmal
die eingeschulten Jahrgänge von Kindern in der
Grundschule, wo Prozentsätze von über 70 bis
zu 100% an Zuwandereranteil keine Seltenheit
sind. Der Begriff des �Zuwanderers� splittet sich
dabei auf in ein weites Spektrum von Russland-
Deutschen bis Afrikanern, von Arbeitsimigranten,
politisch Verfolgten bis zu Menschen, deren Ah-
nen vor Urzeiten einmal von Deutschland in den
Osten gezogen sind. Berücksichtigt man, dass es
genau diese Gruppe junger Menschen ist, die
durch unser Bildungssystem systematisch ver-
nachlässigt wird, dann zeigt sich in der Tat nicht
nur ein Problem, sondern ein gesellschaftlicher
Sprengsatz. Dabei beruht diese These � anders
als manche Skandalmeldungen zur Alterversor-
gung � nicht auf Mutmaßungen und unvorsichti-
gen Verallgemeinerungen, sondern schlicht auf
seriös erfasster Bildungsrealität, nämlich auf

Alois Weber: Bestatter, Messner und Hobbyindianer
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Demographischer Wandel

PISA. Nimmt man zudem die Ergebnisse der Ju-
gendkulturforschung hinzu, die gerade in dieser
Gruppe nur eine vernachlässigbar kleine Zahl
von Nutzern traditioneller Kultureinrichtungen
ausmacht, dann mag man seine Phantasie durch-
aus einmal in die Zukunft wandern lassen: Glaubt
man wirklich, dass sich bei den dann im Erwerbs-
leben stehenden Menschen eine aufwendige Fi-
nanzierung eines Kulturbetriebs legitimieren
lässt, mit dem sie so gar nichts zu tun haben?
Theater, wie etwa das in Köln, gehen daher in
die richtige Richtung, wenn sie bei der Ausschrei-
bung der Stelle der Theaterleitung Erfahrungen
mit interkultureller Arbeit und eine besondere
Sensibilität für diese gesellschaftliche Situation
bindend vorschreiben.
Hochinteressante Studien zum kulturellen Wan-
del hat in den 90er Jahren Albrecht Göschel vor-
gelegt. Wie bereits Autoren von einigen histori-
schen Jugendstudien vor ihm gelangte er in em-
pirischen Untersuchungen zur Identifikation un-
terschiedlicher Verständnisweisen von Kultur,
wobei er einen Wechsel des Kulturbegriffes im
Zehnjahresabstand beschrieb. Diese unterschied-
lichen Kulturbegriffe korrespondieren mit unter-
schiedlichen Kulturpolitikbegriffen, durchaus mit
erheblichen Folgen für den Kulturbetrieb und
seine Förderung. Verbindet man diesen Ansatz
mit der oben vorgetragenen Überlegung, dann
kommt man zu durchaus interessanten Spekula-
tionen über das Kulturpolitikverständnis der

nachwachsenden Generationen und darüber,
welche Einrichtungen und Projekte im Rahmen
dieses Verständnisses wohl gefördert werden
könnten.
Ein weiterer Aspekt ist hierbei relevant. Gesell-
schaften bestehen aus einer Pluralität von Le-
bensweisen und Wertekonzeptionen. Bei vielen
Fragen ist ein Nebeneinander, vielleicht sogar
eine wechselseitige Befruchtung denkbar. Man
kann sich jedoch auch Fragen vorstellen, bei
denen eine Konkurrenz widerstreitender Ausrich-
tungen angesagt ist, bei der sich nur eine einzi-
ge durchsetzen kann. Gesamtgesellschaftlich ist
�Kultur� nämlich Miteinander, Nebeneinander
und auch Gegeneinander. Die Durchsetzung von
Sichtweisen hat wiederum etwas damit zu tun,
welche Rolle diese Trägergruppe in der Gesell-
schaft spielt. Ist also eine Situation völlig un-
denkbar, bei der die Kulturkonzeptionen öko-
nomisch tragender Gesellschaftsgruppen in Wi-
derstreit geraten zu den Kulturvorstellungen der
älteren Generationen, wobei die Mehrheitsver-
hältnisse letztere begünstigen, kurz gesagt: dass
diejenigen, die zahlen, den Kürzeren ziehen?
Ist unsere Gesellschaft gerüstet, diese Form von
Kulturkonflikten auszutragen, die sehr schnell
ihre politischen Grundlagen erschüttern könn-
ten?
Ein weiterer Aspekt hat mit alterspezifischen Ent-
wicklungsaufgaben zu tun. Ältere und alte Men-
schen neigen dazu und haben geradezu die (in-
dividuelle und gesellschaftliche) Aufgabe, refle-
xiv ihr gelebtes Leben zu verarbeiten. Der Blick
ist nach hinten gerichtet, ganz im Sinne des
seinerzeit verabschiedeten Aktionsplans der Ver-

einten Nationen von Wien, der diese reflexive
Selbstbesinnung in ihrer kulturellen Bedeutung
für die Gesamtgesellschaft hervorhebt. Jüngere
Menschen müssen dagegen ihre Zukunft planen,
ihren Lebensweg erst noch gestalten. Zukunfts-
orientierung und Vergangenheitsbewältigung
sind immer schon gesamtgesellschaftlich gleich-
zeitig zu erfüllende Aufgaben, allerdings � gera-
de in der Kulturpolitik � immer auch ein unver-
meidbarer Streitgegenstand: Soll man das Kul-
turerbe oder zukünftige junge Kunst fördern?
Doch was geschieht mit einer Gesellschaft oder
einer �Kultur�, die sich mehrheitlich zurück ori-
entiert? Es ist öfter schon darauf hingewiesen
worden, dass es keine Erfahrungen mit derart
alternden Gesellschaften gibt. Wohl kennt die
Geschichte das Altern von Kulturen. Denn dies
ist auch ein Grund dafür, dass Kulturen von der
weltgeschichtlichen Bildfläche verschwinden.
Ein letztes Problem sei angesprochen. �Gesell-
schaft� ist keine Ansammlung von Dingen oder
Personen, sondern ein dynamisches Geflecht von
Beziehungen; Beziehungen zwischen Einzelnen
und Gruppen, zwischen Geschlechtern und Ge-
nerationen, zwischen Lebensstilen und Klassen.
Diesem realen Beziehungsgeflecht stehen immer
wieder Bilder gegenüber, die sich Einzelne und
Gruppen von sich und anderen machen. Dies ist
eine notwendige kulturelle Dimension von Ge-
sellschaft, weil es etwas mit der Reflexivität, dem
ständigen Prozess der Selbstdeutung zu tun hat.
Der Mensch, so der kanadische Philosoph Char-
les Taylor, ist das sich ständig selbst interpretie-
rende Tier. Und dies hat sich im Zuge der Moder-
ne erheblich verstärkt. So existieren in der Ge-

sellschaft Bilder anderer Generationen, die
durchaus wirkungsmächtig für politische Prozes-
se sind. So liegt der Bildungs- und Jugendpolitik
ein Bild und auch ein Konzept von Kindheit und
Jugend zugrunde, das letztlich durch das Erzie-
hungs- und Bildungssystem und durch die Pro-
gramme der Jugendpolitik gestützt wird. Dieses
Bild hängt aufs engste zusammen mit den Bil-
dern von Alter und mit den Bildern, die sich Alte
von Jungen machen. �Demographischer Wandel�
heißt in diesem Kontext dann auch, dass sich die
Bilder und ihre Trägergruppen verändern �
letztlich mit Folgen für alle Politikfelder. Es geht
also nicht nur � so wie häufig zu hören ist � bloß
darum, ein freundlicheres Bild von Alter in der
Gesellschaft zu etablieren, sondern vielmehr
darum, dass sich ein neues dynamisches Geflecht
von Fremd- und Selbstbildern der unterschiedli-
chen Generationen entwickeln wird. Doch was
dies konkret für eine Jugend-, Bildungs- und
Kulturpolitik bedeutet, ist völlig unklar.
Hier liegen meines Erachtens sehr viel bedeut-
samere Problemstellungen, die mit den agitato-
rischen Debatten über die vermeintliche Krise der
Rentenversicherung oder mit eher harmlosen
Fragen über das Kulturpublikum nur wenig zu
tun haben. Demographischer Wandel hat also
entschieden eine kulturelle Dimension. Und das
Kultursystem selbst, gerade der Kulturbetrieb
verfügt über die geeigneten Medien, diesen zwar
spekulativen, aber höchst relevanten Diskurs zu
führen.

DER VERFASSER IST VORSITZENDER DES DEUT-
SCHEN KULTURRATES 

Nichts löschen � Neu hinsehen
Der Abschluss des kubim-Programms ist zugleich ein Abschied von der BLK

Andreas Joh. Wiesand

Filmplakat �Die Blutritter�

�Nichts löschen! war die Devise in einem
Projekt. Stattdessen: Neu hinsehen.� So
schildert es Gabriele Vogt vom Hessischen
Kultusministerium, zuständige Koodinatorin
der Bund-Länder-Kommission für Bildungs-
planung und Forschungsförderung (BLK), in
ihrem Vorwort zum gerade erschienenen
Abschlussbericht des Programms �Kulturelle
Bildung im Medienzeitalter�, kurz kubim
genannt. Fast könne man, so Vogt, von ei-
ner �neuen Wertschätzung für technische
Störungen und Fehler� sprechen, nachdem
solche Herausforderungen in den insgesamt
23 kubim-Modellprojekten in Schulen, Hoch-
schulen und außerschulischen Einrichtungen
aus 13 Bundesländern häufig durch künst-
lerische Experimente und kommunikative
Aktionen ins Positive gewendet werden
konnten:

�In allen künstlerischen Prozessen ging es dar-
um, die funktionstüchtige Oberfläche zu durch-
stoßen, den Computer als gestaltbares Medium
zu begreifen. Kreativer Umgang mit Technik heißt
immer auch: sich von ihr weg zu bewegen, sie
widerborstig einzusetzen, sie für eigene Zwecke
in den Dienst zu nehmen  und so auch tendenzi-
ell zu entmythologisieren � ein medienpädago-
gisch wichtiger Nebeneffekt.�
�Nichts Löschen � Neu hinsehen!�, das könnte
auch das Motto über einem Nachruf auf die BLK
selbst sein, die ja nach den im Rahmen der �Fö-
deralismusreform� getroffenen Vereinbarungen
der Großkoalitionäre demnächst aufgelöst wer-
den soll. Zwar ist hier nicht der Raum für eine
ausführliche Beurteilung der Arbeit dieser Insti-
tution, doch ist dem Deutschen Kulturrat wohl
zuzustimmen, wenn er in einer Resolution vom
November 2005 festhält: �Die BLK hat in den
vergangenen Jahrzehnten zur Weiterentwicklung
der kulturellen Bildungslandschaft und zur För-
derung von Innovationen in der kulturellen Bil-
dungsarbeit einen wesentlichen Beitrag geleis-
tet.�
Diese Erfahrungen und ebenso die Ergebnisse in
anderen Feldern der BLK-Aktivität nicht zu �lö-
schen�, vielmehr für die Daueraufgabe Bildungs-
reform präsent zu halten, ist sicher ein wichtiges
Desiderat.
Gleichzeitig hatte der Kulturrat �befürchtet, dass
die entstehende Lücke durch die Länder nicht
geschlossen werden wird.� Hier wird man aller-
dings noch etwas Geduld haben müssen: Die
mühsam von Spitzenpolitikern erarbeiteten Glo-
balkompromisse zur Förderalismusreform sind
nämlich nur eine Seite der Medaille. Auf der an-
deren Seite wird eine recht einhellige Meinung
unter den Fachleuten der Bildungs- und Kultur-
ressorts der Länder sichtbar, dass es auch künf-
tig nicht ohne Zusammenarbeit ausgehen wird,

will man denn wirklich Veränderungen erreichen
und die Probleme nicht nur aussitzen.
Ein Beleg dazu findet sich in einer kürzlich erschie-
nenen eigenen Publikation der BLK. In der Sitzung
vom 21. November 2005 hatte das Gremium eine
Bilanz über 30 Jahre BLK-Modellversuchsförde-
rung in der Berufsbildung verabschiedet, in der
die gemeinsamen Innovationsanstrengungen von
Bund und Ländern von allen Beteiligten gewür-
digt werden. Im Anhang der Broschüre sind unter
anderem folgende Länder-Statements zu lesen:
Bayern: � Modellversuche in enger Kooperation mit
anderen Bundesländern unter einer gemeinsamen
wissenschaftlichen Begleitung� haben �sich insbe-
sondere auch für die Kolleginnen und Kollegen der
Modellversuchsschulen als äußerst innovativ dar-
gestellt. Länderübergreifende Arbeitsgruppen, Ko-
operation von Schülern, Referendaren und Lehr-
kräften wurde als eine kreative Erweiterung des
eigenen Erfahrungshorizonts erlebt.�
Brandenburg: �Ohne BLK-Modellversuche hätte
es auch eine Kultur des überregionalen Ergebnis-
und Erfahrungsaustausches über Ländergrenzen
hinweg im Rahmen vieler Fachtagungen und Sym-
posien nicht gegeben.�
Hamburg: �In Verbundversuchen (mit anderen
Bundesländern) ist man genötigt, die mitunter
provinzielle Hamburger Betrachtungsweise ab-
zulegen. Andererseits kann man Personen und
Institutionen außerhalb Hamburgs von den Schön-
heiten der Hamburger Bildungslandschaft über-
zeugen. Auch über Fachtagungen und Berichte
lernen die Beteiligten Elemente des Qualitäts-
managements und zumindest ein wenig Bil-
dungsmarketing, was letztlich auch dem Gesamt-
system zugute kommt.�
Rheinland-Pfalz: �Die an Modellversuchen teil-
nehmenden Schulen wie auch die einbezogenen
Lehrkräfte bewerten immer wieder positiv, dass
Modellversuchsarbeit trotz hoher Belastungen
Gestaltungspotentiale frei setzt und persönliche
sowie fachliche und zunehmend auch Teamkom-
petenzen weiter entwickelt.�
Thüringen: �Eine Fortsetzung der BLK-Modellver-
suchsarbeit ist aus der Sicht Thüringens unerläss-
lich.�
Letzteres ist, wie wir nun wissen, nicht wahr-
scheinlich, doch sollte man die Vorstellung, dass
zumindest �ländergemeinsame� Initiativen auch
für die kulturelle Bildung möglich sind, vielleicht
unter Federführung der KMK oder in Gestalt ei-
ner neuen Stiftung, nicht von vorneherein gleich
mit beerdigen. Dass am Ende, und sei es nur aus
finanziellen Erwägungen, dabei auch der Bund
wieder eine Rolle spielen könnte, ist ebenfalls
nicht auszuschließen.
Die Ergebnisse von �Kulturelle Bildung im Medi-
enzeitalter� � das Bundesbildungsministerium
(mit Wilfried Matanovic als engagiertem Fürspre-
cher des Programms) und die beteiligten Länder

waren hier in den Jahren 2000-2005 gleichbe-
rechtigte Förderer mit einem Gesamtvolumen
von rund 11 Mio. Euro � legen jedenfalls derar-
tige kooperative Lösungen nahe. Der vom ku-
bim-Programmträger, dem Zentrum für Kultur-
forschung in Bonn, vorgelegte Abschlussbericht
betont, dass nun vor allem die Länder gefragt
sind, wenn es darum geht,
· eine über Ländergrenzen hinaus reichende Zu-

sammenarbeit von Bildungsinstitutionen und
engagierten Fachleuten für die Entwicklung, Er-
probung und Evaluierung praktischer Reform-
schritte zu ermöglichen;

· die Abstimmung zwischen Schulen und Hoch-
schulen bei neuen Initiativen für die Lehrerfort-
bildung zu verbessern;
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Medienpädagogische Motivation und Förderung
Der Dieter-Baacke-Preis für beispielhafte Projekte aus Bildungs-,Sozial- und Kulturarbeit mit Kindern

Jürgen Lauffer

Der Dieter-Baacke-Preis zeichnet beispiel-
hafte Projekte aus der Bildungs-, Sozial-
und Kulturarbeit mit Kindern, Jugendli-
chen und Familien aus. Dabei spielt bei der
Auswahl der prämierten Projekte der pä-
dagogische Prozess eine entscheidende
Rolle. Verliehen wird er gemeinsam vom
Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend und der Gesellschaft
für Medienpädagogik und Kommunikati-
onskultur. Eine Expertenjury wählt die Preis-
träger aus.

Kindheit in modernen Gesell-
schaften ist Medienkindheit
Bereits in den 90iger Jahren wiesen Dieter Baa-
cke, Uwe Sander und Ralf Vollbrecht mit qualita-
tiven Studien die zentrale Bedeutung von Medi-
en in Sozialisationsprozessen von Kindern und
Jugendlichen nach. Von der Diskothek über Vi-
deo und Computerspiele bis zum Walkman wa-
ren bereits in den 90iger Jahren kindliche und
jugendliche Lebenswelten durch neue elektroni-
sche Medienangebote geprägt. Dieser Trend hat
sich durch die Ausdehnung von Programmange-
boten der Rundfunkanstalten, durch das Inter-
net, durch mobile Medien, SMS etc. bis heute
noch deutlich verstärkt.

Medien sind Teil kindlicher und jugendlicher Le-
benswelten heute und Medien prägen ihr Bild von
der Welt. Dies birgt Chancen, aber auch Gefah-
ren. So droht die digitale Spaltung der Gesell-
schaft in �information rich� und �information
poor�, neue Wissensklüfte können entstehen.
In unserer Gesellschaft gibt es ein �Oben� und
ein �Unten�. Bestimmte Milieus haben schlech-
tere Chancen der gesellschaftlichen Teilhabe als
andere. Die neuen Medien wirken dem nicht
entgegen, sondern können diese Spaltung sogar
noch verstärken. Denn diejenigen, die in unse-
rer Gesellschaft �oben� sind, haben auch die bes-
ten Ressourcen, um durch bessere Ausstattung,
den besten Zugang zu Informationen und durch
die beste pädagogische Unterweisung ihren Vor-
sprung noch zu vergrößern.
Dies ist kein erwünschter Prozess, zumal sich mit
der Vergrößerung von Gegensätzen innerhalb
einer Gesellschaft die Gefahr interner Spannun-
gen und Auseinandersetzungen erhöht. Gewalt-
tätige Auseinandersetzungen in Deutschland
zwischen unterschiedlichen Gruppen z.B. in Schu-
len haben gezeigt, dass sich diese Spannungen
gewalttätig entladen können. Deshalb ist es ein
zentrales gesellschaftspolitisches Ziel, allen ei-
nen fairen und gleichberechtigten Zugang zu den
Chancen dieser Gesellschaft zu eröffnen. Bei der
Verteilung dieser Chancen haben die neuen Me-

dien eine wachsende Bedeutung. Um Kinder und
Jugendliche zu unterstützen, diese Medien aktiv
und kreativ für ihre Entwicklung und Bildung ein-
zusetzen, muss ihre Medienkompetenz gefördert
werden.
Medienkompetenz ist damit eine neue Schlüs-
selkompetenz. Die Förderung dieser Medienkom-
petenz ist das zentrale Anliegen der Medienpäd-
agogik.
Das pädagogische Konzept der Förderung von
Medienkompetenz geht auf Dieter Baacke zurück,
den Namensgeber des Dieter-Baacke-Preises.
Dieses Konzept umfasst:
1. die Sachkompetenz
2. die Selbstkompetenz
3. die soziale Kompetenz.
Der Dieter-Baacke-Preis, der jährlich vom Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend und der Gesellschaft für Medienpädago-
gik und Kommunikationskultur verliehen wird,
soll vor allem Multiplikatorinnen und Multipli-
katoren aus Jugendhilfe und Jugendbildung
motivieren, mit ihren Zielgruppen gemeinsam
neue Wege in der Mediennutzung zu beschrei-
ten und so Medienkompetenz zu fördern. Aus-
gezeichnet werden daher Einrichtungen und Per-
sonen für ihre medienpädagogische Arbeit
Besondere Aufmerksamkeit gilt dabei neuen
Methoden und innovativer pädagogischen Pra-

xis, z. B. in der interkulturellen und genderspezi-
fischen Arbeit sowie außergewöhnlichen Initia-
tiven der Vernetzung.

Projektarbeit

Die allgemeinen Rahmenbedingungen für Pro-
jektarbeit und für pädagogische Arbeit verändern
sich. Dies schlägt sich auch in den Bewerbungen
zum Dieter-Baacke-Preis nieder.
Die Zahl der Bewerbungen in den letzten Jahren
ist stetig gewachsen: von 33 Bewerbungen im
Jahre 2001 zu 128 Bewerbungen im Jahr 2005.
Die Struktur der Bewerber um den Dieter-Baa-
cke-Preis ist stabil: Die Mehrheit der Bewerbun-
gen kommt aus Vereinen/Medienzentren und aus
gemeinnützigen Organisationen.
Etwa achtzig Prozent der eingereichten Projekte
beschäftigen sich mit der Zielgruppe Kinder oder
Jugendliche; weitere Projekte arbeiten generati-
onsübergreifend.
Die Zahl der rein Internet-orientierten Projekte
geht in den letzten Jahren bei den Bewerbungen
deutlich zurück. Mittlerweile ist es nichts Beson-
deres mehr, mit Kindern und Jugendlichen eine
Homepage zu gestalten. Das Internet bietet zu-
nehmend den Rahmen, die Inhalte und Ziele der

Stefan Müller: Bäcker, passionierter Junggeselle und Blutritter

· stärker integrierte kultur- und bildungspolitische
Konzepte sowie geeignete rechtlich-finanzielle
Rahmenbedingungen zu entwickeln, durch die
Kooperationen von Schulen mit Künstlern und
außerschulischen Partnern der kulturellen Bil-
dung zu einer wechselseitigen Bereicherung
führen können;

· durch bundesweite Internet-Plattformen � bei
kubim neben der eigenen Webseite www.kubim.
de vor allem www.netzspannung.org und www.
lehrer-online.de � Hilfestellungen für die Pra-
xis und Anstöße für den Erwerb zusätzlicher
Kompetenzen zu geben; und:

· dem grenzüberschreitenden, europäischen Er-
fahrungsaustausch zu Fragen der (kulturellen)
Bildung und Ausbildung einen größeren Stel-
lenwert einzuräumen.

Der kubim-Bericht räumt gründlich mit dem Vorur-
teil auf, der Umgang von Kindern und Jugendli-
chen mit Medien � und hier speziell mit den soge-
nannten neuen, also computerbasierten Medien �
führe nur zu einem �hemmungslosen Medienkon-
sum� und sei jedenfalls nicht kreativitätsfördernd.
Dem gegenüber wird als Ergebnis der Modellver-
suche festgehalten, dass ein unkonventioneller,

kompetenter und zugleich kritischer Umgang mit
neuen Medien kreative Anlagen junger Leute för-
dern und allgemein Lehr- und Lernprozesse in Schu-
len und anderen Bildungseinrichtungen verbessern
helfen kann. So können Computer und andere di-
gitale Werkzeuge dazu beitragen, dass die künst-
lerischen Ausdrucksmöglichkeiten von Kindern und
Jugendlichen aus unterschiedlichen sozialen
Schichten bzw. mit �Migrationshintergrund� offen
gelegt und z.T. noch erweitert werden. Letzteres gilt
vor allem dann, wenn neue mit traditionellen Tech-
niken und Methoden kombiniert werden (sog.
�Crossover�). Solche Erkenntnisse könnten, über
den engeren Bereich der kulturellen Bildung hin-
aus, auch für die allgemeine Debatte über Bildungs-
reformen nach PISA relevant bleiben
Nach Abschluss des kubim-Programms
· stehen erprobte Konzepte für eine handlungs-

orientierte Integration computerbasierter Me-
dien in Bildungsprozesse bereit;

· warten zeitgemäße Ansätze zur Förderung äs-
thetischer Grundfertigkeiten auf ihren Einsatz;

· bieten eigens entwickelte, multimediale Ange-
bote mit Bildungssoftware sowie Datenbanken
mit digitalen Bild- und Unterrichtsmaterialien
Anregungen und Hilfestellungen;

· wurden im Hochschulbereich neuartige Studi-

engänge für Autoren sowie Medien- und Sound-
gestalter gestartet;

· laden praxisbezogene Anleitungen für Aufga-
ben der künstlerischen Programmierung und
Mediengestaltung im Internet zur autodidakti-
schen Fortbildung ein (darunter z.B. ein �Flash�-
Kurs für Künstler);

· wurden Konzepte für die Lehrerfortbildung vor-
gelegt und auch schon umgesetzt, die Lehrende
ermutigen, sich selbst künstlerisch-gestalterisch
mit den neuen Medien auseinander zu setzen;

· sind neuartige Erkenntnisse bei der wissen-
schaftlichen Evaluation �offener� Lernprozesse
gesammelt, diskutiert und publiziert worden.

Die Erfahrungen von einigen tausend bei kubim
aktiven Schülern/innen und Studierenden und ei-
ner großen Zahl von Lehrenden, Künstlern/innen
und Fachleuten verdeutlichen ebenso wie die In-
ternet-Präsenzen der Einzelprojekte sowie über
100 Buchveröffentlichungen und andere fachli-
che Publikationen, was Gabriele Vogt in ihrem
schon zitierten Vorwort knapp so formuliert: �Das
Ende von kubim, das wissen alle Beteiligten, ist
allenfalls ein Anfang.�

DER VERFASSER IST DIREKTOR DES ZENTRUMS
FÜR KULTURFORSCHUNG 
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Dieter-Baacke-Preis

Projektarbeit treten in den Vordergrund. Häufig
geht es um die filmische Auseinandersetzung mit
Alltagsproblemen, bei der die neuen Technolo-
gien von der Videokamera bis hin zur digitalen
Tricktechnik genutzt werden. Aber auch Fotogra-
fie oder Hörmedien haben ihren festen Platz. Das
Internet dient häufig zur Präsentation der Arbeit
oder zur Vernetzung mit Partnern.
Der Dieter-Baacke-Preis gewinnt bei Initiativen
und Projekten zunehmend an Bedeutung, was
sich in vermehrten Anfragen und Bewerbungen
ausdrückt. Dabei steht Renommee und die Ver-
bindung mit den Namen Dieter Baacke offen-
sichtlich im Vordergrund.
Der Dieter-Baacke-Preis wird auch als ein Medi-
um gesehen, Öffentlichkeit für die eigene Praxis
vor Ort herzustellen, das Renommee in der ei-
genen Region durch die bundesweite Anerken-
nung zu erhöhen und damit auch die Förderbe-
reitschaft lokal zu verbessern. Durch die Bewer-
bung und durch die Teilnahme an der Ausschrei-
bung gelangt man überdies in einen bundeswei-
ten Diskurs über Projektarbeit.
Die Handbücher zum Dieter-Baacke-Preis unter-
stützen dies. Sie setzen sich mit Methoden und
Konzepten medienpädagogischer Projekte aus-
einander, mit Lernprozessen außerschulischer
Aktivitäten und mit dem Beitrag der Projektar-
beit zur Sozialisation von Kindern und Jugendli-
chen.
Der Dieter-Baacke-Preis soll sich daher in Zukunft
zu einem Verbundsystem weiter entwickelt, das
folgende Elemente enthält:

Motivation:
Die Preisvergabe motiviert Initiativen und Projek-
te, in ihren Projekten Medienkompetenz zu för-
dern und sich damit bundesweit zu präsentieren.

Öffentlichkeit:
Förderung der öffentlichen Wahrnehmung von
medienpädagogischen Projekten. Darstellung der
Sicht der Projektmacherinnen und -macher.

Reflexion:
Wissenschaftliche Reflexion, die Reflexion der
Projektpraxis.

Qualifizierung:
Ein Qualifizierungsangebot für Multiplikator-
innen und Multiplikatoren soll in Zukunft den
Dieter-Baacke-Preis und die Handbücher ergän-
zen, um mehr Menschen in Deutschland zur
medienpädagogischen Projektarbeit befähigen.

Natürlich ist dies gesamte Konzept abhängig von
den allgemeinen politischen und kulturellen Rah-
menbedingungen in der Bundesrepublik. Denn
Kultur und Pädagogik sind keine direkten Pro-
duktionsmittel, die unmittelbaren Mehrwert er-
zeugen. Obwohl sich mittel- und langfristig jede
Investition in Kultur und Bildung sicher rechnet.
Deshalb benötigen Kultur und Pädagogik gesell-

schaftliche Unterstützung, um notwendige Kom-
petenzen für die Zukunft zu bilden und zu sichern.

Einzelne ausgezeichnete Projekte:

Mixtour � das Medienmobil, Starthilfe für
eine sinnlich-kreative Medienarbeit;
Träger: Arbeitsgemeinschaft Jugendfreizeit-
stätten Sachsen e.V., Chemnitz
Aus der Kooperation verschiedener Träger (116)
der offenen Kinder- und Jugendarbeit in Gemein-
den, Jugendwerken, Jugendringen und Jugend-
ämtern, ist ein mobiles medienpädagogisches
Projekt mit Langzeitwirkung entstanden. Das Pro-
jekt richtet sich an Kinder ab 10 Jahren und Ju-
gendliche bis 25 Jahren, insbesondere Mädchen
und Einsteiger.
In einem mobilen Medienlabor, ausgestattet mit
vernetzten Multimediacomputern, digitaler Foto-
und Videokameras, Beamer, Mikrosopen, Drucker
und Software zur digitalen Bild-, Video- und Sound-
bearbeitung, wird Starthilfe für eine handlungsori-
entierte Medienpädagogik, insbesondere in länd-
lichen Gebieten und Stadtrandlagen gegeben.
Das Medienmobil kommt an den gewünschten
Ort, (Jugend- oder Kultureinrichtungen, Grup-
pen der schulischen und außerschulischen Pro-
jektarbeit). Hier kann dann hineingeschnuppert

werden in das, was die Profis tun. Die Jugendli-
chen werden animiert, Medien zu erforschen und
die spezifische Funktionsweise ihren Bedürfnis-
sen dienstbar zu machen.

Klickerkids � Internetzeitung von und für
Kinder
Träger: Junger Arbeitskreis Film und Video
e.V. Hamburg (JAF)
Der Junge Arbeitskreis Film und Video e.V. (JAF)
stellt mit dem Projekt Klickerkids � Internetzei-
tung von und für Kinder Kindern eine gemeinsa-
me Internetseite zur Verfügung.
Unter medienpädagogischer Anleitung recher-
chieren, gestalten und programmieren die Kin-
der in verschiedenen Redaktionsgruppen zu den
Themen, die ihnen wichtig sind. Kinder, die aus
sozialen oder finanziellen Gründen von der Nut-
zung neuer Kommunikationsmedien ausgeschlos-
sen sind, sollen einbezogen werden. Deshalb
werden keinerlei Vorkenntnisse vorausgesetzt und
die Teilnahmekosten sind sehr gering. Es gibt kei-
ne festen Treffpunkte. Die Kinder treffen sich dort,
wo sie sich normalerweise auch aufhalten bzw.
wo es interessante Räume für sie zu entdecken
gibt. Bei der Themenfindung wird nichts vorgege-
ben, dadurch können die Teilnehmer ihre eige-
nen Interessen journalistisch umsetzen. Sie ha-
ben sich zum Beispiel im Polizeipräsidium über
Falschgeld informiert, die Morgenmoderatoren
von NDR 2 besucht oder im Hamburger Rathaus
Politiker interviewt. Jeder Arbeitsschritt soll eigen-
ständig mit gezielter und effektiver Hilfe des In-
ternets und anderer Medien erarbeitet werden.
Die Ergebnisse des Projekts sind auf der Inter-
netseite www.klickerkids.de veröffentlicht.
www.jaf-hamburg.de, www.klickerkids.de

Was glaubst Du denn? - Eine medial geführ-
te Diskussion zum Thema Glauben, Religio-
sität und Religionen
Träger :JFC Medienzentrum Köln/Netzwerk
CrossCulture
Das Projekt �Was glaubst du denn?� eröffnete
atheistischen, evangelischen, katholischen, mus-
limischen und orthodoxen Jugendlichen eine ge-
meinsame Plattform, sich kreativ und unabhän-
gig von den Darstellungen, Deutungen und An-
sichten einzelner Religionen in den �Massenme-
dien� mit der Thematik Glauben, Religiosität und
Religionen auseinanderzusetzen. Das Projekt
fand im November 2002 an einem Wochenende
parallel in den vier nordrhein-westfälischen Städ-
ten Köln, Solingen, Münster und Bonn statt. Die
Jugendlichen nutzten dabei die Neuen Medien
und produzierten insgesamt 60 Webvideo-, Web-
radio- und Webmagazin-Beiträge.

Einfach Gleich
Träger: Medienwerkstatt Minden-Lübbecke
e.V., Lübbecke
Was passiert, wenn ein Mädchen nach einem Un-
fall querschnittgelähmt ist, umzieht und in einer
neuen Klasse auf �gesunde� Klassenkameraden
trifft? Die interaktive DVD �Einfach gleich� zeigt wie

schwierig es ist, wenn man eben nicht (mehr) ein-
fach gleich ist und dennoch dazugehören möchte.
Verschiedene Handlungsstränge der CD können
von Nutzern interaktiv beeinflusst werden.
Angeleitet von Medienpädagogen ist mit 20 Ju-
gendlichen zwischen 14 und 20 Jahren eine
spannende und medial vielfältige Produktion
entstanden. Das Drehbuch wurde selbst geschrie-
ben, durch einen Theaterworkshop entstanden
erste Zugänge zur Schauspielkunst. Die Musik
wurde selbst komponiert, Songs getextet, Dreh-
orte gesucht, Kameraführung und Tonprodukti-
on erlernt und der gesamte Probenprozess ins
Internet gestellt, so dass man parallel auch den
Fortschritt der Arbeiten beobachten konnte.

Hallo Krieg � Ein Videoprojekt zum Thema
Krieg aus der Perspektive von Jugendlichen
Träger: Medienprojekt Wuppertal e.V.
Was denken Kinder und Jugendliche über den
Krieg? Wie erfahren sie ihn, wie nehmen sie ihn
wahr und wie setzen sie sich damit auseinander?
Mit diesen und weiteren Fragen beschäftigte sich
im Frühjahr/Sommer 2003 das Medienprojekt
Wuppertal e.V. Zu diesem Zeitpunkt beherrschte
der Irakkrieg die Medien und war Mittelpunkt
vielfältiger Kontroversen und Diskussionen. Von
Januar bis August 2003 produzierte das Medi-
enprojekt Wuppertal mit Jugendlichen aus drei
Nationen eine fünfteilige Videodokumentation
zum Krieg im Irak. Inhalte sind Interviews, Port-
raits und Impressionen aus Bagdad. Deutsche,
irakische und nordamerikanische Jugendliche
berichteten mit der Videokamera vor, während
und nach dem Krieg über ihr Leben und ihre
Gedanken. Sie arbeiteten in allen Bereichen des
Projektes mit.
Teilnehmer des Projektes waren in der Mehrzahl
Mädchen im Alter von 18 und 19 Jahren.
Die Filme werden bundesweit zur politischen Bil-
dung in Jugendeinrichtungen, Schulen und Ver-
anstaltungen eingesetzt.

Netzolympiade
Träger: LAG Medienarbeit e. V., Berlin
Die acht Disziplinen, in denen man sich bei der
Netzolympiade messen konnte, waren z.B. Web-
radio, Webzeitung, Bildbearbeitung, Video-Mail
oder Chat-Aktionen. Ausrichter des bundeswei-
ten Internet-Aktionsspiels für Kinder- und Ju-
gendeinrichtungen war die LAG Medienarbeit
Berlin. Teilnehmer aus sieben deutschen Städ-
ten und Regionen trafen sich im Internet, um in
einem interaktiven Wettbewerb gegeneinander
anzutreten und miteinander in Kontakt zu kom-
men. Schwerpunkt der Aufgabenstellung war die
kreative Dokumentation der eigenen Umwelt per
Tonband, Video- oder Fotokamera.

www.lagmedienarbeit.de /
www.netzolympiade.de

DER VERFASSER IST GESCHÄFTSFÜHRER DER GE-
SELLSCHAFT FÜR MEDIENPÄDAGOGIK UND
KOMMUNIKATIONSKULTUR (GMK) 

Alois Weber: Bestatter, Indianerfreund und Blutritter

Franziska Schüle: Imkerin und Heiligblut-Verehrerin
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Die Welt, das Leben � ein Spiel?
Schöne neue Netzkulturen und digitale Spielwelten

Wolfgang Zacharias

Die Dynamik der Entwicklung digitaler Spiel-
und Lernwelten, der Computer- und Konso-
lenspiele, der Online-Spiel-communities und
der Webplattformen auch für massenhaft ins
Netz gestellte Individualität ist rasant. Sie
expandiert permanent und verwandelt Kom-
munikationskulturen, Wahrnehmungs- und
Ausdrucksformen: Kurzzeitig und im Einzel-
nen fast unscheinbar und unauffällig, gera-
dezu subversiv. Aufs weltweite, interkultu-
relle und intergenerative �Ganze� gesehen
ist dies allerdings wohl ein gewaltiger
Kultur(um)bruch, alle Lebenswelten und Ge-
sellschaftsbereiche betreffend.

Die erste Generation @, die neue Medien-
gener@tion der 90er Jahre, die in der �Netzwerk-
gesellschaft des Informationszeitalters� (Castells)
aufwächst, hineinwächst, wird erwachsen. Zu
glauben, das würde unsere gewohnten, tradier-
ten Kunst-, Kultur- und Spielwelten nicht sonder-
lich berühren und verändern, ist, leicht prognos-
tizierbar, naiv bis illusionär. Wir verlassen soeben
und endgültig die �Gutenberg-Galaxie� mit der
Dominanz des Gedruckten � mit offenem, unbe-
kanntem Ziel. An einigen aktuellen Indikatoren
und Impressionen skizziert, gilt es, den digitalen
und wohl fundamentalen Wandel zumindest spe-
kulativ auf Kultur und Bildung zu beziehen. Die-
sen gilt es dann auf �Kulturelle Bildung� im je
erweiterten Verständnis und mit einer unüber-
sehbar durch Medialisierung und Digitalisierung
expandierenden Schnittmenge zu fokussieren.
Insbesondere gilt es, dies auf Weltwahrnehmung
und Weltaneignung der Kinder und Jugendlichen
von heute, auf die ihnen im Umgang mit je neu-
en Technologien und deren �content�, den ih-
nen eigenen Spiel- und Lernkulturen zu proji-
zieren � mit Fragen und gegebenenfalls neuen
Auftragslagen für entsprechend nachhaltige Kul-
turpolitik und Kulturpädagogik: Welche kulturel-
len Kompetenzen werden erworben und gelernt
und welche vielleicht nicht (mehr)? Welche soll-
ten erworben werden und welche vielleicht nicht
(mehr)? Welche werden, würden gebraucht für
das �Web 2.0� und die neuesten Cybergames,
der aktuellen technologischen Hard- und Soft-
waregeneration?

Aufwachsen in der digitalen
Medienkultur
Zugespitzt insbesondere auf die Kinder und Ju-
gendlichen von heute verschärft sich die Lage:
�Was wir über die Gesellschaft wissen, ja über
die Welt, in der wir leben, wissen wir über die
Massenmedien.� formulierte der Soziologe Ni-
klas Luhmann bereits 1996. Und der Medienpä-
dagoge Stefan Aufenanger spitzt die technisch-
kommunikativen Zugänge zu diesem Wissen zu:
�Gab es jemals den Fall, dass die Kinder mehr
wussten und konnten als die Erwachsenen?�
Die nachwachsende Netzgeneration ist inzwi-
schen mehrheitlich online. Sie ist zudem mit dem
Multifunktionshandy als allzeit getreuen Beglei-
ter permanent mit vielerlei sozialen und infor-
mationellen Kontexten verbunden, Empfänger
und Sender zugleich, wie es beliebt und wo auch
immer (soweit man allerdings nicht in eine Schul-
denfalle gerät oder aus sozialen, ökonomischen
Zwängen am digitalen Kommunikationsspiel
nicht teilnehmen kann).

�Lass krachen� im �Eldorado für
Daddler�
So der Werbe-O-Ton Ende August in Leipzig: über
100.000 sehr junge Jugendliche und auch Kin-
der versammeln sich 2006 nun zum dritten Mal
zur �Games-Convention� auf dem Messegelän-
de. Gutaussehende, speziell und variantenreich
gestylte junge Menschen feiern live: Sich und die
neuen und neuesten digitalen Spiele, Rituale,
Events, Gamers choice, Awards, angeführt von
den �Giganten� Sony, Nintendo, Microsoft und
Electronic Arts. Die Werbung verspricht �Europas
wichtigste Erlebnismesse für interaktives Enter-
tainment, Hardware und Lernsoftware, unzähli-
ge Welt-, Europa- und Deutschlandpremiere,
massenhaft Goodies, schrille Shows, Stars und
Fun-Sport-Areas bis zum Abwinken�.
Es wird also das Neueste für Konsolen, PCs und
Handys offeriert und propagiert � und nicht nur
für �Techies�, alles auf 70.000 qm. Das Outfit der
Besucher, die Atmosphäre und die kulturellen
Gebräuche, Kommerz und Kommunikation Hand
in Hand, durchsetzt mit vielen jungen Damen in
knapper Kleidung lässt Besucher bereits über 25,

30 Jahre im wahrsten Sinne des Wortes �alt�
aussehen. Das sollte man gesehen, erlebt ha-
ben, zum Beispiel als Profi aus Kultur und Bil-
dung, schon aus Gründen des intergenerativen
Verständigungsinteresses und sozusagen Aug in
Aug, in Tuchfühlung mit dieser Generation @ /
web 2.0. Auch wenn man fast nicht kapiert, ein
echter Outcast ist, verschärft im Alter über 30
oder 40 Jahre sollte dies interessieren, so man
noch im Erziehungs- und Bildungsgeschäft tätig
ist, insbesondere kulturpädagogisch. Und dann
anfängt darüber nachzudenken: welche kulturel-
le Bildung, welche medienkulturellen Kompeten-
zen können wir den Jungen, die sich da lustvoll
und neugierig tummeln, sinnvollerweise eigent-
lich (noch?) anbieten, vermitteln, ermöglichen
oder aufzwingen?

Don�t be afraid, upgrade to
simplicity!
Die (Medien-)Kunst-Interessierten fahren im
Sommer eher nach Linz, zur ARS ELEKTRONIKA,
dem genialen �Festival für Kunst, Technologie
und Gesellschaft�. Hier werden insbesondere für
die Künste, aus den Künsten heraus seit vielen
Jahren die richtigen Fragen gestellt. Künstler,
Interpreten, Experten, aber auch die interessier-
te Jugend, haben dort die Chance zu experimen-
tellen Produktionen, Entwürfen und Antworten.
Thema 2006: �Simplicity, the art of complexity�
einschließlich �usability�, der technologischen
Bedienbarkeit für alle.
Gerfried Stocker, Leiter der Ars Elektronika, stellt
die Frage: �Ist es nicht seltsam, dass wir ständig
neue Technologien entwickeln, um uns Leben und
Arbeit einfacher zu machen? Und entwickeln, um
uns Leben und Arbeit weniger zu machen? Und
am Ende haben wir den Eindruck, es sei alles
viel komplizierter geworden.� Es geht um men-
schengerechte Technologie � als kulturell-huma-
ne Dimensionen des Technischen: �Technologie
ist keine Naturgewalt, sondern wird vom Men-
schen gemacht � also sollte es doch auch mög-
lich sein, sie für Menschen zu machen.� Das
durchaus sowohl ästhetische wie politische Leit-
bild also ist: �Im Mittelpunkt der Mensch�
Der Beitrag der Künste und Künstler könnte sein:
�An den Schnittstellen und Frontlinien zwischen
Mensch und Maschine findet die künstlerische
Arbeit statt und reflektiert die Umstände und Rah-
menbedingungen dieser Liaison�. Ein großarti-
ges und lebendiges Konzept fürs 21. Jahrhun-
dert!

Online sein oder nicht sein: Prä-
senz im digitalen Feuerwerk
�Du bist das Netz!�, so titelt der Spiegel 29/2006
mit der überraschenden, weil inzwischen mas-
senhaft beobachtbaren und kulturspezifischen
Feststellung: �Im Internet sind die Nutzer neuer-
dings auch die Akteure. Sie schaffen sich ihre
Inhalte selbst�� mit prophezeiten gravierenden
Folgen für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft.
Das Leben spiegelt sich in unendlichen Brechun-
gen, individuellen Varianten und in vielerlei sym-
bolischen Formen in der Netzkultur, potentiell
und eigentlich als unerwartete Qualität: von al-
len für alle. Es klingt wie die Erfüllung der guten
alten Träume und Konzepte der Soziokultur in
den 70er Jahren, aber halt nicht mehr im unmit-
telbaren sozialen, lebensweltlichen, politischen
Raum, sondern im virtuellen �Space�, in den Web-
Communities, den digitalen Spielwelten, der
Wireless-Cyberkommunikation, auch mit sozia-
lem, subjektivem, kulturellem, künstlerischem
�content�.
Beispielsweise �Wikipedia�: Wissen wird gemein-
sam und partizipativ generiert und kollektiv kom-
muniziert: �Ein Urtraum der Aufklärung scheint
wahr zu werden� Die neue bunte Bildungsbür-
gerbewegung, die mit Bühnen wie Wikipedia
entstanden ist, fühlt sich dieser Tradition durchaus
verpflichtet. Freiheit, Nützlichkeit, Vereinsarbeit:
E-mancipation als Aufklärung 2.0� � so der SPIE-
GEL. Youtube.com, flickr.com, myspace.com,
podshow.com, lokalisten.de, Facebook und Stu-
dy-lounge heißen Präsentationsräume und
Kontaktplattformen für Selbstausstellung und
interaktive Kommunikationskulturen. Blogs/
Weblogs sind Internettagebücher, Selbstdarstel-
lungsprodukte im Netz auf der Suche nach und
mit der Hoffnung auf Aufmerksamkeit und sozi-
alkultureller Wahrnehmung � bis zum Exhibitio-
nismus, alltäglicher Selbstentblößung � geschützt
allerdings durch die symbolisch-mediale Distanz
(Norbert Bolz).

Lost: Im Dschungel der Ursachen
und Wirkungen
Medienwissenschaftler und Jugendforscher be-
streiten übrigens, weitgehend übereinstimmend,
einen systematisch-empirisch feststellbaren ne-
gativen Zusammenhang zwischen Computerspie-
len und Medienkonsum einerseits und Gewalt-
bereitschaft und Gewalttätigkeit andererseits.
Dagegen bestätigen sie eher besondere durchaus
zukunftsfähige Kompetenzentwicklungen beim
spielerischen Umgang mit digitalen Simulatio-
nen, Dramaturgien, Gestaltungen und Kommu-
nikationen: Strategisches Denken und symboli-
sches Handeln, mathematisch-technisches Ver-
stehen und Experimentieren, Orientierungs- und
Selbstorganisationswissen, Informationsbeschaf-
fung und kulturelle Szenenbildung, Rollentrai-
ning und interkulturelle Wahrnehmung Richtung
Toleranz und Respekt, jedenfalls mehrheitlich.
Klar: Ausnahmen, Aufmerksamkeitsverluste für
Anderes, Sinnlich-Soziales, Fehlentwicklungen,
Gewaltausbrüche, Dramen und Katastrophen
gibt es immer und überall, wie Spielsucht und
Ausrasten, Schulversagen und Identitätsverlust,
einzelne Gewalttaten und Schuldenfallen, Kon-
taktlosigkeit und Entwurzelung, sozialer Absturz,
mit und ohne Medienhintergründe.
Aber hier heute eine dominante und systemati-
sche Medien- und Computerspielverursachung zu
postulieren, ist einfach falsch. Wie wär�s dage-
gen, Alkoholsucht und Arbeitslosigkeit, Eltern-
und Schulversagen, Betreuungs- und Anregungs-
defizite dafür analog zu untersuchen, gegebe-
nenfalls verantwortlich zu machen und zu besei-
tigen zu versuchen?

Parallelwelten: Entdecke die Mög-
lichkeit � Spiel mit der Welt und
ihren Wirklichkeiten
Umgang und Wertschätzung des �Scheins� ist ein
Zentralmotiv von Schillers Briefen zur �Ästheti-
schen Erziehung des Menschen� (1793). Der
�schöne Schein� vermittelt �auf den Flügeln der
Einbildungskraft� und des ästhetisch-imaginati-
ven Entwerfens und Gestaltens den Wechsel vom
�Reich der Notwendigkeiten� in das �Reich der
Möglichkeiten�, bei Schiller durchaus auch mit
ethisch-politischen Implikationen. Den schillern-
den �schönen Schein� kann man durchaus auf
die simulativen, digitalen Scheinwelten, das Web,
und die Cyberspiele übertragen, mit legitimato-
risch-konzeptionellem Gewinn für die neuen
symbolischen Formen der vernetzten Medienkul-
tur � mit aller kritischer Distanz (Safranski)
�Spiel� ist die anthropologische Kulturkompetenz,
mit der der �homo ludens� seine Innen- und
Außenwelten sowohl nachahmt (Mimesis) in der

symbolisch-gestaltenden Reproduktion wie auch
neu und experimentell erfährt, entwirft, testet,
veranschaulicht, als eine andere imaginiert:
Nichts ist unmöglich � im Kontext der symboli-
schen, ästhetischen, künstlerischen, medialen
Form. Die �Möglichkeitsräume�, (auch nichts im
Prinzip Neues: Wenn es einen Wirklichkeitssinn
gibt, muss es auch einen Möglichkeitssinn ge-
ben, schreibt Robert Musil Anfang des 20. Jahr-
hunderts in seinem Roman �Mann ohne Leiden-
schaften�) haben sich in den letzten Jahren, Jahr-
zehnten im Cyberspace, in den digitalen Simu-
lations- und Spielwelten ungeahnt entfaltet.
Bildlich, dramaturgisch, anschaulich in aller Viel-
falt und mit differenzierten Anwendungen sowie
mit der Chance, darin einzutauchen, teilzuneh-
men, sich oder dies und das zu testen, Rollen zu
übernehmen: Zwischen �Rausch und Regel� pen-
delt das Spiel � so der Untertitel einer entspre-
chenden Ausstellung 2005 im Dresdner Hygie-
nemuseum: �Spielen�
Im Katalog fragt die Medientheoretikerin Sybille
Krämer �Die Welt, ein Spiel?�. Sie kommt zum
Schluss, dass es darum geht �etwas, das kein Spiel
ist, so zu betrachten, als ob es ein Spiel sei� und
dies als den �überzeugendsten Selbst-Ausdrucks
unseres spielerischen Vermögens zu werten�.
Genau diese ineinander verwobenen Wechsel-
wirkungen �real/imaginativ� bieten Computer-
spiele und ihre schönen, digitalen Scheinwelten
� und der �Player� bzw. �User� erfährt sich dabei
auch noch als Akteur und Regisseur.
Im gleichen Kontext konstatiert der Soziologe
Gerhard Schulze (�Erlebnisgesellschaft�) mit dem
Titel �Das Leben, ein Spiel� resümierend: �Die
Menschen gewinnen Geschmack am eigenen
Spiel� Computer, Internet, Handy, Digitalkame-
ra, Musikdateien und Synthesizer sind Gelegen-
heitsstrukturen nicht für Konsumidioten, sondern
für Spieler. Ohne Reflexivität, Eigensinn, Selbst-
steuerung und Erfindungskraft sind sie ja nicht
zu benutzen� Wir können dieses oder jenes spie-
len, aber wir können nicht nicht spielen�.
Die Programmatik dieser Aussagen: Entdecke die
Möglichkeiten der künstlichen Spielkulturen, be-
gib dich in fremde, neue Welten, experimentiere
mit Rollen und Identitäten, exponiere und teste
dich, schaffe dir deine Symbolwelten und gestal-
te, partizipiere an kulturellen Räumen und Sze-
nen: Sei wählerisch. Entscheide und unterschei-
de dich. Triff Freunde, tausche dich aus: Be part
of it! Aber zunächst mal in den symbolischen
Formen des Digitalen.
Zwei Berufsfeldern kommt hier und zukünftig
erweiterte und verantwortliche Bedeutung zu
· den Mediengestaltern, Mediendesignern, Spie-

leerfindern im intermedialen Umgang mit Bil-!
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Die Welt, das Leben....

dern, Klängen, Rollen, Charakteren, Dramatur-
gien, Motiven und dem Remix, dem Revival
überlieferter kultureller Bestände, der traditio-
nellen Mythen und Märchen einerseits wie auch
der Entwürfe, der Szenarios für ins Bild gesetz-
te Phantasiewelten, Zukünfte, deren Teil die Mit-
spieler als symbolische Akteure werden. Der Part
dieser professionellen Gestalter könnte auch so
etwas wie eine selbstverpflichtende �Qualitäts-
etikette� für Medienprodukte, Medienästhetik
und Medienkommunikation sein.

· den Kultur- und Medienpädagogen, die �kul-
turelle Medienbildung� nah dran und in Akzep-
tanz, Respekt der kinder- und jugendkulturel-
len Spielszenarien, ihrer kreativen Gebrauchs-
und Kommunikationsästhetik mit je aktueller
Technologie betreiben: Nicht nur für kulturelle
Nachwuchseliten, nicht nur für die �Kinder des
Olymp�. Beispiele und Modelle dafür gibt es
genug, die institutionelle Struktur und die Qua-
lifizierung des Personals fehlt. Dies der Schule
allein auch noch aufzudrücken, etwa auch noch
in bewahrpädagogischer Attitüde, ist voll dane-
ben, kann nicht gelingen.

Wie kulturell-künstlerische Mediengestaltung
und Medienbildung funktioniert und auch geför-
dert werden kann? Dafür gibt es ein eindrucks-
volles Beispiel: Es war die Initiative und ist das
bleibende Verdienst von Wilfried Matanovic wie
auch von Gabriele Vogt fünf Jahre lang das Pro-
gramm der Bund-Länder-Kommunion: �Kulturelle
Bildung im Medienzeitalter� (2000 � 2005) en-
gagiert gepowert zu haben � nachzulesen im
Endbericht von Anette Brinkmann und Andreas

Wiesand (ZfK, www.artcultmedia.de). Es ist
übrigens ein exemplarischer Grund, sich für wei-
tere Bundeszuständigkeiten in der Kultur- und
Bildungspolitik, entgegen des Verlaufs der Fö-
deralismusdebatte, einzusetzen.

Ideen, Ziele und Konflikte einer
kulturellen Medienbildung für das
21. Jahrhundert
Das Spiel mit den Wirklichkeiten, das Lernziel der
Navigationskompetenz im Datenraum, der inter-
aktiven Selbstorganisation im Reich der mögli-
chen Rollen, Szenarien und Identitäten funktio-
niert nur in offenen gestaltbaren Räumen mit
informellen Bildungsformen und partizipativer
Interaktivität: Als Kommunikationsmodell ist dies
gleichzeitig der Vorschuss und Erfahrungsraum
für demokratische Gesellschaften im Medienzeit-
alter, auch für Kinder und Jugendliche.
Was können und sollen wir ihnen (noch) bieten
an Bildungsinhalten und Wissenswertem? Wie?
Warum? Auf eine, ihre ungewisse, persönliche
und professionelle Zukunft projiziert? Das ist die
neue gemeinsame kulturpolitische und kulturpä-
dagogische Herausforderung: Just imagine: Spie-
lend leben lernen zwischen den �virealen� Räu-
men der Möglichkeiten und den Zwängen des
Jetzt und Hier, im Reich der Notwendigkeiten und
den ernsten Spielen zwischen den Generationen.

DER VERFASSER IST KUNST- UND KULTURPÄDA-
GOGE; TÄTIG ALS LEITER DER PÄDAGOGISCHEN
AKTION/ SPIELKULTUR IM AUFTRAG DER LAN-
DESHAUPTSTADT MÜNCHEN UND STELLVERTRE-
TENDER VORSITZENDER DER BUNDESVEREINI-
GUNG KULTURELLE KINDER- UND JUGENDBIL-
DUNG (BKJ). 

12 Thesen zum interkulturellen Dialog
2. Berliner Appell des Deutschen Musikrates: �Wer das Eigene nicht kennt, kann das Andere nicht erkennen�

Kulturelle Identität und interkultu-
reller Dialog bedingen einander
Deutschland steht, wie seine europäischen Nach-
barn, vor großen Herausforderungen in der
Gestaltung des Dialoges der Kulturen. Migration
und demographische Entwicklung belegen seit
längerem die Notwendigkeit, stärker als bisher in
die Verbesserung der Rahmenbedingungen kul-
tureller Identitätsbildung und des interkulturellen
Dialoges zu investieren. Grundlage dafür sind Bil-
dung und Kultur. Jeder Bürgerin und jedem Bür-
ger unseres Landes muss Chancengleichheit beim
Zugang zu einem qualifizierten und vielfältigen
Bildungs- und Kulturangebot ermöglicht werden.
Der Dialog der Kulturen ist ohne die jeweils eige-
ne selbstbewusste Standortbestimmung nicht
möglich. Die Musik ist in ihren vielfältigen Aus-
drucksformen als barrierefreies Medium kulturel-
ler Identitätsfindung und des interkulturellen Di-
aloges in besonderer Weise dafür prädestiniert.
Der Deutsche Musikrat sieht sich in der gesell-
schaftlichen Mitverantwortung, das Bewusstsein
für die Stärkung kultureller Identitätsfindung und
Öffnung interkultureller Dialoge zu befördern.
In Auswertung der Fachtagung des Deutschen
Musikrates vom November 2005 zum Thema
�Musikland Deutschland � wie viel kulturellen
Dialog wollen wir?�, vor dem Hintergrund der
aktuellen gesellschaftspolitischen Auseinander-
setzungen im �Kampf der Kulturen� und in Sorge
um die gesamtgesellschaftliche Entwicklung ap-
pelliert der Deutsche Musikrat an die Politik und
die Zivilgesellschaft, sich für Toleranz und Ver-
ständigung einzusetzen und dies durch die Un-
terstützung der folgenden Positionen im Bereich
der Musik zu konkretisieren:

1. Kulturelle Identitäten stärken � interkul-
turellen Dialog ermöglichen
Die Wahrnehmung unterschiedlicher Identitäten
kann nur über eine Position des sich �selbst be-
wusst sein� gelingen � denn wer das Eigene nicht
kennt, kann das Andere nicht erkennen, ge-
schweige denn schätzen lernen. Die Neugier und
Offenheit jedes neugeborenen Kindes sind Chan-
ce und Verantwortung zugleich, dieses Selbstbe-
wusstsein im Sinne einer breit angelegten und
qualifizierten musikalischen Bildung anzulegen
und damit die Voraussetzungen für den Dialog
mit anderen Kulturen zu schaffen.

2. Barrierefreier Zugang zur musikalischen
Bildung
Jedes Kind muss, unabhängig von seiner sozia-
len und ethnischen Herkunft, die Chance auf ein
qualifiziertes und breit angelegtes Angebot mu-

sikalischer Bildung erhalten, das die Musik an-
derer Ethnien einschließt.

3. Musikalische Ausbildung und interkultu-
relle Kompetenz für Erzieherinnen und Er-
zieher
Die musikalische Früherziehung in Krippe, Kin-
dergarten und Hort muss Bestandteil einer um-
fassenden Ausbildung der Erzieherinnen und Er-
zieher sein. Dies schließt auch die Qualifizierung
im Umgang mit nichteuropäischer Musik ein.

4. Zukunft Schule: als Ort kultureller Identi-
tätsbildung und interkultureller Begegnung
Musikalische Bildung muss in der Schule wieder
selbstverständlicher Teil der Bildung werden.
Dazu bedarf es eines qualifizierten, breit ange-
legten und durchgängigen Musikunterrichtes in
allen Schularten und allen Jahrgangsstufen, der
die Migrantenkulturen mit einbezieht.

5. Das Laienmusizieren muss als Fundament
kultureller Identitätsbildung und Plattform
interkultureller Dialoge gestärkt und aus-
gebaut werden
Das Laienmusizieren muss in viel stärkerem Maße
als bisher ermöglicht und befördert werden, weil
es für alle Bevölkerungsschichten ein wesentlicher
Ort kultureller Identitätsbildung sein kann und ein
bedeutender Faktor des kulturellen Lebens ist. Die
Grundlage dafür ist das Bewusstsein für den Wert
der Kreativität und die Anerkennung bürgerschaft-
lichen Engagements. Das Laienmusizieren ist in
seiner breiten Verwurzelung in allen Bevölke-
rungsschichten und Altersstufen der erste Ort für
interkulturelle Begegnungen.

6. Die Verbände und Organisationen der Zi-
vilgesellschaft müssen ihrer Verantwortung
für den interkulturellen Dialog stärker ge-
recht werden
Die Keimzelle jeden interkulturellen Dialoges ist
die Kommunikation zwischen Menschen unter-
schiedlicher kultureller Herkunft. Dazu bedarf es
der Bereitschaft und der Möglichkeit zur Begeg-
nung. Die Verbände und Organisationen der Zi-
vilgesellschaft sind in viel stärkerem Maße als
bisher gefordert, sich durch ihre Arbeit und ihre
Maßnahmen ihrer Multiplikatorenrolle für den
interkulturellen Dialog bewusst zu werden.
Der Deutsche Musikrat wird eine TaskForce ein-
setzen, die seine musikpolitische Arbeit und sei-
ne Projekte im Hinblick auf einen interkulturel-
len Kompetenzzuwachs evaluieren wird.

7. Die Kulturträger sowie die Einrichtungen
der Aus-, Fort- und Weiterbildung sind zum

Ausbau ihrer interkulturellen Handlungsfel-
der aufgerufen
Schulen, Musikschulen, Musikvereine, Hochschu-
len, Musikakademien, Volkshochschulen, Orches-
ter, Musiktheater und viele andere Einrichtungen
aus diesen Bereichen sollten ihre Angebote auf den
Ausbau möglicher Handlungsfelder zur Beförde-
rung des interkulturellen Dialoges überprüfen.
Dabei geht es um langfristig wirkende Maßnah-
men und nicht um die mediale Befriedigung even-
tartiger Kurzschlüsse, die im Sinne einer Nachhal-
tigkeit eher kontraproduktiv wirken, aber leider in
den Förderpraxen von der öffentlichen Hand und
privaten Geldgebern gerne gesehen sind.

8. Die Medien müssen ihrer Multiplikatoren-
rolle für Bildung, Kultur und interkulturel-
len Dialog viel intensiver gerecht werden

9. Sprachkompetenz: Voraussetzung für Di-
alog
Der Kompetenzerwerb zur Beherrschung der
deutschen Sprache in allen Ausbildungsstufen ist
auch und gerade in der Musik Voraussetzung für
Verstehen und Verständigung.

10. Die Auswärtige Kulturpolitik ist zentra-
ler Mittler für den interkulturellen Dialog
Die Auswärtige Kulturpolitik muss wieder im Sin-
ne einer dritten Säule der Außenpolitik gestärkt
werden und den interkulturellen Dialog vor al-
lem über Begegnungsprogramme auf der Laien-
musikebene befördern.
Die jungen Musikerinnen und Musiker sind ge-
rade bei nachhaltig angelegten Begegnungspro-
grammen ausgezeichnete Multiplikatoren für
Toleranz, Weltoffenheit und Verständigung.

11.UNESCO-Konvention zur Kulturellen Viel-
falt schnell ratifizieren
Kanada hat als erstes Land die UNESCO-Kon-
vention vom 20.10.2005 ratifiziert. Es wäre ein
gutes Zeichen nach außen und innen, wenn
Deutschland diese Konvention rasch ratifizieren
würde. Die UNESCO-Konvention setzt Standards
zum Schutz kultureller Vielfalt und schafft damit
auf dem Weg zu einem völkerrechtlichen Instru-
mentarium Verbindlichkeiten für Bildung, Kultur
und die Auswärtige Kulturpolitik. Zudem kann
sie Schutz vor den fortschreitenden Liberalisie-
rungstendenzen der Märkte liefern.

12. Die Politik muss in die Entstehungsorte
kultureller Identität und interkultureller Di-
aloge investieren
Alle politischen Entscheidungsträger müssen ihre
Prioritätensetzung in der Bildungs-, Kultur-, So-

zial- und Wirtschaftspolitik zu Gunsten der Schaf-
fung bzw. Beförderung von Orten der Identitäts-
bildung und der interkulturellen Begegnung neu
ausrichten. Den absehbaren Folgen einer fort-
gesetzten Abkapselung von Teilkulturen kann nur
durch das Verständnis von Investitionen in bei-
den Bereichen begegnet werden.

Berlin, 10. Juli 2006
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